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Wesentliche Ergebnisse 

 
Teil A: Defizite der Verbraucherrechtsdurchsetzung 

 

(1) Das Verbraucherschutzniveau in Deutschland wird allgemein als hoch 

angesehen. Gleiches gilt grundsªtzlich auch f¿r die Effektivitªt der 

Verbraucherrechtsdurchsetzung. Der Schwerpunkt liegt bislang auf der 

zivilrechtlichen Durchsetzung.  

(2) In einigen Bereichen wird die zivilrechtliche Rechtsdurchsetzung durch 

behºrdliche Befugnisse ergªnzt. Die sektorielle Verbraucherrechtsdurchsetzung 

durch die Bundesnetzagentur und die Bundesanstalt f¿r 

Finanzdienstleistungsaufsicht wird von den befragten Stakeholdern als wirksam 

eingeschªtzt. Als weniger effektiv werden dagegen der Einsatz 

gewerberechtlicher Befugnisse durch kommunale Behºrden, Landesbehºrden 

sowie die strafrechtliche Verfolgung von VerbraucherrechtsverstºÇen durch die 

Staatsanwaltschaften eingeschªtzt. 

(3) Eine Stªrke des zivilrechtlichen Durchsetzungssystems ist die schnelle und 

effektive Abstellung von RechtsverstºÇen auf der Basis von 

Unterlassungsanspr¿chen nach UWG und UKlaG. Dies geschieht vor allem im 

Wege der einstweiligen Verf¿gung sowie auÇergerichtlich durch Abgabe 

strafbewehrter Unterlassungserklªrungen durch den Rechtsverletzer. 

(4) An Grenzen stºÇt die zivile Rechtsdurchsetzung in Fªllen, in denen die 

Aufklªrung des Sachverhaltes f¿r Private nicht oder nur mit unverhªltnismªÇigem 

Aufwand mºglich ist, etwa bei Fªllen mit Auslandsbezug, bei Fªllen, in denen es 

auf Finanzstrºme ankommt, bei intransparenten Geschªftsmodellen oder bei 

Verwendung von Algorithmen. 

(5) Streuschªden werden regelmªÇig nicht kompensiert. Individualklagen einzelner 

Verbraucher gelangen regelmªÇig wegen der Ărationalen Apathieñ der 

Geschªdigten nicht zu den Gerichten. Die r¿ckwirkende Beseitigung von Folgen 

findet nur selten statt. Die Gewinnabschºpfung beim Rechtsverletzer spielt in der 

Praxis kaum eine Rolle. Rechtsverletzungen werden also f¿r die Zukunft 

abgestellt, die Folgen werden aber nicht beseitigt. Die Prªventionswirkung des 

Rechtsdurchsetzungssystems ist in einigen Konstellationen mithin begrenzt. 
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(6) Inwieweit k¿nftig eine Ausweitung von Folgenbeseitigungsanspr¿chen durch die 

Rechtsprechung oder die Einf¿hrung einer Musterfeststellungsklage Abhilfe 

schaffen werden, kann derzeit nicht beurteilt werden. Bei der Lºsung der 

Streuschadensproblematik bestehen diesbez¿glich jedoch zumindest Zweifel. 

(7) Die zivile Rechtsdurchsetzung ist wegen der inter partes-Wirkung von 

Unterlassungsurteilen aufwªndig, da ggf. mehrere parallele Verfahren 

angestrengt werden m¿ssen, um eine Breitenwirkung zu erzielen. Zudem 

verhindern Unternehmen mitunter durch strategisches Verhalten im Prozess 

Prªzedenzentscheidungen. 

(8) In materieller Hinsicht sind Verbraucher- und Lauterkeitsrecht hinreichend flexibel, 

um neue Geschªftsmodelle und Verhaltensweisen (z.B. Influencer Marketing, 

Vergleichsplattformen) zu erfassen. 

(9) Ein gewisser Anpassungsdruck in Richtung einer Ausweitung der behºrdlichen 

Rechtsdurchsetzung ergibt sich durch die 2017 neugefasste CPC-Verordnung, 

die deutlich erweiterte Mindestbefugnisse vorsieht. 

(10) Verbraucherverbªnde sehen zwar Defizite in der Verbraucherrechtsdurchsetzung, 

sprechen sich jedoch in erster Linie f¿r eine Stªrkung der privaten 

Rechtsdurchsetzung aus. Wirtschaftsverbªnde sind in der Benennung von 

Defiziten zur¿ckhaltender. 

 

 

Teil B: Optionen der Befugnisergªnzung 

 

(11) Das Rechtsdurchsetzungssystem kºnnte durch die ¦bertragung von 

Befugnissen auf das Bundeskartellamt geªndert werden. Damit w¿rde an das 

funktionierende System der behºrdlichen Durchsetzung von Kartellrecht 

angekn¿pft. Das Bundeskartellamt hat mit der 9. GWB-Novelle 2017 bereits erste 

Befugnisse im Verbraucherrecht erhalten. 

(12) Ermittlungsdefizite bei VerbraucherrechtsverstºÇen kºnnten durch die 

Ausdehnung der Ermittlungsbefugnisse in ÄÄ 57 ff. GWB auf 

VerbraucherrechtsverstºÇe teilweise behoben werden. 

(13) Daran ankn¿pfend kºnnte eine Abstellungsbefugnis wie in Ä 32 Abs. 1 GWB 

vorgesehen werden. In laufenden Verfahren kºnnten RechtsverstºÇe durch eine 

Befugnis wie in Ä 32a GWB abgestellt werden. 

(14) Das Bundeskartellamt kºnnte die Befugnis erhalten, Allgemeinverf¿gungen zu 
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erlassen oder eigene Abstellungsverf¿gungen oder gerichtliche Entscheidungen 

f¿r allgemeinverbindlich zu erklªren. Damit w¿rde der mangelnden 

Breitenwirkung im Zivilverfahren entgegengewirkt. Werden 

Prªzedenzentscheidungen durch strategisches Prozessverhalten verhindert, 

kºnnte die Behºrde nachtrªglich die Zuwiderhandlung feststellen (Ä 32 Abs. 3 

GWB). 

(15) Defizite bei der Schadenskompensation und beim Bereicherungsausgleich 

kºnnten durch eine behºrdliche Folgenbeseitigung mittels 

R¿ckerstattungsanordnungen entsprechend Ä 32 Abs. 2a GWB bzw. Ä 32b GWB 

(Verpflichtungszusage) teilweise ausgeglichen werden. Auch durch 

Gebotsverf¿gungen (Ä 32 Abs. 2 GWB) kºnnte eine Folgenbeseitigung 

veranlasst werden. Das Zusammenspiel mit privaten Akteuren kºnnte durch eine 

Bindungswirkung von Entscheidungen und durch die Mºglichkeit von 

eigenstªndigen Folgenbeseitigungsverfahren bei der Behºrde nach gerichtlichen 

Entscheidungen gestªrkt werden. 

(16) Ein zu geringes Prªventionsniveau wegen der Fokussierung der privaten 

Rechtsdurchsetzung auf die Unterlassungsklage und der Schwªchen des 

Gewinnabschºpfungsanspruchs kºnnte durch die BebuÇung besonders 

schwerer VerstºÇe und die BebuÇung der Verursachung von Streuschªden 

gelºst werden. BuÇgelder kºnnten auch f¿r VerstºÇe im Ermittlungsverfahren 

vorgesehen werden. 

(17) Das Bundeskartellamt kºnnte durch sein Informationshandeln das Niveau der 

Verbraucherrechtsdurchsetzung verbessern (z.B. durch Leitlinien, 

Verbraucheraufklªrung, Naming and Shaming, ¥ffentlichkeitsarbeit). Die 

Behºrde kºnnte zuk¿nftig an Prozessen der Ko-Regulierung und 

Standardsetzung beteiligt werden. 

(18) Bei der Bewertung dieser Optionen ist zu ber¿cksichtigen, dass das 

Bundeskartellamt lediglich subsidiªr zu anderen Bundesbehºrden tªtig werden 

soll. Es st¿nde in Konkurrenz mit weiteren Behºrden, was eine Abstimmung 

erforderlich macht. 

(19) Da verbraucherrechtliche VerstºÇe in vielen Fªllen einen viel geringeren 

Unrechtsgehalt als kartellrechtliche VerstºÇe haben und auch von kleinen 

Unternehmen begangen werden, wªre aus Gr¿nden der VerhªltnismªÇigkeit und 

zur Vermeidung einer ¿bermªÇigen Belastung von Unternehmen zu erwªgen, 
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das Einschreiten des Bundeskartellamts an besondere Voraussetzungen zu 

kn¿pfen. Dies kºnnte durch eine Konturierung des Aufgreifermessens oder durch 

Voraussetzungen in einzelnen Normen geschafft werden. Eine denkbare 

Voraussetzung wªre etwa die erhebliche, dauerhafte oder wiederholte 

Beeintrªchtigung der Interessen der Verbraucher. Die Einf¿hrung von 

BuÇgeldern w¿rde in besonderem MaÇe eine Pr¿fung des Bestimmtheitsgebots 

und der VerhªltnismªÇigkeit des behºrdlichen Vorgehens verlangen. 

(20) Die Begrenzung des Aufgreifermessens w¿rde den ¦berschneidungsbereich mit 

der privaten Rechtsdurchsetzung verringern. F¿r parallele Verfahren sind 

Abstimmungsmechanismen zwischen privater und behºrdlicher 

Rechtsdurchsetzung vorzusehen. Die in UWG und UKlaG aktivlegitimierten 

Akteure sollten in die Tªtigkeit der Behºrde eingebunden werden. 

(21) Die Ergªnzung der Befugnisse kºnnte genutzt werden, um den Anforderungen 

der CPC-Verordnung zu gen¿gen, soweit diese im Sinne eines Behºrdenmodells 

interpretiert wird. 

(22) Sowohl Verbraucher- als auch Wirtschaftsverbªnde stehen einer Ausweitung der 

behºrdlichen Befugnisse ¿berwiegend kritisch gegen¿ber. Sie sehen einen 

Bedarf, wenn ¿berhaupt, am ehesten bei Ermittlungsbefugnissen, BuÇgeldern, 

Gebotsverf¿gungen sowie bei der Allgemeinverbindlicherklªrung von Urteilen. 
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Einleitung 

 

Das Bundesministerium f¿r Wirtschaft und Energie hat 2017 eine Studie 

ausgeschrieben zur Thematik ĂDarstellung und Systematisierung von Mºglichkeiten 

und Defiziten der privatrechtlichen Durchsetzung des Verbraucherschutzes sowie 

Einbeziehung der Kartellbehºrden zu dessen Durchsetzungñ. Thematisch kn¿pft das 

Ministerium an die 9. GWB-Novelle 2017 an, mit der dem Bundeskartellamt in Ä 32e 

Abs. 5 GWB und Ä 90 Abs. 6 GWB erstmals explizit Befugnisse im Verbraucherrecht 

eingerªumt wurden. 

 

Die Studie wurde von den Professoren Christoph Busch (Osnabr¿ck), Frauke 

Henning-Bodewig (M¿nchen) und Rupprecht Podszun (D¿sseldorf) erstellt. Sie tragen 

die gemeinsame wissenschaftliche Verantwortung f¿r die Studie. Die Studie spiegelt 

nicht die Auffassung von Institutionen wider, mit denen die Autoren verbunden sind, 

oder des Bundesministeriums f¿r Wirtschaft und Energie. Gregor Schmieder 

(D¿sseldorf) hat an der Erstellung der Studie wesentlich mitgewirkt. 

 

In der Studie werden zwei Leitfragen untersucht: 

 

Leitfrage 1: Welche Durchsetzungsdefizite, insbesondere bei VerstºÇen gegen das 

Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb, bestehen bei verbrauchersch¿tzenden 

Vorschriften in Deutschland? 

 

Diese Leitfrage wird schwerpunktmªÇig in Teil A der Studie beantwortet. 

 

Leitfrage 2: Welche Optionen hat der Gesetzgeber, um Defizite in der Durchsetzung 

des Verbraucherschutzes durch Betrauung des Bundeskartellamts mit neuen 

Befugnissen abzubauen? 

 

Diese Leitfrage wird schwerpunktmªÇig in Teil B der Studie beantwortet. 

 

Die Studie basiert methodisch auf der Auswertung von Rechtsprechung und Literatur, 

auf der Befragung einzelner Experten im Rahmen einer explorativen Vorstudie, einer 

fragebogengest¿tzten Befragung relevanter Stakeholder sowie auf der Auswertung 

von Einsendungen an die Autoren. Am 15.12.2017 fand zudem in Berlin ein Workshop 

statt, an dem zahlreiche Vertreterinnen und Vertreter aus den betroffenen Kreisen 

teilnahmen. Die Studie wurde im Februar 2018 abgeschlossen, spªtere Entwicklungen 

konnten vereinzelt noch ber¿cksichtigt werden. 
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Teil A: Möglichkeiten und Defizite des bestehenden 

Rechtsdurchsetzungssystems 

 

In Teil A des Gutachtens wird das derzeit verf¿gbare Instrumentarium zur 

Durchsetzung verbraucherrechtlicher Vorschriften auf mºgliche Defizite untersucht. 

Dem Gutachtenauftrag entsprechend liegt der Fokus dabei auf dem 

lauterkeitsrechtlichen Verbraucherschutz. 

In Abschnitt I erfolgt zunªchst eine umfassende Bestandsaufnahme des ¿ber das 

UWG gewªhrten Verbraucherschutzes, seine Einordnung in den lauterkeitsrechtlichen 

Ansatz und der zur Verf¿gung stehenden Durchsetzungsinstrumente.  

Abschnitt II widmet sich der Kritik am geltenden Durchsetzungsregime aus 

rechtsvergleichender und rechtsºkonomischer Perspektive. Untersucht wird auch, 

inwieweit das vornehmlich auf zivilrechtsrechtlicher Rechtsdurchsetzung beruhende 

System mit den Vorgaben des Unionsrechts, insbesondere der im Jahr 2017 

neugefassten CPC-Verordnung, vereinbar ist.  

Abschnitt III enthªlt vier Case Studies zu Sachverhaltskonstellationen, bei denen 

hªufig ein Enforcement-Defizit beklagt wird, nªmlich das sog. Influencer Marketing, 

digitale Kundenbewertungen, Vergleichsportale/Rankings und Entgeltklauseln. 

Anhand von Nahaufnahmen aus Rechtsprechung und Literatur wird dabei die 

Effektivitªt der Bekªmpfung von RechtsverstºÇen mit Hilfe des de lege lata zur 

Verf¿gung stehenden Durchsetzungsinstrumentariums einer eingehenden Analyse 

unterzogen.  

In Abschnitt IV werden die Ergebnisse einer Stakeholderbefragung zusammengefasst, 

die im Rahmen des Gutachtens durchgef¿hrt wurde. Hierzu wurden ï nach einer 

explorativen Vorstudie, in der einzelne Fachleute aus Richterschaft, Anwaltschaft, 

Unternehmen und Verbªnden befragt wurden ï Erhebungen bei den in diesem Bereich 

tªtigen Verbªnden, denen bei der Rechtsdurchsetzung besondere Bedeutung 

zukommt, durchgef¿hrt. Die Stakeholderbefragung liefert wichtige Erkenntnisse zur 

Frage, in welchen Bereichen die an der Verbraucherrechtsdurchsetzung beteiligten 

Akteure Defizite im bestehenden Durchsetzungsregime sehen.  

Abschnitt V f¿hrt die Ergebnisse aus den vorangegangenen Abschnitten zusammen 

und nimmt eine Systematisierung der identifizierten Durchsetzungsdefizite vor.  

Abschnitt VI enthªlt eine Zusammenfassung der in Teil A angestellten ¦berlegungen. 
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I. Bestandsaufnahme: Verbraucherschutz durch UWG 

Das Gutachten erºrtert die Frage, ob Durchsetzungsdefizite bei 

verbrauchersch¿tzenden Vorschriften, Ăinsbesondere bei VerstºÇen i.S.d. UWGò 

bestehen. Als erster Schritt ist daher zu untersuchen, auf welchem Wege das UWG de 

lege lata dem Verbraucher Schutz gewªhrt und wie dieser Schutz durchgesetzt wird. 

 

1. Der über das UWG gewährte Verbraucherschutz 

a. Verbraucherschutz als Normzweck des UWG 

(1) Die Normzweckklausel des § 1 UWG 

GemªÇ Ä 1 UWG verfolgt das UWG einen dreifachen Schutzzweck. Es sch¿tzt die 

Mitbewerber, die Verbraucherinnen/Verbraucher, die sonstigen Marktteilnehmer und 

die Allgemeinheit vor unlauteren geschªftlichen Handlungen. Der Schutz der 

Verbraucher steht gleichberechtigt neben dem der Mitbewerber, wªhrend die 

Interessen der Allgemeinheit auf einen unverfªlschten Wettbewerb beschrªnkt sind.1 

 

Der Schutz der Verbraucher war urspr¿nglich nicht Schutzzweck des deutschen (oder 

des auslªndischen) Wettbewerbsrechts: Im Vordergrund des UWG von 1909 stand 

vielmehr der Schutz des Unternehmers vor unlauteren Wettbewerbshandlungen seiner 

Mitbewerber (sog. B2B-Schutz). Dies war und ist auch der Ansatz der bislang einzigen 

Regelung des unlauteren Wettbewerbsrechts auf internationaler Ebene (Art. 10bis der 

Pariser Verbands¿bereinkunft zum gewerblichen Rechtsschutz).2  Der Schutz der 

Verbraucher erfolgte also zunªchst nur reflexartig. Im Laufe der Zeit wurde jedoch 

anerkannt, dass Verbraucher von unlauteren Wettbewerbshandlungen genauso 

betroffen sind wie Wettbewerber. Spªtestens mit der Einrªumung der Aktivlegitimation 

f¿r Verbraucherverbªnde (1965) waren daher bei der Auslegung der einzelnen 

Verbotstatbestªnde im Wege der Interessenabwªgung stets auch die Interessen der 

Verbraucher am Unterbleiben der fraglichen unlauteren Handlung zu ber¿cksichtigen. 

Bei der Neufassung des UWG im Jahre 2004 zog der Gesetzgeber aus diesem 

geªnderten Schutzzweck die Konsequenzen, indem er in Ä 1 UWG den Schutz der 

Verbraucher als Normziel ausdr¿cklich klarstellte. 

 

                                            
1 Zum Verbraucherschutz als Normzweck des UWG vgl. etwa Podszun in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, 

UWG, 2016, Ä 1 Rn. 52 ff.; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 19 ff.; Kºhler in: 

Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 1 Rn. 14 ff.; Fezer in: Fezer/B¿scher/Obergfell, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 

34 ff.; Peukert in: Teplitzky/Pfeifer/Leistner, GroKo-UWG, 2014, Ä 1 Rn. 37 ff.; Sosnitza in: M¿KoUWG, 2014, Ä 1 

Rn. 25 ff.; Gºtting in: Gºtting/Nordemann, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 8 ff., Ernst in: Ullmann, jurisPK-UWG, 2016, Ä 1 Rn. 

3ff. 
2  Art. 10bis PV¦ enthªlt seit ¿ber 100 Jahren ein Ăunfair competition law in a nutshellñ, das neben einer 

Generalklausel drei Beispielsfªlle unlauteren Wettbewerbs (Hervorrufen von Verwechslungsgefahr, Herabsetzung, 

Irref¿hrung) nennt. Der Schutz ist, wie bereits der enge Zusammenhang mit den IP-Rechten in der PV¦ nahelegt, 

auf Mitbewerber beschrªnkt; ausf¿hrlich dazu Henning-Bodewig in: Henning-Bodewig, International Handbook on 

Unfair Competition, 2013, S. 9. ff.; Henning-Bodewig, GRUR Int. 2015, 529. 
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Das UWG von 2004 verfolgt damit, was den Schutzzweck betrifft, einen sog. 

integrierten Ansatz, d.h. es trennt nicht zwischen dem Schutz der Unternehmer, 

Verbraucher und sonstigen Marktteilnehmern, sondern verbindet diesen Schutz 

miteinander. Dahinter steht der Gedanke, dass es sich bei der Beurteilung einer 

geschªftlichen Handlung aus Verbraucher- und Mitbewerbersicht in der Regel um 

Ăzwei Seiten derselben Medailleñ handelt; z.B. schadet irref¿hrende Werbung sowohl 

den Interessen der Verbraucher (1. Stufe) als auch denen der gesetzestreuen 

Mitbewerber (2. Stufe). Die meisten Vorschriften des UWG betonen folglich diese 

Verbindung zwischen den Interessen von Verbrauchern und Mitbewerbern, sind also 

im Grundsatz sowohl B2B als auch B2C-Regelungen. Dies erklªrt auch, warum 

Mitbewerber und ihre Verbªnde auch gegen die Verletzung verbrauchersch¿tzender 

Normen vorgehen kºnnen.3 

 

Die Differenzierung zwischen Unternehmer und Verbraucher ist damit im deutschen 

Lauterkeitsrecht weniger ausgeprªgt als in denjenigen Rechtsordnungen, die 

spezifische Gesetze jeweils zum Schutz der Mitbewerber und Verbraucher kennen. 

Gleichwohl spielt sie auch im UWG eine Rolle. Zur¿ckzuf¿hren ist dies vor allem auf 

europªische Vorgaben, die zunehmend zwischen sog. B2C- und B2B-Regelungen 

trennen. Am deutlichsten kommt dies im Irref¿hrungsrecht zum Ausdruck, wo die 

Richtlinie 2005/29/EG nur f¿r Verbraucher, die Richtlinie 2006/114/EG nur f¿r 

Unternehmer gilt. Diese vor allem auf die unterschiedlichen Generaldirektionen (und 

ihre Kompetenzen) zur¿ckzuf¿hrende Aufspaltung ist f¿r das nationale Recht zwar 

nicht bindend, da es Sache der Mitgliedstaaten ist, welcher Regelungsansatz bei der 

Umsetzung zugrunde gelegt wird. Sie hat jedoch auch im deutschen Recht dazu 

gef¿hrt, dass nunmehr einige Vorschriften im UWG expressis verbis den 

Verbraucherschutz adressieren.  

(2) Der Begriff des Verbrauchers 

Als Verbraucher gilt gemªÇ Ä 2 Abs. 2 UWG unter Verweis auf die Legaldefinition in 

Ä 13 BGB jede nat¿rliche Person, die ein Rechtsgeschªft zu Zwecken abschlieÇt, Ădie 

¿berwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstªndigen Tªtigkeit zugerechnet 

werden kºnnenò. Im Einzelfall kann die Abgrenzung nicht unproblematisch sein.4 

Gerade wegen des integrierten Ansatzes des UWG wird diskutiert, ob das 

Schutzbed¿rfnis kleiner Unternehmer nicht dem des Verbrauchers entspricht oder ob 

ein Abstellen auf den Begriff des Kunden nicht sachgerechter wªre.5 In einigen EU-

Staaten hat diese Diskussion dazu gef¿hrt, dass man die als zu einseitig empfundene 

Ausrichtung des Unionsrechts auf den Verbraucherschutz durch eine Erstreckung 

auch auf (kleinere oder mittlere) Unternehmer Ăkorrigiertñ hat, z.B. die auf B2C 

beschrªnkte Ăblack listñ der RL 2005/29/EG auch im B2BïBereich anwendet. F¿r das 

                                            
3 Dazu ausf¿hrlich unter A.I.2.d., A.II.2.d. 
4 Neben der Auslegung des Kriteriums Ă¿berwiegendò ist es vor allem die Abgrenzung Verbraucher/Arbeitnehmer 

und die Frage der Einbeziehung von Idealvereinen/Stiftungen, die in der Praxis eine Rolle spielt; dazu etwa Keller 

in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 2 Rn. 238 ff. 
5 Vgl. Busch/Dannemann/Schulte-Nºlke, MMR 2016, 787. 
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deutsche Recht wird eine derartige generelle Erstreckung abgelehnt, da insbesondere 

die dann noch weitreichenderen Informationspflichten f¿r Unternehmer zu belastend 

sein kºnnten und die unter die Ăblack listñ fallenden Sachverhalte ohne weiteres bereits 

¿ber die (f¿r alle Marktbeteiligten geltenden) Grundtatbestªnde des UWG erfassbar 

sind.  

(3) Schutz der Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers 

Sofern es um den Schutz des Verbrauchers im UWG geht, ist dieser nach h.M. ein 

funktionsbezogener Schutz.6 Das UWG soll zum Funktionieren des Marktes beitragen, 

es gilt neben dem Kartellrecht als eines der ĂGrundgesetze der Wirtschaftñ. Ein 

funktionierender Wettbewerb setzt jedoch Handlungs- und Entscheidungsfreiheit der 

Marktakteure voraus. Wªhrend beim Schutz der Mitbewerber die freie Entfaltung der 

unternehmerischen Tªtigkeit im Vordergrund steht, ist es beim Verbraucher der Aspekt 

der Konsumentensouverªnitªt. Der durch das UWG gewªhrte Schutz des 

Verbrauchers soll also vor allem Verfªlschungen der wirtschaftlichen 

Entscheidungsgrundlage verhindern, insbesondere durch ein Verbot irref¿hrender 

oder aggressiver Praktiken. Denn auch wenn Beeinflussungen der Abnehmer nicht per 

se unlauter sind, muss die Mºglichkeit einer Ăinformierten Entscheidungñ jedenfalls 

soweit gewahrt bleiben, dass der Verbraucher die ihm in der Marktwirtschaft 

zugedachte Rolle, als Schiedsrichter ¿ber Erfolg oder Misserfolg von Angeboten der 

Unternehmen zu fungieren, aus¿ben kann. GroÇe Bedeutung haben in diesem 

Zusammenhang auch Informationspflichten. Sie ermºglichen nach dem von der 

Kommission zugrunde gelegten Informationsmodell hªufig erst eine rationale 

Entscheidung des Verbrauchers, werden jedoch z.T. auch als Ăinformation 

overloadñ kritisch gesehen,7  wie etwa die ¿berbordenden Informationspflichten aus 

dem Unionsrecht, die ¿ber Ä 5a Abs. 2-4 UWG zu beachten sind (dazu unter A.I.1.b.(4)). 

Daneben sch¿tzt das UWG auch in gewissem Umfang die Privatsphªre des 

Verbrauchers vor werblichen ¦bergriffen, z.B. durch das Verbot belªstigender 

Werbung in Ä 7 UWG. 

 

(4) Generalpräventiver Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen 

Bereits der Entstehungsgeschichte nach ist das deutsche Lauterkeitsrecht eng mit 

dem Zivilrecht verbunden; es gilt als Ăausgegliedertes Deliktsrechtñ und verdankt seine 

Entstehung vor allem dem Umstand, dass die Rechtsprechung aus dogmatischen 

Gr¿nden die Anwendung der deliktsrechtlichen Vorschriften des BGB auf das Ăneue 

Deliktñ des unlauteren Wettbewerbs ablehnte. Einig war man sich jedoch dar¿ber, dass 

der lauterkeitsrechtliche Schutz eng mit dem BGB verzahnt bleiben sollte. Dies hat 

                                            
6 Ausf¿hrlich dazu etwa Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 20 ff.; Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, 

UWG, 2018, Ä 1 UWG Rn. 17; Podszun in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 52 ff.; Fezer 

in: Fezer/B¿scher/Obergfell, UWG, 2016, Ä 1; Sosnitza in: M¿KoUWG, 2014, Ä 1 Rn. 25 ff.; Fritzsche in: 

Teplitzky/Pfeifer/Leistner, GroKo-UWG, 2014, Ä 1 Rn. 239. 
7 Zu den Informationspflichten (und der Kritik an ihrem ¦bermaÇ) vgl. etwa Ohly, GRUR 2004, 889, 894 ff. 
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auch den spªter hinzugekommenen Verbraucherschutz in eine bestimmte Richtung 

gelenkt. Gedacht war an folgende ĂAufgabenteilungñ:  

 

Das Vertragsrecht soll die Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers sch¿tzen, indem 

dieser sich vom Vertrag mittels Anfechtung, R¿cktritt, Widerruf etc. lºsen, bzw. 

Ausgleichsanspr¿che nach Gewªhrleistungsrecht oder c.i.c. geltend machen kann. 

Das UWG soll demgegen¿ber generalprªventiv eine Verfªlschung der 

Entscheidungsgrundlage unterbinden. Dies dient (aus heutiger Sicht) wiederum dem 

¿bergeordneten Ziel des Funktionierens des Wettbewerbs und mittelbar auch den 

Interessen der Mitbewerber und der anderen Marktteilnehmer. Das Lauterkeitsrecht 

trªgt damit den kollektiven Interessen der Verbraucher Rechnung,8  wªhrend sich ï 

was mitunter aus Verbrauchersicht als nicht mehr zeitgemªÇ kritisiert wird9  ï die 

Rechte des einzelnen Verbrauchers aus dem BGB ergeben. Bisherige 

gesetzgeberische Versuche einer engeren Verzahnung zwischen UWG und BGB beim 

individuellen Verbraucherschutz waren nicht erfolgreich: so wurde ein 1998 

eingef¿hrtes Vertragslºsungsrecht des Verbrauchers wegen Irref¿hrung (Ä 13a UWG 

a.F.) bei der Neufassung des UWG im Jahre 2004 wieder aufgehoben und stattdessen 

ein Gewinnabschºpfungsanspruch in Ä 10 UWG eingef¿hrt.10 

 

b. Unterschiedliche Ansatzpunkte für den Verbraucherschutz im 

UWG 

(1) Überblick 

Dem integrierten Ansatz des UWG folgend dienen die wichtigsten Vorschriften des 

UWG sowohl den Interessen der Mitbewerber als auch denen der Verbraucher. Dies 

gilt insbesondere f¿r die Generalklausel in Ä 3 Abs. 1 UWG und den Grundtatbestand 

der Irref¿hrungen, Ä 5 UWG (dazu noch unten). 

Daneben gibt es jedoch auch Vorschriften im UWG, die direkt und unmittelbar auf den 

Schutz der Interessen der Verbraucher bezogen sind, d.h. in tatbestandlicher Hinsicht 

nur anwendbar sind, wenn es um eine geschªftliche Handlung gegen¿ber einem 

Verbraucher geht (Verbrauchertatbestªnde). Wie erwªhnt, ist diese explizite 

Ausrichtung auf den Verbraucherschutz im Wesentlichen auf das Unionsrecht 

zur¿ckzuf¿hren, dessen wichtigste Regelung in diesem Bereich, die Richtlinie 

2005/29/EG, auf ĂB2Cñ beschrªnkt ist. Da man eine generelle Erstreckung des 

Schutzes auf alle Marktbeteiligten (insb. bei den Informationspflichten und den per se-

                                            
8 So die ganz ¿berwiegende Meinung in der Literatur, vgl. etwa Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 

2018, Ä 1 Rn. 17 ff.; Podszun in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 1, Rn. 59 ff.; Sosnitza in: 

Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 26; Sosnitza in: M¿KoUWG, 2014, Ä 1 Rn. 30 ff.; Fritzsche in: 

Teplitzky/Pfeifer/Leistner, UWG, 2014, Ä 1 Rn. 290 ff. 
9  Aus der Literatur vgl. etwa Augenhofer, WRP 2006, 169; KeÇler, WRP 2005, 164; Koos in: 

Fezer/B¿scher/Obergfell, UWG, 2013, Ä 9 Rn. 3.; Glºckner in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, 

Einl. B. Rn. 387 ff.; Micklitz in: M¿KoUWG, 2014, Ä 10 Rn. 3. Auch der REFIT-Report fordert eine engere 

Verzahnung von (europªischem) Lauterkeits- und Vertragsrecht; vgl. Study for the Fitness Check of EU Consumer 

and Marketing Law, Main Report, 2017, S. 2010 ff. 
10 Zu den Gr¿nden BT-Drucks. 15/1487, S. 23. 
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Verboten der Ăblack listñ) als nicht interessengerecht ansah, kam es im Zuge der 

Reformen von 2008 und 2015 zu einer stªrkeren Differenzierung zwischen den 

einzelnen Schutzobjekten. Teile des Irref¿hrungstatbestands in Ä 5a UWG (Irref¿hrung 

durch Unterlassen) gelten z.B. nunmehr nur f¿r Verbraucher und es wurde in Ä 3 Abs. 

2 UWG eine (fast wºrtlich mit der UGP-Richtlinie ¿bereinstimmende) 

ĂVerbrauchergeneralklauselñ aufgenommen.  

Auf den ersten Blick weniger offensichtlich, jedoch in der Praxis umso wichtiger, ist 

schlieÇlich der indirekte Verbraucherschutz des UWG ¿ber den sog. 

Rechtsbruchtatbestand (Ä 3a UWG). Hier¿ber kºnnen VerstºÇe gegen auÇerhalb des 

UWG angesiedelte Marktverhaltensregelungen, auch solche zum Schutz der 

Verbraucher, bei ¦berschreiten einer gewissen Erheblichkeitsschwelle als unlauterer 

Wettbewerb untersagt werden (dazu unten).  

Im Ergebnis gewªhrt das UWG den Interessen der Verbraucher deshalb auf mehreren 

Wegen Schutz: 

 

- durch explizit auf Verbraucher zugeschnittene Vorschriften (B2C-Normen),  

- durch Vorschriften, die sowohl den Verbraucher als auch den Mitbewerber 

sch¿tzen (B2B/B2C-Normen), 

- durch die Einbeziehung verbrauchersch¿tzender Marktregulierungen ¿ber den 

Rechtsbruchtatbestand, Ä 3a UWG, 

- durch die Einbeziehung von Informationspflichten des Unionsrechts ¿ber den 

Tatbestand der Irref¿hrung durch Unterlassen, Ä 5a Abs. 2-4 UWG. 

 

Diese Ansªtze des Rechtsschutzes f¿r Verbraucher sind nicht scharf voneinander 

trennbar, sondern ¿berschneiden sich teilweise. Dies gilt insbesondere f¿r die nach Ä 

5a UWG einbezogenen Informationspflichten und den Rechtsbruchtatbestand in Ä 3a 

UWG.11 

Der auf den genannten Wegen gewªhrte Verbraucherschutz ist unmittelbarer Natur. 

Daneben besteht ein indirekter (reflexartiger) Schutz der Verbraucher auch bei 

Vorschriften, die primªr den Interessen der Mitbewerber dienen, deren Respektierung 

jedoch letztlich auch den Verbrauchern zugutekommt. So adressieren die seit der 

Reform von 2015 in Ä 4 UWG zusammengefassten Sachverhalte unmittelbar den 

Schutz der Unternehmer, nicht der Verbraucher.12 Mit der Normzweckklausel des Ä 1 

UWG ist dies vereinbar, da diese nur das Dach, unter dem die einzelnen Vorschriften 

stehen, umreiÇt und nichts ¿ber die primªre Schutzrichtung der Norm aussagt. 

 

                                            
11 Nach ¿berwiegender Meinung geht in diesen Fªllen Ä 5a UWG vor; vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 

3a Rn. 8 ff. 
12 Auch im B2B-Bereich ist der Verbraucher jedoch nicht schutzlos, allerdings wird ihm der Schutz aus anderen 

Gr¿nden und auf anderer Rechtsgrundlage gewªhrt. So ist der Tatbestand der unzulªssigen Nachahmung in Ä 4 

Nr. 3 UWG eng mit den IP-Rechten verbunden und folglich auf die Interessen der Mitbewerber zugeschnitten. Die 

Verbraucherinteressen in diesem Bereich sind jedoch gleichfalls (unmittelbar) gesch¿tzt, nªmlich durch ein 

explizites Verbot der Irref¿hrung durch verwechslungsfªhige Waren, Marken, Aufmachungen etc. in Ä 5 Abs. 2 UWG. 
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(2) Spezifische Tatbestände zum Schutz der Verbraucher (B2C) 

Wie erwªhnt, gibt es vor allem infolge der Vorgaben der RL 2005/29/EG auch im UWG 

Tatbestªnde, die speziell auf den Schutz der Verbraucher zugeschnitten sind, m.a.W. 

nur eingreifen, wenn es um eine nat¿rliche Person geht, die den Verbraucherbegriff 

(Ä 2 Abs. 2 UWG, Ä 13 BGB) erf¿llt. So gelten ¿ber die Generalklausel des Ä 3 Abs. 3 

UWG die im UWG-Anhang aufgef¿hrten 31 per se-Verbote (nur) zugunsten der 

Verbraucher, wªhrend die Grundtatbestªnde im UWG, auf denen sie beruhen, dem 

Schutz aller Marktbeteiligten dienen. Im ¦brigen handelt es sich zumeist um 

Modifizierungen von Tatbestªnden, die entsprechend dem integrierten Ansatz des 

UWG in ihrem Grundtatbestand f¿r alle Marktbeteiligten gelten, bei denen jedoch 

bestimmte Abwandlungen ï hªufig Informationspflichten ï dem Schutz des 

Verbrauchers vorbehalten bleiben sollen. Insbesondere das Verbot der Irref¿hrung 

durch Unterlassen in Ä 5a UWG verankert in den Abs. 2-4 spezielle Regelungen, die 

Informationspflichten nur gegen¿ber Verbrauchern begr¿nden. Auch das Verbot 

aggressiver Geschªftspraktiken in Ä 4a UWG ist in einigen Varianten auf Verbraucher 

beschrªnkt; gleiches gilt f¿r das Verbot belªstigender Werbung in Ä 7 UWG. Als 

Auffangtatbestand, etwa f¿r neue, nicht von den spezifisch geregelten Tatbestªnden 

erfasste geschªftliche Praktiken, kommt schlieÇlich die ĂVerbrauchergeneralklauselñ in 

Ä 3 Abs. 2 UWG in Betracht, wªhrend die Generalklausel in Abs. 1 f¿r alle 

Marktteilnehmer gilt. Da die Verbrauchergeneralklausel infolge ihrer 

Verweisungstechnik auch f¿r andere Verbrauchertatbestªnde des UWG (mit 

Ausnahme der Ăblack listñ von per se-Verboten nach Ä 3 Abs. 3 UWG) Bedeutung hat, 

statuiert sie zugleich als generelle Voraussetzung, dass eine Handlung, um unlauter 

gegen¿ber dem Verbraucher zu sein, geeignet sein muss, das Verhalten des 

Verbrauchers wesentlich zu beeinflussen13. 

 

(3) Integrierter Verbraucherschutz (B2C/B2B) 

Trotz der Ausrichtung einzelner Vorschriften auf den Schutz des Verbrauchers oder 

des Mitbewerbers dienen die meisten Vorschriften im UWG ï insb. in ihrem 

grundlegenden Verbotstatbestand ï nach wie vor sowohl den Interessen der 

Mitbewerber als auch denen der Verbraucher. Das gilt insbesondere f¿r den wichtigen 

Schutz vor irref¿hrenden geschªftlichen Handlungen in Ä 5 und Ä 5a Abs. 1 UWG und 

das (in der Praxis weniger wichtige) Verbot der aggressiven geschªftlichen 

Handlungen in Ä 4a UWG. Es gilt im Grundsatz jedoch auch f¿r Ä 6 UWG 

(vergleichende Werbung) sowie Ä 7 UWG (belªstigende geschªftliche Handlungen). 

In all diesen Tatbestªnden stehen die Interessen der Verbraucher gleichberechtigt 

neben denen der Mitbewerber und sonstigen Marktteilnehmern. Sie sind folglich 

unmittelbar zu ber¿cksichtigen. 

 

                                            
13 S. BGH, 14.1.2016, Az. I ZR 65/14, GRUR 2016, 946 ï Freunde finden. 
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(4) Erweiterung des Verbraucherschutzes durch unionsrechtliche Informati-

onspflichten; § 5a Abs. 2-4 UWG 

Ä 5a UWG regelt die sog. Irref¿hrung durch Unterlassen. Wªhrend der 

Grundtatbestand in Ä 5a Abs. 1 UWG, der an Ä 5 Abs. 1 UWG ankn¿pft, umfassend 

dem Schutz der Verbraucher und aller anderen Marktteilnehmer dient, gelten die Abs. 

2-4 ausschlieÇlich f¿r Verbraucher. Nach Abs. 2 handelt dabei unlauter, wer die 

Entscheidungsfreiheit von Verbrauchern durch das Vorenthalten von Informationen, 

die im konkreten Fall als Ăwesentlichñ anzusehen sind, beeinflusst. GemªÇ Ä 5a Abs. 

3 Nr. 2 UWG sind dies Informationen ¿ber die wesentlichen Merkmale der Ware oder 

Dienstleistung, die Identitªt oder Anschrift des Unternehmers, den Endpreis, Zahlungs- 

und Lieferbedingungen sowie das Bestehen eines Rechts zum R¿cktritt oder 

Widerruf.14 

 

Ä 5a Abs. 4 UWG prªzisiert die Informationspflichten gegen¿ber dem Verbraucher 

dadurch, dass im Ergebnis eine Reihe von Verbraucherregelungen des Unionsrechts 

in den Irref¿hrungstatbestand einbezogen werden. So sind als unwiderlegbar 

wesentlich alle Informationen anzusehen, Ădie dem Verbraucher aufgrund 

gemeinschaftsrechtlicher Verordnungen oder Rechtsvorschriften zur Umsetzung 

gemeinschaftsrechtlicher Richtlinien f¿r kommerzielle Kommunikation einschlieÇlich 

Werbung und Marketing nicht vorenthalten werden d¿rfenñ. Damit gelten die 

Informationspflichten aus folgenden Richtlinien, die sªmtlich in das deutsche Recht 

umgesetzt wurden, auch f¿r das UWG:  

 

¶ Richtlinie 2011/83 (Verbraucherrechte) 

¶ Richtlinie 90 /314 (Pauschalreisen) 

¶ Richtlinie 94/47 (Teilnutzung) 

¶ Richtlinie 98/6 (Preisangaben) 

¶ Richtlinie 2001/83 (Arzneimittel) 

¶ Richtlinie 2000/31 (E-Commerce) 

¶ Richtlinie 87/102 (Verbraucherkredit) 

¶ Richtlinie 2002/65 (Finanzdienstleistungen) 

¶ Richtlinie 85/611 (neu: RL 2009/65; Wertpapiere) 

¶ Richtlinie 2002/92 (Versicherungsvermittlung) 

¶ Richtlinie 2002/83 (Lebensversicherung) 

¶ Richtlinie 2004/39 (Finanzinstrumente) 

¶ Richtlinie 92/49 (Direktversicherung) 

¶ Richtlinie 2003/71 (Wertpapieren) 

 

                                            
14 Ausf¿hrlich zu Ä 5a Abs. 2-4 UWG etwa Dreyer in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 

84 ff.; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 86 ff.; Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 

5a Rn. 3.1 ff.; 4.1 ff.; 5.1 ff., Peifer in: Fezer/B¿scher/Obergfell, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 30 ff.; Lindacher in: 

Teplitzky/Pfeifer/Leistner, GroKo-UWG, 2014, Ä 5a Rn. 19 ff.; Alexander in: M¿KoUWG, 2014, Ä 5a Rn. 83 ff.; 

Gºtting in: Gºtting/Nordemann, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 8 ff.; Seichter in: jurisPK-UWG, 2016, Ä 5a Rn. 57 ff. 
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Zusªtzlich werden noch Informationspflichten aus anderen Richtlinien als wesentlich 

angesehen ï wenn wohl auch nicht als Ăunwiderlegbarñ wesentlich15 ï nªmlich etwa 

die der Richtlinien 1999/44 (Verbrauchsg¿terkauf), 98/79 (Medizinprodukte), 2006/123 

(Dienstleistungen), 2001/83 (Arzneimittel), 2001/37 (Tabakprodukte) und der VO Nr. 

192/2006 (Lebensmittelwerbung). 

Insgesamt erfolgt somit ¿ber Ä 5a Abs. 2-4 UWG eine Einbeziehung einer Vielzahl von 

Informationspflichten aus europªischen Richtlinien und Verordnungen zum 

Verbraucherschutz, die ein engmaschiges Netz von Informations- und 

Aufklªrungspflichten der Unternehmen gegen¿ber dem Verbraucher begr¿nden.  

 

c. Die Einbeziehung außerwettbewerbsrechtlicher Verbraucher-

schutznormen über § 3a UWG (Rechtsbruch) 

(1) Weit gefasster Begriff der Marktregulierung im Interesse der Verbraucher 

GemªÇ Ä 3a UWG handelt unlauter im Sinne des UWG, wer einer 

auÇerwettbewerbsrechtlichen Norm zuwiderhandelt, sofern diese dazu bestimmt ist, 

im Interesse der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu regeln und der VerstoÇ 

geeignet ist, die Interessen von Verbrauchern, sonstigen Marktteilnehmern oder 

Mitbewerbern sp¿rbar zu beeintrªchtigen. Erfasst sind somit im Grundsatz VerstºÇe 

gegen fast alle Normen, die dem Schutz der Verbraucher dienen.16 (zu Ä 3a UWG vgl. 

auch die Ausf¿hrungen unter A.I.4.b.(2)). 

 

Der Begriff der Normen zur Marktregulierung im Interesse (auch) der Verbraucher wird 

weit ausgelegt. Ausgeklammert sind nach h.M. nur keine Normqualitªt aufweisende 

Regelungen wie DIN-Normen, Selbstverpflichtungen etc.17  Bedenken bestehen z.T. 

bei Marktregulierungen, die die Abnehmer nicht in ihrer Eigenschaft als Verbraucher 

ansprechen, sondern in ihrer Eigenschaft als Mensch allgemein, etwa Vorschriften 

zum Jugendschutz und zur Verhinderung von Diskriminierungen allgemeiner Art.18  

 

Auch unter Ber¿cksichtigung dieser Einschrªnkungen werden ¿ber Ä 3a UWG jedoch 

zahlreiche Normen einbezogen, die (auch) dem Verbraucherschutz dienen, z.B. 

 

- produktspezifische Regelungen (etwa Werberegelungen f¿r Arzneimittel, 

Heilmittel, Medizinprodukte, Lebensmittel, Kosmetikprodukte), 

- vertriebsbezogene Regelungen (etwa Preisangaben, medienspezifische 

                                            
15 Nach EuGH, WRP 2017, 13 ï Canal Digital Danmark ist die Liste der als unwiderlegbar wesentlich anzusehenden 

Informationspflichten abschlieÇend. Der Begriff der ĂWesentlichkeitñ hat im deutschen Recht zu etlichen Streitfragen 

(und Gerichtsentscheidungen) gef¿hrt; vgl. dazu Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 5a Rn. 

3.20 ff., Dreyer in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 84 ff.  
16 Zum Rechtsbruchtatbestand ausf¿hrlich etwa Metzger in: Teplitzky/Peifer/Leistner, GroKo-UWG, 2013, Ä 4 Nr. 

11 a.F.; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 14 ff.; v. Jagow in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, 

UWG, 2016, Ä 3a Rn. 25 ff. 
17 Ausf¿hrlich dazu von Jagow in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 11 ff. 
18 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 25. A.A. wohl die h.M.; der Meinungsstand ist wiedergegeben bei 

Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 24. 
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Vorschriften), 

- zivilrechtliche Vorschriften (etwa AGB, Fernabsatzregelungen, Datenschutz). 

 

Die Einbeziehung ¿ber Ä 3a UWG setzt die Erf¿llung des Tatbestandes der Primªrnorm 

voraus. Diese kann auf unterschiedlichem Wege selbst Rechtsfolgen f¿r die 

Normverletzung bereitstellen. Hªufig wird es sich um ºffentlich-rechtliche 

(verwaltungsrechtliche) Sanktionen handeln, zumal die EU-Kommission die ºffentlich-

rechtliche Rechtsdurchsetzung bei neueren Verbraucherschutzregelungen, etwa auf 

dem Gebiet der Finanzdienstleistungen, Telekommunikation, Energie, Lebensmittel 

bevorzugt, was z.T. auch den deutschen Gesetzgeber bindet. 

 

Da es bei Ä 3a UWG nicht um das in der Primªrnorm enthaltene Verbot geht, sondern 

um die Auswirkungen, die ein VerstoÇ hiergegen auf das Marktgeschehen hat, erlaubt 

die Transformationsnorm des Ä 3a UWG ï unabhªngig von der Sanktionierung der 

Primªrnorm ï eine Qualifizierung als Wettbewerbsdelikt und damit die Nutzung des 

zivilrechtlichen Durchsetzungsinstrumentariums des UWG. Dieses gilt aus der Sicht 

der Betroffenen gegen¿ber der verwaltungsrechtlichen Rechtsdurchsetzung hªufig als 

effizienter, da die Verwaltung nach dem Opportunitªts- und 

VerhªltnismªÇigkeitsprinzip arbeitet, wªhrend im UWG die Betroffenen Ădie Sache 

selbst in die Hand nehmen kºnnenñ (vgl. auch die Stakeholderbefragung, A.IV.3.f.). 

Andererseits werden jedoch auch Bedenken gegen eine zu effiziente 

Rechtsdurchsetzung ¿ber Ä 3a UWG geªuÇert,19 da sie zu einem von der Primªrnorm 

nicht gewollten Ăover-enforcementñ f¿hren kºnnte. 

 

Nicht alle Primªrnormen sind verwaltungsrechtlich sanktioniert. Im Folgenden sollen 

drei Normenkomplexe mit unterschiedlicher Sanktionierung der jeweiligen Primªrnorm 

nªher erºrtert werden, nªmlich Preisangaben, Datenschutz und AGB. 

(2) Verwaltungsrechtliche Sanktionierung der Primärnorm (Beispiel Preisan-

gaben) 

Vorschriften ¿ber Preise gelten traditionell als wichtige Marktregulierung im Interesse 

der Verbraucher und damit zugleich als ĂParadefallñ des Rechtsbruchtatbestands.20 

Die deutsche Preisangaben-Verordnung (PAngV) beruht in wesentlichen Teilen auf der 

RL 98/6/EG ¿ber die Angabe der Grundpreise, geht jedoch z.T. auch dar¿ber hinaus. 

Die Einbeziehung der PAngV ¿ber Ä 3a UWG wird daher neuerdings als problematisch 

angesehen, da sie teilweise einen hºheren Schutzstandard als die ï eine 

Totalharmonisierung anstrebende ï UGP-Richtlinie begr¿nde. Da die fraglichen 

Vorschriften, die einen ¿ber die UGP-Richtlinie hinausgehenden Verbraucherschutz 

gewªhren, jedoch ihrerseits wiederum auf Richtlinien beruhen, die lediglich einen 

Mindeststandard statuieren, wird eine Subsumtion der PAngV unter den 

                                            
19 So Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 9. 
20  Vgl. etwa BGH, 17.7.2008 Az. I ZR 139/05, GRUR 2009, Rn. 73 ïTelefonieren f¿r 0 Cent. Ausf¿hrlich zur 

Preisangaben-VO Weidert in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Kommentierung PAngV. 
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Rechtsbruchtatbestand ¿berwiegend als europarechtskonform angesehen.21 

 

Die PAngV wird verwaltungsrechtlich durchgesetzt, d.h. VerstºÇe stellen nach Ä 10 

PAngV eine Ordnungswidrigkeit i.S.v. Ä 3 Abs. 1 Nr. 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes dar 

und vorsªtzliche VerstºÇe kºnnen mit GeldbuÇe bis zu 25.000 Euro geahndet werden. 

Zustªndig sind nach ÄÄ 35 ff. OWiG die Verwaltungsbehºrden. 

 

Gleichwohl werden VerstºÇe gegen die PAngV zumeist ¿ber das Wettbewerbsrecht 

unterbunden und zwar ï hªufig auf Klagen von Mitbewerbern und Verbªnden ï sowohl 

¿ber den Rechtsbruch-Tatbestand des Ä 3a UWG als auch direkt auf der Grundlage 

des Irref¿hrungsverbots in Ä 5 UWG.22 Im Ergebnis unterliegen Preisangaben damit 

umfassend dem UWG und werden hier von der Rechtsprechung wegen ihrer groÇen 

anlockenden Wirkung besonders streng beurteilt.23  

 

In den Fªllen, in denen es parallel hierzu zu einer Ahndung durch die 

Verwaltungsbehºrden, etwa durch BuÇgeldbescheide, kommt, kann dieses 

Nebeneinander von public enforcement der Primªrnorm und private enforcement des 

UWG zu divergierenden Entscheidungen f¿hren. Dies f¿hrt zu z.T. komplizierten 

Abgrenzungen, die den unterschiedlichen Schutzzielen der Normen Rechnung zu 

tragen versuchen und die zumeist auf einen Vorrang der zivilrechtlichen Durchsetzung 

hinauslaufen; hierauf wird unter A.I.4.b.(2) noch ausf¿hrlicher eingegangen werden. 

 

(3) Öffentlich-rechtliche Sanktionierung der Primärnorm auf unterschiedli-

chem Wege (Beispiel Datenschutz) 

Die mit Big Data ï d.h. dem Aufbau und der automatisierten Auswertung groÇer 

Datenbestªnde ï im Zusammenhang stehende aktuelle Diskussion24  kreist 

regelmªÇig um die Fragen, ob es ein Recht an Daten gibt, wem dieses zusteht, wie 

eine kartellrechtliche Bewertung erfolgt25  und auf welchem Wege der 

personenbezogene Schutz der Betroffenen erfolgen kann. Im Zusammenhang mit dem 

UWG spielt Big Data eine Rolle z.B. bei neuen Geschªftsmodellen wie personal pricing, 

bei Bewertungsportalen, etc. 

 

Der Datenschutz ist gegenwªrtig im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt, das 

auf der Richtlinie 95/46/EG beruht. Ab dem 25.5.2018 gilt jedoch unmittelbar die 

europªische Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO). Diese schreibt in Art. 46 die 

                                            
21 Kritisch insb. Kºhler, WRP 2013, 723; Nachweise f¿r die h.M. bei Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 

7a. 
22 Weidert in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5 D, Rn. 15 ff. 
23 Weidert in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5 D, Rn. 15 ff. 
24 Vgl. Zech, WRP 2013, 1434; Metzger, GRUR Int. 2015, 687; Paal/Hennemann, NJW 2017, 1697. 
25 Z.B. wie Marktmacht bestimmt wird. Paal/Hennemann, NJW 2017, 1697, 1699 sehen nach der 9. GWB-Novelle 

das BKartA als gut ger¿stet an; jedoch w¿rden auÇer-ºkonomische Zielsetzungen durch die Kartellrechtspraxis 

bislang allenfalls mittelbar adressiert; genannt wird insofern das Verfahren des BKartA gegen Facebook 

(marktmissbrªuchliche datenschutzwidrige Nutzungsbedingungen). 



3Ȣ ςπ 

 

Kontrolle durch nationale Behºrden vor, wªhrend auf europªischer Ebene die 

Datenschutz-Behºrde in Br¿ssel (als federf¿hrende Aufsichtsbehºrde) zustªndig ist. 

Zur DS-GVO wurde in Deutschland im Fr¿hjahr 2017 das ĂDatenschutz-Anpassungs- 

und Umsetzungsgesetz EUñ verabschiedet, das ab dem 25.5.2018 zusammen mit der 

DS-GVO die Grundlage des deutschen Datenschutzrechts bilden wird. 

 

Die Zustªndigkeitsregeln im Einzelnen bleiben nach der Neuregelung im Wesentlichen 

unverªndert. Zustªndig sind bislang in Deutschland auf Landesebene ºrtliche 

Datenschutzbeauftragte und seit dem 1.1.2016 auf Bundesebene die ĂBeauftragte f¿r 

den Datenschutz und Informationsfreiheitñ (BfDI). Dabei handelt es sich um eine 

unabhªngige oberste Bundesbehºrde mit Sitz in Bonn.26 

 

GemªÇ Art. 58 DS-GVO haben die Aufsichtsbehºrden umfassende Untersuchungs- 

und Abhilfebefugnisse, die von der Verwarnung bis zu GeldbuÇen reichen; letztere 

m¿ssen nach Art. 79 Ăin jedem Einzelfall wirksam, verhªltnismªÇig und 

abschreckendñ sein. Der BuÇgeldrahmen wurde signifikant erhºht.  

 

Auch die Rechte der Verbraucher wurden in der DS-GVO erweitert, z.B. durch eine 

Verschªrfung der Anforderungen an die Einwilligung in die Datennutzung, durch die 

Statuierung neuer Informationspflichten, durch das ĂRecht auf Vergessenwerdenñ etc. 

 

Ausdr¿cklich geregelt ist in der DS-GVO auch der Ersatz materieller und immaterieller 

Schªden. Im deutschen Recht sind daneben noch Anspr¿che aus anderen Normen 

mºglich, etwa Ä 823 Abs. 2 BGB i.V.m. der verletzten Datenschutznorm. Aktivlegitimiert 

sind nach Ä 8 Abs. 3 des aktuell geltenden BDSG auch die Verbªnde, was nach dem 

Gesetz zur Verbesserung der Durchsetzung von verbrauchersch¿tzenden Vorschriften 

des Datenschutzrechts vom 17.2.2016 (BGBl I S233) nunmehr auch in Ä 2 Abs. 2 

UKlaG bestimmt wird.  

 

Ob das Datenschutzrecht generell unter Ä 3a UWG fªllt, ist in der Literatur nicht 

unumstritten.27 ¦berwiegend wird eine Einbeziehung bejaht, da es sich um den Schutz 

marktbezogener Verbraucherinteressen handelt. Aber auch nach der einschrªnkenden 

Gegenposition, wonach es hier zum Teil nicht um wirtschaftliche, sondern 

persºnlichkeitsrechtliche Verbraucherinteressen geht, besteht Einigkeit, dass die 

Verwendung von Daten zu kommerziellen Zwecken (ÄÄ 28, 29 BDSG) von Ä 3a UWG 

erfasst ist. Die Unterlassung der Information des Verbrauchers ¿ber das 

Widerspruchsrecht hinsichtlich der Nutzung und ¦bermittlung seiner 

personenbezogenen Daten zu Zwecken der Marktforschung oder Werbung kann 

deshalb zugleich unlauter i.S.v. Ä 3a UWG sein.28 Gleiches gilt f¿r Handlungen, die 

dazu dienen, die Einwilligung des Adressaten (Ä 4a BDSG) zu erlangen; derartige 

Praktiken kºnnen aber auch unmittelbar unter dem Aspekt der Belªstigung oder der 

                                            
26 Die vorherige Angliederung beim Bundesinnenministerium war vom EuGH, 9.3.2010, Rs. C-518/07, NJW 2010, 

1265 wegen der Weisungsgebundenheit beanstandet worden. 
27 Vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, 3a Rn. 79. 
28 Vgl. v. Jagow in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 33.  
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aggressiven geschªftlichen Handlung(Ä 4a UWG) als unlauter angegriffen werden.29 

 

Jedenfalls in den Fªllen, in denen das Datenschutzecht eine Marktverhaltensregel i.S.v. 

Ä 3a UWG darstellt, was in der Mehrzahl aller Fªlle gegeben sein wird, sind ¿ber Ä 8 

Abs. 3 UWG zusªtzlich zu den Verbªnden auch die Mitbewerber des den VerstoÇ 

begehenden Unternehmens aktivlegitimiert. In der Literatur wird dies teils begr¿Çt, da 

ansonsten ein Sanktionsdefizit best¿nde;30 teils f¿r bedenklich angesehen, da dies die 

Ămissbrauchsanfªllige Konkurrentenklageñ ermºgliche.31 

(4) Zivilrechtliche Sanktionierung der Primärnorm (Beispiel: AGB) 

Die Einbeziehung der Vorschriften zur AGB-Kontrolle ¿ber Ä 3a UWG war fr¿her 

umstritten, wird jedoch heute allgemein bejaht.32 Die Vorschriften zur AGB-Kontrolle 

im deutschen Recht gehen auf die sog. Klausel-Richtlinie (93/13/EWG) zur¿ck. Diese 

wurde in Deutschland in den ÄÄ 307 ff. BGB umgesetzt, also auf rein zivilrechtlichem 

Wege. Die Unwirksamkeit von AGB kann nicht nur im Wege der Individualklage durch 

den betroffenen Verbraucher, sondern auch ¿ber Ä 1 UKlaG und Ä 8 Abs. 3 UWG durch 

die Verbraucherverbªnde geltend gemacht werden.33  

 

Eine Einbeziehung von AGB-VerstºÇen ¿ber Ä 3a UWG in das UWG hat zudem die 

Aktivlegimitation von Mitbewerbern (Ä 8 Abs. 3 UWG) zur Folge. Dies wird teilweise 

kritisiert, da das UKlaG eine in sich geschlossene Regelung dar¿ber, wer zusªtzlich 

zu den Vertragsparteien gegen die Verwendung unwirksamer Klauseln vorgehen kann, 

enthalte. Bef¿rchtet wird jedoch nicht etwa ein Durchsetzungsdefizit beim 

Verbraucherschutz, sondern umgekehrt ein den Interessen der Mitbewerber 

zuwiderlaufendes Ăover-enforcementñ: ĂSo berechtigt das Ziel eines effektiven 

Verbraucherschutzes ist, so wenig darf ¿bersehen werden, dass eine Beschrªnkung 

auf die im UKlaG vorgesehene Verbandsklage eine sinnvolle Filterfunktion gehabt 

hªtteñ.34 

 

Da die deutsche Regelung der AGB ausschlieÇlich zivilrechtlich sanktioniert ist, gibt es 

keine Abgrenzungsprobleme zwischen dem zivilrechtlichen Durchsetzungssystem des 

UWG und dem der Primªrnorm. 

 

Neben der AGB-Regelung gelten auch Regelungen von Haftungsausschl¿ssen, die im 

Interesse der Verbraucher unwirksam sind, Ä 475 BGB, als Normen i.S.d. Ä 3a UWG.35 

Gleiches gilt f¿r das Widerrufsrecht bei Fernabsatzvertrªgen, das auch ¿ber Ä 5a Abs. 

                                            
29 Vgl. etwa BGH, 22.1.2014, Az. I ZR 218/12, GRUR 2014, Rn. 682 ï Nordjob Messe. 
30 Linsenbarth/Schiller, WRP 2013, 578. 
31 So Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 79. 
32 Im Anschluss an BGH, 31.3.2010, Az. I ZR 34/08, GRUR 2010, Rn.1117 ï Gewªhrleistungsausschluss im Internet: 

Zum Meinungsstand etwa Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 78. 
33 Ausf¿hrlich hierzu Micklitz/Rott in: M¿KoZPO, 2017, Ä 1 UKlaG Rn. 2 ff. 
34 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 78a; ªhnlich Armgardt, WRP 2009, 122, 127; T¿ngler/Ruess, WRP 

2009, 1336, 1343. 
35 BGH, 31.3.2010, Az. I ZR 34/08, GRUR 2010, 1117 ï Gewªhrleistungsausschluss im Internet. 
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2-4 UWG, die auf die Verbraucherrechte-Richtlinie verweisen, lauterkeitsrechtlich 

sanktioniert ist. Die Thematik der Einbeziehung von AGB-VerstºÇen und VerstºÇen 

gegen andere zivilrechtliche Vorschriften ¿ber die Transformationsnorm des Ä 3a UWG 

in das UWG gewinnt zunehmend an Bedeutung und wird deshalb sowohl in der Case 

Study zu Entgeltklauseln (A.III.4.) als auch in der weiteren Erºrterung (vgl. etwa A.V.) 

noch einmal aufgegriffen. 

 

 

2. Die Durchsetzung der verbraucherschützenden Regelungen im 

UWG 

 

a. Auswirkungen des Ăintegrierten Regelungsansatzesñ auf die 

Durchsetzung 

 

Wie unter A.I.1. ausgef¿hrt, verfolgt das UWG beim Schutz der in Ä 1 UWG genannten 

Interessen den sog. integrierten Ansatz, d.h. es trennt im Grundsatz nicht zwischen 

dem Schutz der Mitbewerber, der Verbraucher und der sonstigen Marktteilnehmer. Die 

meisten Vorschriften, insbesondere das praktisch auÇerordentlich wichtige 

Irref¿hrungsverbot, dienen jedenfalls in ihrem Grundtatbestand deshalb sowohl den 

Interessen der Unternehmen als auch denen der Verbraucher. Obwohl das 

europªische Recht zunehmend wesentliche Regelungen des Lauterkeitsrechts in 

ĂB2Bñ- und ĂB2Cñ-Regelungen aufspaltet36  ï und das deutsche UWG seit den 

Reformen von 2008 und 2015 gleichfalls einige Tatbestªnde auf den 

Verbraucherschutz beschrªnkt37  ï ist es beim Ăintegrierten Ansatzñ des deutschen 

UWG geblieben. Der Schutz der Unternehmer lªsst sich von diesem Ansatz her nicht 

vom Schutz der Verbraucher trennen; i.d.R. bestehen zumindest Wechselwirkungen. 

Folglich ist es auch nicht von vorrangiger Bedeutung, auf wessen Initiative ein 

unlauteres Verhalten unterbunden wird, da jedenfalls das Ergebnis im Interesse aller, 

auch der Verbraucher liegt. 

 

b. Auswirkungen der Verzahnung UWG/BGB auf die Durchset-

zung 

 

Die Durchsetzung des UWG ist weiter nur vor dem Hintergrund seiner Entstehung 

verstªndlich. Das UWG von 1909 war Ăausgegliedertes Deliktrechtñ (dazu ausf¿hrlich 

oben, A.I.1.a.). Die Durchsetzung der spªrlichen materiell-rechtlichen Regelungen 

                                            
36  Zur Entwicklung des Unionsrechts, das urspr¿nglich ebenfalls vom integrierten Ansatz ausging, Micklitz in: 

Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 7, Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, 

UWG, 2016, Ä 1 Rn. 10; Fezer in: Fezer/B¿scher/Obergfell, UWG, 2016, Ä 1 Rn. 86 ff.; Peukert in: 

Teplitzky/Pfeifer/Leistner, GroKo-UWG, 2014, Ä 1 Rn. 186 ff. 
37 Insb. die nach Ä 5a Abs. 2-4 geltenden Informationspflichten; dazu ausf¿hrlich oben unter A.I.1.b.(4). 
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sollte daher entsprechend ÄÄ 823 BGB, 1004 BGB erfolgen, d.h. im Wesentlichen mit 

Hilfe der Unterlassungsklage. Um die Durchsetzung durch Mitbewerber anzuregen, 

die die Hauptlast des Enforcements tragen sollten, wurde lediglich die Aktivlegitimation 

auf die in der gleichen Branche tªtigen Mitbewerber erweitert und die Verbandsklage 

(zunªchst f¿r gewerbliche Verbªnde, dann auch f¿r Verbraucherschutzverbªnde) 

eingef¿hrt. Die privatrechtliche Durchsetzung war damit mehr oder minder vorgegeben; 

sie galt und gilt als wesentliche Ursache f¿r die ĂErfolgsstoryñ des deutschen 

Lauterkeitsrechts.38 

 

c. Enforcement im UWG: Zivilrecht, Strafrecht, öffentliches Recht 

 

Das UWG wird nicht selten als Ărein zivilrechtlichñ bezeichnet. Das ist insofern 

unzutreffend, als es bereits im UWG 1909 neben zivilrechtlichen auch strafrechtliche 

Sanktionen gab, die sich im UWG 2004 in den ÄÄ 16-18 UWG finden. Zudem bestehen 

seit 2009 auch ºffentlich-rechtliche Befugnisse der Bundesnetzagentur (Ä 20 UWG). 

Eine andere Frage ist, ob und in welchem Umfang diese Sanktionen tatsªchlich 

genutzt werden. Insofern ist zu konstatieren, dass die strafrechtlichen Sanktionen fast 

keine Bedeutung haben (vgl. unten, 4.a.), wªhrend die ºffentlich-rechtlichen 

Sanktionen der Bundesnetzagentur im Bereich der Telefonwerbung offenbar zu greifen 

scheinen. Gegen¿ber den zivilrechtlichen Sanktionen sind beide, strafrechtliche wie 

ºffentlich-rechtliche Sanktionen, jedoch von untergeordneter Bedeutung.  

 

d. Dominanz der zivilrechtlichen Sanktionen, insbesondere Unter-

lassung 

 

Das UWG vom 2004 setzt jedenfalls zur Verwirklichung der Verbotstatbestªnde der Ä 

3 und 7 UWG (und damit fast aller im UWG geregelten Tatbestªnde) ganz ¿berwiegend 

auf ein System der privaten Rechtsdurchsetzung. Zum Ausdruck gelangt dies bereits 

in dem Umfang der Regelungen, die der Gesetzgeber der zivilrechtlichen 

Durchsetzung in den ÄÄ 8 ff. UWG einrªumt. Diese ist dadurch gekennzeichnet, dass 

die Sanktionierung von VerstºÇen in die Hªnde der Marktteilnehmer selbst gelegt wird, 

indem ihnen entsprechende Anspruchsgrundlagen eingerªumt werden.39  Eine 

Ausnahme besteht (bisher) allein im Hinblick auf die Zustªndigkeit der 

Bundesnetzagentur zur Bekªmpfung unerlaubter Telefonwerbung nach Ä 20 UWG 

sowie der Staatsanwaltschaft bei VerstºÇen gegen die Straftatbestªnde des ÄÄ 16 bis 

19 UWG.40 Damit ist f¿r das UWG seit seiner Entstehung ein liberales Ordnungsmodell 

prªgend, das von dem wirtschaftspolitischen Ansatz ausgeht, dass der Staat im 

                                            
38  Vgl. dazu etwa die Hinweise bei Micklitz in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des 

Verbraucherrechts, 2017, S. 7, 9 oder auch Henning-Bodewig, WRP 2016, 667. 
39 Ausf¿hrlich zur zivilrechtlichen Durchsetzung Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, 

Vor Ä 8 Rn. 1 ff.; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 1 ff.; Paal in: Teplitzky/Pfeifer/Leistner, GroKo-UWG, 

2014, Ä 8 Rn. 1 ff.; Seichter in: jurisPK-UWG, 2016, Ä 8 Rn. 5 ff.  
40 Schºler in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 20 Rn. 1. 
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Wirtschaftsleben nur eingreifen soll, wenn die Betroffenen dazu selbst nicht in der Lage 

sind.  

 

(1) Unterlassung und Abmahnung: Bedeutung 

F¿r die zivilrechtliche Durchsetzung des UWG ist der Unterlassungsanspruch 

wiederum die tragende Sªule. Er dient der Vermeidung zuk¿nftiger VerstºÇe gegen 

Ä 3 oder Ä 7 UWG. Geschuldet ist das Nichtbegehen einer Verletzungshandlung.41 

Lauterkeitsrechtliche Unterlassungsanspr¿che kºnnen gesetzlicher oder vertraglicher 

Natur sein.42 Der gesetzliche Unterlassungsanspruch ergibt sich aus Ä 8 Abs. 1 UWG, 

vertragliche Unterlassungsanspr¿che typischerweise aus Unterlassungsvertrªgen. 

 

Der weit ¿berwiegende Teil der Gerichtsverfahren zum UWG wird auf Grundlage von 

Unterlassungsanspr¿chen gef¿hrt. Die im Rahmen dieser Studie befragten 

Stakeholder (vgl. A.IV.3.) setzen zur Durchsetzung des UWG in der Praxis nahezu 

ausschlieÇlich auf diesen Anspruch. F¿r diese Dominanz sind verschiedene Faktoren 

entscheidend: 

 

- Zunªchst ist der Unterlassungsanspruch verschuldensunabhªngig, sodass sich 

Fragen nach den vom Verletzer zu beachtenden Sorgfaltsanforderungen 

er¿brigen. Dar¿ber hinaus muss ï anders als beim Schadensersatzanspruch 

gem. Ä 9 UWG oder dem Gewinnabschºpfungsanspruch gem. Ä 10 UWG ï auch 

nicht ein konkret zu beziffernder Schaden oder verstoÇbedingter Mehrerlºs 

dargelegt und bewiesen werden. Im Hinblick auf VerstºÇe gegen Ä 3 i.V.m. Ä 5 

UWG gen¿gt beispielsweise bereits die abstrakte Eignung, dass das 

wirtschaftliche Verhalten der gesch¿tzten Personenkreise durch den VerstoÇ 

beeinflusst wird (sog. geschªftliche Relevanz).43  Dies macht den 

Unterlassungsanspruch zu einem Instrument objektiver und umfassender 

Marktverhaltenskontrolle und entschlackt die rechtliche W¿rdigung des 

zugrundeliegenden Sachverhalts deutlich, was wiederum eine schnelle und 

flexible Reaktion auf VerstºÇe ermºglicht. Die Flexibilitªt wird dabei noch einmal 

dadurch verstªrkt, dass sich der Unterlassungsanspruch auch auf sog. 

kerngleiche VerstºÇe erstreckt, also VerstºÇe, in denen das Charakteristische 

der konkret beanstandeten Verletzungsform zum Ausdruck kommt.44 

 

- Hinzu treten die g¿nstigen prozessualen Bedingungen seiner Geltendmachung: 

Zum einen lªsst sich der Unterlassungsanspruch aufgrund seines 

eingeschrªnkten Pr¿fumfangs besonders gut im Eilverfahren mittels einstweiliger 

                                            
41 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 1.   
42 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 5.  
43 Vgl. Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 5 Rn. 208; EuGH, 19.9.2013, Rs. C-435/11, GRUR 2013, 1157, 

Rn. 42 ï CHS Tour Service; BGH, 10.11.1994, Az. I ZR 201/92, GRUR 1995, 125, 126 ï Editorial I. 
44 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 1.52; Fritzsche in: M¿KoUWG, 2014, Ä 8 Rn. 

103. 
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Verf¿gungen durchsetzen. So wird gem. Ä 12 Abs. 2 UWG die Dringlichkeit der 

Geltendmachung vermutet. Durch eine einstweilige Verf¿gung bekommt der 

Glªubiger einen Titel, der einen guten Nªhrboden f¿r eine auÇergerichtliche 

Einigung bildet, denn oftmals hat keine der Parteien ein Interesse daran, die 

Lauterkeit der angegriffenen Verhaltensweise in einem unter Umstªnden 

langwierigen und kostenintensiven Hauptsacheverfahren klªren zu lassen.45 

 

- Nicht zuletzt entspricht die Regelungswirkung dem Interesse der Marktteilnehmer 

an einer mºglichst raschen Abstellung von WettbewerbsverstºÇen. Im 

schnelllebigen Wirtschaftsleben ist die Schadensverh¿tung oft wichtiger als die 

Schadensverg¿tung, weil sich durch UWG-VerstºÇe verursachte Schªden (und 

das Verschulden) oft kaum nachweisen lassen46 (dazu ausf¿hrlich unter A.I.2.f, g 

sowie A.V.3.).  

(2) Voraussetzungen nach § 8 UWG 

i. Grundlagen 

In Ä 8 Abs. 1 UWG sind zwei Ausprªgungen des Unterlassungsanspruchs geregelt: 

der Verletzungsunterlassungsanspruch (Ä 8 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 UWG) und der 

vorbeugende Unterlassungsanspruch (Ä 8 Abs. 1 S. 2 UWG). In ihrer prªventiven 

Schutzrichtung sind beide identisch, daher verbindet sie auch die gemeinsame 

Voraussetzung einer Begehungsgefahr. Dabei handelt es sich nach gªngiger Definition 

um die ernsthafte und greifbare Besorgnis, dass es in Zukunft zu einem 

WettbewerbsverstoÇ kommt.47  Diese Gefahr muss freilich allein drohen und nicht 

bereits gegenwªrtig bestehen.48  Beim Verletzungsunterlassungsanspruch liegt der 

Ursprung der Begehungsgefahr darin, dass der Schuldner einen VerstoÇ bereits 

begangen hat, dessen Wiederholung verhindert werden soll.49  Beim vorbeugenden 

Unterlassungsanspruch hat zwar noch kein VerstoÇ stattgefunden, es liegen aber 

Anhaltspunkte vor, dass es in Zukunft zu einem solchen kommt.50 

 

Die f¿r den Verletzungsanspruch, um den es in der Praxis zumeist geht, notwendige 

Wiederholungsgefahr ist gegeben, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte die 

ernsthafte und greifbare Besorgnis besteht, dass es in Zukunft erneut zu einem bereits 

erfolgten WettbewerbsverstoÇ kommt, wenn auch lediglich in kerngleicher Form.51 

                                            
45 Vgl. Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 2. 
46 Vgl. Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 1. 
47 BGH, 19.3.1992, Az. I ZR 166/90, GRUR 1993, 53, 55 ï Auslªndischer Inserent; BGH, 15.4.1999, Az. I ZR 83/97, 

GRUR 1999, 1097, 1099 ï Preissturz ohne Ende. 
48 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 Rn. 1.12. 
49 Fritzsche in: M¿KoUWG, 2014, Ä 8 Rn. 9. 
50 Als Beispiel kann die Herstellung irref¿hrender Produktaufmachungen dienen, die demnªchst an Endkunden 

abgesetzt werden sollen; ausf¿hrlich zu Umstªnden, die eine Erstbegehungsgefahr begr¿nden, Goldmann in: 

Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 87 ff. 
51 BGH, 16.5.1961, Az. I ZR 175/58, GRUR 1962, 34, 35 ï Torsana; BGH, 24.1.1991, Az. I ZR 133/89, GRUR 1991, 

764, 765 ï Telefonwerbung IV; BGH, 16.1.1992, Az. I ZR 84/90, GRUR 1992, 318. 319 ï Jubilªumsverkauf; 

zusammenfassend etwa Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 42; Bornkamm 
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Dies muss grundsªtzlich der Glªubiger darlegen und beweisen.52 Dabei hilft ihm, dass 

angesichts eines bereits erfolgten VerstoÇes eine tatsªchliche Vermutung f¿r dessen 

Wiederholung spricht.53  In der Praxis gibt es ï von einigen Randerscheinungen 

abgesehen ï nur zwei gangbare Wege, diese Vermutung zu widerlegen, nªmlich durch 

eine ernsthafte, uneingeschrªnkte, unwiderrufliche und ausreichend 

vertragsstrafenbewehrte Unterlassungserklªrung oder durch einen bereits 

rechtskrªftigen Unterlassungstitel.54  Die Unterlassungserklªrung muss, um wirksam 

zu sein, den gesetzlichen Unterlassungsanspruch nach Inhalt und Umfang vollstªndig 

abdecken.55 Die Unterwerfung unter eine Vertragsstrafe ist zum einen ein prªventiver 

Sanktionsmechanismus, soll aber zum anderen auch einen pauschalierten 

Schadensersatz darstellen;56 wobei der Glªubiger in der Regel mit der Abgabe einer 

Unterlassungserklªrung rechnen kann.57 Aufgrund ihrer Unteilbarkeit gen¿gt f¿r den 

Wegfall der Wiederholungsgefahr gegen¿ber allen Glªubigern die Unterwerfung 

gegen¿ber einem derselben.58 Im Verhªltnis zu den anderen Glªubigern handelt es 

sich dann um eine sog. Drittunterwerfung.59 Sofern der Adressat der Unterwerfung den 

Schuldner jedoch nicht zuvor abgemahnt hat, muss gepr¿ft werden, ob dieser 

Glªubiger auch tatsªchlich ein Verfolgungsinteresse hat und der Schuldner sich 

dementsprechend ernsthaft unterwerfen wollte,60  was vom Schuldner zu beweisen 

ist.61 

 

Die gleiche Wirkung wie eine Unterwerfung erzielen Prozessvergleiche, die eine 

ausreichende Vertragsstrafe beinhalten, sowie rechtskrªftige Hauptsachetitel.62 Damit 

die Wiederholungsgefahr wegen des Erlasses einer einstweiligen Verf¿gung, der nur 

vorlªufigen Charakter hat, entfªllt, muss der Schuldner im Vergleich zum 

                                            
in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 Rn. 1.42. 
52 BGH, 13.5.1987, Az. I ZR 79/85, GRUR 1987, 640, 641 ï Wiederholte Unterwerfung II; BGH, 19.3.1998, Az. I ZR 

264/95, GRUR 1998, 1045 ï Brennwertkessel; Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 

8 Rn. 44. 
53 BGH, 16.11.1954, Az. I ZR 12/53, GRUR 1955, 342, 345 ï Hollªndische Obstbªume; BGH, 8.2.1980, Az. I ZR 

22/78, GRUR 1980, 724, 727 ï Grand Prix; BGH, 16.11.1995, Az. I ZR 229/93, GRUR 1997, 379, 380 ï Wegfall 

der Wiederholungsgefahr II. 
54 Zum rechtskrªftigen Unterlassungstitel in Bezug auf den drohenden VerstoÇ vgl. etwa BGH, 24.11.1983, Az. I ZR 

192/81, GRUR 1984, 214, 216 ï Copy-Charge; BGH, 15.3.1984, Az. I ZR 74/82, GRUR 1984, 593, 595 ï adidas-

Sportartikel; Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 Rn. 1.44. 
55 BGH, 1.4.1993, Az. I ZR 136/91, GRUR 1993, 677, 679 ï Bedingte Unterwerfung I; BGH, 17.9.2015, Az. I ZR 

92/14, GRUR 2016, 395, Rn. 34 ï Smartphone-Werbung; Kessen in: Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Anspr¿che 

und Verfahren, 2016, Kap. 8 Rn. 16. 
56 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 52; BGH, 3.4.2014, Az. I ZB 3/12, 

GRUR 2014, 909, Rn. 11 ï Ordnungsmittelandrohung nach Prozessvergleich. 
57 OLG Kºln, 10.4.2015, Az. 6 U 149/14, WRP 2015, 623, Rn. 22 ï Notarielle Unterwerfungserklªrung; Goldmann 

in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 52. 
58 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 18.  
59 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 1.240; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, 

Ä 8 Rn. 18. 
60 KG, 19.2.2013, Az. 5 U 56/11, GRUR-RR 2013, 335, 337 ï Zweifelhafte Drittunterwerfung; Goldmann in: Harte-

Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 53. 
61 BGH, 2.12.1982, Az. I ZR 121/80, GRUR 1987, 640, 641 ï Wiederholte Unterwerfung II. 
62 BGH, 3.4.2014, Az. I ZB 3/12, GRUR 2014, 909, Rn. 14 ï Ordnungsmittelandrohung nach Prozessvergleich; 

Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 60. 
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Hauptsachetitel mehr tun,63  nªmlich die einstweilige Verf¿gung mittels einer 

Abschlusserklªrung als endg¿ltige Regelung anerkennen.64 

 

Im Anwendungsbereich des vorbeugenden Unterlassungsanspruches aus Ä 8 Abs. 1 

S. 2 UWG m¿ssen Anhaltspunkte f¿r einen drohenden VerstoÇ, die sich zu einer 

Erstbegehungsgefahr verdichtet haben, vorliegen, d.h. es muss um eine konkret 

bef¿rchtete Verletzungshandlung gehen. 65  Im Unterschied zum 

Verletzungsunterlassungsanspruch besteht keine tatsªchliche Vermutung f¿r das 

Vorliegen einer Erstbegehungsgefahr; sie muss also vom Glªubiger anhand 

tatsªchlicher Umstªnde dargelegt und bewiesen werden.66  Als derartige Umstªnde 

gelten typischerweise Ber¿hmungen67  und Vorbereitungshandlungen im weitesten 

Sinne.68  Hierzu existiert eine reichhaltige Kasuistik. F¿r den Fortbestand der 

Erstbegehungsgefahr besteht anders als bei der Wiederholungsgefahr keine 

Vermutung.69 

 

ii. Umfang des geschuldeten Verhaltens; Handlungspflichten aus Unterlassungs-

ansprüchen? 

Neben dem bloÇen Unterlassen einer Verhaltensweise kann der 

Unterlassungsanspruch auch zu positiven Handlungen verpflichten. Das ist jedenfalls 

dann der Fall, wenn die Nichtvornahme einer Handlung der Fortsetzung des VerstoÇes 

entspricht, wie dies bei Dauerverletzungshandlungen der Fall ist.70  Beispielsweise 

kann eine irref¿hrende Werbeaussage auf einer Website des Anspruchsgegners nur 

dergestalt unterlassen werden, dass der Anspruchsgegner sie aktiv lºscht, sodass sie 

                                            
63 BGH, 27.11.1963, Az. Ib ZR 60/62, GRUR 1964, 274, 275 ï Mºbelrabatt; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 

8 Rn. 22. 
64 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 1.63. 
65 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 83. 
66 BGH, 9.10.1986, Az. I ZR 158/84, GRUR 1987, 125, 126 ï Ber¿hmung; BGH, 23.2.1989, Az. I ZR 18/87, GRUR 

1989, 432, 434 ï Kachelofenbauer I. 
67 Bei der Ber¿hmung muss bei W¿rdigung der Einzelumstªnde des Falles auch die Bereitschaft zu erkennen sein, 

sich unmittelbar oder in naher Zukunft entsprechend zu verhalten. Ein pauschaler Schluss vom Gesamtverhalten 

des Anspruchsgegners auf eine Ber¿hmung und die Gefahr ihrer Verwirklichung reicht nicht. Aus Aussagen des 

Anspruchsgegners in der Rechtsverteidigung kann eine Erstbegehungsgefahr nur unter strengen Anforderungen 

hergeleitet werden. Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 67. BGH, 9.10.1986, 

Az. I ZR 158/84, GRUR 1987, 125, 126) ï Ber¿hmung; BGH, 31.5. 2001, Az. I ZR 106/99, GRUR 2001, 1174, 1175 

ï Ber¿hmungsaufgabe. BGH, 15.4.1999, Az. I ZR 83/97, GRUR 1999, 1097, 1099 ï Preissturz ohne Ende; BGH, 

19.3.1992, Az. I ZR 122/90, GRUR 1992, 627, 630 ï Pajero. 
68  Als ausreichend w¿rde z.B. die interne Anweisung eines Unternehmers an einen Mitarbeiter, eine unlautere 

Werbebehauptung zu verwenden, angesehen oder eine Werbung f¿r Produkte mit irref¿hrender 

Produktaufmachung, die demnªchst in Verkehr gebracht werden sollen. Nicht gen¿gen soll hingegen die 

Anmeldung eines Domainnamens hinsichtlich der Nutzung desselben im geschªftlichen Verkehr, sofern eine ¿ber 

die Anmeldung hinausgehende Nutzung noch nicht erfolgt ist; vgl. etwa BGH, 25.9.1970, Az. I ZR 47/69, GRUR 

1971, 119, 120 ï Branchenverzeichnis; Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 

95. OLG Frankfurt, 3.12.2012, Az. 6 U 230/12, BeckRS 2012, 25288; BGH, 5.2.2009, Az. I ZR 167/06, GRUR 

2009, 484, Rn. 64 ï Metrobus. 
69  BGH, 22.1.2014, Az. I ZR 71/12, GRUR 2014, 382, Tz. 33 ï REAL-Chips; BGH, 30.1.2007, Az. 5 W 320/06, 

GRUR 2015, 1201, Rn. 56 ï Sparkassen-Rot/Santander-Rot. 
70 BGH, 28.7.2015, Az. VI ZR 340/14, GRUR 2016, 104, Rn. 15 ï Artikel auf Internetportal ĂrechtÄbilligñ; Goldmann 

in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 7. 



3Ȣ ςψ 

 

beim Aufruf der Website nicht mehr erscheint.71 Das Pflichtenspektrum in derartigen 

Fallkonstellationen haben einige Gerichte noch dahingehend erweitert, dass der 

Unterlassungsschuldner dar¿ber hinaus dazu verpflichtet ist sicherzustellen, dass die 

von der Unterlassungspflicht betroffenen Inhalte auch nicht mehr ¿ber eine 

Internetsuchmaschine aufgerufen werden kºnnen.72 Es gehºre zu den Pflichten des 

Schuldners, nicht nur die betroffenen Inhalte durch  nderung oder Lºschung der 

Webseite zu entfernen, sondern auch deren Abrufbarkeit wenigstens ¿ber Google zu 

pr¿fen und auszuschlieÇen. Erforderlichenfalls m¿sse der Schuldner zur 

Gewªhrleistung der Nichtabrufbarkeit auf Google durch einen entsprechenden Antrag 

einwirken.73 

 

Im Fokus der Diskussion um Handlungspflichten aus Unterlassungsanspr¿chen 

stehen mittlerweile R¿ckrufpflichten des Unterlassungsschuldners im Hinblick auf 

lauterkeitsrechtlichen Anforderungen widersprechende Produkte, die bereits an 

Vertriebssysteme Dritter ausgeliefert wurden.74 Dann besteht die Gefahr, dass sie von 

diesen in Verkehr gebracht oder aus selbigem nicht entfernt werden. Zwar hat der 

Unterlassungsschuldner nach gªngiger Lesart grundsªtzlich nicht f¿r das 

selbststªndige Verhalten Dritter einzustehen. Allerdings hat der BGH in einer Reihe 

von Entscheidungen die Rechtslage f¿r derartige Fallkonstellationen zu Gunsten einer 

weitreichenden Herleitung von R¿ckrufpflichten aus Unterlassungsanspr¿chen- und 

Titeln geklªrt.75 Dem Unterlassungsgebot werde auch widersprochen, wenn es durch 

einen VerstoÇ zu einem Zustand fortdauernder Stºrung komme, der sich nicht in einer 

Dauerverletzung erschºpfe.76  Der Unterlassungsschuldner m¿sse im Rahmen des 

Mºglichen und Zumutbaren daher bereits aufgrund des Unterlassungsanspruchs bzw. 

-titels einen solchen Zustand beenden. Hierzu gehºre auch der R¿ckruf 

lauterkeitsrechtswidriger Produkte aus Drittvertriebssystemen, auch wenn der 

Unterlassungsschuldner den Dritten gegen¿ber einen solchen nicht rechtsverbindlich 

durchsetzen kºnne. Die Entscheidungen werden teilweise in Richtung auf die 

Schaffung einer allgemeinen R¿ckrufpflicht gelesen und nicht unkritisch gesehen;77 

ihrer Bedeutung wegen wird auf sie noch unter A.I.2.e, A. III.4.c. und A.V.3.b. 

ausf¿hrlich eingegangen.  

                                            
71 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 16. 
72 OLG Celle 30.1.2018, Az. 13 U/17, WRP 2018, 587; OLG Celle, 29.1.2015, Az. 13 U 58/14, WRP 2015, 475, 

Rn. 18; OLG N¿rnberg, 1.4.2016, Az. 3 U 174/15, WRP 2016, 1040; LG M¿nster, 19.1.2018, Az. 02208/17, WRP 

2018, 636; KG, 27.11.2009, Az. 9 U 27/09, MMR 2010, 715, 717. 
73 OLG Celle, 29.1.2015, Az. 13 U 58/14, WRP 2015, 475, Rn. 18; OLG D¿sseldorf, 3.9.2015, Az. I-15 U 119/14, 

GRUR-RR 2016, 259, Rn. 63 ï T¦V-Sondereintragung. 
74 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 17. 
75 Vgl. Insb. BGH, 30.7.2015, Az. I ZR 250/12, GRUR 2016, 406, Rn.Tz. 4, 52 ï Piadina-R¿ckruf; BGH, 30.7.2015, 

Az. I ZR 250/12, GRUR 2016, 720, Rn. 35 ï Hot Sox; BGH, 29.9.2016, Az. I ZB 34/15, GRUR 217, 208 ï RESCUE-

Tropfen; BGH, 4.5.2017, Az. I ZR 208/15, GRUR 2017, 823 ï Luftentfeuchter; ausf¿hrlich hierzu Bornkamm in: 

Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 Rn. 1.69 ff.; Ahrens, GRUR 2018, 37; Lubberger, GRUR 2018, 378. 
76 BGH, 4.5.2017, Az. I ZR 208/15, GRUR 2017, 823, Rn. 26 ff. ï Luftentfeuchter. 
77  Vgl. den ĂZwischenrufñ des Ausschusses f¿r Wettbewerbs- und Markenrecht der GRUR zum Verhªltnis von 

Unterlassung und Beseitigung im gewerblichen Rechtsschutz und insbesondere im Wettbewerbsrecht, GRUR 2017, 

885; Goldmann, GRUR 2017, 724; Sakowski, GRUR 2017, 355; Hauch, JurisPR-WettbR 2/2017; Boesling, GRUR-

Prax 2016, 259. 
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iii. Reichweite des Unterlassungsanspruchs; insbesondere inter partes-Wirkung 

Die sachliche Reichweite des Unterlassungsanspruchs richtet sich nach der 

begangenen bzw. drohenden Verletzungshandlung und erstreckt sich neben der 

konkreten Verletzungsform auch auf im Kern gleichartige Verletzungshandlungen,78 

d.h. auf Verhaltensweisen, in denen das Charakteristische der konkreten 

Verletzungsform zum Ausdruck kommt. Diese Erstreckung ist notwendig, da VerstºÇe 

nur selten in identischer Form wiederholt werden und bei einer Beschrªnkung auf die 

konkrete Verletzungsform ï also eine identische Handlung ï Umgehungspraktiken T¿r 

und Tor geºffnet wªren.79  Um zu diesem Ergebnis zu gelangen, kºnnen entweder 

Antrag bzw. Titel eng an der konkreten Verletzungshandlung gefasst und letzterer im 

Vollstreckungsstadium im Hinblick auf kerngleiche VerstºÇe erweiternd ausgelegt 

werden, oder es kann bereits bei Antragsfassung stªrker verallgemeinernd formuliert 

werden, indem der VerstoÇ abstrakter beschrieben wird.80 Ersteres birgt die Gefahr, 

dass einer erweiternden Auslegung eines Unterlassungstitels erfolgreich das 

Bestimmtheitsgebot entgegengehalten wird, denn bei der Vollstreckung von 

Unterlassungstiteln durch mittelbaren Zwang in Form von Ordnungsgeld nach Ä 890 

ZPO handelt es sich um eine strafªhnliche Sanktion, sodass einer erweiternden 

Auslegung des Titels im Vollstreckungsverfahren rechtsstaatliche Grenzen gesetzt 

sind.81 Eine zu weite Fassung eines Klageantrags bringt hingegen das Risiko mit sich, 

dass der Antrag als zu unbestimmt eingeschªtzt wird oder ein Vorgehen aus dem dem 

Antrag entsprechenden Titel wiederum im Vollstreckungsstadium am 

Bestimmtheitsgrundsatz scheitert.82 

 

In persºnlicher Hinsicht wirkt ein Unterlassungstitel nur inter partes, eine 

Rechtskrafterstreckung auf vergleichbare VerstºÇe anderer Unternehmen ist nicht 

vorgesehen83  (dazu noch unter A.V.2.b.). Allerdings entfalten gerichtliche 

Entscheidungen eine nicht unerhebliche faktische Prªgekraft und kºnnen 

Anpassungsprozesse auch bei Unternehmen auslºsen, die sich der untersagten 

geschªftlichen Handlung ªhnelnder Geschªftspraktiken bedienen, da letztere 

aufgrund der raschen und effizienten Durchsetzung von lauterkeitsrechtlichen 

Unterlassungsanspr¿chen jederzeit mit der Beanstandung auch ihres Verhaltens 

rechnen m¿ssen. Insbesondere besteht ein rechtsfaktischer Anpassungsdruck im 

Hinblick auf geschªftliche Handlungen, die auf neuartigen Geschªftsmodellen bzw. -

methoden fuÇen und deren rechtliche Einordnung bisher nicht richterlich geklªrt war. 

Verstªrkt wird die faktische Prªgekraft von UWG-Entscheidungen noch dadurch, dass 

wegen der Konzentration von UWG-Streitigkeiten bei den Handelskammern der 

                                            
78 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 1.52; Fritzsche in: M¿KoUWG, 2014 , Ä 8 Rn. 

103; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 35. 
79 BGH, 22.2.1952, Az. I ZR 117/51, GRUR 1952, 577, 580 ï Fischermªnnchen-Zwilling; BGH, 8.2.1963, Az. Ib ZR 

76/61, GRUR 1963, 378, 381 ï Deutsche Zeitung. 
80 BGH, 29.4.2010, Az. I ZR 202/07, GRUR 2010, 749, Rn. 42 ï Erinnerungswerbung im Internet; Goldmann in: 

Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 114. 
81 BGH, 22.10.2009, Az. I ZR 58/07, GRUR 2010, 454 f. (Tz. 12) ï Klassenlotterie.  
82 BGH, 4.5.2005, Az. I ZR 127/02, GRUR 2005, 692 (694) ï Ăstattñ-Preis.  
83 Fritzsche in: M¿KoUWG, 2014, Ä 8 Rn. 103. 
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Landgerichte ein im Vergleich zu sonstigen Zivilrechtsstreitigkeiten eingegrenzter Kreis 

von i.d.R. hochspezialisierten Entscheidungstrªgern ¿ber UWG-VerstºÇe urteilt.84 

 

Die rªumliche Reichweite des Unterlassungsanspruchs erstreckt sich grundsªtzlich 

auf den gesamten Geltungsbereich des UWG.85  F¿r die Frage, ob eine 

Wiederholungs- oder Erstbegehungsgefahr vorliegt, ist der Zeitpunkt der letzten 

m¿ndlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz maÇgeblich.86 

iv. Bedeutung der Abmahnung 

Gem. Ä 12 Abs. 1 S. 1 UWG soll vor der Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens 

gegen¿ber dem Rechtsverletzer eine Abmahnung erfolgen und ihm die Gelegenheit 

gegeben werden, den Streit durch Abgabe einer mit einer angemessenen 

Vertragsstrafe bewehrten Unterlassungsverpflichtung beizulegen.87 Der Abmahnende 

kann f¿r eine berechtigte Abmahnung den Ersatz der f¿r die Abmahnung erforderlichen 

Aufwendungen verlangen, Ä 12 Abs. 1 S. 2 UWG. Zwar begr¿ndet Ä 12 Abs. 1 S. 1 

UWG keine Pflicht, einen VerstoÇ vor der gerichtlichen Geltendmachung eines 

Unterlassungsanspruchs abzumahnen. Der Unterlassungsglªubiger lªuft bei 

unterlassener Abmahnung im gerichtlichen Verfahren jedoch Gefahr, dass er trotz 

Unlauterkeit der angegriffenen Verhaltensweise gem. Ä 93 ZPO die Kosten des 

Prozesses tragen muss, weil der Unterlassungsschuldner den Anspruch sofort 

anerkennt und keinen Anlass zur Klage gegeben hat.88 

 

Sinn und Zweck der Regelung des Ä 12 Abs. 1 S. 1 UWG sind vielschichtig. Es geht 

einerseits darum, Unterlassungsstreitigkeiten ohne Inanspruchnahme der Gerichte zu 

regeln und letztere damit zu entlasten.89 Daneben dienen Abmahnungen aber auch 

den Interessen von Glªubiger und Schuldner.90  Unterwirft sich der Schuldner dem 

Unterlassungsanspruch, indem er der Aufforderung zur Abgabe einer strafbewehrten 

Unterlassungserklªrung nachkommt, gelangt der Glªubiger schnell und kosteng¿nstig 

an eine wirksame Alternative zum gerichtlichen Unterlassungstitel, mit der er weitere 

VerstºÇe sanktionieren kann.91 Dem Schuldner gegen¿ber entfaltet die Abmahnung 

eine Warnfunktion. Dies entspricht dem Interesse von Unternehmern, die sich an sich 

                                            
84  Dieser wird auch unterst¿tzt durch die Regelung der ºrtlichen Zustªndigkeiten, f¿r die jedenfalls bei 

Mitbewerberklagen (nicht Verbªnden) der fliegende Gerichtsstand nach Ä 14 UWG gilt, was wiederum die 

Konzentration auf hºchstspezialisierte Kammer zur Folge hat; zum fliegenden Gerichtsstand etwa Sosnitza in: 

Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 14 Rn. 11. 
85 Fritzsche in: M¿KoUWG, 2014, Ä 8 Rn. 112; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 36. 
86 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 37.  
87 Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 2; Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 

12 Rn. 1.3. 
88  Br¿ning in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 2; Bacher in: Teplitzky, 

Wettbewerbsrechtliche Anspr¿che und Verfahren, 2016, Kap. 41 Rn. 3. 
89 BGHZ 149, 371 (374) ï Missbrªuchliche Mehrfachabmahnung; Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 

2.  
90 Br¿ning in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 3; Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm, 

UWG, 2017, Ä 12 Rn. 1.5; Podszun in: Schmidt/Kessel/Str¿nck/Kramm, Im Namen der Verbraucher?, 2015, S. 208 

(222).  
91 Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 2.  
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rechtstreu verhalten wollen und sich ihres RechtsverstoÇes nicht bewusst sind. 

 

Die gegenwªrtige Ausgestaltung des Abmahnprozesses ist wiederholt Gegenstand der 

Kritik gewesen und hat den Gesetzgeber veranlasst, die in Ä 12 UWG vorgesehenen 

ĂSchrankenñ einzuf¿hren. Auch danach wurden jedoch gerade von Seiten der 

Wirtschaftsverbªnde bestimmter Erscheinungsformen kritisiert.92  Nicht selten werde 

das f¿r eine Aktivlegitimation der Mitbewerber gem. Ä 8 Abs. 3 Nr. 1 UWG erforderliche 

Wettbewerbsverhªltnis oder die Aktivlegitimation eines Verbandes konstruiert, um 

insbesondere kleinere VerstºÇe gegen Informationspflichten im online-Handel zu 

beanstanden. Der Nachweis der Missbrªuchlichkeit sei jedoch wegen ¿berspannter 

Anforderungen an die diesbez¿gliche Darlegungslast derzeit schwer zu erbringen.93 

Vorgeschlagen werden vor allem Neujustierungen im Hinblick auf die Aktivlegitimation 

von Mitbewerbern und Wirtschaftsverbªnden.94 

(3) Aktivlegitimation 

Wer hinsichtlich des Unterlassungsanspruchs aktivlegitimiert ist, ergibt sich 

abschlieÇend aus Ä 8 Abs. 3 UWG. Anspruchsberechtigt sind danach Mitbewerber 

(Nr.1), Wirtschaftsverbªnde (Nr. 2), qualifizierte Einrichtungen nach dem UKlaG (Nr. 3) 

sowie die Industrie-, Handels- und Handwerkskammern (Nr. 4). Im Umkehrschluss 

besteht keine Aktivlegitimation des einzelnen Verbrauchers. 

i. Mitbewerber 

Mitbewerber eines Rechtsverletzers sind Unternehmen, die mit ihm in einem konkreten 

Wettbewerbsverhªltnis stehen, Ä 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG. Daf¿r ist erforderlich, dass die 

Unternehmen den gleichen Kundenkreis ansprechen und somit auf dem sachlich und 

rªumlich selben Markt tªtig sind.95 Dabei ist eine wirtschaftliche Betrachtungsweise 

maÇgeblich, nach der Kundenkreis und Waren- sowie Leistungsangebot nicht vºllig 

¿bereinstimmen m¿ssen.96  Die H¿rden sind von der Rechtsprechung um eines 

wirksamen wettbewerbsrechtlichen Schutzes willen tendenziell niedrig gesetzt, sodass 

sich in Einzelfªllen auch Unternehmen unterschiedlicher Branchen in einem konkreten 

Wettbewerbsverhªltnis befinden kºnnen, obwohl ihr Angebot nicht substituierbar ist, 

sie sich jedoch trotzdem im Wettbewerb um Kunden behindern.97 

                                            
92 Verbªndepapier ĂPrivate Rechtsdurchsetzung stªrken ï Abmahnmissbrauch bekªmpfenñ, 2017, abrufbar unter 

<https://www.konstanz.ihk.de/blob/knihk24/recht_und_fair_play/downloads/3767506/f6d5273fa99ff25042efe6551

9411f05/Verbaendepapier-gegen-Abmahnmissbrauch-data.pdf>.  
93 Verbªndepapier ĂPrivate Rechtsdurchsetzung stªrken ï Abmahnmissbrauch bekªmpfenñ, 2017, S. 2. 
94 Verbªndepapier ĂPrivate Rechtsdurchsetzung stªrken ï Abmahnmissbrauch bekªmpfenñ, 2017, S. 5 ff. 
95 Podszun in: Schmidt-Kessel/Str¿nck/Kramme, Im Namen der Verbraucher?, 2015, S. 208, 218; Keller in: Harte-

Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 2 Rn. 129 ff; Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, 

Ä 2 Rn. 108 ff.; Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 2 Rn. 60 ff. Ernst in: jurisPK-UWG, 2016, Ä 2 Rn. 30 ff. 
96 BGH, 11.5.1954, Az. I ZR 178/52, GRUR 55, 37, 39 ï Cupresa/Kunstseide; BGH, 23.3.1966, Az. Ib ZR 28/64, 

GRUR 66, 445, 446 ï Glutamal; Podszun in: Schmidt-Kessel/Str¿nck/Kramme, Im Namen der Verbraucher?, 2015, 

S. 208, 218. 
97  Anschauliche Beispiele aus der Rechtsprechung bieten die Verfahren um die Werbeslogans ĂStatt Blumen 

ONKO-Kaffeeñ und ĂEin Champagner unter den Mineralwªssernñ ï in beiden Fªllen wurde ein hinreichendes 

Wettbewerbsverhªltnis zwischen den jeweils branchenverschiedenen Unternehmen bejaht. BGH, 12.1.1972, Az. I 
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Angesichts der Verzahnung von Mitbewerber- und Verbraucherinteressen im 

Wettbewerb (s. A.I.1) ist es nicht ungewºhnlich, dass Mitbewerber Rechtsverletzer 

auch wegen VerstºÇen gegen Verbraucherrecht ï etwa irref¿hrende Werbung 

gegen¿ber Verbrauchern oder verbrauchersch¿tzende Marktverhaltensregeln im 

Sinne des Ä 3a UWG ï in Anspruch nehmen. Hierdurch soll typischerweise ein 

Vorsprung des Konkurrenten durch Rechtsbruch verhindert werden. Die 

Wahrnehmung von Verbraucherinteressen durch Mitbewerber auf der Grundlage von 

Ä 3a UWG stºÇt jedoch teilweise auch auf Kritik, da eine Durchsetzung durch 

Mitbewerber Ămissbrauchsanfªlligñ98  sei und insgesamt wohl zu dem mitunter 

erhobenen Vorwurf des Ăover-enforcementñ des deutschen UWG beitrage. Aus 

Verbrauchersicht f¿hrt sie demgegen¿ber zu der vom Gesetzgeber gewollten strikten 

Durchsetzung der verbrauchersch¿tzenden Normen. 

ii. Wirtschaftsverbände 

Gem. Ä 8 Abs. 3 Nr. 2 UWG kºnnen auch Wirtschaftsverbªnde, deren Zweck die 

Fºrderung gewerblicher oder beruflicher Interessen ist, zur Geltendmachung von 

Unterlassungsanspr¿chen aktivlegitimiert sein.99  Die fragliche Zuwiderhandlung 

gegen Ä 3 oder Ä 7 UWG muss die Interessen ihrer Mitglieder ber¿hren. Daf¿r muss 

wenigstens zwischen einem Teil der Verbandsmitglieder und dem Rechtsverletzer ein 

konkretes Wettbewerbsverhªltnis bestehen, sodass die Mitglieder auch selbst nach Ä 

8 Abs. 1 UWG zur Geltendmachung von Unterlassungsanspr¿chen berechtigt sind.100 

 

In der Praxis kommt Wirtschaftsverbªnden bei der Durchsetzung des UWG auch im 

Hinblick auf seine verbrauchersch¿tzende Dimension eine erhebliche Bedeutung zu. 

Dabei geht es nicht nur um die Verfolgung von VerstºÇen, sondern auch um die 

Vermeidung von VerstºÇen durch Mitgliederaufklªrung und Entwicklung von Leitfªden 

zum rechtskonformen Verhalten. Als besonders durchsetzungsengagierter 

Wirtschaftsverband ist die Wettbewerbszentrale zu nennen. 

 

Die Wettbewerbszentrale hat im Durchschnitt der letzten f¿nf Jahre ca. 9.600 

Beschwerdefªlle auf VerbraucherrechtsverstºÇe gepr¿ft und dort, wo nach ihrer 

Einschªtzung ein VerstoÇ vorlag, auch verfolgt.101 Nimmt man Beratungsfªlle, z.B. im 

Vorfeld der Verºffentlichung von WerbemaÇnahmen, hinzu, ¿berpr¿ft die 

Wettbewerbszentrale ca. 11.000 bis 15.000 Fªlle pro Jahr auf verbraucherrechtliche 

VerstºÇe. In ca. 52 % der Beschwerdefªlle erfolgt eine Abmahnung, ihre Erfolgsquote 

                                            
ZR 60/70, GRUR 1972, 553 - Statt Blumen ONKO-Kaffee; BGH, 4.6.1987, Az. I ZR 109/85, NJW 1988, 644 - Ein 

Champagner unter den Mineralwªssern. 
98 So insb. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 79. 
99 Zu den einzelnen Voraussetzungen wie Angabe der Mitglieder, Satzung etc. vgl. etwa Podszun in: Schmidt-

Kessel/Str¿nck/Kramme, Im Namen der Verbraucher?, 2015, S. 208, 218; Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, 

Ä 12 Rn. 106. 
100 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 336.  
101 Die Angaben beruhen auf der Antwort der Wettbewerbszentrale im Rahmen der Stakeholder-Befragung, dazu 

ausf¿hrlich A IV. 
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im Sinne der Beendigung der angegriffenen Verhaltensweise schªtzt die 

Wettbewerbszentrale unter Einbeziehung sªmtlicher MaÇnahmen auf insgesamt ca. 

90 %. Der MaÇnahmenkatalog der Wettbewerbszentrale folgt dabei einem 

Stufenkonzept. Im Regelfall wird zunªchst eine Abmahnung ausgesprochen, z.T. 

erfolgt auch nur ein bloÇes Hinweisschreiben. Scheitert der Versuch einer 

auÇergerichtlichen Einigung durch Abmahnung, schaltet die Wettbewerbszentrale in 

zahlreichen Fªllen, etwa wenn Kleingewerbetreibende betroffen sind, die bei den 

Industrie- und Handelskammern eingerichteten Einigungsstellen (Ä 15 UWG) ein. Erst 

wenn die auÇergerichtlichen Lºsungsmºglichkeiten ausgeschºpft sind, kommt es zur 

gerichtlichen Geltendmachung von Anspr¿chen, hªufig durch Beantragung einer 

einstweiligen Verf¿gung. 

iii. Qualifizierte Einrichtungen (Verbraucherschutzorganisationen) 

Gem. Ä 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG sind zur Geltendmachung von Unterlassungsanspr¿chen 

nach Ä 8 Abs. 1 UWG auch sog. qualifizierte Einrichtungen aktivlegitimiert. Die 

Organisation muss daf¿r in die Liste der qualifizierten Einrichtungen nach Ä 4 UKlaG 

oder in das Verzeichnis der Kommission nach Richtlinie 98/27/EG aufgenommen 

sein.102 Beispiele f¿r qualifizierte Einrichtungen sind neben den Verbraucherzentralen 

die Mietervereine, der ADAC oder die Deutsche Umwelthilfe e.V. 103 

 

Verbraucherverbªnde tragen nicht nur durch klassische Rechtsdurchsetzung, sondern 

auch durch Verbraucherbildung und -beratung, die Erstellung von Studien und 

medialen Beitrªgen zu verbraucherrechtsrelevanten Sachverhalten sowie durch 

Verbraucherforschung zu einem hohen Verbraucherschutzniveau bei. 

 

Einen Eindruck f¿r den Umfang der Rechtsdurchsetzungsaktivitªten der 

Verbraucherverbªnde kann die Enforcement-Tªtigkeit des Verbraucherzentrale 

Bundesverband (vzbv) liefern: 2016 hat der vzbv in 96 Fªllen den Unterlassungs- bzw. 

Beseitigungsanspruch aus Ä 8 UWG geltend gemacht.104 Insgesamt pr¿ft der vzbv pro 

Jahr ca. 700 Fªlle im Hinblick auf mºgliche VerbraucherrechtsverstºÇe, in 40 % dieser 

Fªlle werden Unternehmen angeschrieben oder abmahnt. Der Schwerpunkt liegt dabei 

auf der Durchsetzung des Unterlassungsklagegesetzes; hier wurden 2016 der 

Unterlassungs- bzw. Widerrufsanspruch wegen unwirksamer AGB aus Ä 1 UKlaG 35-

mal und der Unterlassungs- bzw. Beseitigungsanspruch aus Ä 2 UKlaG wegen des 

VerstoÇes gegen sonstige Verbraucherschutzgesetze in 99 Fªllen geltend gemacht. 

Dabei ist zu ber¿cksichtigen, dass sich eine Vielzahl der durch Ä 1 und Ä 2 UKlaG 

                                            
102 Zu den Eintragungsvoraussetzungen nach Ä 4 Abs. 2 UKlaG Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 

2018, Ä 4 UKlaG Rn. 3 ff.; Micklitz/Rott in: M¿KoZPO, 2017, Ä 4 UKlaG Rn. 12 ff.; Podszun in: Schmidt-

Kessel/Str¿nck/Kramme, Im Namen der Verbraucher?, 2015, S. 208, 220. 
103 Die Deutsche Umwelthilfe hat 2016 in 1.350 Fªllen den Unterlassungs- bzw. Beseitigungsanspruch aus Ä 8 

UWG geltend gemacht. Der Schwerpunkt lag dabei in der Durchsetzung umweltrelevanter 

Verbraucherschutzvorschriften, die in vielen Fªllen als Marktverhaltensregelungen im Sinne des Ä 3a UWG 

eingeordnet werden; Antwort der DUH im Rahmen der Stakeholder-Befragung, A.IV.3. 
104  Die folgenden Angaben beruhen auf der Antwort des vzbv im Rahmen der Stakeholder-Befragung, dazu 

ausf¿hrlich A IV.3. 
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erfassten VerstºÇe nach h.M. auch als UWG-VerstºÇe i.S.d. Ä 3a UWG (insbesondere 

unwirksame AGB) oder Ä 5 und Ä 5a UWG (letzteres insbesondere beim VerstoÇ 

gegen Informationspflichten) begreifen lassen. 

iv. Kammern 

Neben den genannten Durchsetzungsakteuren sind gem. Ä 8 Abs. 3 Nr. 4 UWG 

schlieÇlich noch die Industrie- und Handelskammern sowie die Handwerkskammern 

aktivlegitimiert. Voraussetzung f¿r die Anspruchsberechtigung ist, dass 

Rechtsverletzungen ihre Aufgabenbereiche ber¿hren.105 

v. Keine Aktivlegitimation einzelner Verbraucher 

Einzelne Verbraucher sind wegen UWG-VerstºÇen, die ihre Interessen 

beeintrªchtigen, nicht zur Geltendmachung von Anspr¿chen aus Ä 8 UWG berechtigt. 

Die Regelung der Aktivlegitimation in ÄÄ 8 ff. UWG wurde vom Gesetzgeber als 

abschlieÇend konzipiert. Deswegen handelt es sich nach h.M. bei Ä 3 UWG auch nicht 

um ein Schutzgesetz i.S.d. Ä 823 Abs. 2 UWG.106 Damit sind einzelne Verbraucher vor 

allem auf die Rechtsschutzmºglichkeiten des Vertragsrechts verwiesen. Wie oben 

(unter A.I.1.a.(4)) ausgef¿hrt, wird das Fehlen einer eigenen Klagebefugnis der 

einzelnen Verbraucher im UWG damit begr¿ndet, dass das UWG einen 

generalprªventiven Schutz der Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers anstrebe und 

folglich dem kollektiven Verbraucherschutz diene, wªhrend sich der 

individualrechtliche Ărepressiveñ Verbraucherschutz aus dem allgemeinen 

Vertragsrecht und dessen Mºglichkeiten, sich vom Vertrag zu lºsen oder einen 

Ausgleich ¿ber das Gewªhrleistungsrecht (oder c.i.c.) zu erlangen, ergebe. 

ErfahrungsgemªÇ sei der einzelne Verbraucher infolge seiner Ărationalen 

Apathieñ aber auch nicht bereit, seine lauterkeitsrechtlichen Anspr¿che selbst geltend 

zu machen. Das zeige sich auch im auslªndischen Recht, wo die teilweise 

bestehenden Anspr¿che des einzelnen Verbrauchers nur hºchst selten genutzt 

w¿rden. Die Beschrªnkung des UWG auf den kollektiven Verbraucherschutz wird 

teilweise im Hinblick auf die Schutzzweckklausel des Ä 1 UWG kritisiert, da diese auch 

einen Individualschutz der Interessen einzelner Verbraucher erfordere107  und durch 

die Verweigerung individueller Rechte des Verbrauchers im UWG eine Ankn¿pfung an 

diskutierte neue Formen der Rechtsdurchsetzung wie Musterfeststellungsklage etc. 

erschwert werde (dazu unter A.I.3.); auch nach dem am 11.4.2018 vorgestellten 

Richtlinienentwurf im Zuge des ĂNew Deal for Consumersñ; auf den im Rahmen dieses 

Gutachtens nicht mehr eingegangen werden konnte, sind Individualanspr¿che des 

Verbrauchers vorgesehen (COM (2018), 185 endg.). 

                                            
105  Podszun in: Schmidt-Kessel/Str¿nck/Kramme, Im Namen der Verbraucher?, 2015, S. 208, 220; B¿ch in: 

Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Anspr¿che und Verfahren, 2016, Kap. 13 Rn. 32. 
106 LG Limburg, 21.11.2014, Az. 5 O 18/14, MMR 2015, 186; Alexander in: M¿KoUWG, 2014, Ä 3 Rn. 84. 
107 So Augenhofer, WRP 2006, 169, 176; KeÇler, WRP 2005, 164, 172; Koos in: Fezer/B¿scher/Obergfell, UWG 

2016, Ä 9 Rn. 3; Glºckner in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Einl. B Rn. 
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(4) Passivlegitimation 

Schuldner des Unterlassungsanspruchs ist als Verletzer derjenige, der eine nach Ä 3 

oder Ä 7 UWG unzulªssige geschªftliche Handlung vornimmt. Insoweit gilt der 

Einheitstªterbegriff des Deliktsrechts, vgl. Ä 830 Abs. 2 BGB, sodass Tªter und 

Teilnehmer gleichermaÇen wegen der Verletzung haften.108  In seiner Rolle als 

Sonderdeliktsrecht erlaubt das UWG den R¿ckgriff auf die Haftungsgrundsªtze des 

allgemeinen Deliktsrechts, dieses orientiert sich wiederum hinsichtlich der 

Bestimmung von Tªterschaft und Teilnahme am Strafrecht.109 

 

Einen weiteren Ansatzpunkt f¿r eine lauterkeitsrechtliche Haftung bildet nach der 

neueren Rechtsprechung des BGH die Verletzung lauterkeitsrechtlicher 

Verkehrspflichten. Hiernach ist derjenige, der durch sein Verhalten im geschªftlichen 

Verkehr die Gefahr schafft, dass Dritte durch das Wettbewerbsrecht gesch¿tzte 

Interessen von Marktteilnehmern verletzen, wettbewerbsrechtlich dazu verpflichtet, 

diese Gefahr im Rahmen des Mºglichen und Zumutbaren zu begrenzen.110  Ein 

Bed¿rfnis f¿r eine derartige Haftungsbegr¿ndung kann insbesondere im Hinblick auf 

Intermediªre bestehen, die unzulªssige geschªftliche Handlungen durch die 

Bereitstellung einer Infrastruktur erst ermºglichen, beispielsweise sog. 

Informationsmittler wie Medienunternehmen und Betreiber von Internetforen und -

portalen111  (dazu ausf¿hrlich die Case Studies Kundenbewertungen und 

Vergleichsportale, A.III. 2 und 3). Die Rechtsprechung bem¿ht sich, die 

unterschiedlichen Interessen immer wieder neu auszutarieren,112 was in der Praxis vor 

allem durch die Bildung von Fallgruppen erfolgt.113 

 

Neben den auch im Lauterkeitsrecht geltenden allgemeinen Regeln zur Organ- und 

Reprªsentantenhaftung nach ÄÄ 31, 89 BGB und zur Haftung von Verrichtungs- und 

Erf¿llungsgehilfen gem. ÄÄ 278, 831 BGB trifft den Unternehmer im UWG gem. Ä 8 

Abs. 2 UWG ï insoweit strenger als Ä 831 BGB ï eine Erfolgshaftung ohne 

Entlastungsmºglichkeit f¿r seine Mitarbeiter und Beauftragten. Dahinter steht die 

Wertung, dass der Unternehmensinhaber auch von deren Verhalten profitiert und sich 

daher im Falle eines VerstoÇes umgekehrt nicht hinter ihnen verstecken kºnnen soll.114 

                                            
108 Vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 114. 
109 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 114; vgl. BGH, 22.7.2010, Az. I ZR 139/08, GRUR 2011, 152, Rn. 

30 ï Kinderhochst¿hle im Internet I; BGH, 18.6.2014, Az. I ZR 242/12, GRUR 2014, 883, Rn. 13 ï 

Geschªftsf¿hrerhaftung; BGH, 5.2.2015, Az. I ZR 240/12, GRUR 2015, 485, Rn. 35 ï Kinderhochst¿hle im Internet 

III. 
110 Grundlegend und unter Abkehr von der zuvor auch im Lauterkeitsrecht herrschenden Stºrerhaftung gem. Ä 1004 

BGB analog BGH, 12.7.2007, Az. I ZR 18/04, GRUR 2007, 890, Rn. 36 ï Jugendgefªhrdende Medien bei eBay. 
111 Vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 120. 
112 Vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 120. 
113 Vgl. den ¦berblick bei Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 130 ff. 
114 BGH, 19.12.2002, Az. I ZR 119/00, GRUR 2003, 453, 454 ï Verwertung von Kundenlisten; BGH, 19.4.2007, Az. 

I ZR 92/04, GRUR 2007, 994, Rn. 19 ï Gefªlligkeit. 
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(5) Die prozessuale Durchsetzung des Unterlassungsanspruchs: Klage und 

einstweilige Verfügung 

Im Hauptsacheverfahren werden Unterlassungsanspr¿che im Wege der 

Leistungsklage geltend gemacht. Sachlich zustªndig sind dabei als Eingangsinstanz 

gem. Ä 13 Abs. 1 S. 1 UWG ausschlieÇlich die Landgerichte. In Ä 13 Abs. 1 S. 2 UWG 

wird dar¿ber hinaus klargestellt, dass es sich bei Wettbewerbsstreitigkeiten um 

Handelssachen i.S.d. Ä 95 Abs. 1 Nr. 5 GVG handelt, sodass funktionell die Kammern 

f¿r Handelssachen zustªndig sind, sofern eine solche beim angerufenen Landgericht 

besteht, Ä 93 GVG, und entweder Klªger oder Beklagter einen wirksamen Antrag auf 

Verhandlung vor der Kammer f¿r Handelssachen gestellt hat, ÄÄ 96 Abs. 1, 98 Abs. 1 

GVG.115  Die Konzentration der UWG-Streitigkeiten bei den Kammern f¿r 

Handelssachen hat dazu gef¿hrt, dass sich hier durch Spezialisierung eine besondere 

Expertise herausbilden konnte. 

 

Dem Hauptsacheverfahren ist zumeist das Verfahren der einstweiligen Verf¿gung 

vorgeschaltet. Unterwirft sich der Verletzer nicht der Abmahnung des 

Anspruchsstellers, kann dieser das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gem. 

ÄÄ 935, 940 ZPO in Gang setzen. Hierdurch wird eine kosten- und zeitsparende 

Entscheidung ¿ber den Rechtsstreit erzielt, da an den Nachweis des 

WettbewerbsverstoÇes weniger strenge Anforderungen als an jene des vollen 

Beweises im Sinne des Ä 286 Abs. 1 S. 1 ZPO zu stellen sind. Es gen¿gt die 

Glaubhaftmachung, ÄÄ 936, 920 Abs. 2, 294 ZPO, die bereits dann vorliegt, wenn die 

Behauptungen des Anspruchsstellers mit ¿berwiegender Wahrscheinlichkeit richtig 

sind.116 Dies ist regelmªÇig der Fall, wenn der Anspruchsteller Indizien vortrªgt, die 

nach der Lebenserfahrung bestimmte Umstªnde nahelegen. 

 

In Fªllen besonderer Dringlichkeit ergeht eine Entscheidung ¿ber den 

Verf¿gungsantrag ohne m¿ndliche Verhandlung durch Beschluss, Ä 937 Abs. 2 ZPO. 

Dies ermºglicht eine besonders schnelle Entscheidung,117 da dem Anspruchsgegner 

rechtliches Gehºr erst dann gewªhrt wird, wenn er gegen die Verf¿gung Widerspruch 

einlegt, ¿ber den gem. ÄÄ 936, 924 Abs. 2 S. 2 ZPO m¿ndlich zu verhandeln und nach 

ÄÄ 936 ZPO, 925 Abs. 2 ZPO durch Endurteil zu entscheiden ist. Daneben kann er 

Berufung einlegen oder einen Antrag auf Anordnung der Klageerhebung gem. ÄÄ 936, 

926 Abs. 1 ZPO oder auf Aufhebung der einstweiligen Verf¿gung gem. ÄÄ 936, 926 

Abs. 2 ZPO bzw. auf Aufhebung wegen verªnderter Umstªnde nach ÄÄ 936, 927 ZPO 

stellen. Rechnet der Anspruchsgegner mit einer Beanstandung seines Verhaltens, 

kann er zudem prªventiv bei Gericht eine Schutzschrift hinterlegen, in der er 

                                            
115 Umstritten ist, ob auch eine AusschlieÇliche Zustªndigkeit der Landgerichte bez¿glich der Frage besteht, ob der 

Beklagte wegen des VerstoÇes gegen eine von ihm im Hinblick auf einen UWG-VerstoÇ abgegebene 

Unterwerfungserklªrung eine Vertragsstrafe verwirkt hat. OLG Jena, 1.9.2010, Az. 2 U 330/10, GRUR-RR 2011, 

199; OLG Schleswig, 9.4.2015, Az. 6 U 57/13, GRUR-RR 2015, 358; Ehricke in: M¿KoUWG, 2014, Ä 13 Rn. 10; 

Schaub in: Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Anspr¿che und Verfahren, 2016, Kap. 45 Rn. 5.  
116 Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 133.  
117 Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 115.  
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Gesichtspunkte f¿r die Zulªssigkeit seines Verhaltens vortrªgt.118 

 

Neben der Glaubhaftmachung des Verf¿gungsanspruchs muss der Verf¿gungsklªger 

das Bestehen eines Verf¿gungsgrundes glaubhaft machen.119 Letzteres ist gegeben, 

wenn die Durchsetzung des Unterlassungsanspruchs dringlich ist, was gem. Ä 12 Abs. 

2 UWG bei Unterlassungsanspr¿chen aus Ä 8 Abs. 1 UWG vermutet wird.120 

(6) Der Nachweis von Wettbewerbsverstößen 

i. Darlegungs- und Beweislast 

Entsprechend dem allgemeinen zivilprozessualen Grundsatz muss auch im 

Wettbewerbsrecht der Anspruchssteller die seinen Anspruch begr¿ndenden Tatsachen 

darlegen und im Streitfall beweisen; gleiches gilt f¿r den Anspruchsgegner hinsichtlich 

der anspruchshindernden und ïvernichtenden Tatsachen.121 Anscheinsbeweise sind 

zulªssig im Hinblick auf typische Geschehensablªufe, die nach der Lebenserfahrung 

bestimmte Folgen auslºsen.122  Dementsprechend wird beispielsweise widerlegbar 

vermutet, dass ein Unternehmer im geschªftlichen Verkehr handelt, wenn sein 

Verhalten bei objektiver Betrachtung in seinen gewerblichen Tªtigkeitsbereich fªllt123 

oder dass ein auftragsgemªÇes oder bezahltes Tªtigwerden von Angehºrigen der 

Medien eine Fºrderung fremden Wettbewerbs und damit ein Indiz f¿r das Vorliegen 

von Schleichwerbung darstellt (vgl. Case Study Influencer Marketing, A.III.1.). 

 

Besonderheiten bez¿glich der Darlegungs- und Beweislast gelten bei Werbeaussagen. 

Im Grundsatz hat auch hier der Anspruchsteller das Vorliegen der 

wettbewerbswidrigen Werbung nachzuweisen.124 Allerdings hat die Rechtsprechung, 

gest¿tzt auf den Grundsatz von Treu und Glauben, dem Beklagten in einigen 

Fallgruppen prozessuale Erklªrungspflichten auferlegt, wenn es um Tatsachen geht, 

die im Verantwortungsbereich des Beklagten liegen.125 Der Klªger darf sich in diesen 

Konstellationen zwar nicht mit der  uÇerung bloÇer Verdachtsmomente begn¿gen, 

sondern muss die f¿r eine Wettbewerbswidrigkeit sprechenden Tatsachen dartun und 

unter Beweis stellen.126 Jedoch trifft den Beklagten hinsichtlich dieser Tatsachen eine 

sekundªre Darlegungslast, sodass er, wenn er seiner Erklªrungspflicht nicht 

nachkommt, Gefahr lªuft, dass das Klagevorbringen i.S.d. Ä 138 Abs. 3 ZPO als 

zugestanden angesehen wird oder vom Gericht im Wege der freien Beweisw¿rdigung 

zu seinen Lasten gew¿rdigt wird.127 

                                            
118 Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 3.40. 
119 Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 12 Rn. 131.  
120 Zu den Gr¿nden (Schnelllebigkeit des Wettbewerbs) Podszun in: Schmidt-Kessel/Str¿nck/Kramme, Im Namen 

der Verbraucher?, 2015, S. 208, 223. 
121 Vgl. Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.89. 
122 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.90. 
123 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.90. 
124 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.91. 
125 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.91. 
126 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.91. 
127 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.91. 
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Prozessuale Erklªrungspflichten des Beklagten wurden von der Rechtsprechung etwa 

anerkannt bei innerbetrieblichen Vorgªngen, auf die es bei der Beurteilung einer 

Werbeangabe ankommt, sofern sie sich einer genauen Kenntnis seitens des Klªgers 

entziehen, wªhrend dem Beklagten die erforderliche Aufklªrung ohne grºÇere 

Probleme mºglich und auch zumutbar wªre.128 Eine Zumutbarkeit ist etwa zu bejahen, 

wenn kein ¿berwiegendes Geheimhaltungsinteresse des Beklagten hinsichtlich seiner 

Geschªftsgeheimnisse besteht.129 Als Beispiel f¿r innerbetriebliche Vorgªnge kann die 

Werbung mit Discount-Preisen dienen130  oder die Werbung mit einer Allein- oder 

Spitzenstellung. 

 

Weiterreichend wird eine echte Umkehr der Beweislast auf den Beklagten von der 

Rechtsprechung bei fachlich umstrittenen Behauptungen angenommen.131  Der 

Werbende ¿bernimmt in solchen Fªllen die Verantwortung f¿r die Richtigkeit der 

umstrittenen Behauptung, sofern er die Gegenmeinung nicht erwªhnt, sodass er die 

Richtigkeit auch darlegen und beweisen muss.132  Bei gesundheitsbezogenen 

Werbeaussagen muss der Beklagte deren wissenschaftliche Absicherung beweisen, 

wenn der Klªger das Fehlen einer wissenschaftlichen Grundlage der Werbeaussagen 

substantiiert vortrªgt.133 

 

Die sekundªre Darlegungslast gilt weiter bei der Verletzung von Sorgfaltspflichten 

durch Plattformbetreiber, die auf den rechtsverletzenden Inhalt einer auf ihrer Plattform 

verºffentlichten Kundenbewertung schl¿ssig hingewiesen wurden (ausf¿hrlich dazu 

Case Study Vergleichsportale, A.III.3.e.).  

ii. Beweisrecht und Ermittlungsmethoden 

Im Hauptsacheverfahren gelten auch bei wettbewerbsrechtlichen Streitigkeiten 

grundsªtzlich die allgemeinen Grundsªtze und Regeln der ZPO zum Beweisrecht im 

Zivilprozess. Es bestehen jedoch Besonderheiten im Hinblick auf die Feststellung der 

Verkehrsauffassung, die insbesondere f¿r die W¿rdigung der Irref¿hrung bei den ÄÄ 5, 

5a UWG eine Rolle spielt. Die Verkehrsauffassung kann im Prozess in vielen 

Konstellationen auch vom Gericht ohne Beweiserhebung festgestellt werden.134 Zwar 

sind f¿r das Verkehrsverstªndnis die Anschauungen des angemessen gut 

unterrichteten und angemessen aufmerksamen und kritischen 

                                            
128 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.92. 
129  Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.92 (dort auch zur Einschaltung eines 

Sachverstªndigen). 
130 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.92; BGH, 28.10.1970, Az. I ZR 49/69, 

GRUR 1971, 164, 167 ï Discount-Geschªft. BGH, 3.7.2014, Az. I ZR 84/13, GRUR 2015, 186, Rn. 10 f. ï Wir 

zahlen Hºchstpreise. 
131 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.93; 
132 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.95; BGH, 7.3.1991, Az. I ZR 127/89, GRUR 

1991, 848, 849 ï Rheumalind II. 
133 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.95. 
134 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.71. 
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Durchschnittsverbrauchers maÇgeblich,135 Ä 3 Abs. 4 S. 1 UWG, sodass der Frage 

nach der Verkehrsauffassung ein normatives Element innewohnt.136  Dennoch 

behandelt die Rechtsprechung die Verkehrsauffassung als Tatsache, die dem Beweis 

zugªnglich ist, jedoch auch durch eigene Sachkunde und Lebenserfahrung des 

Richters festgestellt werden kann.137  Die Ermittlung des Verkehrsverstªndnisses ist 

somit keine Tatsachenfeststellung, sondern die Anwendung eines speziellen 

Erfahrungswissens.138  Im Verbraucherrechtskontext wird der Richter dazu hªufig in 

der Lage sein, soweit sich Werbeaussagen nicht an einen ganz speziellen 

Verbraucherkreis richten.139 

 

Beweismittel im Wettbewerbsprozess sind der Beweis durch Augenschein, Ä 371 ZPO, 

der Zeugenbeweis, Ä 373 ZPO, der Sachverstªndigenbeweis, Ä 402 ZPO, der 

Urkundsbeweis, Ä 415 ZPO, der Beweis durch Parteivernehmung, Ä 445 ZPO, und der 

Beweis durch amtliche Ausk¿nfte, ÄÄ 273 Abs. 2 Nr. 2, 358a Nr. 2 ZPO. 

 

Demoskopische Gutachten zur Bestimmung der Verkehrsauffassung in Fªllen der 

Irref¿hrung sind nur in engen Grenzen zulªssig; nach der Rechtsprechung des 

EuGH140 dann, wenn das Gericht auf Ăbesondere Schwierigkeitenñ bei der Beurteilung 

der Irref¿hrung stºÇt.141  

 

Eine gewisse Bedeutung beim Nachweis von UWG-VerstºÇen hat zudem der Einsatz 

von Testpersonen als Testkªufer oder Testbeobachter, die im Prozess grundsªtzlich 

als Zeugen vernommen werden kºnnen142  und die Beauftragung von 

Privatdetektiven.143 

 

Bei der Ermittlung von Sachverhalten geben den Verbraucherverbªnden hªufig 

Verbraucherbeschwerden erste Anhaltspunkte; die Ermittlungsarbeit der 

Wirtschaftsverbªnde wird durch Hinweise ihrer Mitglieder, die aufgrund ihrer Nªhe zum 

Verletzer den relevanten Sachverhalt teilweise bereits gªnzlich aufgeklªrt haben, 

erleichtert. Aufgrund der Ubiquitªt des Internets wird im Hinblick auf Ăklassische 

AuÇenwerbungñ die Marktbeobachtung und Suche nach VerstºÇen tendenziell eher 

erleichtert.  

                                            
135 Vgl. Erwªgungsgrund 18 S. 2 RL 2005/29/EG; BGH, 24.7.2014, Az. I ZR 221/12, WRP 2014, 1184, Rn. 33 ï 

Original Bach-Bl¿ten. 
136 Dazu etwa Dreyer in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, Ä 5 M Rn. 5 ff. 
137 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.71. 
138 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.71. 
139 Vgl. zu den Einschrªnkungen Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.71. 
140  EuGH, 18.10.2012, Rs. C-428/11, GRUR 2012, 1269; Ausf¿hrlich zum Problemkreis des Nachweises der 

Irref¿hrung Dreyer in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5 M Rn. 24. 
141 Vgl. hierzu Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 12 Rn. 2.76 ff. 
142 Schwippert in: Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Anspr¿che und Verfahren, 2016, Kap. 47 Rn. 29; vgl. auch Mes, 

GRUR 2013, 767 ff.; BGH, 25.1.2007, Az. I ZR 133/04, GRUR 2007, 802, Rn.25-28) ï Testfotos III, restriktiv noch 

BGH, 25.4.1991, Az. I ZR 283/89, GRUR 1991, 843 ï Testfotos I und BGH, 23.5.1996, Az. I ZR 122/94, WRP 1996, 

1099, 1100 f. ï Testfotos II. 
143 BGH, 15.5.2013, Az. XII ZB 107/08, NJW 2013, 2668, Rn. 10 f. m.w.N. zur entsprechenden Rechtsprechung der 

Oberlandesgerichte. 
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iii. Der Anspruch auf Auskunft 

(a) Auskunftsanspruch aus Ä 242 BGB 

 

Um einen lauterkeitsrechtlichen Anspruch erfolgreich vor Gericht durchsetzen zu 

kºnnen, steht der Klªger vor der Herausforderung, den richtigen Beklagten zu 

benennen, den richtigen Antrag zu stellen und den Anspruch substantiiert darzulegen 

und ggf. zu beweisen. Dies stellt ihn vor erhebliche Probleme, wenn er hierf¿r 

Informationen benºtigt, ¿ber die nur der Beklagte oder ein Dritter und nicht er selbst 

verf¿gt. Aus dieser Interessenlage entstand ï gest¿tzt auf den Grundsatz von Treu und 

Glauben (Ä 242 BGB) ï der Anspruch auf Auskunftserteilung. Als Hilfsanspruch 

bereitet er die Durchsetzung des Hauptanspruchs vor, indem er den 

Auskunftspflichtigen die benºtigten Informationen abringt.144 Eine Grenze ist allerdings 

dort zu ziehen, wo schutzw¿rdige Geheimhaltungsinteressen des Schuldners betroffen 

sind.145  Hier muss bei besonders gewichtigen Geheimhaltungsinteressen des 

Schuldners ggf. ein sog. Wirtschaftspr¿fervorbehalt getroffen werden.146 

 

Anders als zur Vorbereitung von Schadensersatz-, Gewinnabschºpfungs-, 

Bereicherungs-, Widerrufs- und Beseitigungsanspr¿chen, 147  ist der 

Auskunftsanspruch im Hinblick auf Unterlassungsanspr¿che in der Praxis freilich von 

untergeordneter Bedeutung. Aus der Natur des Auskunftsanspruchs als Hilfsanspruch 

wird nach allgemeiner Auffassung gefolgert, dass er nicht dazu diene, den Nachweis 

eines VerstoÇes gegen Ä 3 und Ä 7 UWG selbst zu ermºglichen.148  Da der 

Verletzungsunterlassungsanspruch neben der Rechtsverletzung nur den Nachweis 

der Wiederholungsgefahr erfordert, die jedoch wegen des begangenen VerstoÇes 

vermutet wird, hilft ein Auskunftsanspruch dem Glªubiger hier nicht recht weiter. Etwas 

anderes gilt, wenn der Unterlassungsanspruch ausnahmsweise auf die Vornahme von 

Handlungen gerichtet ist, denn hier entspricht er seiner Zielrichtung nach dem 

Beseitigungsanspruch.149 Allerdings steht in diesen Konstellationen der Glªubiger vor 

der Erleichterung, dass er Handlungspflichten bereits aus einem Titel herleiten kann, 

der seiner Formulierung nach allein auf ein Unterlassen gerichtet ist.150 Es obliegt in 

diesen Fªllen dem Schuldner, die Handlungspflichten zu identifizieren, deren 

Vornahme er zur Erf¿llung des Unterlassungsgebots schuldet.151 Deren Umfang kann 

                                            
144 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 35, 41; BGH, 27.11.1964, Az. Ib 

ZR 23/63, GRUR 1965, 313, 314 ï Umsatzauskunft; BGH, 7.12.1979, Az. I ZR 157/77, GRUR 1980, 227, 232 ï 

Monumenta Germaniae Historica; grundlegend f¿r das Wettbewerbsrecht RG, MuW XXVI, 342, 343 ï 

Sanoskopglªser III. 
145 Hierzu Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 37, 55 ff. 
146 Vgl. Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 56; BGH, 22.11.1957, Az. I 

ZR 144/56, GRUR 1958, 346, 348 ï Spitzenmuster. 
147 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 36. 
148  Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 44; BGH, 4.3.1977, Az. I ZR 

117/75, GRUR 1978, 54, 55 ï Preisauskunft. 
149 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 87. 
150 Vgl. BGH, 4.5.2017, Az. I ZR 208/15, GRUR 2017, 823 ï Luftentfeuchter; BGH, 29.9.2016, Az. I ZB 34/15, 

GRUR 2017, 208 ï R¿ckruf von RESCUE-Produkten. 
151 Vgl. BGH, 4.5.2017, Az. I ZR 208/15, GRUR 2017, 823 ï Luftentfeuchter; BGH, 29.9.2016, Az. I ZB 34/15, 

GRUR 2017, 208 ï R¿ckruf von RESCUE-Produkten; krit. Hermanns, GRUR 2017, 977, 980. 
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auch noch im Vollstreckungsverfahren geklªrt werden.152 

 

Von praktischer Bedeutung ist f¿r den Unterlassungsanspruch daher vor allem der sog. 

Anspruch auf Drittauskunft, eine Unterart des Auskunftsanspruchs. Dieser Anspruch 

richtet sich nicht gegen den Schuldner, dessen Inanspruchnahme mit den durch den 

Auskunftsanspruch gewonnenen Informationen geplant ist, sondern dient der 

Vorbereitung der Geltendmachung von Unterlassungsanspr¿chen gegen¿ber einem 

Dritten.153  ¦ber diesen Dritten ï bei dem es sich typischerweise um einen 

gewerblichen Abnehmer oder Lieferanten des Auskunftspflichtigen handelt ï sollen 

bestimmte Informationen erlangt werden, nªmlich dessen Name bzw. Firma und 

Adresse.154  

 

(b) Auskunftsanspruch gem. Ä 8 Abs. 5 UWG 

 

In Ä 8 Abs. 5 UWG ist neben dem allgemeinen Auskunftsanspruch aus Ä 242 BGB ein 

besonderer Auskunftsanspruch geregelt, der Verbªnde dazu berechtigt, Post-, 

Telekommunikations-, Tele- und Mediendienste und die an der Erbringung solcher 

Dienste Mitwirkenden auf Erteilung von Ausk¿nften ¿ber Namen und zustellungsfªhige 

Anschrift von am Verkehr dieser Dienste Beteiligten zwecks Durchsetzung von 

Unterlassungs- und Beseitigungsanspr¿chen in Anspruch zu nehmen.155 Dadurch soll 

verhindert werden, dass die Verfolgung von WettbewerbsverstºÇen fehlschlªgt, weil 

der Verletzer im geschªftlichen Verkehr nur unter einer Postfachanschrift, 

Telefonnummer oder Internetadresse auftritt, ¿ber die er nicht geladen werden kann. 

Der Anspruchsverpflichtete muss dem Anspruchsberechtigten den Namen und die 

zustellungsfªhige Anschrift des am Diensteverkehr Beteiligten mitteilen, also etwa den 

Inhaber einer E-Mail-Adresse, von der Werbemails ohne die gem. Ä 7 Abs. 3 UWG 

erforderliche Einwilligung verschickt werden. 

 

e. Der Anspruch auf Beseitigung, insb. der Folgenbeseitigungs-

anspruch 

Das Schutzspektrum des Ä 8 UWG wird durch den in Ä 8 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 UWG 

geregelten Beseitigungsanspruch abgerundet,.156  Dieser ist einschlªgig, wenn ein 

VerstoÇ gegen Ä 3 oder Ä 7 UWG zwar schon abgeschlossen ist, durch ihn jedoch ein 

rechtswidriger Zustand eingetreten ist, der eine Quelle fortlaufender Stºrung darstellt.  

 

Die praktische Bedeutung von Beseitigungsanspr¿chen war im 

Verbraucherrechtskontext des UWG bisher gering, hat jedoch seit einiger Zeit unter 

dem Schlagwort lauterkeitsrechtlicher Folgenbeseitigungsanspruch gesteigerte 

                                            
152 BGH, 4.5.2017, Az. I ZR 208/15, GRUR 2017, 823 ï Luftentfeuchter; dagegen Hermanns, GRUR 2017, 977, 

980. 
153 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 38. 
154 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Vor. Ä 8 Rn. 38, 99. 
155 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 8 Rn. 188, 191. 
156 Siehe dazu auch die Ausf¿hrungen in der Case Study Entgeltklauseln in A.III.c.(3). 
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Aufmerksamkeit erlangt (dazu ausf¿hrlich unter A.III.4.c(3)). Dabei geht es um die 

Frage, ob der Beseitigungsanspruch auch auf die R¿ckgªngigmachung der Folgen von 

UWG-VerstºÇen genutzt werden kann, also auch auf die Herstellung des Status quo 

ante gerichtet ist.  

Das Kammergericht157  sowie das LG Stuttgart158  haben in diesem Zusammenhang 

Rechtsverletzer auf der Grundlage des Ä 8 Abs. 1 UWG zumindest dazu verurteilt, 

Verbraucher auf die Unwirksamkeit von AGB, die Unwirksamkeit einer behaupteten 

Preiserhºhung ohne Zustimmung der Vertragspartner oder sogar auf das mºgliche 

Bestehen von R¿ckerstattungsanspr¿chen hinzuweisen. Noch weiter ging das LG 

Leipzig159 , dass angesichts der Erhebung einer vertraglich nicht vereinbarten 

ĂPfªndungsaufwandsgeb¿hrñ zur Folgenbeseitigung durch R¿ckerstattung verurteilte. 

Die entsprechenden Entwicklungen werden nªher in der Case Study Entgeltklauseln 

unter A.III.4.c.(3) analysiert. 

 

Die Bejahung auf R¿ckzahlungen gerichteter Beseitigungsanspr¿che aus Ä 8 Abs. 1 

UWG ist ï ebenso wie Folgenbeseitigungsanspr¿che im Bereich des geistigen 

Eigentums ï in der Literatur zum Teil auf Kritik gestoÇen, da das UWG betroffenen 

Verbrauchern nicht einmal Individualanspr¿che zuerkenne und zudem die Grenzen 

zum verschuldensabhªngigen Schadens- und Gewinnabschºpfungsanspruch 

verwischt w¿rden ï derartige Anspr¿che passten nicht in das System des UWG.160 

Dergestalt kategorischen Ablehnungen werden teilweise mit der Frage konfrontiert, ob 

durch einen Ausschluss von Folgenbeseitigungsanspr¿chen nicht bereits de lege lata 

bestehende Spielrªume ungenutzt blieben, die der EuGH in den Entscheidungen RWE, 

Pereniļov§ und Invitel bei auf R¿ckzahlung gerichteten Beseitigungsanspr¿chen 

erºffnet habe.161 Im Nachgang des REFIT-Prozesses162 wird die Kodifizierung von auf 

Information und Kompensation gerichteten Folgenbeseitigungsanspr¿chen jedenfalls 

f¿r AGB-VerstºÇe diskutiert. In diese Richtung geht auch die neuere Entscheidung des 

BGH163  vom 14.12.2017 im Zusammenhang mit dem UKlaG, auf die noch unter 

A.III.4.c.(3) nªher eingegangen wird. 

  

f. Der Anspruch auf Schadensersatz 

 

Gem. Ä 9 S. 1 UWG ist seinen Mitbewerbern zum Ersatz verpflichtet, wer vorsªtzlich 

oder fahrlªssig eine nach Ä 3 oder Ä 7 UWG unzulªssige geschªftliche Handlung 

vornimmt und sie dadurch schªdigt. Die Bedeutung dieses Anspruchs in der Praxis ist 

jedoch hinsichtlich Ersatzforderungen wegen VerstºÇen verbrauchersch¿tzender 

                                            
157 KG, 27.3.2013, Az. 5 U 112/11, BeckRS 2013, 09271. 
158 LG Stuttgart, 7.8.2014, Az. 11 O 298/13, VuR 2015, 30. 
159 LG Leipzig, 10.12.2015, Az. 05 O 1239/15, VuR 2016, 109. 
160 So Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 Rn. 1.107. 
161 So Micklitz in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 7, 11; vgl. 

auch Reich, VuR 2014, 247 ff. zu Folgenbeseitigungsanspr¿chen im AGB-Recht. 
162 Study for the Fitness Check of EU Consumer and Marketing Law, Main Report 2016, S. 2010 ff. 
163 BGH, 14.12.2017, Az. I ZR 184/15, GRUR 2018, 423 ï Klauselersetzung. 
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Regelungen des UWG ungleich geringer als die des Unterlassungsanspruchs.164 

Ursªchlich hierf¿r ist, dass dem geschªdigten Mitbewerber typischerweise die 

Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich seines Schadens dem Grunde und der Hºhe 

nach obliegt. Auch die Mºglichkeit der Schadensschªtzung nach Ä 287 ZPO 

kompensiert nicht die Hindernisse, die sich einem Mitbewerber insbesondere 

hinsichtlich des Nachweises eines Schadens wegen der Verletzung des Ä 3 i.V.m. Ä 5 

oder 5a UWG durch eine irref¿hrende Werbung stellen. Daf¿r m¿sste er beweisen, 

dass die Irref¿hrung ursªchlich f¿r den Abschluss von Geschªften mit dem Verletzer 

war und dass es dadurch zu einem Schaden beim Anspruchssteller gekommen ist, 

weil diese Verbraucher ohne die Irref¿hrung mit ihm kontrahiert hªtten. Da dieser 

Nachweis vom Anspruchssteller kaum je gef¿hrt werden kann, ist der 

Schadensersatzanspruch im Kernbereich der verbrauchersch¿tzenden Vorschriften 

des UWG ohne groÇe Bedeutung. Sein Hauptanwendungsfeld liegt im ergªnzenden 

Leistungsschutz gemªÇ Ä 4 Nr. 3 UWG oder beim Schutz von 

Unternehmensgeheimnissen und Vorlagen gemªÇ ÄÄ 17, 18 UWG, da hier wegen der 

Nªhe zum gewerblichen Rechtsschutz die Grundsªtze zur Schadensberechnung 

durch Lizenzanalogie und Gewinnabschºpfung zur Anwendung kommen.165 

 

g. Der Anspruch auf Gewinnabschöpfung 

 

Nach Ä 10 Abs. 1 UWG kann derjenige, der vorsªtzlich eine nach Ä 3 oder Ä 7 UWG 

unzulªssige geschªftliche Handlung vornimmt und hierdurch zu Lasten einer Vielzahl 

von Abnehmern einen Gewinn erzielt, von Wirtschaftsverbªnden, 

Verbraucherverbªnden und Kammern auf Herausgabe dieses Gewinns an den 

Bundeshaushalt in Anspruch genommen werden.  

 

Beim Gewinnabschºpfungsanspruch handelt es sich um einen zivilrechtlichen 

Anspruch sui generis, dessen Zielrichtung primªr die Prªvention und damit die 

Marktsteuerung ist.166  Durch die mit der Gewinnabschºpfung verbundene 

Abschreckungswirkung dient er vor allem der Bekªmpfung von sog. Streuschªden.167 

Hierbei handelt es sich um Schªden, die in der Person des einzelnen Geschªdigten 

nur eine geringf¿gige VermºgenseinbuÇe zur Folge haben, sich jedoch aufgrund der 

Vielzahl der Betroffenen zu erheblichen Betrªgen summieren und damit 

volkswirtschaftlich von Bedeutung sein kºnnen. Ä 9 UWG und b¿rgerlich-rechtliche 

Schadensersatzanspr¿che bilden in diesen Konstellationen kein ausreichendes 

Korrektiv, da die Geschªdigten, sofern sie den Schaden ¿berhaupt entdecken, wegen 

                                            
164 Vgl. statt aller Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 9 Rn. 1; Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, 

UWG, 2016, Ä 9 Rn. 8. 
165 Vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 9 Rn. 15; BGH, 17.6.1992, Az. I ZR 107/90, GRUR 1993, 55, 57 ï 

Tschibo/Rolex II; BGH, 18.2.1977, Az. I ZR 112/75, GRUR 1977, 539, 541 f. ï Prozessrechner; Goldmann in: Harte-

Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 9 Rn. 8. 
166 Henning-Bodewig, GRUR 2015, 731, 732; Alexander, JZ 2006, 890. 
167 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 10 Rn. 1; Begr. RegE UWG 2004, BT-Drucks 15/1487, S. 23; Goldmann 

in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 10 Rn 13; Micklitz in: M¿KoUWG, 2014, Ä 10 Rn. 2. 
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seiner Geringf¿gigkeit oftmals keinen Anreiz haben, einen kostspieligen und 

risikobehafteten Prozess zu f¿hren, sog. rationale Apathie (dazu noch unter A.V.3.(1)). 

Andererseits besteht insbesondere auf Mªrkten mit geringen Gewinnmargen f¿r den 

Verletzer die Aussicht, durch die Verursachung von Streuschªden Gewinne zu erzielen, 

die erheblich ¿ber den rechtmªÇig erzielbaren Margen liegen. Die 

Gesetzesbegr¿ndung zu Ä 10 UWG nennt als Beispiele f¿r derartige 

Sachverhaltskonstellationen die Einziehung geringer Betrªge ohne Rechtsgrund, die 

Herbeif¿hrung von Vertragsschl¿ssen durch irref¿hrende Werbung und den Vertrieb 

gefªlschter Produkte.168 

 

Der Anspruch hat in der Praxis keine groÇe Bedeutung erlangt. In der Literatur169 

werden daf¿r insbesondere folgende Gr¿nde genannt:  

 

- Die enge Fassung des Tatbestands im Hinblick auf das Vorsatzerfordernis, da 

dieser im Prozess nur schwer nachzuweisen ist. Eine Erleichterung besteht 

insofern, als die Rechtsprechung davon ausgeht, dass ein nach einer 

berechtigten Abmahnung fortgef¿hrter VerstoÇ jedenfalls ab diesem Zeitpunkt 

bedingt vorsªtzlich erfolgt.170  

 

- Das Erfordernis, eine Gewinnerzielung Ăzu Lasten der Abnehmerñ auch der 

Hºhe nach zu bestimmen.171 Diesbez¿glich ist strittig, ob der gesamte durch 

den WettbewerbsverstoÇ erzielte Gewinn herauszugeben ist oder nur der 

Mehrerlºs, also der Gewinnanteil, der erwiesenermaÇen gerade auf dem 

VerstoÇ beruht und bei rechtmªÇigem Alternativverhalten nicht erzielt worden 

wªre.172 Letzteres ist in vielen Fallgestaltungen kaum zu handhaben,173 etwa 

bei einem durch irref¿hrende Werbung verursachten Mehrerlºs, da es nicht 

mºglich ist, die Wirkung von Werbung f¿r eine Vielzahl von Abnehmern genau 

zu ermitteln und den Umsatzzahlen des Verletzers zuzuordnen. 

 

- Die Herausgabepflicht an den Bundeshaushalt. Dies mindert die Klageanreize 

der Anspruchsberechtigten, insbesondere weil sie die Kosten eines verlorenen 

Prozesses gleichwohl selbst tragen m¿ssen.174 

                                            
168 Begr. RegE UWG 2004, BT-Drucks 15/1487 S. 23. 
169  Vgl. etwa Henning-Bodewig, GRUR 2015, 731; Henning-Bodewig, Editorial WRP 2017, Heft 4; 4 Ohly in: 

Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 10 Rn. 3; Micklitz in: M¿KoUWG, 2014, Ä 10 Rn. 3 ff.; Alexander, WRP 2012, 1190: 

Diese Kritik verkennt nicht, dass es durchaus auch Ansªtze einer innovativen Rechtsanwendung von Ä 10 UWG 

gibt, zB im Verfahren mit O2 (Telefonica) sowie einige erfolgreiche Klagen der Verbraucherverbªnde, die mit 

Vergleichen endeten; dazu Kºhler, WRP 2018, 519, 523. 
170 OLG Frankfurt a. M., 20.5.2010, Az. 6 U 33/09, GRUR-RR 2010, 482 ï heute gratis. 
171 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 10 Rn. 3. 
172  Dazu etwa Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 10 Rn. 112; Emmerich in: 

B¿scher/Glºckner/Nordemann, FS Fezer, 2016, S. 1027, 1029 f.; LG M¿nchen I, 17.9.2014, Az. 37 O 16359/13, 

GRUR-RR 2015, 255 ï Zahnreinigung f¿r 39 ú; Alexander, Schadensersatz und Abschºpfung im Lauterkeits- und 

Kartellrecht, 2010, S. 554 f.; Fezer in: B¿scher/Erdmann/Haedicke, FS Bornkamm, 2014, S. 335, 346 ff.; Kºhler in: 

Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 10 Rn. 9; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 10 Rn. 7. 
173 Goldmann in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 10 Rn. 113; Emmerich in: 

B¿scher/Glºckner/Nordemann, FS Fezer, 2016, S. 1027, 1029 f. 
174 Vgl. aber zu Mºglichkeiten der Prozessfinanzierung OLG D¿sseldorf, 7.2.2017, Az. I-20 U 139/15, GRUR-RR 
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3. Reformpläne: Collective redress/Musterfeststellungs- und 

Sammelklagen 

 

Die Diskussion um die Stªrkung des Verbraucherschutzes durch neue Enforcement-

Instrumente wird ganz wesentlich durch die ï insbesondere von 

Verbraucherverbªnden erhobene ï Forderung nach der Schaffung von auf 

Kompensation gerichteten kollektiven Rechtsschutzformen geprªgt (dazu noch unter 

A.III.4.b.). Von Seiten der Verbraucherverbªnde werden groÇe Erwartungen mit der 

Einf¿hrung einer verbrauchersch¿tzenden Musterfeststellungsklage verbunden.175 Im 

Kern zielt diese auf die verjªhrungshemmende B¿ndelung der Beantwortung von 

Tatsachen- und Rechtsfragen, sog. Feststellungsziele, ab, die f¿r eine Vielzahl von 

individuellen Klagen von Bedeutung sind und deren Beantwortung durch das zur 

Feststellung angerufene Gericht Bindungswirkung f¿r diese Individualklagen entfalten 

soll, um so Rationalisierungseffekte zu verwirklichen.176 In der Praxis wird sie derzeit 

durch das KapMuG f¿r Musterfeststellungsklagen in kapitalmarktrechtlichen 

Schadensersatzprozessen einer Vielzahl von Anlegern erprobt.177 Dem Konzept der 

Musterfeststellungsklage (meist ablehnend) gegen¿bergestellt wird die sog. 

Sammelklage nach amerikanischem Vorbild (class action), mittels derer ein einzelner 

Klªger einen Titel f¿r alle erstreiten kann, die in gleicher Weise durch den der Klage 

zugrundeliegenden RechtsverstoÇ betroffen sind. 

 

Auf europªischer Ebene wurde der Diskurs vor allem unter dem Schlag- und 

Schl¿sselwort collective redress gef¿hrt. 2013 erfolgte eine ĂEmpfehlungñ der 

Kommission, die den Mitgliedstaaten ein System des kollektiven Rechtsschutzes 

nahelegte ï danach sollen Privatpersonen und Organisationen bei einer Schªdigung 

einer Vielzahl von Personen durch dieselbe rechtswidrige Verhaltensweise eine 

richterliche Entscheidung zur Abstellung der Verletzung beantragen 

(Unterlassungsklage) und Ersatz f¿r den durch diese Zuwiderhandlungen 

verursachten Schaden verlangen (Schadensersatzklage) kºnnen.178 Die Empfehlung 

ist f¿r die Mitgliedstaaten allerdings nicht verbindlich und eher zur¿ckhaltend formuliert. 

Sie zeigt jedoch, dass die Kommission kollektive Ersatzanspr¿che der Verbraucher auf 

der Agenda hat. So sind Plªne im Rahmen der Ergªnzung der Richtlinie ¿ber 

Unterlassungsklagen bekannt geworden, die Verbªnden einen Anspruch auf den 

                                            
2017, 331. 
175  vzbv, Kurzpapier Musterfeststellungsklage ï Verbraucherrechte Durchsetzen, 2017, abrufbar unter 

https://www.vzbv.de/meldung/musterfeststellungsklage-eine-fuer-alle. Siehe dazu auch Abschnitt A.V. 
176  Vgl. vzbv, Kurzpapier Musterfeststellungsklage ï Verbraucherrechte Durchsetzen, 2017, abrufbar unter 

https://www.vzbv.de/meldung/musterfeststellungsklage-eine-fuer-alle; Wolf/Lange in: Vorwerk/Wolf, KapMuG, 2007, 

Einl. Rn. 1 ff. 
177 Vgl. hierzu ¿berblicksweise Wolf/Lange in: Vorwerk/Wolf, KapMuG, 2007, Einl. Rn. 1 ff. 
178 ĂCommission recommendation of 11 June 2013 on common principles for injunctive and compensatory collective 

redress mechanisms in the Member States concerning violations of rights granted under Union Lawñ. Dazu etwa 

Henning-Bodewig, GRUR 2015, 731, 736. 
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Ersatz kollektiver Schªden geben w¿rden,179  Auch die am 11.4.2018 vorgestellte 

Kommissionsmitteilung ĂA New Deal for Consumersñ (COM (2018) 183 endg.), auf die 

hier nicht mehr eingegangen werden konnte, geht in diese Richtung; insb. soll der 

zusammen mit der Kommissionsmitteilung vorgelegte Richtlinienvorschlag ¿ber 

Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher, COM (2018) 184 

endg., eine Art Europªische Verbandsklage, die auch den Schadensersatz umfasst, 

schaffen. 

 

F¿r die Durchsetzung des UWG passen verbrauchersch¿tzende Musterfeststellungs- 

und Sammelklagen nicht recht, sofern man mit der h.M. davon ausgeht, dass es im 

UWG um den Schutz der kollektiven Interessen der Verbraucher geht, wªhrend die 

Anspr¿che des individuellen Verbrauchers sich aus dem BGB ergeben (vgl. oben, 

A.I.1.a.(4)). Ihr Einsatzgebiet wªre nach dieser Lesart daher vor allem im Vertrags-, 

Bereicherungs- und sonstigen Deliktsrecht zu suchen (dazu noch unter A.III.4.b.(2)). 

Hierf¿r sprechen auch die f¿r eine Ergªnzung der Richtlinie ¿ber Unterlassungsklagen 

angef¿hrten Gr¿nde, nªmlich der ĂDiesel-Skandalñ durch manipulierte Abgasdaten 

und die massenhafte Streichung von Fl¿gen. 

 

4. Straf- und verwaltungsrechtliche Sanktionen bei Wettbewerbs-

verstößen 

 

a. Strafrechtliche Sanktionen 

 

Die ÄÄ 17, 18 UWG, die im Zuge der Richtlinie (EU) 2014/943 zum Schutz der 

Geschªftsgeheimnisse neu gefasst werden sollen, enthalten Straftatbestªnde wegen 

des Verrats von Geschªfts- und Betriebsgeheimnissen und der rechtswidrigen 

Verwertung von Vorlagen und Materialien technischer Art (Zeichnungen, Modelle, 

Schablone, Schnitte, Rezepte). F¿r die Verwirklichung der verbrauchersch¿tzenden 

Dimension des UWG spielen sie keine Rolle, da sie Verhaltensweisen pºnalisieren, 

die ganz ¿berwiegend Mitbewerberinteressen verletzen und zudem im Grenzbereich 

zum gewerblichen Rechtsschutz anzusiedeln sind. Praktische Bedeutung haben sie 

jedenfalls nicht erlangt; auch diese Vorschriften werden i.d.R. zivilrechtlich 

durchgesetzt. 

 

b. Verwaltungsrechtliche Sanktionen 

 

Die direkte Durchsetzung des UWG mittels ºffentlich-rechtlicher Sanktionen spielt 

bisher nur bei der Zustªndigkeit der Bundesnetzagentur zur Bekªmpfung unerlaubter 

Telefonwerbung nach Ä 20 UWG eine Rolle. Hinzu kommt jedoch, dass zahlreiche 

                                            
179 Dazu noch unter, A.II.1, 2; A.III.4.b.(2) sowie A.V.3.  
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Marktverhaltensregelungen im Sinne des Ä 3a UWG verwaltungsrechtlicher Natur sind 

und dementsprechend auch von Behºrden durchgesetzt werden kºnnen (vgl. bereits 

oben unter A.I.1.c.). In derartigen Fªllen stellt sich die Frage, wie dieses 

Nebeneinander zweier Durchsetzungssysteme zu handhaben ist.  

(1) § 20 UWG 

Gem. Ä 20 Abs. 1 UWG sind vorsªtzliche und fahrlªssige VerstºÇe gegen Ä 7 Abs. 1, 

Abs. 2 Nr. 2 oder Abs. 2 Nr. 3 UWG, also Werbeanrufe ohne die erforderliche 

Einwilligung, auch mittels automatischer Anrufmaschinen, Ordnungswidrigkeiten. 

Zustªndige Behºrde f¿r ihre Verfolgung ist die Bundesnetzagentur (BNetzA), Ä 20 Abs. 

3 UWG. 

 

Grund f¿r die Schaffung der Regelung waren anhaltende Probleme mit unerlaubter 

Telefonwerbung gegen¿ber Verbrauchern die Rede war von einer regelrechten 

ĂLandplageñ. Mit dem Gesetz gegen unseriºse Geschªftspraktiken vom 1.10.2013180 

wurde der BuÇgeldrahmen von 50.000 auf 300.000 Euro erhºht, da die erw¿nschte 

Durchsetzungsintensitªt zuvor nicht erreicht werden konnte. 

 

In Vollzug der Norm sammelt die Bundesnetzagentur Verbraucherbeschwerden wegen 

unerlaubter Telefonwerbung, auf derer Basis sie gegebenenfalls BuÇgeldverfahren 

gegen die Auftraggeber der Werbeanrufe sowie gegen die ausf¿hrenden Call-Center 

einleitet.181  Dabei verzeichnet die Bundesnetzagentur ein umfangreiches 

Beschwerdeaufkommen, seit 2014 jªhrlich ca. 25.000. Zwischen 2010 und 2013 lag 

die Zahl hºher, typischerweise ¿ber 30.000. Dieser Anzahl an 

Verbraucherbeschwerden steht eine relativ geringe Anzahl an Verfahrenseinleitungen 

gegen¿ber. Ursªchlich hierf¿r sind vor allem vier Gr¿nde: zahlreiche Beschwerden 

werden mitunter in einem Verfahren geb¿ndelt, z.B. wenn sich hunderte von 

Beschwerden gegen dieselbe Werbekampagne eines Unternehmens richten, die 

Beschwerden sind teilweise nicht hinreichend substantiiert, strafrechtlich relevante 

Vorgªnge werden an die Staatsanwaltschaften abgegeben und es gibt 

Ermittlungsschwierigkeiten bei Anrufen aus dem Ausland oder solchen mit 

aufgesetzter, gefªlschter oder unterdr¿ckter Nummer. Insgesamt scheint es jedoch seit 

der Verschªrfung des Ä 20 UWG durch den erhºhten BuÇgeldrahmen zu einem 

R¿ckgang unerlaubter Telefonwerbung gekommen zu sein. Die Bundesnetzagentur 

berichtet inzwischen auch offensiv ¿ber schwerwiegende VerstºÇe, indem sie die 

Verletzer und deren Geschªftspraktiken namentlich nennt und das verhªngte BuÇgeld 

publik macht.182 

                                            
180 BGBl. I S. 3714. 
181 Die folgenden Angaben beruhen auf Schulte-Nºlke/Henning-Bodewig/Podszun, Schlussbericht zur Evaluierung 

der verbrauchersch¿tzenden Regelungen im Gesetz gegen unseriºse Geschªftspraktiken ï Studie f¿r das 

Bundesministerium der Justiz und f¿r Verbraucherschutz, 2017, S. 5, abrufbar unter 

http://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/StudienUntersuchungenFachbuecher/Evaluierung_unserioese_G

eschaeftspraktiken_Schlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1. 
182  Vgl. BNetzA, PM vom 5.12.2016, abrufbar unter 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/161205_TelWerbung.html. 
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(2) Vorfrage bei § 3a UWG 

Wie unter A.I.1.c. erºrtert, stellt sich bei Marktverhaltensregelungen im Sinne des Ä 3a 

UWG, die ºffentlich-rechtlicher Provenienz sind, die Frage nach dem Verhªltnis von 

ºffentlicher und privater Rechtsdurchsetzung. Dabei besteht bereits im Ausgangspunkt 

die Problematik, dass die zustªndigen Verwaltungsbehºrden dem Opportunitªts- und 

VerhªltnismªÇigkeitsprinzip verpflichtet sind und Private nach ºffentlichem Recht nur 

gegen eine Rechtsverletzung von Normen vorgehen kºnnen, die drittsch¿tzend im 

Sinne der Schutznormtheorie sind.183 Vor diesem Hintergrund wird teilweise auf die 

Gefahr einer ĂSanktionenerschleichungñ ¿ber Ä 3 a UWG hingewiesen.184 Nach h.M. 

ist ein Nebeneinander der Durchsetzungssysteme ï sofern die fragliche ºffentliche-

rechtliche Norm keine abschlieÇende Regelung darstellt185  ï jedoch grundsªtzlich 

nicht ausgeschlossen, weil f¿r das UWG nicht das Verbot als solches entscheidend ist, 

sondern die Auswirkung seiner Verletzung auf den Markt.186 

 

Aus dem Nebeneinander von ºffentlicher und privater Rechtsdurchsetzung kºnnen 

verschiedene Konflikte entstehen. Beispielsweise kºnnen Wettbewerbs- und 

Verwaltungsgerichte bzw. Behºrden hinsichtlich eines Sachverhalts zu 

unterschiedlichen Wertungen und Auslegungen kommen; es erfolgt eine 

Streitbeilegung durch informelles Verwaltungshandeln, etc.187 

 

Um solche Konflikte zu lºsen, haben sich in der Praxis im Wesentlichen drei 

Grundsªtze herausgebildet. 

 

- F¿r die lauterkeitsrechtliche Beurteilung ist die Rechtsauffassung einer 

Verwaltungsbehºrde grundsªtzlich nicht bindend,188 wenngleich Respekt vor 

gefestigter verwaltungsrechtlicher Rechtsprechung angemahnt wird.189 

 

- Allerdings liegt ein VerstoÇ gegen Ä 3a UWG nicht vor, wenn die angegriffene 

Verhaltensweise durch einen Verwaltungsakt ausdr¿cklich erlaubt wurde und 

dieser nicht nichtig ist.190 

 

- Allein aus der Duldung eines Verhaltens durch die zustªndige Behºrde lªsst 

sich hingegen grundsªtzlich kein im UWG-Verfahren zu ber¿cksichtigender 

                                            
183 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 9.  
184 Vgl. Kºhler, GRUR 2001, 777, 782; kritisch auch Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 9. 
185 Vgl. zu abschlieÇenden Regelungen Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 10. 
186 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 9. 
187 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 11; Metzger in: Teplitzky/Peifer/Leistner, GroKo-UWG, Ä 4 Nr. 11 

UWG a.F. Rn. 17; zu mºglichen Rechtsfolgenkonflikten auch Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, 

Ä 3a Rn. 1.33 ff. 
188 BGH, 23.6.2005, Az. I ZR 194/02, GRUR 05, 778, Rn. 779 ï Atemtest I; BGH, 20.10.2005, Az. I ZR 10/03, GRUR 

2006, 82, Rn. 21) ï Betonstahl; vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 11. 
189 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 11; Doepner, GRUR 2003, 825, 830. 
190 BGH, 23.6.2005, Az. I ZR 194/02, GRUR 2005, 778, Rn. 779 ï Atemtest I; BGH, 24.9.2013, Az. I ZR 73/12, 

GRUR 2014, Rn. 10 f. ï Atemtest II; vgl. Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 11. 
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Vertrauensschutz herleiten;191 ein solcher kann allenfalls bei Schadensersatz- 

und Gewinnabschºpfungsanspr¿chen (beim Verschulden) eine Rolle 

spielen.192  F¿r die betroffenen Unternehmen, die sich auf die 

Rechtsauffassung der Behºrde verlassen, bringt dies eine gewisse 

Planungsunsicherheit mit sich.193 

 

(3) Weitere Beispiele behördlicher Rechtsdurchsetzung außerhalb des UWG 

Neben den bereits genannten Beispielen der behºrdlichen Durchsetzung 

lauterkeitsrechtlicher Vorschriften bestehen bereits heute zahlreiche behºrdliche 

Kompetenzen zur Durchsetzung verbraucherrechtlicher Vorschriften auf Bundes- und 

Landesebene sowie auf kommunaler Ebene. Auf Bundesebene sind insbesondere die 

Befugnisse der Bundesanstalt f¿r Finanzdienstleistungsaufsicht und der bereits 

angesprochenen Bundesnetzagentur zu nennen. Auf Landesebene ist die Tªtigkeit der 

Landesmedienanstalten hervorzuheben, die auf der Grundlage von ÄÄ 7, 58 RStV in 

j¿ngster Zeit insbesondere gegen RechtsverstºÇe im Bereich des sog. Influencer 

Marketing vorgegangen sind.194  Hinzu kommen gewerberechtlich Befugnisse 

kommunaler und regionaler Aufsichtsbehºrden und der Staatsanwaltschaften. 

 

i. Bundesnetzagentur 

Am Beispiel der Bundesnetzagentur lªsst sich das breite Spektrum der Instrumente 

zur behºrdlichen Verbraucherrechtsdurchsetzung veranschaulichen, das einer 

Bundesbehºrde schon heute zur Verf¿gung steht. Die Bundesnetzagentur verfolgt 

VerbraucherrechtsverstºÇe auch auÇerhalb ihrer bereits dargestellten Befugnisse aus 

Ä 20 UWG durch Missbrauchsverfahren auf der Grundlage des Ä 67 TKG:  

 

Nach Ä 67 Abs. 1 S. 1 TKG kann die BNetzA Anordnungen und andere geeignete 

MaÇnahmen treffen, um die Einhaltung materiellen Verbraucherrechts bei VerstºÇen 

mit Bezug zur Nummernverwaltung sicherzustellen. MaÇnahmen, die die BNetzA 

hierbei treffen kann sind beispielsweise Abmahnungen, die Anordnung der 

Abschaltung von Rufnummern, Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote, 

Portierungsverbote, Geschªftsmodelluntersagungen und Schaltungsverbote.  

 

Bei Ä 67 TKG handelt es sich um eine sehr weite Befugnisgrundlage; jegliche VerstºÇe 

bei der Nummernnutzung insbesondere mit Blick auf Verbraucher- und 

                                            
191 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 11. 
192 BGH, 23.6.2005, Az. I ZR 194/02, GRUR 2005, 778, 779 ï Atemtest I; BGH, 20.10.2005, Az. I ZR 10/03, GRUR 

2006, 82, Rn. 21 ï Betonstahl, ebenso Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 3a Rn. 1.45 f. und 

Schaffert in: M¿KoUWG, 2014, Ä 4 Nr. 11 a.F. Rn. 41; anders noch BGH, 11.10.,2001, Az. I ZR 172/99, GRUR 2002, 

269, 270 ï Sportwetten-Genehmigung. 
193 Kritisch insofern auch Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 11. 
194 Siehe dazu die Case Study Influencer Marketing in Abschnitt A.III.1. 
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Kundenschutzbelange sind nach der Rechtsprechung erfasst.195  Im 

Verbraucherrechtskontext geht die BNetzA auf dieser Grundlage insbesondere gegen 

VerstºÇe gegen die Regelungen des TKG zu Preisangaben (ÄÄ 66a, 66b TKG) oder 

Warteschleifen (Ä 66g TKG) vor.196  ¦ber Ä 67 TKG wurden daneben aber auch 

VerstºÇe insbesondere gegen Ä 5 UWG mit Bezug zur Nummernverwaltung 

angegriffen. Beispiele sind Geschªftsmodelluntersagungen wegen Irref¿hrungen 

durch postalische Branchenbuchschreiben197 , die Abschaltung von 

Ortsnetzrufnummern, mit denen u.a. Umzugs- und Entr¿mpelungsunternehmen sowie 

Schl¿sseldienste Ortsnªhe vorgetªuscht haben198 , sowie die Untersagung der 

Versendung irref¿hrender Werbeschreiben durch die Vodafone Kabel Deutschland 

GmbH199. 

 

Daneben ist die BNetzA in all ihren Aufsichtsbereichen verbraucherberatend tªtig, tritt 

im Regulierungsbereich Post als Schlichter auf und ist Anlaufstelle f¿r postbezogene 

Verbraucherbeschwerden. Auf der Grundlage des Ä 31 EnWG kann sie zudem 

Missbrauchsverfahren gegen Betreiber von Energieversorgungsnetzen f¿hren, die 

auch Verbraucher einleiten kºnnen, wobei Verbraucher als Haushaltskunden 

allerdings typischerweise nicht direkt von Fragen des Netzanschlusses bzw. 

Netzzugangs betroffen sind.  

 

ii. Bundesanstalt für Finanzaufsicht 

Die BaFin ist gem. Ä 4 Abs. 1a S. 1 FinDAG innerhalb ihres gesetzlichen Auftrags auch 

dem Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen verpflichtet.200 Sie kann in diesem 

Rahmen unbeschadet weiterer Befugnisse nach anderen Gesetzen gegen Institute 

und andere Unternehmen, die nach dem Kreditwesengesetz, dem 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz, dem Versicherungsaufsichtsgesetz, dem 

Wertpapierhandelsgesetz, dem Kapitalanlagegesetzbuch sowie nach anderen 

Gesetzen von ihr beaufsichtigt werden, alle Anordnungen treffen, die geeignet und 

erforderlich sind, um verbraucherschutzrelevante Missstªnde zu verhindern oder zu 

beseitigen, wenn eine generelle Klªrung im Interesse des Verbraucherschutzes 

geboten erscheint, Ä 4 Abs. 1a S. 2 FinDAG. Ein Missstand in diesem Sinne ist ein 

erheblicher, dauerhafter oder wiederholter VerstoÇ gegen ein 

Verbraucherschutzgesetz, der nach seiner Art oder seinem Umfang die Interessen 

nicht nur einzelner Verbraucherinnen oder Verbraucher gefªhrden kann oder 

                                            
195 OVG NW, 25.3.2010, Az. 13 B 226/10, MMR 2010, 595; OVG NW, 25.06.2008, Az. 13 B 668/08, MMR 2009, 

286. 
196 Stellungnahme der BNetzA vom 22.12.2017, S. 4. 
197 Stellungnahme der BNetzA vom 22.12.2017, S. 7 f. 
198  Stellungnahme der BNetzA vom 22.12.2017, S. 7 f.; 2017 wurden in diesem Zusammenhang 52.000 

Abschaltungsanordnungen getroffen, vgl. Pressemitteilung der Bundesnetzagentur vom 27.6.2017, 

<https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2017/27062017_Rufnummern.html>. 
199 Stellungnahme der BNetzA vom 22.12.2017, S. 7 f. 
200 Vgl. hierzu Roth, GWR 2015, 243; Mºllers/Kastl, NZG 2015, 849; Brºker/Machunsky, BKR 2016, 229, 230; 

Buck-Heeb, NJW 2015, 2535. 
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beeintrªchtigt, Ä 4 Abs. 1a S. 3 FinDAG. Hintergrund der Neuregelungen waren 

insbesondere Missstªnde auf dem sog. grauen Kapitalmarkt und ein im Zuge dessen 

offenbartes Regulierungsgefªlle zwischen regulªrem und grauem Kapitalmarkt.201 

Den AnstoÇ gab die Insolvenz des Energieunternehmens Prokon Regenerative 

Energien GmbH, in deren Zusammenhang bei Kleinanlegern ein Schaden von 500 Mio. 

Euro eingetreten sein soll.202 

 

Mºgliche verbrauchersch¿tzende MaÇnahmen der BaFin sind Warnungen vor 

bestimmten Finanzprodukten, Bekanntmachungen von MaÇnahmen bei VerstºÇen 

gegen das Vermºgensanlagegesetz oder Produktinterventionen nach Ä 15 WpHG, 

durch die als Einzel- oder Allgemeinverf¿gung der Vertrieb bestimmter Finanzprodukte 

im Interesse des Anlegerschutzes untersagt werden kann.203  Im Rahmen ihrer 

aufsichtsrechtlichen Kompetenzen kann die BaFin unabhªngig von der 

Produktintervention auch gegen die irref¿hrende Werbung f¿r Finanzprodukte 

vorgehen, Ä 12 VermAnlG macht strenge Vorgaben an die Gestaltung von Werbung 

f¿r ºffentlich angebotene Vermºgensanlagen.204  Daneben nimmt die BaFin 

Verbraucherbeschwerden entgegen, Ä 4b FinDAG, und stellt auf ihrer Website 

vebraucherberatende Inhalte zur Verf¿gung. 

 

Im Zuge des Zahlungskontengesetzes (ZKG), das am 11.4.2016 in Kraft getreten ist, 

ist die BaFin neben dem kollektiven auch dem individuellen Verbraucherschutz 

verpflichtet: gem. Ä 49 ZKG ordnet die BaFin gegen¿ber Instituten, die Zahlungskonten 

f¿r Verbraucher anbieten und daher gem. Ä 31 Abs. 1 S. 1 ZKG verpflichtet sind, mit 

einem berechtigten Verbraucher auf Antrag einen Basiskontovertrag zu schlieÇen, den 

Abschluss eines Basiskontovertrags oder die Erºffnung eines Basiskontos zugunsten 

des Berechtigten an, wenn keiner der Ablehnungsgr¿nde der ÄÄ 35 bis 37 ZKG vorliegt, 

Ä 34 ZKG, und das verpflichtete Institut den Antrag entweder unzulªssigerweise 

ablehnt (Ä 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ZKG) oder die Entscheidungsfristen des Ä 48 Abs. 1 S. 

1 Nr. 2 und 3 ZKG nicht einhªlt. Das diesbez¿gliche Verfahren wird durch Ä 48 ZKG 

nªher ausgestaltet. Bei dieser Form des behºrdlichen Verbraucherschutzes handelt 

es sich um ein absolutes Novum.205 

 

iii. Luftfahrt-Bundesamt 

Das Luftfahrt-Bundesamt setzt die Bestimmungen der Fluggastrechte-Verordnung VO 

(EG) 261/2004 sowie die EG-VO Behindertenrechte auf Flugreisen VO (EG) 

1107/2006 im Ordnungswidrigkeitenverfahren mittels BuÇgeldern auf Grundlage von 

Ä 108 Abs. 2 LuftVZO resp. Ä 108 Abs. 4 LuftVZO durch, Ä 63d Nr. 1 S. 1 LuftVZO 

i.V.m. Art. 16 Abs. 1 VO (EG) 261/2004. Hierf¿r kann es gem. Ä 63d Nr. 2 LuftVZO die 

                                            
201 Roth, GWR 2015, 243. 
202 Vgl. Mºllers/Kastl, NZG 2015, 849 m.w.N. aus der Presse. 
203 Vgl. Roth, GWR 2015, 243. 
204 Brºker/Machunsky, BKR 2016, 229, 230; Buck-Heeb, NJW 2015, 2535, 2539. 
205 Eingehend Klºppel, WM 2017, 1090. 
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notwendigen Ausk¿nfte verlangen und ¦berpr¿fungen der Luftfahrzeuge und des 

Unternehmens durchf¿hren. Es ist zugleich gem. Ä 63d Nr. 2 LuftVZO 

Beschwerdestelle i.S.d. Art. 16 Abs. 2 VO (EG) 261/2004.206. 

 

iv. Eisenbahn-Bundesamt 

Das Eisenbahn-Bundesamt setzt Fahrgastrechte im Eisenbahn-, Schiffs- und 

Kraftomnibusverkehr durch. Gem. Ä 9 EU-Fahrgastrechte-Schifffahrtgesetz i.V.m. Ä 4 

Abs. 1 EU-Fahrgastrechte-Schifffahrt-Verordnung ahndet es VerstºÇe gegen die in der 

VO (EU) Nr. 1177/2010 niedergelegten Schiffgastrechte mittels BuÇgeldern, Ä 4 Abs. 

2 EU-FahrgastRSchiffV. Es kann zudem die notwendigen MaÇnahmen treffen, die zur 

Feststellung, Beseitigung oder Verh¿tung von VerstºÇen gegen die Verordnung (VO) 

1177/2010 erforderlich sind, Ä 4 Abs. 1 S. 1 EU-FahrgastRSchiffG, insbesondere die 

Beseitigung und das Unterlassen von VerstºÇen anordnen, Ä 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 EU-

FahrgastRSchiffG. Es hat zudem die in Ä 4 Abs. 1 Nr. 2, 3 und Abs. 2 EU-

FahrgastRSchiffG vorgesehenen Ermittlungsbefugnisse. Der Struktur des EU-

Fahrgastrechte-Schifffahrtgesetz entsprechend setzt das Eisenbahn-Bundesamt 

Busgastrechte i.S.d. VO (EU) 181/2011 nach EU-Fahrgastrechte-KraftomnibusG 

durch, vgl. Ä 3 Abs. 1 und Ä 4 EU-FahrgRBusG, auch mittels BuÇgeldern, Ä 9 EU-

FahrgastRBusG. Das Eisenbahn-Bundesamt ist zudem subsidiªre Beschwerdestelle, 

wenn Beschwerden beim Befºrderer nicht im Schlichtungsverfahren abgeholfen wurde, 

vgl. Ä 3 Abs. 2 EU-FahrgastRSchiffG i.V.m. Ä 2 EU-FahrgastRSchiffV resp. Ä 3 Abs. 2 

EU-FahrgRBusG. 

 

v. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

Das Bundesministerium der Justiz und f¿r Verbraucherschutz ist f¿r die Verfolgung 

innergemeinschaftlicher VerbraucherrechtsverstºÇe zustªndig, sofern nicht eine 

Sonderzustªndigkeit von Bundesnetzagentur, Kraftfahrt-Bundesamt, Luftfahrt-

Bundesamt, Bundesanstalt f¿r Finanzdienstleistungsaufsicht oder Landesbehºrden 

gegeben ist, vgl. Ä 2 VSchDG (zur CPC-Verordnung nªher unter A.II.1.d.). 

 

vi. Landes- und Kommunalbehörden 

Es wird eine ganze Bandbreite an verbrauchersch¿tzenden Normen durch Landes- 

und Kommunalbehºrden durchgesetzt. Von den in Ä 2 UKlaG genannten 

Verbraucherschutzgesetzen und den in Literatur und Rechtsprechung als dem 

Geltungsbereich des Ä 2 UKlaG zugehºrig anerkannten Verbraucherschutzgesetzen, 

die die wirtschaftlichen Interessen der Verbraucher im Blick haben, werden durch nach 

Landesrecht zustªndige Landes- oder Kommunalbehºrden beispielsweise 

durchgesetzt: 

                                            
206 ¦berblick bei Degott in: Schmid, BeckOK Fluggastrechte-Verordnung, 2018, Art. 16 Rn. 4 ff. 
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- Datenschutzrecht, sofern es um die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 

personenbezogener Daten von nat¿rlichen Personen in ihrer Eigenschaft als 

Verbraucher zu kommerziellen Zwecken geht, insbesondere Ä 4 BDSG (dazu 

unter A.I.1.c.(3)), 

 

- Vorschriften der Preisangabenverordnung (PreisAngV), dazu unter A.I.c.(2)), 

 

- Produktkennzeichnungsvorschriften der Verordnung ¿ber 

Verbraucherinformationen zu Kraftstoffverbrauch, CO2-Emissionen und 

Stromverbrauch neuer Personenkraftwagen (Pkw-EnVKV), 

 

- Tªuschungsschutz in Ä 25 Weingesetz (WeinG), Ä 15 Lebensmittel- und 

Futtergesetzbuch (LFGB), Ä 3 ff. Heilmittelwerbegesetz (HWG), Ä 8 

Arzneimittelgesetz (AMG), 

 

- Informationspflichten in ÄÄ 5,6 und 15a Telemediengesetz (TMG), 

 

- werberechtliche Verbote und Kennzeichnungspflichten der ÄÄ 7, 58 

Rundfunkstaatsvertrags (RStV) (dazu unter A.III.1.b.), 

 

- jugendsch¿tzende Anforderungen an Werbung und Teleshopping in Ä 6 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) (dazu unter A.III.1.h.). 

 

Teilweise variiert dabei die Verortung innerhalb des Verwaltungsaufbaus von Lªndern 

und Kommunen und die Bezeichnung der jeweils zustªndigen Behºrde. Teilweise gibt 

es jedoch auch groÇe ¦bereinstimmungen, etwa bei den Landesmedienanstalten und 

den Landesdatenschutzbeauftragten. 

 

5. Zusammenfassung 

 

a. Der über das UWG gewährte Verbraucherschutz 

 

Der Verbraucherschutz zªhlt seit Mitte des letzten Jahrhunderts zum Normzweck des 

deutschen Lauterkeitsrechts, was im UWG 2004 nunmehr auch expressis verbis in Ä 

1 UWG zum Ausdruck gelangt. Danach sch¿tzt das UWG gleichberechtigt Mitbewerber, 

Verbraucherinnen/Verbraucher und sonstige Marktteilnehmer vor unlauteren 

geschªftlichen Handlungen. Gesch¿tzt sind weiter die Interessen der Allgemeinheit, 

jedoch beschrªnkt auf das Funktionieren des Wettbewerbs. Kennzeichnend f¿r das 

sog. integrierte Modell des UWG ist, dass jedenfalls im Grundsatz der Schutz von 

Mitbewerbern und Verbrauchern als Ăzwei Seiten derselben Medailleñ angesehen wird. 

 

Dieser Ansatz war urspr¿nglich auch der des europªischen Rechts. Das neuere 
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Unionsrecht differenziert jedoch zunehmend zwischen Regelungen, die entweder dem 

Verbraucherschutz oder dem Mitbewerberschutz dienen ï am deutlichsten im 

Irref¿hrungsrecht, wo die auf B2C-Tatbestªnde beschrªnkte RL 2005/29/EG 

zusammenhangslos neben der auf B2B-Tatbestªnde beschrªnkten Richtlinie 

2006/114/EG steht. Dies hat dazu gef¿hrt, dass nunmehr auch im UWG einige 

Tatbestªnde auf den Verbraucherschutz zugeschnitten sind.  

 

Im UWG erfolgt der Verbraucherschutz daher 

 

- ¿ber einzelne direkt auf Verbraucher bezogene Tatbestªnde (B2C), 

- ¿ber die alle Interessen sch¿tzenden Normen (B2B/B2C), 

- ¿ber die Einbeziehung von Informationspflichten aus zahlreichen 

Verbraucherschutznormen des Unionsrechts in das UWG. 

 

¦ber den Rechtsbruchtatbestand in Ä 3a UWG wird weiter eine groÇe Anzahl von 

auÇerwettbewerbsrechtlichen Marktverhaltensregeln des Verbraucherschutzes dem 

UWG unterstellt. Dieser indirekte Verbraucherschutz ist in der Praxis von erheblicher 

Bedeutung und wird insbesondere durch die f¿r Ä 3a UWG aktivlegitimierten 

Mitbewerber und Verbªnde durchgesetzt.  

Nach allgemeiner Auffassung ist der Schutz der Verbraucher im UWG ein funktionaler, 

auf den Marktmechanismus bezogener Schutz, d.h. es geht um die Verhinderung von 

Verfªlschungen der Entscheidungsgrundlage des Verbrauchers, z.B. indem 

irref¿hrende und aggressive Geschªftspraktiken unterbunden werden. Der vom UWG 

gewªhrte Verbraucherschutz ist folglich generalprªventiver Natur; er sch¿tzt die 

kollektiven Interessen der Verbraucher, wªhrend sich der (repressive) Rechtsschutz 

des einzelnen Verbrauchers aus den Rechten im BGB ergeben soll. Der Ausschluss 

individueller Verbraucherrechte aus dem UWG wird z.T. aus Verbrauchersicht kritisiert. 

Dass es dadurch im deutschen UWG zu einer Senkung des Verbraucherschutzniveaus 

(im Verhªltnis zu andern EU-Staaten) kªme, lªsst sich hingegen nicht sagen ï dieses 

wird im Gegenteil als hoch angesehen. 

 

b. Die Durchsetzung des über das UWG gewährten Verbraucher-

schutzes 

 

Obgleich das deutsche Lauterkeitsrecht bereits im UWG 1909 einige Straftatbestªnde 

kannte und obgleich seit einigen Jahren die unerlaubte Telefonwerbung durch die 

Bundesnetzagentur sanktioniert werden kann, fuÇt die Durchsetzung des UWG in der 

Praxis nach wie vor fast ausschlieÇlich auf der Geltendmachung zivilrechtlicher 

Anspr¿che durch die Mitbewerber, ihre Verbªnde, die Verbraucherverbªnde und die 

Kammern.  

Dabei kommt wiederum den Unterlassungsanspr¿chen aus Ä 8 Abs. 1 UWG eine 

zentrale Rolle zu; sie d¿rften der ganz ¿berwiegenden Mehrheit aller 

lauterkeitsrechtlichen Verfahren zugrunde liegen. Damit dominiert im UWG eine 
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zukunftsgerichtete Marktverhaltenskontrolle, die im Kern auf Prªvention setzt. Seine 

Effizienz verdankt die Verhaltenssteuerung durch Unterlassungsanspr¿che auch dem 

auf auÇergerichtliche Konfliktlºsung gerichteten vorgeschalteten Abmahnprozedere 

und der vereinfachten Mºglichkeit, Unterlassungsanspr¿che mittels einstweiliger 

Verf¿gungen durchzusetzen. Dies entspricht dem Interesse der Schutzsubjekte an 

einem raschen Abstellen von UWG-VerstºÇen, bevor diese tiefgreifendere 

Verwerfungen im Wettbewerb, die auch durch spªtere Schadensersatzanspr¿che nicht 

vºllig ausgeglichen werden kºnnen, verursachen. 

 

In der Mehrzahl aller Fªlle f¿hrt dieser Enforcement-Ansatz, auch aus der Sicht der 

Verbraucher, zu interessengerechten Lºsungen. Neben der Tªtigkeit der 

Verbraucherverbªnde, die auch einen GroÇteil der Verbraucheraufklªrung 

¿bernehmen und pro Jahr ca. 800-1000 Sachverhalte ¿berpr¿fen, ist dies auf die 

intensive Tªtigkeit der Wirtschaftsverbªnde zur¿ckzuf¿hren. Die Wettbewerbszentrale 

befasst sich z.B. pro Jahr mit ca. 11.000-15.000 Sachverhalten, hªufig auch mit 

Verbraucherbezug, und spricht in ¿ber der Hªlfte eine Abmahnung aus. Sie wird nicht 

nur auf Beschwerden hin aktiv, sondern untersucht ihrerseits bestimmte 

Marktentwicklungen, z.B. neue Geschªftsmodelle. Hinzu kommt die 

Rechtsdurchsetzung ¿ber die Mitbewerber, die infolge des integrierten Ansatzes des 

UWG gleichfalls gegen die Verletzung von verbrauchersch¿tzenden Normen vorgehen 

kºnnen. 

Insbesondere wenn der WettbewerbsverstoÇ sich unschwer belegen lªsst, was hªufig 

bei Streitfªllen im Irref¿hrungsrecht und bei VerstºÇen gegen die ¿ber den 

Rechtbruchtatbestand einbezogenen Verbraucherschutzgesetze der Fall ist, d¿rfte die 

Durchsetzung ¿ber den schnellen, kosteng¿nstigen Unterlassungsanspruch daher 

flªchendeckend zur Unterbindung von WettbewerbsverstºÇen beitragen. 

 

c. Reformpläne (Collective redress, Musterfeststellungsklage) 

 

Der Unterlassungsanspruch hat allerdings, wie jeder zivilrechtliche Anspruch Nachteile, 

die sich insbesondere in den Sachverhaltskonstellationen, die nicht zu den 

ĂStandardfªllenñ gehºren, zeigen kºnnen. 

 

- So liegt es im Ermessen der Mitbewerber oder Verbªnde, ob sie gegen ihnen 

bekannte oder vermutete WettbewerbsverstºÇe vorgehen oder nicht. Mitunter 

kann ein branchenweites Desinteresse an einem Vorgehen durch Mitbewerber 

bestehen, das nicht immer durch das Eingreifen der Verbªnde ausgeglichen wird. 

 

- Kommt es zu einem Prozess, so haben es die Parteien in der Hand, durch 

taktisches Vorgehen, z.B. durch die Abgabe einer Unterlassungserklªrung oder 

ein Anerkenntnis, ein f¿r sie negatives Urteil oder einen Beschluss zu verhindern. 

 

- Ist der f¿r den WettbewerbsverstoÇ Verantwortliche unbekannt oder liegen die 

die Unlauterkeit begr¿ndenden Umstªnde in seiner Sphªre, so ergeben sich nicht 
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selten Ermittlungsschwierigkeiten. Die Geltendmachung des 

Unterlassungsanspruchs setzt den Nachweis des WettbewerbsverstoÇes voraus 

bzw. im einstweiligen Verf¿gungsverfahren seine Glaubhaftmachung. Trotz 

gewisser Beweiserleichterungen stºÇt dies bei privaten Klªgern z.T. auf 

Schwierigkeiten, da ihnen nur geringe Mºglichkeiten eines Auskunftsanspruchs 

zur Verf¿gung stehen. 

 

- Die Sachverhaltsaufklªrung und/oder die Rechtsfragen kºnnen so komplex sein, 

z.B. bei VerstºÇen im Umweltbereich, dass private Klªger wegen des 

Kostenrisikos vor einer Klage zur¿ckschrecken. 

 

- Die Wirkung des zivilrechtlichen Urteils beschrªnkt sich auf die Parteien des 

Zivilprozesses (inter partes-Wirkung), wenngleich gerade bei 

wettbewerbsrechtlichen Streitigkeiten oft eine faktische Bindungswirkung 

wichtiger Urteile zu beobachten ist. 

 

Die Dominanz des in die Zukunft gerichteten Unterlassungsanspruchs ist auch durch 

die Schwªche anderer Anspr¿che bedingt. So spielen Schadensersatzanspr¿che nach 

Ä 9 UWG f¿r die Verwirklichung der verbrauchersch¿tzenden Dimension des UWG 

keine Rolle. Bei dem 2004 eingef¿hrten zivilrechtlichen Anspruch auf 

Gewinnabschºpfung in Ä 10 UWG d¿rften die tatbestandlichen und konzeptionellen 

H¿rden ursªchlich f¿r das eher k¿mmerliche Dasein dieses mit groÇer Hoffnung f¿r 

den Verbraucherschutz eingef¿hrten Durchsetzungsinstruments sein. Generell spielt 

aber auch die Merkmalsstruktur der lauterkeitsrechtlichen Verbotstatbestªnde eine 

Rolle, die ĂUnlauterkeitserfolgeñ in ihrer Mehrzahl nicht in den Blick nehmen, sondern 

abstrakte Gefªhrdungsdelikte darstellen.  

 

Der Gesetzgeber hat wiederholt eine ĂNachbesserungñ innerhalb des bewªhrten 

zivilrechtlichen Systems versucht. Das 1998 eingef¿hrte Vertragslºsungsrecht des 

Verbrauchers bei bestimmten Formen der irref¿hrenden Werbung (Ä 13a UWG a.F.) 

erwies sich freilich als Fehlschlag und wurde bei der 2004 erfolgten Neufassung des 

UWG wieder aufgehoben. Der als Ausgleich neu eingef¿hrte Anspruch auf 

Gewinnabschºpfung in Ä 10 UWG, der ein neues zivilrechtliches 

Rechtsschutzinstrument sui generis darstellt, ist, wie dargestellt, in der derzeitigen 

Fassung wenig erfolgreich. Welche Wirkung die unlªngst beschlossene Einf¿hrung 

einer Musterfeststellungsklage, die gleichfalls dem Zivilrecht zuzuordnen wªre, 

entfalten wird, lªsst sich zurzeit noch nicht abschªtzen (hierzu nªher unter A.V.3.). Ihre 

Bedeutung d¿rfte weniger im UWG-Bereich als vielmehr im Bereich des Vertragsrechts, 

insbesondere im AGB-Recht, liegen.207 Tendenziell zeichnet sich jedoch nicht zuletzt 

durch die auf europªischer Ebene angestoÇene Diskussion beim Verbraucherschutz 

eine Entwicklung in Richtung auf kollektive Rechtsschutzmºglichkeiten ab und zwar 

auch bei Schadensersatz- und Ausgleichsanspr¿chen; dies wird besonders deutlich 

bei dem von der Kommission am 11.4.2018 vorgestellten MaÇnahmenpaket ĂA New 

                                            
207 Vgl. Study for the Fitness Check of EU consumer and marketing law, Main Report, 2017, S. 2010 ff. 
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Deal for Consumersñ (COM (2018) 185 endg.), auf das hier nicht mehr eingegangen 

werden konnte. 

 

d. Verhältnis UWG/verwaltungs- und strafrechtliche Sanktionen 

 

Die im UWG vorgesehenen strafrechtlichen Sanktionen (ÄÄ16-18 UWG) spielen in der 

Praxis jedenfalls beim Verbraucherschutz keine Rolle. Anders kann dies bei solchen 

Tatbestªnden liegen, die zwar als verbrauchersch¿tzende Marktregulierung ¿ber Ä 3a 

UWG in das UWG einbezogen werden, als Primªrnorm jedoch ºffentlich-rechtlich 

sanktioniert sind Eine Zweigleisigkeit von zivil- und ºffentlich-rechtlicher Durchsetzung 

kann sowohl durch parallele Entscheidungen von Bundesbehºrden als auch durch 

solche der Landes- und Kommunalbehºrden entstehen. Hªufig wird die schnelle, 

flexible Durchsetzung ¿ber das UWG bevorzugt, da hier Mitbewerber und Verbªnde 

selbst Ădas Heft in die Hand nehmenñ kºnnen.  



3Ȣ υψ 

 

II. Kritik am Durchsetzungsregime 

Der in A I dargestellte zivilrechtliche Regelungsansatz des deutschen UWG ist aus 

europªischer Sicht nicht unumstritten. Es ist daher zu fragen, ob dieser Ansatz mit dem 

bestehenden primªren und sekundªren Unionsrecht vereinbar ist bzw. ï unter 

Ber¿cksichtigung neuerer Entwicklungen auf europªischer Ebene ï vereinbar wªre. 

Ergªnzend soll darauf eingegangen werden, ob das zivilrechtliche 

Durchsetzungssystem des deutschen Rechts im europªischen Vergleich eine 

AuÇenseiterstellung einnimmt, die die k¿nftige Harmonisierung erschwert. Sodann ist 

zu untersuchen, welche Argumente genau hinter der in den letzten Jahren geªuÇerten 

Kritik am zivilrechtlichen Ansatz des UWG stehen; dabei soll es vor allem um die 

Perspektive aus ºkonomischer Sicht gehen. 

 

1. Die unionsrechtliche Perspektive, insb. CPC-VO 

Alle Vorschriften des Wirtschaftsrechts der EU-Staaten, also auch das deutsche UWG, 

sind am primªren Unionsrecht und, soweit sie auf europªischen Richtlinien und 

Verordnungen beruhen, an den Vorgaben dieser Richtlinien und Verordnungen zu 

messen. 

 

Das deutsche Lauterkeitsrecht ist wiederholt auf der Grundlage des primªren 

Unionsrechts, also insbesondere des Grundsatzes der Warenverkehrsfreiheit (Art. 34 

AEUV) und der Dienstleistungsfreiheit (Art. 56 AEUV) beurteilt worden.208 Dabei ging 

es jedoch vorwiegend um materiellrechtliche Vorschriften und ihre Auslegung 

(insbesondere des Irref¿hrungsrechts), nicht um die Rechtsfolgen. 

 

Vorgaben f¿r die Ausgestaltung der Sanktionierung von WettbewerbsverstºÇen sind 

daher vor allem in den Richtlinien und Verordnungen im Bereich des Lauterkeitsrechts 

zu suchen. 

 

a. Richtlinie 2005/29/EU über unlautere Geschäftspraktiken (UGP-

RL) 

 

Das deutsche UWG von 2004 ist, insbesondere nach seinen Reformen von 2008 und 

2015, in weiten Teilen von der auf eine Vollharmonisierung abzielenden Richtlinie 

2005/29/EG (sog. UGP-Richtlinie) bestimmt.209 Diese dient zwar ausschlieÇlich dem 

Schutz der Verbraucher und nicht, wie das UWG, auch dem Schutz der Mitbewerber 

und der Allgemeinheit, hat jedoch dazu gef¿hrt, dass Teile des UWG nunmehr fast 

wºrtlich mit der UGP-Richtlinie ¿bereinstimmen. Was das materielle Recht betrifft, so 

                                            
208 Ausf¿hrlich dazu etwa Glºckner in: Harte-Bavendamm/Henning-Bavendamm, UWG-Kommentar, 2016, Einl.B 

Rn. 10 ff. 
209 Dazu im Einzelnen Glºckner in: Harte-Bavendamm/Henning-Bavendamm, UWG-Kommentar, 2016, Einl.B. Rn. 

12 ff.; Keller in: Harte-Bavendemm/Henning-Bodewig, UWG-Kommentar, 2016, Einl.A Rn. 1 ff. 
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sind die Vorgaben des Unionsrechts engmaschig210  und werden streng von 

Kommission und EuGH kontrolliert. 

 

Dies gilt freilich nicht f¿r die Rechtsfolgen. Die UGP-Richtlinie ist, was die 

Sanktionierung von WettbewerbsverstºÇen betrifft, weit gefasst. Sie setzt damit die 

bereits in den fr¿heren Richtlinien ¿ber irref¿hrende und vergleichende Werbung von 

1984/1997 (jetzt Richtlinie 2006/114/EG) eingeschlagene Richtung fort, das 

Enforcement weitgehend den Mitgliedstaaten zu ¿berlassen. In diesen ersten auf dem 

Gebiet des Lauterkeitsrechts erlassenen Richtlinien hatte sich der europªische 

Gesetzgeber bewusst mit der Regelung der Sanktionen zur¿ckgehalten und nur einen 

sehr allgemeinen Rahmen gesetzt. Damit sollten die Richtlinien f¿r die 

unterschiedlichen, historisch gewachsenen Sanktionssysteme innerhalb der EU 

konsensfªhig bleiben. Eine echte Harmonisierung erschien nicht durchsetzbar; dazu 

waren (und sind) die Unterschiede etwa zwischen dem zivilrechtlichen Ansatz in 

Deutschland und ¥sterreich, dem auf die Selbstkontrolle setzenden Ansatz in 

GroÇbritannien, dem ĂBehºrdenmodellñ einiger osteuropªischen Staaten und dem 

skandinavischen Ombudsmannsystem zu groÇ. 

 

Die UGP-Richtlinie hat diese weite Rahmenregelung im Wesentlichen aufgegriffen. So 

umreiÇen die Erwªgungsgr¿nde 21-25 relativ vage die unionsrechtlichen Vorgaben. 

Entsprechend knapp ist auch der Richtlinientext. 

 

- GemªÇ Art. 11 Abs. 1 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, Ăim Interesse der 

Verbraucher sicherzustellen, dass geeignete und wirksame Mittel zur 

Bekªmpfung unlautere Geschªftspraktiken vorhanden sindñ. 

 

- Nach Art. 11 Abs. 2 m¿ssen diese Mittel Rechtsvorschriften umfassen, die es 

Personen oder Organisationen, die nach dem nationalen Recht ein berechtigtes 

Interesse an der Bekªmpfung unlautere Geschªftspraktiken haben, 

ĂeinschlieÇlich Mitbewerbernñ, gestatten, entweder gerichtlich gegen diese 

vorzugehen oder ein Verfahren bei einer Verwaltungsbehºrde einzuleiten. 

 

- Nach Art. 11 Abs. 3 bleibt es jedem Mitgliedstaat vorbehalten zu entscheiden, 

welche dieser Rechtsbehelfe er zur Verf¿gung stellen wird und ob das Gericht 

oder die Verwaltungsbehºrde ermªchtigt werden soll, vorab die Durchf¿hrung 

eines Verfahrens vor anderen bestehenden Einrichtungen zur Regelung von 

Beschwerden zu verlangen.  

 

- Nach Art. 11 Abs. 2 m¿ssen die Behºrden oder die Gerichte Befugnisse haben, 

die Einstellung der unlauteren Geschªftspraktiken anzuordnen, und zwar auch 

im Wege des vorbeugenden Unterlassungsanspruchs, unabhªngig vom 

                                            
210  So hat die Kommission die Reform des deutschen UWG von 2008, die die Vorgaben der Richtlinie (auch 

sprachlich) in das deutsche System einzupassen versuchte, als ungen¿gend beanstandet, was zu einer erneuten 

Reform von 2015 f¿hrte. Dazu etwa Keller in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG., 2016, Einl. A Rn. 26 ff. 
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Nachweis eines Schadens oder Verschuldens. Diese Mºglichkeit muss in einem 

beschleunigten Verfahren mit vorlªufiger oder endg¿ltiger Wirkung bestehen.  

 

- In Art. 12 sind f¿r die Gerichte und Verwaltungsbehºrden bestimmte Befugnisse 

vorgesehen, um die Richtigkeit von Tatsachenbehauptungen zu ¿berpr¿fen.  

 

- Nach Art. 13 legen die Mitgliedstaaten Ădie Sanktionen fest, die bei VerstºÇen 

gegen die nationalen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie anzuwenden 

sind, und treffen alle geeigneten MaÇnahmen, um ihre Durchsetzung 

sicherzustellenñ. Diese Sanktionen m¿ssen Ăwirksam, verhªltnismªÇig und 

abschreckendñ sein. 

 

Die Richtlinie ¿ber unlautere Geschªftspraktiken schreibt damit zum gegenwªrtigen 

Zeitpunkt weder ein zivilrechtliches noch ein behºrdliches Sanktionssystem vor, 

sondern erkennt beide als gleichberechtigt (und als Sache der Mitgliedstaaten) an. 

Auch zur Aktivlegitimation bzw. Beschwerdeberechtigung finden sich keine weiteren 

Vorgaben, als dass die Personen und Organisationen, die nach nationalem Recht ein 

Interesse am Unterbleiben der fraglichen Praktik haben, aktivlegitimiert sein m¿ssen, 

ĂeinschlieÇlich Mitbewerberñ. Eine Aktivlegitimation des einzelnen Verbrauchers ist 

danach mºglich, aber nicht vorgeschrieben. Ob sich dies durch das am 11.4.2018 von 

der Kommission vorgestellte MaÇnahmenpaket ĂA New Deal for Consumersñ, auf das 

hier nicht mehr eingegangen werden konnte, ªndert, lªsst sich noch nicht abschªtzen; 

der Richtlinienentwurf COM (2018) 185 endg. sieht jedenfalls individuelle Anspr¿che 

des Verbrauchers wegen unlauteren Wettbewerbs vor. 

 

Der zivilrechtliche Sanktionsansatz des deutschen UWG, die Fokussierung auf den 

(von Mitbewerbern, Verbªnden und Kammern durchsetzbaren) 

verschuldensunabhªngigen Unterlassungsanspruch, der auch im Verfahren der 

einstweiligen Verf¿gung geltend gemacht werden kann, ist mit den weit gefassten 

Vorgaben der Richtlinie unlautere Geschªftspraktiken vereinbar. Dies entspricht ganz 

herrschender Meinung in der einschlªgigen wettbewerbsrechtlichen Literatur211  und 

wurde von Seiten der Kommission (anders als die Umsetzung einzelner 

materiellrechtlicher Regelungen) bislang auch nicht in Frage gestellt. 

 

 

b. Richtlinie 1998/2009 über Unterlassungsklagen 

 

Die Richtlinie 1998/2009 ¿ber Unterlassungsklagen ï neu erlassen als Richtlinie 

2009/22/EG ï harmonisiert seit 1998 bestimmte MaÇnahmen zum Schutz der 

kollektiven Verbraucherinteressen, um so das Vertrauen der Verbraucher in den 

Binnenmarkt zu stªrken. In Deutschland ist die Richtlinie grºÇtenteils im 

                                            
211 Vgl. etwa Henning-Bodewig, WRP 2015, 667. 
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Unterlassungsklagengesetz (UKlaG) umgesetzt.212 

 

Die Richtlinie enthªlt kein in sich geschlossenes Rechtsschutzsystem, sondern 

verpflichtet gemªÇ Art. 2 die Mitgliedstaaten, f¿r eine Reihe von Richtlinien und 

Verordnungen des Verbraucherschutzes (unter ihnen auch die UGP-RL und die 

Klausel-RL) die institutionelle Infrastruktur zur wirksamen Bekªmpfung von VerstºÇen 

gegen das kollektive Verbraucherinteresse bereitzustellen. Die zustªndigen Gerichte 

oder Verwaltungsbehºrden der Mitgliedstaaten, die f¿r die Entscheidung ¿ber die von 

Ăqualifizierten Einrichtungenñ (Art. 3 RL 2009/22/EG) eingelegten Rechtsbehelfe 

zustªndig sein sollen, sind von den EU-Staaten zu benennen; ihnen ist die 

Aktivlegitimation einzurªumen. 

 

Das deutsche UKlaG erfasst damit auch VerstºÇe gegen das kollektive 

Verbraucherinteresse nach dem UWG. Da die Verbandsklage, die der Wahrnehmung 

der kollektiven Verbraucherinteressen durch Verbraucherschutzorganisationen dient, 

jedoch seit 1965 bereits ein wesentlicher Teil der Regelung im deutschen UWG war 

und ist (s. die heutigen ÄÄ 8 ff. UWG), hat der deutsche Gesetzgeber es vorgezogen, 

diese selbststªndige Regelung der lauterkeitsrechtlichen Unterlassungsklage f¿r 

qualifizierte Einrichtungen im UWG selbst zu belassen. Eine grundsªtzliche 

Vorrangregelung des UKlaG gegen¿ber dem UWG besteht jedenfalls nicht.213 Anders 

als im Bereich der AGB-Kontrolle, f¿r die in den ÄÄ 305 ff. BGB keine Instrumente der 

kollektiven Rechtsdurchsetzung vorgesehen sind (wobei allerdings ¿ber den 

Rechtsbruchtatbestand nach Ä 3a UWG eine Sanktionierung durch das UWG erfolgen 

kann, was zur Aktivlegitimation der Verbªnde und der Mitbewerber f¿hrt214) war die 

Einf¿hrung der Verbraucherverbandsklage im UWG also keine Neuheit. 

 

Zum gegenwªrtigen Zeitpunkt sind damit aus der Richtlinie 2009/22/EG keine 

Vorgaben f¿r die Sanktionierung von WettbewerbsverstºÇen abzuleiten, die ¿ber das 

bereits im UWG bestehende Regelungssystem hinausgingen.215  Wie bereits oben 

(A.I.3.) erºrtert, hat die Europªische Kommission allerdings ihre Absicht kund getan, 

VerstºÇe gegen das kollektive Verbraucherinteresse auch im Wege des kollektiven 

Schadensersatzes (Ăcollective redress rulesñ) zu sanktionieren.216  Vor dem 

Hintergrund von neuen Erscheinungsformen, die die kollektiven Interessen der 

                                            
212  Zum UKlaG noch ausf¿hrlich in A.III.4.b und A.V.3; aus der wettbewerbsrechtlichen Literatur vgl. statt aller 

Micklitz in: M¿KoZPO, 2017, Ä 2 UKlaG Rn. 14 und Glºckner in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, 

Einl. B. Rn. 395. 
213 Nach BGH, 31.3.2010, Az. I ZR 34/08, GRUR 2010, 1117, Rn. 31 ï Gewªhrleistungsausschluss im Internet ist 

die Anwendbarkeit des Ä 4 Nr. 11 UWG 2008 (inzwischen Ä 3a UWG) nicht wegen eines Vorrangs des Ä 2 Abs. 1 

Satz 1 und Abs. 2 Nr. 1 UKlaG ausgeschlossen. Eine ausdr¿ckliche Vorrangregelung lasse sich weder dem UKlaG 

noch dem UWG entnehmen; zu dieser Frage vgl. auch Glºckner in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 

2016, Einl. B Rn. 399. 
214 BGH, 31.3.2010, Az. I ZR 34/08, GRUR 2010, 1117; BGH, 31.5.2012, Az. vI ZR 45/11, MMR 2012, 672; Zur 

Mitbewerberklage gegen die Verwendung unwirksamer AGB vgl. Kºhler, WRP 2012, 1475. 
215 Zur kollektiven Rechtsdurchsetzung nach UKlaG und UWG ausf¿hrlich unter A.III.4.(2). 
216  Inception Impact Assessment ĂA New Deal for Consumers ï Revision of the Incjunctive Directiveñ, 

Ares(2017)5324969; vgl. dazu auch Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BJMV, Neue Wege zur 

Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 93, 97. 
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Verbraucher massiv beeintrªchtigten, strebe man Ăinjunctive relief possibly with 

compensatory relief within a single procedureñ an.217  Da nicht sicher ist, wie der 

deutsche Gewinnabschºpfungsanspruch nach Ä 10 UWG in diesem angestrebten 

System der Ăcompensatory reliefñ gesehen w¿rde,218  kºnnte eine auf kollektiven 

Schadensersatz abzielende Reform erhebliche Auswirkungen auf das deutsche 

Sanktionssystem haben. 

 

c. Richtlinie 93/13/EWG über missbräuchliche Klauseln in Ver-

braucherverträgen (Klausel-RL) 

 

Die Richtlinie 93/13/EWG (sog. ĂKlausel-RLñ) fordert von den Mitgliedstaaten die 

Mºglichkeit der ¦berpr¿fung von AGB anhand der Kriterien Inhaltskontrolle und 

Transparenz. Sie wurde in Deutschland in den ÄÄ 305 ff. BGB umgesetzt. Diese rein 

zivilrechtliche Umsetzung ist grundsªtzlich mit Art. 7 der Klausel-RL vereinbar, da im 

nationalen Recht lediglich Ăangemessene und wirksame Mittelñ zur Bekªmpfung 

missbrªuchlicher Klauseln vorhanden sein m¿ssen und (nach Art. 7 Abs. 2 Klausel-RL) 

Personen und Organisationen, die nach dem innerstaatlichen Recht ein berechtigtes 

Interesse am Schutz der Verbraucher haben, die Aktivlegitimation einzurªumen ist. Die 

Richtlinie 2009/22/EG ¿ber Unterlassungsklagen prªzisiert dies noch einmal insofern, 

als Ăqualifizierte Einrichtungenñ, also in erster Linie Verbraucherschutzorganisationen, 

stets klagebefugt sein m¿ssen. Diesen Vorgaben wurde im deutschen UKlaG 

Rechnung getragen. Da VerstºÇe gegen die Regelungen in den ÄÄ 305 ff. BGB nach 

nicht unumstrittener, aber herrschender Auffassung auch vom Rechtsbruchtatbestand 

in Ä 3a UWG erfasst sind (dazu A.I.1.c.(4)), kommt im deutschen Wettbewerbsrecht 

hªufig noch die Aktivlegitimation des Mitbewerbers nach Ä 8 Abs. 3 UWG hinzu.219 

 

Ob die Rechtsprechung des EuGH220 ¿ber die Klausel-RL einen gewissen ĂDruckñ in 

Richtung auf die Einrªumung behºrdlicher Befugnisse aus¿bt, ist unklar. Hingewiesen 

wird in der Literatur darauf, dass der EuGH von den nationalen Gerichten die 

Klauselpr¿fungen von Amts wegen verlange, um so die Ziele der Richtlinie zu 

erreichen. Zum Ausgleich der Unterlegenheit des Verbrauchers bei der Verteidigung 

seiner Rechte kºnnten Amtsermittlungspflichten geboten sein.  

 

ĂDer EuGH argumentiert damit, dass der Verbraucherschutz gerade ein 

Eingreifen von dritter Seite erforderlich mache. Damit mutet das Unionsrecht den 

Gerichten schon jetzt mehr Ermittlung fairer Praktiken zu, als der im Zivilprozess 

grundsªtzlich geltende Beibringungsgrundsatz nahelegt. Hierin kann schon eine 

                                            
217 Vgl. auch das MaÇnahmenpaket ĂA New Deal for Consumersñ der EU-Kommission vom 11.4.2018, COM(2018) 

183 endg., auf das hier nicht mehr eingegangen werden konnte.  
218  Rott, Gutachten zur ErschlieÇung und Bewertung offener Fragen der Herausforderungen in der deutschen 

Verbraucherrechtspolitik im 21. Jahrhundert, Gutachten im Auftrag des Sachverstªndigenrats f¿r 

Verbraucherfragen, 2016, S. 8 ff. 
219 Bedenken hiergegen bei Ohly in: Ohly/Sosnitza; UWG, 2016, Ä 3a Rn. 78a. 
220 EuGH, 27.6.2000, Rs. C-240/98 ï C-244/98, NJW 2000, 2571 ï Oc®ano Group. 
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Entwicklung dahingehend gesehen werden, dass das Unionsrecht bei der 

Durchsetzung des Verbraucherrechts zunehmend auf Dritte vertraute. Aufgrund 

dieser Rechtsprechung sind jedenfalls Ăerhebliche Harmonisierungseffekte im 

Bereich der mitgliedstaatlichen Verfahrensrechteñ eingetreten. Dass es den 

nationalen Gerichten ¿berlassen bleibt, die materielle Seite der 

Missbrauchskontrolle auszuf¿llen, steht zu dieser Entwicklung in einem gewissen 

Widerspruch.ñ221 

 

d. Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz 

(CPC-VO) 

 

Die Verordnung ¿ber die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz vom 27.10.2004 

(Consumer Protection Cooperation ï CPC-VO) verfolgt das Ziel, 

innergemeinschaftliche VerstºÇe gegen Gesetze zum Schutz der 

Verbraucherinteressen effizienter zu unterbinden (zur CPC-VO auch unter A.V.2.c und 

B.V). Sie erfasst fast sªmtliche Richtlinien und Verordnungen des wirtschaftlichen 

Verbraucherschutzes, unter anderem auch die Richtlinie 2006/114/EG ¿ber 

irref¿hrende und vergleichende Werbung, die Richtlinie 2005/29/EG ¿ber unlautere 

Geschªftspraktiken, die Richtlinie 2000/31/EG ¿ber E-Commerce, die Richtlinie ¿ber 

audiovisuelle Mediendienste sowie die ĂKlausel-Richtlinieñ und die Verbraucherrechte-

Richtlinie. Im Dezember 2017 wurde eine neue VO (EU) 2017/2394 ¿ber die 

Zusammenarbeit zwischen den f¿r die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze 

zustªndigen nationalen Behºrden erlassen,222  die die VO (EG) Nr. 2006/2004 mit 

Wirkung vom 17. Januar 2020 aufheben soll. 

 

Da sich bei grenz¿berschreitenden WettbewerbsverstºÇen die Haftung des 

Verantwortlichen regelmªÇig schwierig gestaltet, soll eine Zusammenarbeit (vor allem 

im Wege des Informationsaustausches und der Amtshilfe) zwischen den zur 

Durchsetzung der fraglichen Richtlinien national zustªndigen Stellen erfolgen. 

Vorgesehen ist die Errichtung eines Netzes ºffentlich-rechtlicher 

Durchsetzungsbehºrden im gesamten Binnenmarkt. Jeder Mitgliedstaat hat gemªÇ Art. 

4 Abs. 1 CPC-VO die zustªndigen Behºrden und eine zentrale Verbindungsstelle zu 

benennen, die f¿r die Anwendung dieser Verordnung zustªndig sind. Die zustªndigen 

Behºrden m¿ssen gemªÇ Art. 4 Abs. 3 der CPC-VO die erforderlichen Ermittlungs- 

und Durchsetzungsbefugnisse haben. Zu diesen zªhlen nach Abs. 6 mindestens das 

Recht, Unterlagen aller Art und jeder Form einzusehen, von jedermann Ausk¿nfte 

anzufordern und erforderlichenfalls durch gerichtliche Anordnung zu erzwingen, 

Ermittlungen vor Ort durchzuf¿hren, die Einstellung von VerstºÇen anzuordnen etc. 

Die zustªndigen Behºrden sollen im Wege der Amtshilfe alle erforderlichen 

                                            
221 Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BJMV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, 

S. 93, 97. 
222 Die VO 2017/2394 ist verºffentlicht im Amtsblatt der Europªischen Union v. 27.12.2017, L 345/1. Ausf¿hrlich zur 

aktuell geltende CPC-VO und ihrer Umsetzung ins deutsche Recht Glºckner in: Harte-Bavendamm/Henning-

Bodewig, UWG, 2016, Einl. B Rn. 404 ff. 
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DurchsetzungsmaÇnahmen treffen, um unverz¿glich eine Einstellung oder ein Verbot 

des innergemeinschaftlichen VerstoÇes zu bewirken (Art. 8 Abs. 1 CPC-VO). 

 

Die CPC-VO (auch in ihrer Neufassung von 2017) fordert expressis verbis nicht die 

Errichtung nationaler Behºrden zur Durchsetzung des Lauterkeitsrechts, spricht 

jedoch durchgªngig von Ăzustªndigen Behºrdenñ etc. Ihrem ganzen Ansatz nach setzt 

sie das Bestehen nationaler Behºrden zum Schutz der Verbraucherinteressen 

voraus.223 Die Einpassung der CPC-VO in das deutsche Recht hat dementsprechend 

auch von Anfang an Schwierigkeiten bereitet. Sie ist in Deutschland im 

Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetz (VSchDG) vom 21.12.2006, zuletzt geªndert 

durch Art. 8 des Gesetzes vom 19.2.2016, erfolgt. Darin wurden f¿r 

innergemeinschaftliche VerstºÇe gegen die erfassten Verbraucherschutzgesetze z.T. 

Behºrden und im UWG-Bereich das BMJV als Ăzustªndige Behºrdeñ (Ä 2 Nr. 1a 

VSchDG) benannt. Das Ministerium ist die zentrale Verbindungsstelle f¿r den 

AuÇenverkehr mit der Kommission und den zustªndigen Behºrden anderer 

Mitgliedstaaten. Da Art. 8 Abs. 3 CPC-VO den Mitgliedstaaten die Mºglichkeit 

zugesteht, die Rechtsdurchsetzung zunªchst einer nichtstaatlichen Stelle zu 

¿bertragen, hat der deutsche Gesetzgeber von dieser Delegationsmºglichkeit in Ä 7 

VSchDG Gebrauch gemacht. GemªÇ Ä 7 Abs. 1 VSchDG soll die zustªndige Behºrde, 

bevor sie eine DurchsetzungsmaÇnahme ergreift, zunªchst eine im UKlaG oder in Ä 8 

Abs. 3 Nr. 2-4 UWG genannte Stelle beauftragen, auf das Abstellen 

innergemeinschaftlicher VerstºÇe hinzuwirken. Im Wege einer Rahmenvereinbarung 

sind dies der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) und die 

Wettbewerbszentrale, die als Ăbeauftragte Dritteñ im Bereich des UWG die 

Durchsetzung ¿bernehmen. 

 

Diese Konstruktion stºÇt freilich dort an ihre Grenzen, wo die CPC-VO der national 

zustªndigen Behºrde Befugnisse zuweist, die den (im Wege der Rahmenvereinbarung 

beauftragten) Verbªnden nach dem UWG nicht zustehen. Nach der neuen VO Nr. 

2017/2394 werden die nationalen Behºrden zusªtzliche Befugnisse erhalten, um 

Verbraucherrechte besser durchsetzen zu kºnnen. Zu diesen zªhlen zum Beispiel, 

dass die Behºrde bei weitverbreiteten VerstºÇen befugt sein muss, die Verpflichtung 

des Unternehmers zu akzeptieren, dem Verbraucher AbhilfemaÇnahmen wie eine 

Preisreduktion oder die Beendigung des Vertrages anzubieten und in bestimmten 

Fªllen die Abschaltung einer Website vorzunehmen.224 Nach Art. 9 Abs. 4 muss die 

zustªndige Behºrde bestimmte Mindestbefugnisse haben, u.a.  

 

                                            
223  Micklitz in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege der Verbraucherdurchsetzung, 2017, S. 7 ff.; ferner Witt in: 

Ulmer/Brandner/Hensen, AGB-Recht, 2016, Vorbemerkungen, Rn. 6a bis 6b: ĂDie Verordnung verfolgt eine 

gegen¿ber dem deutschen Unterlassungsklagegesetz andere Grundausrichtung und ist f¿r den deutschen 

Rechtsanwender daher nur schwer verstªndlich. Sie sieht f¿r grenz¿berschreitende VerstºÇe nªmlich in erster Linie 

ein Einschreiten der jeweils zustªndigen nationalen Behºrde und gerade nicht ein Vorgehen der 

Verbraucherschutzverbªnde vor. Die Verordnung geht somit von einem gewerbepolizeilichen und nicht 

privatrechtlichen Schutzkonzept aus.ñ. 
224 Kritisch dazu vor allem der Verband der Internetwirtschaft (eco), Pressemitteilung vom 16.11.2017 (Ăeco warnt: 

EU-Netzsperren kein probates Miel f¿r Verbraucherschutzñ). 
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ĂSanktionen wie beispielsweise GeldbuÇen oder Zwangsgelder f¿r VerstºÇe 

nach dieser Verordnung sowie f¿r das Versªumnis, Entscheidungen, 

Anordnungen, vorlªufige MaÇnahmen, Zusagen des Unternehmens oder andere 

nach dieser Verordnung ergriffenen MaÇnahmen Folge zu leisten, zu 

verhªngen.ñ225  

 

Diese Sanktionen m¿ssen Ăwirksam, angemessen und abschreckend seinñ.226 Ob dies 

bei grenz¿berschreitenden WettbewerbsverstºÇen zuk¿nftig eine Befugnis zur 

Verhªngung von BuÇgeldern bereits beim erstmaligen VerstoÇ erfordert oder ob ï wie 

bisher vertreten ï die BuÇgeldverhªngung bei einem VerstoÇ gegen gerichtliche 

Anordnungen gen¿gt, ist fraglich; falls ersteres zutrifft, m¿ssten die sofort zu 

verhªngenden MaÇnahmen wohl ªhnlich abschreckend sein wie die explizit genannten 

BuÇgelder und Zwangsgelder. 

 

Angesichts der erweiterten ĂMindestbefugnisseñ nach Art. 9 CPC-VO 2017 stellt sich 

noch deutlicher als zuvor die Frage, inwieweit auch in Deutschland eine Verstªrkung 

der behºrdlichen Durchsetzung von Verbraucherschutzinteressen unionsrechtlich 

geboten ist.227  Teilweise wird die Neufassung der CPC-VO als ein weiterer 

maÇgeblicher Schritt hin zu einem in der gesamten EU geltenden 

ĂBehºrdenmodellñ verstanden.228  Andererseits sollen auch unter der neugefassten 

CPC-VO die Mitgliedstaaten grundsªtzlich selbst entscheiden kºnnen, ob die 

zustªndigen ĂBehºrdenñ die von der CPC-VO vorgegebenen Mindestbefugnisse 

unmittelbar in eigener Verantwortung, durch Befassung anderer Behºrden oder durch 

eine Delegation auf private Akteure (Ăbenannte Stellenñ229) aus¿ben.230 Die Delegation 

der Durchsetzungsbefugnisse auf Ăbenannte Stellenñ wird in Art. 7 CPC-VO 2017 

nªher beschrieben. Dabei betont die neugefasste CPC-VO stªrker als die 

Vorgªngerregelung die Kooperation zwischen der zustªndigen Behºrde und den von 

ihr beauftragten privaten Akteuren. So ist nach Art. 7 Abs. 3 lit. a CPC-VO 2017 die 

Behºrde dazu verpflichtet, die erforderlichen Informationen zu beschaffen oder die 

erforderlichen DurchsetzungsmaÇnahmen zu ergreifen, falls die benannte Stelle die 

erforderlichen MaÇnahmen nicht einholen oder die Einstellung oder Untersagung des 

VerstoÇes nicht unverz¿glich bewirken kann. Ein solches Zusammenwirken von 

                                            
225 Art. 9 Abs. 4 lit. h VO (EU) 2017/2394. 
226 Art. 9 Abs 3 S. 2 VO (EU) 2017/2394. 
227  Micklitz in: Schulz-Nºlke/BMJV, Neue Wege der Verbraucherdurchsetzung, 2017, S. 12; ĂDer Druck auf 

Deutschland, die Rechtsdurchsetzung f¿r Verbraucherfragen nicht nur in Spezialgebieten, sondern im gesamten 

wirtschaftlichen Verbraucherschutz einer Behºrde zu ¿bertragen, ist ¿ber die Jahre stªndig gewachsen, und es hat 

den Anschein, ob als ob sie sich noch weiter erhºhen d¿rfte. Ob die Hinwendung zu einem Behºrdenmodell 

sachdienlich und gerechtfertigt ist, bedarf der gesonderten Erºrterung. Die Frage ist, ob Deutschland hinter der 

allgemeinen Entwicklung zur¿ckgeblieben ist und sich anpassen muss, oder ob Deutschland mit guten Gr¿nden an 

seinem Verbandsmodell festhalten kann.ñ Kritisch zur Idee von 28 Verwaltungsbehºrden Glºckner in: Harte-

Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Einl. B Rn. 393. 
228 Micklitz in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege der Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 9. Daf¿r, dass 

die EU-Kommission ¿ber die CPC-VO in allen Mitgliedstaaten (auch) die Zustªndigkeit von Behºrden anstrebt, 

spricht das am 11.4.2018 vorgestellte MaÇnahmenpaket ĂA New Deal for Consumersñ, COM (2018) 185 endg., auf 

das hier nicht mehr eingegangen werden konnte. 
229 Art. 3 Nr. 8 VO (EU) 2017/2394. 
230 Vgl. Erwªgungsgrund 7 S. 3 und Erwªgungsgrund 20 VO (EU) 2017/2394. 
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behºrdlicher und privater Rechtsdurchsetzung d¿rfte insbesondere in Fªllen sinnvoll 

sein, in denen behºrdliche Ermittlungsbefugnisse zur Aufklªrung des Sachverhaltes 

erforderlich sind. 

 

Zu beachten ist, dass die CPC-VO ausschlieÇlich f¿r grenz¿berschreitende 

WettbewerbsverstºÇe im Verbraucherschutzbereich gilt; d.h. sie intendiert 

insbesondere ein mitgliedschafts¿bergreifendes Vorgehen der zustªndigen nationalen 

Behºrden. Eine Trennung von nationalen und grenz¿berschreitenden VerstºÇen ist 

jedoch gerade im Bereich des Lauterkeitsrechts kaum mºglich, da sich wesentliche 

Teile der beanstandeten geschªftlichen Praktiken regelmªÇig im Inland abspielen 

d¿rften. Hinzu kommt, dass sich mit einer wachsenden Diskrepanz zwischen einer fast 

ausschlieÇlich auf das Privatrecht basierenden Rechtsdurchsetzung bei 

innerstaatlichen Sachverhalten und einem durch ein effektives Zusammenwirken von 

private and public enforcement geprªgten Durchsetzungsmodell f¿r 

grenz¿berschreitende Sachverhalte die Frage nach einer Inlªnderbenachteiligung 

stellen kºnnte. 

 

2. Rechtsvergleichende Überlegungen 

 

a. Der zivilrechtliche Ansatz des UWG als ĂAuÇenseiterñ in der 

EU? 

 

Angesichts des in Europa weit verbreiteten Behºrdenmodells drªngt sich die Frage auf, 

ob die zivilrechtliche Durchsetzung des Lauterkeitsrechts in Deutschland und 

¥sterreich eine AuÇenseiterrolle innerhalb der EU einnimmt. In diesem 

Zusammenhang wird zumeist auf eindrucksvolle Beispiele der behºrdlichen 

Verbraucherrechtsdurchsetzung etwa durch die italienische Autorit¨ garante della 

concorrenza e del mercato (AGCM) verwiesen.231 Ferner lieÇe sich argumentieren, 

dass die Koordination der Rechtsdurchsetzung und die Verfolgung von 

grenz¿berschreitenden VerbraucherrechtsverstºÇen im Wege einer Zusammenarbeit 

zwischen mitgliedstaatlichen Behºrden einfacher ist als die Kooperation zwischen 

Mitgliedstaaten, die auf unterschiedliche Enforcement-Modelle setzen. 

 

Dabei ist jedoch zu ber¿cksichtigen, dass es in der EU traditionell unterschiedliche 

Ansªtze der Durchsetzung gibt, die rechtshistorisch gewachsen sind, vom allgemeinen 

Rechtssystem bestimmt werden und sich wegen ihrer starken nationalen 

Besonderheiten nur schwer miteinander vergleichen lassen. Eine plakative 

Gegen¿berstellung von public und private enforcement wird den unterschiedlichen 

                                            
231 So hat etwa die AGCM im August 2016 im Zusammenhang mit dem Abgasskandal eine GeldbuÇe in Hºhe von 

5 Mio. EUR gegen die Volkswagen AG und die Volkswagen Group Italia S.p.A. verhªngt. Siehe dazu die 

Pressemitteilung der AGCM vom 6.8.2016: <http://www.agcm.it/en/newsroom/press-releases/2294-ps10211-the-

italian-competition-authority-fines-the-volkswagen-group-for-tampering-with-their-vehicles%27-emissions-control-

systems.html>. 
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Modellen nicht vollumfªnglich gerecht. Dies gilt umso mehr, als auch Bedeutung und 

Funktionen der Behºrden in den einzelnen Staaten ï und die Gr¿nde, aus denen man 

ihnen Kompetenzen einrªumte ï sehr unterschiedlich sind.232 

 

b. Überblick über die Enforcementansätze in der EU 

 

Stark vereinfacht lassen sich im Lauterkeitsrecht der EU-Staaten folgende 

Durchsetzungsmodelle unterscheiden: 

 

- Das Modell eines integrierten Mitbewerber- und Verbraucherschutzes, das im 

Wesentlichen den Beteiligten selbst ï wenn auch auf unterschiedlichem Wege 

ï die Durchsetzung ¿berlªsst (z.B. Deutschland, ¥sterreich, Belgien, Spanien); 

 

- das Ăduale Modellñ, das den Schutz des Wettbewerbers zivilrechtlich (in der 

Regel deliktsrechtlich) ausgestaltet, zum Schutz der Verbraucher jedoch auf 

eine administrative oder strafrechtliche Sanktionierung setzt (z.B. Frankreich, 

Italien); 

 

- das ĂWettbewerbsmodellñ, das die enge Verbindung mit dem Kartellrecht 

betont und ï auch wenn zivilrechtliche Klagemºglichkeiten bestehen ï die 

Durchsetzung von Kartell- und Lauterkeitsrecht primªr als staatliche Aufgabe 

sieht (z.B. baltische Staaten); 

 

- das Modell des Common Law, das Betroffenen (Verbrauchern wie 

Mitbewerbern), nur wenig Durchsetzungsmºglichkeiten zugesteht und die 

Durchsetzung des Verbraucherschutzes verschiedenen Behºrden, die 

wiederum eng mit der starken, gesetzesªhnlichen Selbstkontrolle 

zusammenhªngen, ¿berlªsst (GroÇbritannien, Irland); 

 

- das Ăskandinavische Modellñ, das sich traditionell durch die Besonderheit 

eines gewachsenen Ombudsmann-Systems in Verbindung mit der 

zivilrechtlichen Durchsetzung ¿ber die Marktgerichte auszeichnet; 

 

- das ĂIP-Modellñ, das die Verbindung mit den Rechten des geistigen Eigentums 

betont und ordnungspolitische Z¿ge aufweist (Portugal). 

 

c. Gründe für die Einräumung von Kompetenzen an Behörden 

 

Sucht man nach Gr¿nden, die dazu gef¿hrt haben, dass einzelne EU-Staaten 

Behºrden Kompetenzen im Verbraucherschutz eingerªumt haben, so sind zum einen 

                                            
232 Ausf¿hrlich zu dieser Thematik Henning-Bodewig, WRP 2015, 667; Henning-Bodewig, GRUR Int. 2010, 273; 

Henning-Bodewig, GRUR Int. 2015, 1047. 
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die allgemeinen Charakteristika des Rechtssystems zu nennen (z.B. das Common 

Law im Gegensatz zum kontinentaleuropªischen civil law), zum anderen jedoch auch 

die europªischen Vorgaben und die politische und wirtschaftliche Situation des 

jeweiligen Landes. Von letztlich ausschlaggebender Bedeutung f¿r die 

Kompetenzeinrªumung an Behºrden ist jedoch offenbar die Effizienz der 

Zivilgerichtsbarkeit. 

 

ǒ  Insoweit unterscheidet sich die Situation insbesondere zwischen den Staaten, 

die seit langem mit Marktwirtschaft, Wettbewerb und Wettbewerbsrecht vertraut sind 

und den Mitgliedstaaten, die in kurzer Zeit nicht nur den ¦bergang zu einer freien 

Marktwirtschaft bewªltigen, sondern zugleich auch den europªischen Acquis, d.h. eine 

groÇe Anzahl von Regelungen des Unionsrechts, in ihr nationales Recht ¿bernehmen 

mussten. Richtlinien und Verordnungen wurden in diesen Staaten hªufig Ătelle 

quelleñ in das nationale Recht ¿berf¿hrt, ohne Einpassung in das bestehende 

Rechtssystem. Eine Sanktionierung dieser neuen Regelungen auf zivilrechtlichem 

Wege scheiterte dann, wenn es kein hinreichend funktionierendes Zivilrechtssystem 

gab, auf das man hªtte aufbauen kºnnen. Als einzige Mºglichkeit kam hªufig die 

behºrdliche Rechtsdurchsetzung in Betracht, nicht selten durch 

Kompetenz¿bertragung an das ï ohnehin einzurichtende ï Kartellamt.  

 

ǒ  Andere Mitgliedstaaten verf¿gten zwar ¿ber ein mehr oder minder gut 

funktionierendes Zivilrechtssystem, beklagten jedoch bestimmte Defizite gerade im 

Hinblick auf die Durchsetzung verbrauchersch¿tzender Normen. So werden etwa in 

Italien die lauterkeitsrechtlichen Vorschriften im Codice Civile auf deliktsrechtlichem 

Wege durchgesetzt. Der Fokus liegt allerdings auf dem Schutz der Mitbewerber (B2B), 

was zu Defiziten beim Verbraucherschutz f¿hrte. Der italienische Gesetzgeber 

begegnete dem in materiellrechtlicher Hinsicht mit einer Regelung im Codice del 

Consumo und in verfahrensrechtlicher Hinsicht mit einer Einrªumung von Befugnissen 

an die Kartellbehºrde. Hier war es also die zu starke Fokussierung auf den 

Mitbewerberschutz im Zivilrecht, welche durch ergªnzende Behºrdenbefugnisse 

ausgeglichen wurde. 

 

ǒ  Die Situation in GroÇbritannien war wiederum dadurch bestimmt, dass Klagen 

von Mitbewerbern auf einige wenige Common Law-Rechtsbehelfe (insb. passing off) 

beschrªnkt sind, die allenfalls reflexartig den Schutz der Verbraucher bewirken. Die 

Competition and Markets Authority (CMA) ¿bernimmt daher in wettbewerbsrechtlichen 

Streitigkeiten eine Art Filterfunktion, d.h. sie verweist Fªlle entweder an die 

Selbstkontrolle durch die Advertising Standards Authority (ASA) oder sie wird 

ausnahmsweise selbst tªtig, indem sie Klage erhebt. 

 

In den Staaten, in denen hingegen bereits ein gut ausgebautes, effizientes 

Zivilrechtssystem bestand und in denen die materiell-rechtliche Regelungsgrundlagen 

des Lauterkeitsrechts den Schutz des Verbrauchers hinreichend erfassten, war die 

Situation eine grundlegend andere. Kennzeichnend f¿r das deutsche (und etwa das 

ºsterreichische) Lauterkeitsrecht ist z.B. der sog. integrierte Regelungsansatz, bei 
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dem die Durchsetzung der verbrauchersch¿tzenden Normen auch durch die 

Mitbewerber und ihre Verbªnde erfolgt (dazu ausf¿hrlich unter A.I.2.). Er hat zu einem 

hohen Durchsetzungsgrad gerade auch im Verbraucherschutz gef¿hrt, was nicht 

zuletzt auf die Kompetenz der spezialisierten, angesehenen Zivilgerichte 

zur¿ckzuf¿hren ist.  hnlich ist die Situation in Lªndern wie Belgien, die zwar 

behºrdliche Befugnisse kennen, in denen der Fokus jedoch nach wie vor auf der 

effizienten zivilrechtlichen Durchsetzung durch Mitbewerber und Verbªnde liegt. Aber 

auch in den skandinavischen Lªndern steht das f¿r diese Lªnder charakteristische 

Ombudsmann-System in engem Zusammenhang mit den zivilrechtlich durchgesetzten 

Marktgesetzen, die den Schutz aller Marktbeteiligten zum Ziel haben. 

 

 

d. Wahrnehmung von Verbraucherinteressen durch Mitbewerber 

und ihre Verbände? 

 

Nur in wenigen Staaten wird thematisiert, ob Wettbewerber und ihre Verbªnde auch 

verbrauchersch¿tzende Normen durchsetzen kºnnen. Dieses Problem stellt sich nicht, 

wenn ï wie etwa in Deutschland, ¥sterreich oder in den skandinavischen Lªndern ï 

Verbraucher- und Mitbewerberschutz miteinander verbunden sind: Hier impliziert die 

Durchsetzung der entsprechenden Norm durch den Mitbewerber (oder einen anderen 

Marktteilnehmer) zugleich die Durchsetzung im Verbraucherschutzinteresse. Auch in 

Belgien ermºglicht der weitgefasste Rechtsbruchtatbestand, dass Mitbewerber und 

ihre Verbªnde Verbraucherschutznormen durchsetzen.  

 

In den Lªndern, die strikt zwischen B2B und B2C-Regelungen trennen, ist dies (wohl) 

nicht mºglich; hier obliegt die Durchsetzung von Verbraucherschutzregelungen der 

Behºrde. In manchen Staaten kºnnen Mitbewerber jedoch das Verfahren vor der 

Verwaltungsbehºrde, die zur Durchsetzung von Verbraucherschutzinteressen befugt 

ist, in Gang setzen. Diese Mºglichkeiten reichen von einfachen ĂAnregungenñ bis hin 

zu formellen Antragsbefugnissen. Weiterhin kennen die meisten EU-Staaten in ihren 

B2B-Regelungen Generalklauseln (und z.T. auch Rechtsbruchtatbestªnde), die so 

ausgelegt werden kºnnten, dass auch die Verletzung von B2C-Normen unlauter ist. 

 

Soweit ersichtlich, wurde diese Thematik bisher vor allem in den Niederlanden in 

Bezug auf die neu in das Burgerlijk Wetboek eingef¿gten 

Verbraucherschutzvorschriften diskutiert.233  ¦berwiegend ist man wohl der Ansicht, 

dass auch Mitbewerber B2C-Regelungen geltend machen kºnnen. Weiter hat das 

hºchste spanische Gericht entschieden, dass Mitbewerber keine Aktivlegitimation 

haben, um das Verbot der diskriminierenden Behandlung von Verbrauchern (Art. 16 

LCD) durchzusetzen, da es insofern an einer Ăunmittelbaren 

Interessenverletzungñ fehle.234  Allgemein wird diese Entscheidung jedoch als den 

                                            
233 Vgl. van Eek/Czernik, GRUR 2016, 539. 
234 Garcia P®r¯z, GRUR Int. 2015,1047. 
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Besonderheiten des Falles geschuldet angesehen und es wird erwartet, dass die 

Rechtsprechung die bisherige groÇz¿gige Auslegung der Aktivlegitimation beibehªlt.  

 

3. Kritik aus rechtsökonomischer Sicht 

Die rechtsºkonomische Perspektive kn¿pft vor allem an die Frage an, ob das 

vorhandene Instrumentarium der Verbraucherrechtsdurchsetzung geeignet ist, die 

Befolgung des geltenden materiellen Verbraucherrechts auf effiziente Weise 

sicherzustellen.235 Dies ist zwar nicht zuletzt eine empirische Frage. Da die empirische 

Datenlage zur Verbraucherrechtsdurchsetzung jedoch nach wie vor l¿ckenhaft ist,236 

erfolgt die Kritik zumeist auf einer theoretischen Ebene.237  

 

a.  Ausgangspunkt 

 

Aus ºkonomischer Sicht ist die Rechtsdurchsetzung so zu gestalten, dass sie einen 

mºglichst hohen Grad an rechtskonformen Verhalten gewªhrleistet. Erreicht werden 

kann diese Compliance durch Sanktionen, die f¿r einen Ărationalen 

Rechtsverletzerñ (d.h. einen Unternehmer, der die Kosten einer gegen ihn 

mºglicherweise verhªngten Sanktion gegen die Vorteile seines rechtswidrigen 

Verhaltens rational abwªgt) eine Gesetzesverletzung unattraktiv macht. Fehlt es 

hingegen an effektiven Sanktionen, besteht die Gefahr einer zu geringen 

Abschreckung (Ăunder-deterrenceñ). Soweit Unternehmen im Wettbewerb stehen, 

kann infolge von Durchsetzungsdefiziten sogar ein Druck auf den Ărationalen 

Rechtsverletzerñ entstehen, die L¿cken in der Rechtsdurchsetzung zu seinem Vorteil 

zu nutzen.238 MaÇgeblich sind aus dieser Perspektive zwei Faktoren: die Strenge der 

zu erwartenden Sanktionen und die Wahrscheinlichkeit, dass diese tatsªchlich 

verhªngt werden. 

 

b. Wirkung von Unterlassungsklagen 

 

Individualklagen einzelner Verbraucher entfalten in diesem Modell keine wirksame 

Abschreckungswirkung. Da der einzelne Verbraucher durch VerstºÇe gegen 

Vorschriften des Verbraucherrechts zumeist nur einen geringen Schaden erleidet (sog. 

                                            
235 Den nachfolgenden Ausf¿hrungen liegt insb. die Studie von Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BMJV, 

Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 93 ff. zugrunde; vgl. auch Weber, VuR 2013, 323; 

Wagner, Neue Perspektiven im Schadensersatzrecht: Kommerzialisierung., Kollektivschaden, Gutachten A f¿r den 

66. Deutschen Juristentag, S. A 120 ff. 
236  Schmidt-Kessel et al. in: Micklitz/Reisch/Joost/Zander-Hayat, Verbraucherrecht 2.0 ï Verbraucher in der 

digitalen Welt, 2017, S. 303: ĂDie rechtstatsªchliche respective statistische Erfassung verbraucherrechtlicher 

Streitigkeiten ist ein zentrales wissenschaftliches Desiderat, f¿r das freilich weitgehend das Zahlenmaterial fehlt.ñ 
237 Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, 

S. 115. 
238 Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, 

S. 100. 
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ĂStreuschªdenñ; dazu noch unter A.V.3.a.)) ist davon auszugehen, dass der 

Verbraucher typischerweise keine Klage erheben wird; der potentielle ĂGewinnñ (in 

Form von Schadensersatz oder eines Bereicherungsausgleichs), st¿nde im Falle einer 

erfolgreichen Klage in keinem Verhªltnis zu den Kosten und Risiken der 

Prozessf¿hrung. Aus Sicht des ºkonomischen Rationalitªtsmodells ist in einem 

solchen Fall der Verzicht des Verbrauchers auf eine Klage durchaus rational (rationale 

Apathie).239  Weitere Faktoren, die Verbraucher von einer Klage abhalten, sind 

mºglicherweise ein Gef¿hl der Unterlegenheit gegen¿ber Unternehmen sowie 

Hemmungen vor der Kontaktaufnahme mit Gerichten oder Anwªlten.240  

 

Mechanismen zur alternativen Streitbeilegung (z.B. Schlichtungsstelle f¿r den 

ºffentlichen Personenverkehr, Ombudsmann f¿r Versicherungen) kºnnen dazu 

beitragen, die finanziellen und psychologischen Zugangsh¿rden, die Verbraucher vor 

einem zivilgerichtlichen Verfahren zur¿ckschrecken lassen, abzusenken. Sie sind 

damit grundsªtzlich geeignet, die rationale Apathie der Verbraucher zu reduzieren. Ihr 

Ziel liegt jedoch weniger in der Durchsetzung des geltenden Rechts als in der 

gemeinsamen Suche nach einem Interessenausgleich im Wege der 

Kompromissfindung. Als Abschreckungsinstrument sind sie daher kaum geeignet.241 

 

In der rechtsºkonomischen Literatur werden auch Zweifel geªuÇert, inwieweit von 

Unterlassungsklagen durch Verbraucherverbªnde oder Wettbewerber eine 

hinreichende Abschreckungswirkung ausgeht. Wªhrend die wettbewerbsrechtliche 

Literatur die Vorteile einer raschen, kosteng¿nstigen, unkomplizierten und deshalb 

Ăflªchendeckendenñ Durchsetzung von Verboten durch die Mitbewerber und Verbªnde 

betont und das ¿berragende Interesse auch der Verbraucher daran hervorhebt, dass 

WettbewerbsverstºÇe so schnell wie mºglich unterbunden werden, da sich deren 

Folgen erfahrungsgemªÇ ex ante nie vºllig ausgleichen lieÇen (dazu A.I.2.b.), kritisiert 

die rechtsºkonomische Literatur, dass Unterlassungsklagen nach ÄÄ 1, 2 UKlaG und 

Ä 8 UWG nur ein bestimmtes Verhalten f¿r die Zukunft untersagten, nicht jedoch das 

Fehlverhalten in der Vergangenheit sanktionierten.242 Ob und in welchem Umfang von 

der Unterlassungsklage eine verhaltenssteuernde Funktion ausgeht, soll somit 

entscheidend davon abhªngen, ob sich etwaige Investitionen des Unternehmers in das 

auf Rechtsbruch basierende Geschªftsmodell im Zeitpunkt der Verurteilung bereits 

amortisiert haben. Hierauf verweist etwa Wagner: 

 

                                            
239 Siehe etwa Weber, VuR 2013, 323, 325; KeÇler, ZRP 2016, 2, 3; Cseres in: De Geest, Encyclopedia of Law and 

Economics, 2012, S. 192. 
240 So bereits von Hippel, Verbraucherschutz, 1986, S. 156. 
241 Wagner, Law Quarterly Review, 127 (2011), 55, 82; Towfigh/Chatziathanasiou, S. 103; siehe auch die Kritik bei 

Engel, NJW 2015, 163 (ĂMehr Zugang zu weniger Rechtñ); nªher dazu Fries, Verbraucherrechtsdurchsetzung, S. 

187 ff. und passim. 
242 Wagner, Neue Perspektiven im Schadensersatzrecht, Gutachten A f¿r den 66. DJT, 2006, S. A 110; zustimmend 

Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 

105; aus der wettbewerbsrechtlichen Literatur deutlich auch Kºhler, GRUR 2003, 365: ĂSolange nªmlich ein 

Unternehmer nur bef¿rchten muss, dass ihm unlautere Wettbewerbspraktiken nur f¿r die Zukunft verboten werden, 

er dagegen auf Kosten der Abnehmer erwirtschaftete Gewinne - frei nach dem Motto ĂUnlauterer Wettbewerb lohnt 

sich immerò - behalten kann, bleibt das Wettbewerbsrecht eine stumpfe Waffe.ñ  
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ĂNegatorische Rechtsbehelfe vermºgen das als rechtswidrig unterstellte 

Verhalten lediglich pro futuro abzustellen. Eine auf den Zeitpunkt ex ante 

wirkende Steuerungswirkung kommt ihnen nur dann zu, wenn der Adressat vor 

irreversiblen Investitionsentscheidungen steht [...]. Kann das benachteiligende 

Verhalten hingegen jederzeit ohne Verlust eingestellt werden, geht dem 

Unterlassungsanspruch jedwede Prªventionswirkung ab.ñ243 

 

Zu ber¿cksichtigen ist allerdings, dass der BGH in seiner neueren Rechtsprechung 

den inhaltlichen Umfang des Unterlassungsanspruchs nicht unerheblich ausgeweitet 

hat (dazu ausf¿hrlich unter A.I.2.e. und A.V.3.b.). Danach beschrªnkt sich die 

Unterlassungspflicht keineswegs in einem bloÇen Unterlassen der rechtswidrigen 

Handlung, sondern umfasst auch die Verpflichtung, mºgliche und zumutbare 

Handlungen vorzunehmen, um einen Stºrungszustand, der bereits in der 

Vergangenheit durch die zu unterlassende Handlung entstanden ist, zu beseitigen,244 

z.B. irref¿hrende Angaben aus den Suchmaschinen etc. des Internets zu 

Ăentfernenñ.244a Bezieht sich der Unterlassungsanspruch auf den Vertrieb bestimmter 

Produkte oder Werbemittel, m¿ssen diese, soweit sie bereits an den Handel 

ausgeliefert wurden, zur¿ckgerufen werden.245  Eine solche Ausweitung des 

lauterkeitsrechtlichen Unterlassungsanspruchs in einen R¿ckrufanspruch, die in der 

Literatur nicht unkritisch gesehen wird, 246  ist durchaus geeignet, das 

Prªventionspotential von Unterlassungsklagen zu erhºhen, da der Unternehmer die 

Kosten eines etwaigen R¿ckrufs bei seiner Kosten-Nutzen-Abwªgung ber¿cksichtigen 

muss. 

Bei einer Vielzahl von Praktiken, die gegen Verbraucherrechtsvorschriften verstoÇen, 

wird es dem Unternehmer jedoch mºglich sein, das rechtswidrige Verhalten ohne 

grºÇeren Verlust einzustellen (z.B. bei der Verwendung unzulªssiger AGB oder bei 

bestimmten Formen der irref¿hrenden Online-Werbung). In derartigen Fªllen ist die 

von einer Unterlassungsklage ausgehende Abschreckungswirkung in der Tat eher 

gering; sie besteht vor allem in den Kosten eines verlorenen Rechtsstreits und in einem 

etwaigen Reputationsverlust. 

 

 

                                            
243 Wagner, Neue Perspektiven im Schadensersatzrecht, Gutachten A f¿r den 66. DJT, 2006, S. A 110; zustimmend 

Towfigh/Chatziathanasiou, a.a.O., S. 105. 
244 BGH, 29.9.2016, Az. I ZB 34/15, GRUR 2017, 208, Rn. 24 ï R¿ckruf von RESCUE-Produkten; BGH, 4.5.2017, 

Az. I ZR 208/15, GRUR 2017, 823, Rn. 26 ï Luftentfeuchter; BGH, 27.4.2017, Az. ZB 34/15, GRUR-RR 2017, 416, 

Rn. 3 ï RESCUE-Produkte.  
244a Vgl. z.B. OLG Celle, 30.1.2018, Az. 13 U 106/17, WRP 2018, 87; OLG Celle 29.1.2015, Az. 13 U 58/44, WRP 

2015, 475; OLG N¿rnberg 19.4.2016, Az. 3 U 1975/15, WRP 2016, 104. 
245 BGH, 29.9.2016, Az. I ZB 34/15, GRUR 2017, 208, Rn. 30 ï R¿ckruf von RESCUE-Produkten BGH, 4.5.2017, 

Az. I ZR 208/15, GRUR 2017, 823, Rn. 29 ï Luftentfeuchter; BGH, 30.7.2015, Az. I ZR 250/12, GRUR 2016, 406, 

Rn.Tz. 4, 52 ï Piadina-R¿ckruf; BGH, 30.7.2015, Az. I ZR 250/12, GRUR 2016, 720, Rn. 35 ï Hot Sox. 
246 Heermanns, GRUR 2017, 977; Voit, PharmR 2018, 1; Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, 

Ä 8 Rn. 1.82 ff. 
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c. Wirkung von Gewinnabschöpfungsansprüchen 

 

¦ber die grundsªtzliche Eignung von Gewinnabschºpfungsanspr¿chen (vgl. auch 

unter A.I.2.g. und A.V.4.b.) als Instrument zur Prªvention von RechtsverstºÇen gehen 

die Meinungen in der rechtsºkonomisch orientierten Literatur auseinander. Teilweise 

wird die Abschºpfung von Unrechtsgewinnen als durchaus taugliches 

Abschreckungsmittel angesehen.247  Nach anderer Auffassung ist die 

Abschreckungswirkung von Gewinnabschºpfungsanspr¿chen eher zweifelhaft, da nur 

der durch die rechtwidrigen Praktiken erzielte Gewinn abgeschºpft wird.248 Da kein 

weitergehender Verlust (etwa in Form einer GeldbuÇe) drohe, kºnnte f¿r risikoaffine 

Marktakteure weiterhin ein Anreiz zum rechtswidrigen Verhalten bestehen, sofern der 

RechtsverstoÇ mit gewissen Wahrscheinlichkeit nicht geahndet werde. Unabhªngig 

von der theoretischen Frage nach der grundsªtzlichen Eignung von 

Gewinnabschºpfungsanspr¿chen als Abschreckungsinstrument besteht in der 

Literatur weitgehend Einigkeit, dass Ä 10 UWG in seiner derzeitigen Ausgestaltung 

keine nennenswerte Abschreckungswirkung entfaltet, da er wegen der strikten 

tatbestandlichen Voraussetzungen (vorsªtzliches Verhalten) bzw. den Anforderungen 

an die Ermittlung des Unrechtsgewinns und an die Kausalitªt sowie dem mangelnden 

Klageanreiz (Abf¿hren der fraglichen Betrªge an den Staat) kaum Anwendung finde.249 

 

d. Vorteile des behördlichen Systems 

 

Angesichts der skizzierten Schwªchen des vorhandenen zivilrechtlichen 

Instrumentariums zur Verbraucherrechtsdurchsetzung ist die rechtsºkonomische 

Literatur gegen¿ber erweiterten behºrdlichen Befugnissen im Sinne eines 

Ăflankierenden Behºrdenmodellsñ ï welches das zivilrechtliche Modell nicht ersetzt, 

sondern ergªnzt ï durchaus aufgeschlossen. Vorteile einer ºffentlich-rechtlichen 

Durchsetzung werden etwa darin gesehen, dass Behºrden mºglicherweise weniger 

Ermittlungs- und Durchsetzungsschwierigkeiten haben als private Klªger. AuÇerdem 

verf¿gten sie auch ¿ber behºrdliche Unterlassungsinstrumente mit Sanktionscharakter, 

denen ĂSignalcharakterñ zukªme.250  Eine wesentliche Prªmisse eines solchen 

flankierenden Behºrdenmodells ist dabei, dass ein weiterer potenter Akteur auf der 

                                            
247 Weber, VuR 2013, 323, 329 f.; siehe auch die Begr¿ndung des Regierungsentwurfs zu Ä 10 UWG 2004, BT-Drs. 

15/1487, S. 24, die betont, dass die Vorschrift Ăeiner wirksamen Abschreckungñ dient. 
248 Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, 

S. 107. 
249 Dazu ausf¿hrlich unter A.I.2.g. Wagner, Neue Perspektiven im Schadensersatzrecht, Verhandlungen des 66. 

DJT, Bd. 1, 2006, S. A 111; Stadler/Micklitz, WRP 2003, 559, 562; Engels/Salomon, WRP 2004, 32, 43; Kºhler, 

GRUR 2003, 265, 266; ders., NJW 2004, 2121, 2126; kritisch auch Sack, WRP 2003, 549, 558, der auch darauf 

hinweist, dass die Gefahr der Gewinnhaftung zur Folge haben kºnne, dass Unternehmen zur Vermeidung einer 

Prªjudizwirkung nicht mehr in gleichem MaÇe wie bisher freiwillige Unterwerfungserklªrungen oder einstweilige 

Verf¿gungen akzeptieren. 
250 Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, 

S. 119 f. 
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Rechtsdurchsetzungsseite diese insgesamt schlagkrªftiger mache.251 Allerdings wird 

auch betont, dass die Erhºhung der Durchsetzungseffizienz davon abhinge, ob 

Behºrden mit Unterlassungsinstrumenten wirklich effektiver umgingen als 

Verbraucherverbªnde und ob die Unterlassungsinstrumente tatsªchlich ĂSignal- und 

Reputationswirkungñ zu entfalten vermºgen. Eine Behºrde m¿sse dazu (auch damit 

sich die daf¿r aufzuwendenden Kosten lohnen) mit wirksamen Sanktionsinstrumenten 

ausgestattet sein, mindestens denjenigen, die jetzt den Verbªnden zustehen. 

 

4. Zusammenfassung 

 

a. Vorgaben des Unionsrechts 

 

Der vorwiegend zivilrechtliche Regelungsansatz des deutschen UWG ist zum 

gegenwªrtigen Zeitpunkt aus unionsrechtlicher Sicht nicht zu beanstanden, da die 

maÇgeblichen Richtlinien und Verordnungen des Unionsrechts keine Vorgaben 

enthalten, mit denen dieser Ansatz unvereinbar wªre. Dies gilt insbesondere f¿r die 

Richtlinie 2005/29/EG ¿ber unlautere Geschªftspraktiken, die zwar detaillierte 

materiellrechtliche Vorschriften enthªlt, bez¿glich der Sanktionierung von 

WettbewerbsverstºÇen aber sehr weit gefasst ist. Die Fokussierung des deutschen 

Lauterkeitsrechts auf den von Mitbewerbern, Verbªnden und Kammern 

durchsetzbaren verschuldensunabhªngigen Unterlassungsanspruch, der im Verfahren 

der einstweiligen Verf¿gung geltend gemacht werden kann, hªlt sich in diesem 

Rahmen. Da die Richtlinie nicht Klagebefugnisse des einzelnen Verbrauchers 

vorschreibt, ist insbesondere auch die Regelung der Aktivlegitimation im deutschen 

UWG nicht zu beanstanden.  hnlich weite Vorgaben wie die Richtlinie unlautere 

Geschªftspraktiken enthalten die Richtlinie ¿ber Unterlassungsklagen und die 

Richtlinie ¿ber missbrªuchliche Klauseln in Verbrauchervertrªgen. 

 

Auch die Verordnung Nr. 2006/2004 ¿ber die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz 

(CPC-VO) steht dem zivilrechtlichen Ansatz des UWG nicht direkt entgegen. Sie 

verfolgt unmittelbar das Ziel, innergemeinschaftliche VerstºÇe gegen Gesetze zum 

Schutz der Verbraucherinteressen effizienter zu unterbinden und befasst sich nicht mit 

der Durchsetzung nationaler RechtsverstºÇe. Gleichwohl kºnnte von der CPC-VO ein 

erheblicher Druck auf ein zumindest ergªnzendes Behºrdenmodell auch f¿r das 

nationale Recht ausgehen. Bereits unter Geltung der CPC-VO von 2004 bestanden 

Schwierigkeiten, das deutsche System mit dem Ansatz dieser Verordnung, die im 

Grunde behºrdliche Zustªndigkeiten voraussetzt und durchgªngig von 

ĂBehºrdenñ spricht, zu vereinbaren. Der deutsche Gesetzgeber hat mittels einer nicht 

unkomplizierten Konstruktion dem BMJV die Befugnisse der CPC-VO als Ăzustªndige 

Behºrdeñ zugewiesen, wobei im Wege einer ĂRahmenvereinbarungñ im Ergebnis der 

                                            
251 Towfigh/Chatziathanasiou in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, 

S. 124. 
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vzbv und die Wettbewerbszentrale als Ăbeauftragte Dritteñ die lauterkeitsrechtliche 

Durchsetzung ¿bernehmen. Ob diese Umsetzung weiterhin mit der 2017 erfolgten 

Neufassung der CPO-VO, die die behºrdlichen Mindestbefugnisse deutlich erweitert, 

vereinbar ist, erscheint fraglich. Falls nicht, w¿rde dies zwar nicht zwingend eine 

 nderung des Durchsetzungsansatzes im nationalen Recht bedeuten. Eine Trennung 

von nationalen und grenz¿berschreitenden VerstºÇen ist jedoch gerade im 

Lauterkeitsrecht kaum mºglich, da sich wesentliche Teile der beanstandeten Praktik 

regelmªÇig auch im Inland abspielen werden. Die Neufassung der CPC-VO wird daher 

auch als Schritt hin zu einem in der gesamten EU geltenden 

ĂBehºrdenmodellñ verstanden; hierf¿r spricht auch das von der EU-Kommission am 

11.4.2018 vorgestellte MaÇnahmenpaket ĂA New Deal for Consumersñ, auf das hier 

nicht mehr eingegangen werden konnte. 

 

b. Rechtsvergleichende Sicht 

 

Die aus der CPC-VO abgeleitete Forderung nach einem Behºrdenmodell auch im 

deutschen UWG wird mitunter dadurch untermauert, dass der zivilrechtliche Ansatz 

des deutschen UWG ohnehin eine ĂAuÇenseiterstellungñ innerhalb der EU einnehme. 

In der Tat kennen die meisten anderen Mitgliedstaaten behºrdliche Befugnisse im 

Verbraucherschutz. Diese sind jedoch hºchst unterschiedlich ausgestaltet, rangieren 

von gegen¿ber der zivilrechtlichen Durchsetzung vernachlªssigbaren Mºglichkeiten 

bis hin zu einer fast ausschlieÇlichen Durchsetzungskompetenz der Behºrden. 

Zur¿ckzuf¿hren ist diese Diversitªt auf die Gr¿nde, aus denen sich der jeweilige EU-

Staat zu einer ¦bertragung von Kompetenzen auf Behºrden entschlossen hat. Eine 

groÇe Rolle spielen dabei offenbar die Effizienz der Zivilgerichtsbarkeit und der 

grundlegende Ansatz des Lauterkeitsrechts, d.h. die Frage, ob Wettbewerber- und 

Verbraucherschutz weitgehend als in dieselbe Richtung gehend gesehen werden. 

Generell gibt es jedenfalls auch heute in der EU hºchst unterschiedliche 

Durchsetzungsmodelle, von denen das sog. Ăintegrierte Modellñ, das auf zumeist 

zivilrechtlichem Wege Mitbewerber- und Verbraucherschutz vereint, und das sog. 

ĂWettbewerbsmodellñ, das schon wegen seiner engen Verbindung mit dem Kartellrecht 

ºffentlich-rechtlich ausgestaltet ist, nur die Eckpunkte bilden. Bereits von daher 

verbietet sich ein plakativer Vergleich zwischen private and public enforcement. 

Zutreffend ist jedoch, dass innerhalb der EU eine Tendenz zu (ergªnzenden) 

behºrdlichen Befugnissen besteht. 

 

c. Kritik aus rechtsökonomischer Sicht 

 

Aus rechtsºkonomischer Sicht wird die Rechtsdurchsetzung im deutschen 

Lauterkeitsrecht ¿berwiegend kritisch gesehen. Zur¿ckzuf¿hren ist dies auf die 

Annahme, dass der die Rechtsdurchsetzung dominierende Unterlassungsanspruch f¿r 

einen Ărationalen Rechtsverletzerñ keine eine Compliance gewªhrleistende Sanktion 

darstelle. Wªhrend die wettbewerbsrechtliche Literatur die Vorteile einer raschen, 
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kosteng¿nstigen, unkomplizierten und deshalb Ăflªchendeckendenñ Durchsetzung 

mittels Unterlassungsklagen und vorgeschalteten Abmahnungen betont, kritisiert die 

rechtsºkonomische Literatur, dass hiermit lediglich ein bestimmtes Verhalten f¿r die 

Zukunft untersagt, nicht jedoch das Fehlverhalten in der Vergangenheit sanktioniert 

werde. Da Schadensersatzanspr¿che und der Anspruch auf Gewinnabschºpfung in 

der Praxis f¿r die Durchsetzung der verbraucherrechtlichen Schiene des UWG nur 

eine untergeordnete Rolle spielen, bestehe im Ergebnis keine hinreichende 

Prªventionswirkung. 
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III. Case Studies 

Sowohl aus Sicht von Verbrauchersch¿tzern als auch aus Sicht der 

Wirtschaftsverbªnde und anderer Stakeholder gibt es bestimmte 

Sachverhaltskonstellationen, bei denen die privatrechtliche Durchsetzung auf 

Schwierigkeiten stºÇt und ergªnzende behºrdliche Befugnisse zumindest 

diskussionsw¿rdig erscheinen (dazu unter A.IV.1.). 

 

Trotz unterschiedlicher Schwerpunktsetzung werden dabei ¿bereinstimmend die im 

Zuge der digitalen Entwicklung entstandenen Ăneuenñ Geschªftsmodelle sowie (im 

vertragsrechtlichen Verbraucherschutz) bestimmte Sachverhaltskonstellationen im 

Zusammenhang mit AGB genannt. Im Folgenden sollen daher vier dieser hªufig 

genannten ĂCasesñ nªher untersucht werden, nªmlich das sog. Influencer Marketing, 

digitale Kundenbewertungen, Vergleichs- und Bewertungsportale und sog. 

Entgeltklausen. Im Fokus steht dabei jeweils die Einordnung in das zivilrechtliche 

System, die Beurteilung auf der Grundlage der de lege lata bestehenden 

Rechtsgrundlagen im UWG und BGB sowie ï vor allem ï die Effizienz der 

gegenwªrtigen Rechtsdurchsetzung, d.h. die Frage, ob tatsªchlich 

Durchsetzungsdefizite bestehen, die mºglicherweise durch die Einrªumung 

behºrdlicher Kompetenzen ausgeglichen werden kºnnten. 

 

1. Influencer Marketing 

 

a. Definition und Problem 

 

Influencer sind Personen, die in den Social Media der digitalen Netzwerke (Facebook, 

Instagram, Twitter, YouTube, Snapchat etc.) eine grºÇere Anzahl an Fans (ĂFollowerñ) 

haben und die in ihrem jeweiligen Bereich (hªufig Kosmetik, Mode, Sport, Reisen, 

Games) bei ihren Followern als meinungsbildend geltend. Von Influencer Marketing 

wird gesprochen, wenn diese Influencer innerhalb ihrer Videos, Blogs etc. 

Wirtschaftswerbung betreiben.252  Derartige Fªlle sind wiederholt bekannt 

geworden.253 

 

Aus Marketingsicht erlaubt der werbemªÇige Einsatz von Influencern ein 

zielgruppengenaues Ansprechen potentieller Kªufer ohne Streuverluste sowie die 

unmittelbare R¿ckkopplung der Produktakzeptanz durch Ălikesñ, Ăretweetsñ etc. Auch 

                                            
252 Ausf¿hrlich dazu Henning-Bodewig, WRP 2017, 1415; Troge, GRUR-Prax 2018, 87; Mallick/Weller, WRP 2018, 

155; P. Lehmann, WRP 2017, 772; Suwelack, MMR 2017, 661; Hºltge, ITRB 2017, 71; Gerecke, GRUR 2018, 153. 
253 Als Beispiele seien hier Caro Daur genannt, die angeblich mit ihrem Instagram-Modeblog ĂCarodaurñ mit einem 

Instagram-Post rund 22.500 Euro und ¿ber 1 Mio. ú pro Jahr verdient oder Bianca Lang, deren Blog 

ĂBibisBeautyPalaceñ auf YouTube sehr junge Mªdchen anspricht; weiter aus dem Sport/ Fitnessbereich ĂFlying 

Uweñ, der u.a. Fitnessprodukte promotet oder Ădie Lochisñ, die ¿ber alle Social Media-Kanªlen zusammen sogar 

6,5 Mio. Fans erreichen; Zu diesen Influencern noch spªter. 



3Ȣ χψ 

 

wenn belastbare Zahlen fehlen, d¿rfte sich das Influencer Marketing in den letzten 

Jahren deshalb zu einem wichtigen Instrument des digitalen Marketings entwickelt 

haben.254  Je weniger dabei der Werbecharakter zutage tritt, d.h. je geschickter die 

Vermischung von Content und kommerzieller Botschaft erfolgt, als desto grºÇer gilt 

der Absatzerfolg. Da die zumeist jungen Follower den fraglichen Blog etc. ohnehin aus 

Unterhaltungszwecken regelmªÇig konsumieren, gelten darin eingebaute 

Produktempfehlungen als besonders zielgenau, authentisch und damit effizient.255 Der 

Werbeeffekt ist daher jedenfalls bei der Zielgruppe noch stªrker als bei der aus 

anderen Medien bekannten Werbung mit Prominenten, insb. der 

Testimonialwerbung.256 

 

Dass die Prªsentation und Empfehlung von Produkten in den Videos, Blogs, etc. 

teilweise gegen geldwerte Gegenleistungen erfolgt, ist weitgehend durch die 

Medienberichterstattung bekannt und wird zumeist auch nicht in Abrede gestellt.257 Die 

Vermittlung geschieht nicht selten ¿ber spezialisierte Agenturen f¿r digitales Marketing; 

zunehmend jedoch auch ¿ber hierauf spezialisierte Digital Manager der Unternehmen. 

 

Bislang erfolgt eher in Ausnahmefªllen ein Hinweis auf den kommerziellen Charakter 

der Werbebotschaft, und wenn ja, in versteckter Form als Hashtag wie 

#paidpartnership, #ad, #sponsored.258 Jedenfalls gehºrt es zum Geschªftsmodell der 

Influencer, dass die auf dem privaten Charakter des Auftritts beruhende 

Glaubw¿rdigkeit nicht durch die Wahrnehmung als ĂReklamedarstellerñ unterminiert 

wird. 

 

Aus Verbrauchersicht ist es gerade diese Vermischung des Contents mit der 

kommerziellen Botschaft, die als bedenklich gilt. Hinzu kommt, dass sich jedenfalls 

einige Influencer an eine sehr junge, leicht zu beeinflussende Zielgruppe wenden. Das 

Gr¿nbuch digitale Plattformen des vzbv von 2016 sieht daher in diesem Bereich Bedarf 

f¿r die Einrªumung von Befugnissen an das Bundeskartellamt.259 

 

b. Medienrechtliche Beurteilung des Influencer Marketings 

(1) Kennzeichnungspflichten in RStV und TMG 

 

Welche medienrechtliche Rechtsgrundlage im Einzelfall f¿r das Influencer Marketing 

                                            
254 P. Lehmann, WRP 2017, 772 spricht vom wichtigsten digitalen Marketingtrend; die SZ 09.09./10.09.2017, S. 23 

will sogar hierdurch die Regeln des Wirtschaftslebens Ăgrundlegend geªndertñ sehen. 
255 Laut einem Artikel in der FAZ vom 4.4.217, S. 16 kaufen ĂUmfragen zufolge é 50 Prozent der 14- bis 19-Jªhrigen 

Produkte, die Blogger im Internet empfohlen habenñ. 
256 Dazu Henning-Bodewig in: Greipl/M¿nker, 100 Jahre Wettbewerbszentrale, 2013, S. 125. 
257  Vgl. etwa Spiegel online: Influencer sein ist ein Job. Versteht das endlich!, http://www.manager-

magazin.de/unternehmen/karriere/caro-daur-die-instagram-influencerin-im-interview-a-1155194.html. 
258 Dazu die unten besprochene Entscheidung des OLG Celle, 8.6.2017, Az. 13 U 53/17, WRP 2017, 1236. 
259  vzbv, Stellungname zum Gr¿nbuch, S. 24: ĂDas Bundeskartellamt kºnnte hier mit entsprechenden 

Ermittlungsbefugnissen tªtig werden.ñ 
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heranzuziehen ist, lªsst sich nicht pauschal sagen. Wie f¿r jede Internetaktivitªt gilt 

stets die Regelung in Ä 6 Abs. 1 Nr. 1 TGM, die alle Formen der Selbstdarstellung einer 

wirtschaftlich tªtigen Person umfasst. 260  Daneben ist jedoch auch der RStV 

anwendbar. Die Abgrenzung erfolgt im Wege der nicht unkomplizierten 

Negativabgrenzung ¿ber den Rundfunkbegriff in Ä 2 Abs. 1 S. 3 RStV ï das 

entscheidende Merkmal ist dabei, ob es sich um einen nichtlinearen Mediendienst 

handelt, was wiederum davon abhªngt, ob der fragliche Blog etc. einen (weitgefasst) 

journalistisch-redaktionell gestalteten Inhalt hat.261 Auf Influencer-Beitrªge in Form von 

YouTube-Videos wird dies regelmªÇig zutreffen; hier greift Ä 58 Abs. 3 S. 1 i.V.m. Ä 7 

RStV unmittelbar ein. Aber auch bei Prªsentationen auf Facebook oder Instagram sind 

jedenfalls einige Landesmedienanstalten auf der Grundlage von Ä 59 Abs. 2 RStV 

i.V.m. Ä 38 Abs. 6 S. 1 Medienstaatsvertrag zur Kontrolle der Werbevorschriften des 

RStV zustªndig.262 Im Ergebnis ist daher von einer weitreichenden Anwendung des 

RStV auf alle Social Media auszugehen, wof¿r auch die ĂFAQsñ der 

Landesmedienanstalten, die ganz allgemein ĂHinweise f¿r Produkte bei YouTube & 

Coñ geben (dazu sogleich), sprechen. Nach den im April 2018 vom Europªischen 

Parlament beschlossenen  nderungen der Richtlinie Audiovisuelle Mediendienste soll 

diese k¿nftig ausdr¿cklich auch f¿r Video-Sharing-Plattformen wie Netflix und 

Facebook gelten. 

 

(2) Werberichtlinien/TV; ĂFAQsñ f¿r Social Media 

Zur Konkretisierung des Kennzeichnungs- und Trennungsgebots des RStV hat die 

Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten 2012 gemeinsame Richtlinien 

erlassen (Werberichtlinien/TV), die sich auch mit der Produktplatzierung 

beschªftigen.263  Sie haben keine unmittelbare Gesetzeswirkung, bewirken aber als 

sog. normkonkretisierende Vorschriften eine gewisse Selbstbindung der 

Verwaltung.264 Auch f¿r die wettbewerbsrechtliche Beurteilung (dazu unten) geben sie 

zumindest wichtige Anhaltspunkte f¿r die Beurteilung. 

 

Die Werberichtlinien/TV von 2012 befassen sich nicht explizit mit Internetaktivitªten. 

Sie wurden jedoch 2016 durch die ĂFAQsñ (Frequently Asked Questions)265 ergªnzt. 

Diese geben ĂAntworten auf Werbefragen in sozialen Medien ï Hinweise auf Produkte 

bei YouTube & Co.ñ anhand verschiedener Sachverhaltskonstellationen (etwa: ĂDu 

bekommst das Produkt kostenlos zugeschicktñ) und erklªren, ob es sich um Werbung 

                                            
260 Martin; Beck OK zum TMG, Ä 2 Rn. 27 TMG (Stand 1.5.2017) 
261 Dazu Laoutoumai/Dahmen, K&R 2017, 29; Bullinger, AfP 1996, 1. 
262  Die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH) kontrolliert z.B. alle Angebote der Social Media, 

deren Anbieter ihren Sitz in diesen beiden Bundeslªndern haben, auf der Grundlage von Ä 58 RStV. 
263  Zu finden auf der Website der Landesmedienanstalten, https://www.die-

medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Richtlinien_Leitfaeden/Werberichtlinien_Hoerfunk_

Sympose.pdf. 
264  Eine Einhaltung der Werberichtlinien durch den Influencer macht eine Beanstandung der zustªndigen 

Aufsichtsbehºrde also unwahrscheinlich; vgl. Laoutoumai/Dahmen, K&R 2017, 29. 
265  Zu finden auf der Website der Landesmedienanstalten, z.B. unter https://www.die-

medienanstalten.de/atrium/werbekennzeichnung-auf-youtube-instagram-snapchat-facebook-co/. 
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i.S.d. RStV handelt und wie diese gegebenenfalls zu kennzeichnen wªre. Bei 

kostenlos zur Verf¿gung gestellten Produkten soll es sich etwa nicht um Werbung 

handeln, wenn keine ĂVorgabenñ bez¿glich der Prªsentation gemacht werden, bei der 

Annahme von Geld Ăoder anderen Gegenleistungenñ hingegen schon und beim 

Zurverf¿gungstellen von Produkten f¿r ein Video mit redaktionellen Hinweisen, bei 

dem die Produkte nicht den Inhalt des Videos bestimmen, sondern Ăin die Handlung 

eingebettet sindñ, soll keine Kennzeichnungspflicht bestehen.266 Bei letzterem handelt 

es sich offenbar um die ¦bertragung der f¿r das Product-Placement zur Finanzierung 

von Fernsehsendungen geltenden Vorschriften der Werberichtlinien, deren 

Berechtigung jedoch ï da YouTube-Videos mit ungleich geringeren Kosten herstellbar 

sind ïzweifelhaft erscheint. 

 

Die FAQs enthielten urspr¿nglich verschiedene Vorschlªge einer Kennzeichnung. 

Diese waren jedoch auch von Medienseite her nicht unumstritten.267  Offenbar im 

Anschluss an das Urteil des OLG Celle vom 8.6.2017268  wurden die 

Kennzeichnungsempfehlungen geªndert (ĂMit den Kennzeichnungen Werbung und 

Anzeige bist du auf der sicheren Seite. Kennzeichnungen wie #ad, #sponsoredby, 

#poweredby kºnnen wir euch derzeit nicht empfehlenñ). Zugleich wurde klargestellt, 

dass #werbung oder #anzeige Ăvorne in Deinen Post, nicht irgendwo nach hinten und 

schon gar nicht versteckt in einen anderen Linkñ gehºren. 

 

(3) Der Fall ĂFlyingUweñ 

In den YouTube-Videos von ĂFlyingUweñ, betrieben von einem ehemaligen Mister 

Hamburg, wurden u.a. Fitnessprodukte eines Unternehmens, dessen Geschªftsf¿hrer 

der Influencer ist, prªsentiert. Die Landesmedienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein 

beanstandete dies als unzulªssige Werbung nach Ä 58 i.V.m. Ä 7 RStV und forderte 

die Kennzeichnung als Dauerwerbesendung ï da der Influencer dem (zunªchst) nicht 

nachkam, wurde er mit einer GeldbuÇe von 10.500 ú wegen fortgesetzter VerstºÇe 

gegen die Werbe-Kennzeichnungspflichten belegt.269 

 

                                            
266 Beispiel 2, Variante B der ĂFAQsñ. 
267  Vgl. Gregory Lipinski, http://meedia.de/2017/07/10/werbung-statt-sponsored-by-wie-social-media-star-caro-

daur-ihre-produktwerbung-kennzeichnen-sollte/. 
268 OLG Celle, 8.6.2017, Az. 13 U 53/17, WRP 2017, 1236; dazu noch ausf¿hrlich unter A.III.1.f. 
269 http://meedia.de/2017/06/08/medienanstalt-verdonnert-youtube-flying-uwe-zu-10-500-euro-bussgeld-wegen-

schleichwerbung/, vgl. auch Solmecke, https://www.wbs-law.de/internetrecht/Influencer Marketing-und-

schleichwerbung-wann-wie-und-wo-muss-man-kennzeichnen-73891/. Zum weiteren Verfahren gegen ĂFlying Uweñ 

vgl. http://www.medienkorrespondenz.de/politik/artikel/ma-hsh-leitet-wegen-werbeverstoss-verfahren-gegen-

youtuber-flyingnbspuwe-ein.html; http://www.medienkorrespondenz.de/politik/artikel/hamburger-youtuber-flying-

uwe-wehrt-sich-gegen-bussgeldbescheid-der-ma-hsh.html. Auch gegen den YouTuber ĂApoRedñ wurde wegen 

fortgesetzter WerbeverstºÇe ein BuÇgeld verhªngt; bei der ĂLifesyle-Bloggingñ Lina Mallon erfolgte eine fºrmliche 

Beanstandung; vgl. Pressemitteilung der MA HSH vom 14.12.2017. 

http://meedia.de/author/gregory-lipinski/
https://www.wbs-law.de/internetrecht/influencer-marketing-und-schleichwerbung-wann-wie-und-wo-muss-man-kennzeichnen-73891/
https://www.wbs-law.de/internetrecht/influencer-marketing-und-schleichwerbung-wann-wie-und-wo-muss-man-kennzeichnen-73891/
https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=d_K5lF4gW0bEPZPRe7JVkJ4XxIQflviky-dCG3yWqGt1ub4C_wfVCA..&URL=http%3a%2f%2fwww.medienkorrespondenz.de%2fpolitik%2fartikel%2fma-hsh-leitet-wegen-werbeverstoss-verfahren-gegen-youtuber-flyingnbspuwe-ein.html
https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=d_K5lF4gW0bEPZPRe7JVkJ4XxIQflviky-dCG3yWqGt1ub4C_wfVCA..&URL=http%3a%2f%2fwww.medienkorrespondenz.de%2fpolitik%2fartikel%2fma-hsh-leitet-wegen-werbeverstoss-verfahren-gegen-youtuber-flyingnbspuwe-ein.html
https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=G0nWzl9ojqy6ogv4wUEqrRBY0tDv4MdS2uYeff39CSN1ub4C_wfVCA..&URL=http%3a%2f%2fwww.medienkorrespondenz.de%2fpolitik%2fartikel%2fhamburger-youtuber-flying-uwe-wehrt-sich-gegen-bussgeldbescheid-der-ma-hsh.html
https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=G0nWzl9ojqy6ogv4wUEqrRBY0tDv4MdS2uYeff39CSN1ub4C_wfVCA..&URL=http%3a%2f%2fwww.medienkorrespondenz.de%2fpolitik%2fartikel%2fhamburger-youtuber-flying-uwe-wehrt-sich-gegen-bussgeldbescheid-der-ma-hsh.html
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c. Wettbewerbsrechtliche Beurteilung des Influencer Marketings 

(1) Rechtsgrundlagen 

Aus wettbewerbsrechtlicher Sicht ist das Influencer Marketing primªr unter dem 

Gesichtspunkt der Schleichwerbung zu sehen, die seit langem im Zusammenhang mit 

den Printmedien, dem Rundfunk, Kinospielfilmen, zunehmend aber auch im Internet 

(z.B. bei der Bannerwerbung) eine Rolle spielt. Einschlªgig sind deshalb in erster Linie 

die Irref¿hrungsvorschriften des UWG, also Ä 5 Abs. 1 UWG (tªuschende Angaben 

¿ber das Angebot), Ä 5a Abs. 6 UWG (Nichtkenntlichmachen des kommerziellen 

Zwecks) und das ¿ber Ä 3 Abs. 3 UWG geltende per se-Verbot in Nr. 11 des UWG-

Anhangs (als Information getarnte Werbung). Soweit es um die Zielgruppe von Kindern 

und Jugendlichen geht, kommt in Einzelfªllen auch eine Anwendung von Ä 4a Abs. 1 

Nr. 3 UWG (unzulªssige Beeinflussung) und das sich darauf beziehende per se-Verbot 

in Nr. 28 des UWG-Anhangs (Kaufappelle an Kinder) in Betracht. Sªmtliche dieser 

Vorschriften sind medien¿bergreifend und erfassen alle Aktivitªten in allen Social-

Media-Kanªlen. 

¦ber den Rechtsbruchtatbestand, Ä 3a UWG, kºnnen VerstºÇe gegen das TMG und 

den RStV in das UWG einbezogen werden. 

 

(2) Influencer Marketing als geschäftliche Handlung 

Die fragliche Handlung muss, um dem UWG unterstellt zu sein, eine Ăgeschªftliche 

Handlungñ i.S.v. Ä 2 Nr. 1 UWG sein, also ein Verhalten Ăzugunsten des eigenen oder 

fremden Unternehmens, das mit der Fºrderung des Absatzes objektiv 

zusammenhªngtéñ. 270  Dies entspricht im Wesentlichen den 

kennzeichnungsrechtlichen Vorschriften im TMG, wo Ăkommerzielle Kommunikationñ 

nach Ä 2 Nr. 5 TMG jede Kommunikation bedeutet, die unmittelbar oder mittelbar der 

Fºrderung des Absatzes von Waren oder Dienstleistungen oder des 

Erscheinungsbilds eines Unternehmens dient. Entsprechendes gilt f¿r den im RStV 

verwendeten Begriff der Werbung. Es besteht jedenfalls Einigkeit dar¿ber, dass sich 

diese Eingangsvoraussetzungen f¿r die wettbewerbs- bzw. medienrechtliche 

Beurteilung im Ergebnis wenig voneinander unterscheiden; jedenfalls nicht auf 

Werbung im traditionellen Sinne beschrªnkt sind. 

Sowohl im Medienrecht271  als auch im Wettbewerbsrecht m¿ssen diese 

Voraussetzungen nachgewiesen bzw. glaubhaft gemacht werden (dazu ausf¿hrlich 

Teil A.I.2.d.(6)). Gerade bei medienrechtlichen Sachverhalten spielen dabei in aller 

Regel Indizien, z.B. Hªufigkeit, Dauer und ĂPenetranzñ der Darstellung, eine groÇe 

Rolle.272 

                                            
270 Dazu etwa Keller in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 2 Nr.1. 
271 Vgl. etwa OVG Rheinland-Pfalz, 17.12.2008, Az. 2 A 10327/08, ZUM 2009, 507, 510; BVerwG, 22.6.2016, Az. 6 

C 9.15, ZUM 2016, 900, Rn. 23; Jªger, GRUR-Prax. 2017, 372. 
272 Auf dieser Grundlage wurde etwa die Darstellung des Ăpick upñ-Schokoriegels im ĂDschungelcampñ von RTL als 

unzulªssige Werbung angesehen, vgl. VG Hannover, 18.2.2016, Az. 7 A 13293/14, ZUM-RD 2016, 624. 
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(3) Unternehmen 

Dass das Unternehmen, dessen Produkt der Influencer auftragsgemªÇ gegen 

Bezahlung Ăempfiehltñ, die vorgenannten Voraussetzungen erf¿llt, bedarf keiner 

nªheren Begr¿ndung.273  Bei einem wirtschaftlich tªtigen Unternehmen spricht eine 

Vermutung daf¿r, dass eine Einschaltung von Dritten (wie des Influencers) zu 

Absatzzwecken erfolgt. Dies gilt i.d.R. auch f¿r die das Geschªft vermittelnde oder die 

Prªsentation gestaltende Agentur. Insofern ist die Situation keine andere, als wenn 

z.B. ein Unternehmen ¿ber seine Werbeagentur274  einen Prominenten mit der 

entgeltlichen Mitwirkung an einer Fernsehwerbung beauftragt; sei es zum Zwecke der 

Aufmerksamkeitserregung, sei es als Ăspokespersonñ im Rahmen einer sog. 

Testimonialwerbung. 

 

(4) Influencer 

Beim Influencer selbst liegt es demgegen¿ber nicht ohne weiteres auf der Hand, dass 

es sich stets um eine Betªtigung im geschªftlichen Verkehr handelt.275 In den Social 

Media finden sich (neben klar als geschªftliche Aktion erkennbaren Auftritten, z.B. 

Unternehmensseiten auf Facebook) ¿berwiegend Blogs, Posts, Videos, die von 

Privatpersonen stammen. Privatpersonen handeln jedoch selbst dann, wenn sie 

Anhªngern Produkte zeigen oder empfehlen, zunªchst einmal rein privat und 

unterliegen daher nicht dem UWG.276 Es d¿rfte daher sogar eine gewisse Vermutung 

daf¿r sprechen, dass im Internet als Privatpersonen auftretende Personen auch 

tatsªchlich privat handeln; sei es, dass sie Sachen bei eBay verkaufen,277 sei es, dass 

sie ihre Produktvorlieben per Facebook, Twitter (oder wie auch immer) ihren Ăfriendsñ 

mitteilen. 

 

Es m¿ssen daher bestimmte Indizien vorliegen, die gegen ein rein privates Handeln 

und f¿r ein geschªftliches Verhalten sprechen. Als wichtigstes und kaum widerlegbares 

Indiz hierf¿r gilt der Umstand der entgeltlichen Beauftragung durch den vom 

Werbeerfolg Beg¿nstigten.  

 

Dabei ist freilich zu beachten, dass nicht jede Zuwendung an den Influencer 

Indizwirkung entfaltet. Es muss sich vielmehr um einen relevanten wirtschaftlichen 

Vorteil, der eine (wenn auch indirekte) Verpflichtung zur Produktprªsentation auslºst, 

handeln. Influencer erhalten hªufig Produkte und andere Verg¿nstigungen wie 

                                            
273 Ausf¿hrlich Henning-Bodewig, WRP 2017, 1415. 
274 Zur Haftung der Werbeagentur vgl. etwa Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 Rn. 2.13 b ff. 
275 Dazu Henning-Bodewig, WRP 2017, 1415 und GRUR 2013, 26. 
276 Selbst diejenigen, die ihre Internet-Auftritte zum Geschªftsmodell gemacht haben und deshalb als Unternehmer 

gelten kºnnen (dazu unten), haben zumeist mit rein privaten Auftritten begonnen; ausf¿hrlich Henning-Bodewig, 

WRP 2017, 1415. 
277 Vgl. Henning-Bodewig, GRUR 2013, 26. 
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Einladungen zu ĂEventsñ kostenlos, verbunden mit der mehr oder minder deutlich 

ausgesprochenen Hoffnung einer positiven Erwªhnung oder Prªsentation. Wie oben 

dargestellt, differenzieren die ĂFAQsñ der Landesmedienanstalten nach Geschenken 

mit oder ohne ĂVorgabenñ, der Annahme von Geld oder geldwerten Gegenleistungen, 

dem Charakter als Ausr¿stungsgegenstand etc. Diese Einordnung ist jedoch f¿r das 

Wettbewerbsrecht nicht bindend (dazu noch unten, 5.d), auch wenn sie einen ersten 

Einstieg zur Beurteilung erlaubt. Im Wettbewerbsrecht kommt es mehr auf die die 

Absatzfºrderung prªgenden Gesamtumstªnde an, die auch das sonstige Verhalten 

des Influencers einbeziehen kºnnen.278  

 

Unter Zugrundelegung der zurzeit ¿blichen Online-Auftritte der Influencer vermag 

hªufig auch die Art und Weise der Prªsentation eine hinreichende Indizwirkung zu 

entfalten. Denn anders als bei der redaktionellen Werbung in den Printmedien und 

dem Product-Placement im Fernsehen bedingen allein die Beschrªnkungen des 

Internets ein relativ direktes Vorgehen. Legt die Art der Prªsentation jedoch f¿r einen 

objektiven Betrachter ein kommerzielles Handeln nahe, so besteht normalerweise eine 

Indizwirkung f¿r das Vorliegen einer Entgeltlichkeit. 

 

Sofern der Influencer im Wege eines entgeltlichen Auftrags an der Werbung oder am 

Sponsoring Ămitwirktñ ï wof¿r die vorgenannten Indizien i.d.R. zur Glaubhaftmachung 

ausreichen ï liegt regelmªÇig eine geschªftliche Handlung nach Ä 2 Nr. 1 UWG und 

zugleich eine kommerzielle Kommunikation/Werbung vor. Derartige Influencer-

Tªtigkeiten dienen objektiv der Absatzfºrderung des Auftraggebers.279 Der Influencer 

kann jedoch auch selbst als Unternehmer nach Ä 2 Abs. 1 Nr. 6 UWG anzusehen sein 

und schon aus diesem Grund ein Eigeninteresse daran haben, dass sein 

Internetauftritt als Werbeplattform f¿r Dritte attraktiv erscheint. Zutreffen kann das auf 

die (erfolgreichen) Influencer, welche die kommerzielle Vermarktung ihres eigenen 

Images zum Geschªftsmodell gemacht haben (ĂInfluencer als Berufñ) oder selbst in 

das Unternehmen, um dessen Produkte es geht, involviert sind.280 Dies setzt allerdings 

ein planmªÇiges, auf eine gewisse Dauer angelegtes wirtschaftliches Vermarkten der 

eigenen Person in eigener Verantwortung (hªufig mittels Einschaltung professioneller 

Berater) voraus. In derartigen Fªllen spricht eine Vermutung daf¿r, dass jede Handlung 

im Rahmen des Blogs etc., die objektiv der Fºrderung des Absatzes Dritter dient, 

zugleich im kommerziellen Eigeninteresse des Influencers liegt. 

 

                                            
278  Zum Beispiel wenn der Influencer von sich aus freie Leistungen (z.B. Hotelaufenthalte) Ăanregtñ; vgl. 

https://www.stern.de/neon/feierabend/influencerin-wird-von-hotelier-aus-dublin-blossgestellt-

7828690.html?utm_campaign=&utm_source=email&utm_medium=mweb_sharing. 
279 Letzteres ergibt sich bereits aus der hohen Authentizitªt der Influencer und der Beeinflussbarkeit ihrer Follower; 

vgl. auch P. Lehmann, WRP 2017, 772, 773. 
280 Zu letzterem vgl. den Fall ĂFlying Uweñ, oben unter 1.b.(3). Nach Auffassung des LG Berlin, 24.5.2018, Az. 52 

O 101/18 stellt die Verlinkung mit einer Kaufangebote enthaltenden Website auch ohne entgeltliche Beauftragung 

eine geschªftliche Handlung dar, weil die fragliche Influencerin ihr Instagram-Account geschªftsmªssig betreibt und 

sich mit derartigen ĂVertaggungenñ als mºgliche Kooperationspartnerin anbietet. Zu einem Fall mit entgeltlicher 

Verlinkung vgl. Kammergericht Berlin, 11.10.2017, Az..5 W 221/17. 
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(5) Ergebnis 

Im Ergebnis ist daher sowohl auf Seiten des Unternehmers, in dessen Auftrag die 

Produktempfehlung erfolgt und dem der Werbeerfolg zugutekommt, als auch auf 

Seiten des Influencers, der gegen Entgelt auftragsgemªÇ ein Produkt empfiehlt, eine 

geschªftliche Handlung i.S.d. UWG anzunehmen. Insofern besteht kein Unterschied 

zu Prominenten, die ihr Image gegen Bezahlung in einer traditionellen Werbung 

(Anzeigen, Fernsehspots etc.) oder aber bei kommerziellen Sponsoringaktionen 

einsetzen. Mºglich ist in derartigen Fªllen ferner das Vorliegen einer geschªftlichen 

Handlung auf Seiten der zwischengeschalteten Agentur oder des Betreibers der 

Online-Plattform.281  

Ob demgegen¿ber bei fehlender entgeltlicher Beauftragung das ĂTaggenñ von 

prªsentierten Produkten, insb. die Verlinkung mit Seiten mit konkreten 

Verkaufsangeboten, eine geschªftliche Handlung des Influencers darstellt, ist eine 

Frage des Einzelfalls. 

 

d. Medienverstoß als Wettbewerbsverstoß, § 3a UWG 

 

Die Kennzeichnungsregeln f¿r Werbung/kommerzielle Kommunikation in RStV und 

TMG sind nach einhelliger Auffassung Marktverhaltensregeln im Interesse der 

Verbraucher.282  Ein VerstoÇ hiergegen ist deshalb zugleich ein VerstoÇ gegen das 

UWG, sofern die Auswirkungen auf den Markt erheblich sind. Dies wird infolge der 

hohen Glaubw¿rdigkeit des Influencer Marketings und der Reichweite der 

Werbebotschaften bejaht werden kºnnen.  

 

e. Als Information getarnte Werbung; § 3 Abs. 3 UWG i.V.m. Nr. 11 

UWG-Anhang 

 

Nr. 11 des Anhangs zum UWG enthªlt ein sog per se-Verbot, d.h. das darin 

beschriebene geschªftliche Verhalten gegen¿ber dem Verbraucher ist ohne 

Hinzutreten weiterer Umstªnde nach Ä 3 Abs. 3 UWG unzulªssig. Erfasst ist Ăder vom 

Unternehmer finanzierte Einsatz redaktioneller Inhalte zu Zwecken der 

Verkaufsfºrderungñ, sofern sich diese nicht eindeutig aus dem Inhalt oder der Art der 

Darstellung ergibt. 

 

Das Verbot der als Information getarnten Werbung gilt zweifellos f¿r die Printmedien 

sowie das Fernsehen; f¿r elektronische Medien hingegen nur dann, soweit sie einen 

redaktionellen Teil aufweisen. Letzteres kann, muss jedoch nicht auf Blogs etc. der 

Influencer zutreffen. Entscheidend ist, ob die fragliche Prªsentation ihrer Gestaltung 

nach den Eindruck einer redaktionellen Bearbeitung aufweist. Bei kurzen Posts auf 

                                            
281 Zur Haftung des Plattformbetreibers ausf¿hrlich die Case Study Vergleichsportale/Rankings in A.III.3. 
282 Dazu statt aller Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 63 ff.; von Becker, GRUR-Prax 2014, 389. 
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Facebook etc. wird dies nicht der Fall sein, wohl jedoch bei Blogs oder YouTube-

Prªsentationen, die lªngere Berichte oder Darstellungen enthalten, in denen eine 

Auseinandersetzung mit bestimmten Themen erfolgt. Sie kºnnen eine zumindest 

redaktionsªhnliche Struktur aufweisen.283 

 

Ist ein redaktioneller Inhalt zu bejahen und wird entgeltliche Werbung als Information - 

beispielsweise in Form eines angeblich von keinen kommerziellen Interessen 

beeinflussten Beitrags - verschleiert, so liegt ein VerstoÇ gegen Nr. 11 vor, wenn sich 

der kommerzielle Charakter nicht eindeutig aus dem Inhalt oder aus der Art der 

optischen oder akustischen Darstellung ergibt. Nach dem Wortlaut der Richtlinie 

2005/29/EG Anhang 1 Nr. 11 geht die Regelung in der sog. Fernsehrichtlinie 

89/552/EWG vor. Dies bedeutet, dass es hinsichtlich der Erkennbarkeit und 

Kennzeichnung in erster Linie auf Art. 19/1 der (die Fernsehrichtlinie ersetzenden) 

Richtlinie 2010/13/EG ¿ber audiovisuelle Mediendienste ankommt. Eine den 

spezifischen Kennzeichnungsvorschriften in ÄÄ 7, 58 RStV, in denen die Richtlinie in 

das deutsche Recht umgesetzt wurde, gen¿gende kommerzielle Kommunikation 

verstºÇt daher nicht gegen Nr. 11 des UWG-Anhangs und ist nicht unlauter nach Ä 3 

Abs. 3 UWG. Ob dies allerdings auch f¿r normkonkretisierenden Bestimmungen wie 

die Werberichtlinie / TV und den sie ergªnzenden Leitfaden zu den Social Media 

(ĂFAQsñ) gilt, ist unklar. 

 

f. Irreführung über den kommerziellen Charakter; § 5a Abs. 6 

UWG 

(1) Bedeutung des Grundsatzes der Erkennbarkeit von Werbung 

Der Schwerpunkt der rechtlichen Beurteilung des Influencer Marketings liegt 

regelmªÇig bei Ä 5a Abs. 6 UWG. Diese Vorschrift ist medien¿bergreifend, gilt also 

auch f¿r das Internet.284  Nach Ä 5a Abs. 6 UWG handelt unlauter, Ăwer den 

kommerziellen Zweck einer geschªftlichen Handlung nicht kenntlich macht, sofern sich 

dieser nicht unmittelbar aus den Umstªnden ergibt, und das Nichtkenntlichmachen 

geeignet ist, den Verbraucher zu einer geschªftlichen Entscheidung zu veranlassen, 

die er andernfalls nicht getroffen hªtteñ. 

 

Ä 5a Abs. 6 UWG untersagt also 

 

Å eine geschªftliche Handlung, deren kommerzieller Zweck nicht kenntlich 

gemacht ist oder 

Å sich nicht unmittelbar aus den Umstªnden ergibt, 

                                            
283 Vgl. P. Lehmann, WRP 2017, 772: ĂViele Social Media Stars betreiben ihre Kanªle heute nicht mehr selbst, 

sondern haben Teams, welche ªhnlich wie eine klassische Redaktion Beitrªge aufbereitet. Dar¿ber hinaus 

k¿mmern sie sich in vielen Fªllen mittels spezialisierter Agenturen um die Vermittlung von Werbeauftrªgen, sodass 

von einer redaktionsªhnlichen Struktur gesprochen werden kann.ñ 
284 Vgl. etwa OLG Kºln, 9.8.2913, Az. 6 U 3/13, GRUR-RR 2014, 62 - Status-Angst. 
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Å und die geeignet ist, den Verbraucher zu einer geschªftlichen Entscheidung 

zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hªtte. 

 

Obgleich Ä 5a Abs. 6 UWG einen sehr weiten Anwendungsbereich hat und nicht auf 

Sachverhaltskonstellationen im Zusammenhang mit Medien beschrªnkt ist,285 liegt der 

Schwerpunkt auf der sog. Schleichwerbung in den Medien. Zur¿ckzuf¿hren ist dies auf 

die f¿r die meisten Medien rechtlich vorgegebene und faktisch praktizierte Trennung 

von Content und kommerzieller Kommunikation, die die Verbrauchererwartung in eine 

bestimmte Richtung ï nªmlich Neutralitªt und Objektivitªt des nicht als Werbung 

ausgewiesenen Teils ï gelenkt hat und noch lenkt. Da Verbraucher offene Werbung 

mit einem gewissen MaÇ an Skepsis begegnen (ĂSelbstanpreisungñ), wird dem 

redaktionellen Teil der Medien besondere Glaubw¿rdigkeit beigemessen, was 

wiederum Irref¿hrungen ¿ber den kommerziellen Charakter umso gravierender 

erscheinen lªsst. Daneben spielen jedoch auch rechtspolitische Erwªgungen 

(Unabhªngigkeit der Medien) und der starke Schutz, den die Medien nach Art. 5 GG 

genieÇen, eine Rolle. 

 

Aber auch unabhªngig von den spezialgesetzlichen Regelungen, die eine klare 

Trennung von Werbung und Content vorschreiben ï also den spezialgesetzlichen 

Reglungen in den Landespressegesetzen, dem RStV, dem TMG ï zªhlt es von jeher 

zu den Kernanliegen des Lauterkeitsrechts, Manipulationen durch eine Verschleierung 

des kommerziellen Charakters zu verhindern. 

 

(2) Rechtsprechung zur Schleichwerbung im Bereich von Presse, Rundfunk, 

Kino 

Wie bei allen neuartigen Sachverhaltskonstellationen, hªufig infolge neuer Techniken, 

ist jedenfalls in der Anfangsphase die Beurteilung vergleichbarer Sachverhalte von 

besonderer Bedeutung. Beim Influencer Marketing heranzuziehen sind deshalb vor 

allem Irref¿hrungsfªlle im Zusammenhang mit den Printmedien, dem Fernsehen und 

dem Kino. Ihre Beurteilung ist im Grundsatz weitgehend auf das neue Medium Internet 

und damit auch auf das Influencer Marketing ¿bertragbar. Dies schlieÇt spezifische 

Wertungen, die sich aus den Besonderheiten des Internets ergeben, nicht aus, 

erleichtert jedoch die rechtliche Anwendung. Die bisherige gefestigte Rechtsprechung 

zur Beurteilung der Schleichwerbung in Presse, Rundfunk und Film vermag daher 

wertvolle Leitlinien auch f¿r die Beurteilung des Influencer Marketings zu geben. 

i. Presse 

So hat bei der Presse die sog. redaktionelle Werbung oder die Werbung mit 

redaktionell aufgemachten Anzeigen seit Langem zu einer umfangreichen 

Rechtsprechung gef¿hrt.286  Zur¿ckzuf¿hren ist dies darauf, dass die 

                                            
285 Dazu ausf¿hrlich Frank in Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5a Abs. 6 Rn. 347 ff. 
286 Ausf¿hrlich dazu Frank in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 298 ff. 
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Landespressegesetze seit fast 100 Jahren ein Gebot der eindeutigen Trennung von 

redaktionellem Teil und Werbung enthalten. Dieser medienrechtlichen Spezialregelung 

folgend hat sich die Rechtsprechung auch im Irref¿hrungsrecht sehr streng gezeigt, 

was weitgehend durch den Europªischen Gerichtshof gebilligt wurde.287 

 

Zur Kennzeichnung ist in der Regel eine Bezeichnung mit ĂAnzeigeñ notwendig ï 

Angaben wie Ăsponsored byñ gen¿gen nicht. Erfasst sind etwa auch Sonderbeilagen, 

die redaktionell aufgemacht sind und zu einem Thema Beitrªge abdrucken, Tipps 

geben, etc., dabei aber von den werbenden Unternehmen selbst stammen.288 Auch 

die Kopplung von Berichterstattung und Anzeigenschaltung kann bedenklich sein.289 

 

ii. Rundfunk 

Im Bereich des Rundfunks hat die Problematik der Schleichwerbung vor allem im 

Zusammenhang mit dem sogenannten Product-Placement Bedeutung erlangt.290 

Ausschlaggebend f¿r die Beurteilung sind hier die Regelungen im 

Rundfunkstaatsvertrag, die wiederum vor dem Hintergrund des Unionsrechts, d.h. 

urspr¿nglich der sog. Fernsehrichtlinie und heute der Richtlinie ¿ber audiovisuelle 

Mediendienste zu sehen sind. Das Trennungsgebot von redaktionellem Inhalt und 

Werbung gilt im Grundsatz sowohl f¿r den ºffentlich-rechtlichen als auch (mit einigen 

Einschrªnkungen) f¿r den privaten Rundfunk. Bei Sendesponsoring ist ein eindeutiger 

Hinweis zu Beginn oder Ende der Sendung notwendig, um den kommerziellen Zweck 

offenzulegen.  

 

iii. Kino 

Auch im Kinobereich hat die Rechtsprechung sich mit Schleichwerbung beschªftigen 

m¿ssen. Da hier ï anders als bei den Printmedien und im Rundfunk ï die 

Verbrauchererwartung nicht von spezialgesetzlichen Kennzeichnungs- und 

Trennungsgeboten (und der darauf beruhenden tatsªchlichen ¦bung) geprªgt ist, 

rechnen Kinobesucher eher damit, dass Kinofilme von Sponsoren finanziert werden 

und folglich eine Vermischung von kommerziellen Prªsentationen und (¿berwiegend) 

k¿nstlerisch geprªgten Darstellungen erfolgen kann. Die Rechtsprechung hat deshalb, 

auch aus verfassungsrechtlichen Gr¿nden, bei Kinofilmen eine Irref¿hrung durch 

Produktplatzierungen im Regelfall verneint.291 

 

                                            
287 Vgl. EuGH, 17.10.2013, Rs. C-391/12, GRUR 2013, 1245 ï Good News und dazu die Entscheidung des BGH, 

6.2.2014, Az. I ZR 2/11, GRUR 2014, 879 ï Good News II. 
288 Frank in: Henning-Bodewig/Harte-Bavendamm, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 298 ff. 
289 Frank in: Henning-Bodewig/Harte-Bavendamm, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 300. 
290 Vgl. etwa BGH, 22.2.1990, Az. I ZR 78/88, GRUR 1990, 611 ï Wer erschoÇ Boro?; dazu Frank in: Henning-

Bodewig/Harte-Bavendamm, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 318 ff. 
291 Als leading case gilt hier die Entscheidung des BGH, 6.7.1995, Az. I ZR 58/93, GRUR 1995, 744 ï Feuer, Eis 

und Dynamit I. 
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iv. Entsprechende Anwendung auf das Internet 

Aus der hºchstrichterlichen Rechtsprechung zur Schleichwerbung folgt, dass die 

Beurteilung unter Irref¿hrungsgesichtspunkten (neben den stets mitschwingenden 

medienpolitischen und verfassungsrechtlichen Erwªgungen) stark von der Erwartung 

abhªngt, die der verstªndige Durchschnittsnutzer an die Neutralitªt und Objektivitªt 

des fraglichen Mediums hat.292  Am ausgeprªgtesten ist die Erwartung an die 

Neutralitªt noch immer im Bereich der Presse, bei der die in den 

Landesmediengesetzen verankerten Grundsªtze der Trennung von redaktionellem 

Teil und Werbung von der Rechtsprechung kompromisslos durchgesetzt wurden und 

werden.293  hnliches galt urspr¿nglich im Bereich des Fernsehens, vor allem solange 

es ausschlieÇlich den ºffentlich-rechtlichen Rundfunk gab; hier ist jedoch (jedenfalls 

nach der j¿ngsten Novellierung des RStV, bedingt durch die Richtlinie Audiovisuelle 

Mediendienste) eine Liberalisierung vor allem bei den privaten Rundfunkveranstaltern 

erfolgt. Im Bereich der Kinofilme wiederum wurde wegen der Besonderheiten der 

Erwartungshaltung an dieses Medium von vornherein ein relativ groÇz¿giger MaÇstab 

angelegt. 

 

Diese abgestufte Erwartungshaltung an die Neutralitªt spielt auch bei der Beurteilung 

von Internetsachverhalten eine Rolle. Ausgangspunkt ist, dass f¿r das Internet (im 

TMG und RStV) eine Trennung zwischen Content und Werbung und die klare 

Erkennbarkeit von kommerziellen Kommunikationen vorgeschrieben ist. Zwar hat sich 

bei Internets-Sachverhalten bislang noch keine ªhnlich eindeutige Linie der 

Beurteilung wie in den anderen Medien entwickeln kºnnen, dazu sind die im Internet 

zu findenden Geschªftsmodelle, die im Graubereich zwischen Content und Marketing 

angesiedelt sind, zu neu und unterschiedlich. Auszugehen ist aber von folgendem: Es 

d¿rfte gerade den jungen Nutzern des Internets (also der Zielgruppe der Influencer) 

durchaus bekannt sein, dass im Internet der ¦bergang zwischen privater und 

kommerzieller Betªtigung flieÇend sein kann. Dieses Wissen wird jedoch wiederum 

dadurch relativiert, dass das Internet ï insbesondere die Social Media ï als ein 

vorwiegend f¿r Privatpersonen attraktiver Gestaltungsraum gilt. Trotz z.T. eindeutiger 

und klar erkennbarer Werbeauftritte, z.B. Facebookseiten groÇer Unternehmen, 

werden die Social Media daher nach wie vor primªr als Forum f¿r private Mitteilungen, 

Videos, Fotos usw. verstanden. Bezahlte Posts, Blogs etc., die den kommerziellen 

Interessen Dritter oder dem eigenen ĂInfluencer-Unternehmen (s. oben c.(2.)) dienen, 

m¿ssen daher als kommerzielle Handlung erkennbar sein. 

 

Diese sich aus der gefestigten Rechtsprechung zu den Medien Presse und Rundfunk 

ergebende Leitlinie der Beurteilung der Schleichwerbung haben die Gerichte in 

mehreren Fªllen bei Internetsachverhalten bestªtigt.294  

                                            
292 Dazu etwa OLG Kºln, 9.8.2013, Az. 6 U 3/13, GRUR-RR 2014, 62 ï Status Angst. 
293 Vgl. BGH, 6.2.2014, Az. I ZR 2/11, GRUR 2014, 879 ï Good News II. 
294 Ausf¿hrlich Frank in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 359 ff.; Himmelsbach, GRUR-

Prax 2013, 78, 81; aus der Rspr. etwa OLG Kºln, 9.8.2013, Az. 6 U 3/13, GRUR-RR 2014, 62 ï Status-Angst. Zur 

Anwendung auf das Influencer-Marketing vgl. die im Folgenden ausf¿hrlich dargestellte Entscheidung des OLG 
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So sind Werbebanner zwar meist als Werbung erkennbar, besondere Umstªnde oder 

Erscheinungsformen wie Werbeinterstitials in Spielen kºnnen jedoch die 

Kennzeichnung als Werbung erfordern. Auch bei Hyperlinks und Framing ist das 

Trennungsgebot jedenfalls im Grundsatz zu beachten.295 Bei Suchmaschinen muss 

der redaktionelle Teil der Suchmaschinenergebnisse von dem Werbeteil, sog. Keyword 

Advertising, klar zu unterscheiden sein. Gekennzeichnet werden muss auch das sog. 

virale Marketing, das auf die Ausbreitung in den sozialen Netzwerken setzt. 

Werbeauftritte von Unternehmen d¿rfen nicht als privater Blog getarnt sein, auch wenn 

dies bei nªherer Betrachtung erkennbar sein mag. Das OLG M¿nchen296 untersagte 

etwa ungekennzeichnete Eintrªge, die f¿r den Nutzer nicht sofort als 

Ăgesteuerteñ Eintrªge erkennbar waren; dass hier¿ber auf der Diskussionsseite offen 

diskutiert wurde, wurde nicht als ausreichend angesehen, da Ăein relevanter Teil der 

angesprochenen Verkehrskreise nur den Wikipedia-Eintrag und nicht den 

Diskussionsbeitrag zur Kenntnis nimmtñ. Das LG Hamburg297  verbot einem 

Rechtschutzversicherer unter dem Pseudonym ĂRalfñ eingestellte Kommentare zu 

einem Blog, da die IP-Adresse von ĂRalfñ letztlich wieder zum Rechtsschutzversicherer 

f¿hrte. Verºffentlicht ein Onlineportal von Unternehmen gelieferte Pressemitteilungen, 

m¿ssen diese schon beim Anlesen (Teaser) deutlich als Werbung gekennzeichnet 

sein.298 

 

v. Die Erkennbarkeit des kommerziellen Zwecks beim Influencer Marketing 

Ob der kommerzielle Zweck einer geschªftlichen Handlung klar erkennbar ist, sich 

insbesondere unmittelbar aus den Umstªnden ergibt, bestimmt sich aus der Sicht des 

durchschnittlichen Verbrauchers der angesprochenen Adressatengruppe, der als 

angemessen aufmerksam, kritisch und erfahren zu sehen ist. Dieses allgemein im 

Irref¿hrungsrecht geltende Ăeuropªische Verbraucherleitbildñ wird prªzisiert nach Ä 3 

Abs. 4 UWG, wonach auf die jeweiligen Adressatenkreise abzustellen ist.299 Es kommt 

also auf den Gesamteindruck des jeweiligen Posts, Blogs etc. an, der wiederum 

entsprechend dem Verkehrsverstªndnis der potentiellen User zu interpretieren ist. Ein 

generelles Wissen der Verbraucher, dass in den Social Media nicht selten eine 

Vermischung von Content und Marketing stattfindet und dass Prominente mit ihren 

Internetauftritten (auch) Geld verdienen, hindert nicht daran, dass im konkreten Fall 

eine Tªuschung ¿ber den kommerziellen Charakter erfolgt.300 Entscheidend sind stets 

die konkreten Umstªnde, die ï vor dem Hintergrund dieses generellen Wissens ï die 

                                            
Celle, 8.6.2017, Az. 13 U 53/17 und die Entscheidung des KG, 11.10.2017, Az. 5 W 211/47, 
295 OLG M¿nchen, 10.5.2012, Az. 29 U 515/12, Beck RS 2012, 16871 ï Schleichwerbung auf Wikipedia. 
296 OLG M¿nchen, GRUR-Prax. 2012, 309. 
297 LG Hamburg, 30.6.2006, Az. 5 U 127/05, GRUR 2007, 254 ï Getarnte Link-Werbung. 
298 LG D¿sseldorf, 28.11.2011, Az. 12 O 329/11, BeckRS 2011, 27078 ï Internetportal. 
299 Dazu etwa OLG Kºln, 9.8.2013, Az. 6 U 3/13, GRUR-RR 2014, 62 ï Status-Angst. 
300 Zweifelnd Heermann, WRP 2014, 509 (bei manipulierten Kundenbewertungen); dies entspricht jedoch nicht der 

ganz ¿berwiegend in der Literatur vertretenen Ansicht und auch nicht der insofern heranziehbaren Rspr. zu 

Vergleichsportalen, wiedergegeben in der Case Study Vergleichsportale/Rankings A.III.3. 
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Verbrauchererwartung daran, was im konkreten Fall Werbung, was Content ist, prªgen.  

 

Beim Influencer Marketing muss der kommerzielle Zweck auf Ăden ersten Blick und 

ohne jeden Zweifelñ erkennbar sein.301 Hieran sind strenge Anforderungen zu stellen, 

da in den Social Media nach wie vor zumeist Privatpersonen ihre Vorlieben und 

Abneigungen kundtun und diese privaten Handlungen von der zumeist sehr jungen 

Zielgruppe nicht immer ohne weiteres von geschªftlichen Handlungen unterschieden 

werden kºnnen (siehe oben). Selbst diejenigen Influencer, die in den Medien gerne als 

ĂBerufñ Influencer angeben, kennzeichnen ihre Internetauftritte nicht als kommerziell, 

sondern versuchen den Eindruck eines kommerziellen Gesamtauftritts tunlichst zu 

vermeiden. Sie richten deshalb auch keineswegs den gesamten Inhalt ihrer Videos, 

Blogs etc. kommerziell aus, sondern vermischen ï um die Authentizitªt gegen¿ber 

ihren Fans zu wahren ï tatsªchlich private Fotos, Prªsentationen etc. mit 

geschªftlichen Handlungen. Dahinter steht wiederum die Bef¿rchtung, dass bei einer 

rein kommerziellen Ausrichtung, d.h. bei einer Dauerwerbesendung, das Interesse der 

Fans (und damit die Anzahl der Follower) sinken w¿rde, was wiederum die 

Werbebotschaft weniger attraktiv f¿r Unternehmen machen kºnnte.302 

 

Hinzu kommt, dass die Follower ï insbesondere beim Marketing im Bereich der Games, 

Mode und Kosmetik ï zum Teil sehr jung, Kinder oder Jugendliche sind. Auch wenn 

ein direktes Ansprechen, eine Kaufaufforderung im Sinne von Nr. 28 des UWG 

Anhangs, der ein per se-Verbot f¿r bestimmte Fªlle der Ansprache von Kindern enthªlt, 

i.d.R. schwer nachzuweisen sein wird,303 hat das Irref¿hrungsrecht ï wie sich bereits 

aus Ä 3 Abs. 4 UWG ergibt ï dieser sensiblen Zielgruppe Rechnung zu tragen. Es ist 

jedenfalls davon auszugehen, dass eine sehr jungen Zielgruppe zum einen weniger 

Erfahrung in Bezug auf die Finanzierung derartiger Blogs etc. hat, zum anderen 

weniger Skepsis gegen¿ber werblichen Anpreisungen entwickeln konnte. Aus diesem 

Grunde erhªlt das Ă¦berspielenñ des werblichen Charakters einzelner Botschaften 

durch einen (den Influencerauftritt insgesamt prªgenden) privaten Charakter 

besonderes Gewicht. 

 

Daraus folgt, dass gerade beim Influencer Marketing die Anforderungen daran, wann 

sich der kommerzielle Charakter Ăunmittelbar aus den Umstªnden ergibtñ, hoch sind. 

Der kommerzielle Charakter muss laut einem Urteil des OLG Celle vom 8.6.2017,304 

in dem es um die Instagram-Werbung eines Influencers f¿r die Drogeriekette 

Rossmann ging, Ăauf den ersten Blick und ohne jeden Zweifelñ erkennbar sein. Der 

Grundsatz, dass es nicht gen¿gt, wenn der durchschnittliche Leser erst nach einer 

analysierenden Lekt¿re des Beitrags dessen werbliche Wirkung erkennt,305 gilt erst 

recht f¿r das Internet, wo Nutzer selten aufmerksam die zahlreichen Hinweise zur 

                                            
301 Vgl. OLG Celle, 8.6.2017, Az. 13 U 53/17, WRP 2017, 1236 ï Schleichwerbung in sozialen Medien. 
302 Ausf¿hrlich zu dieser Thematik Henning-Bodewig, WRP 2017, 1415. 
303 Dazu noch unten. 
304 OLG Celle, 8.6.2017, Az. 13 U 53/17, WRP 2017, 1236 ï Schleichwerbung in sozialen Medien. 
305 BGH, 31.10.2012, Az. I ZR 205/11, GRUR 2013, 644, Rn. 21 ï Preisrªtselgewinnauslobung, vgl. auch OLG Kºln, 

9.8.2013, Az. 6 U 3/13, GRUR-RR 2014, 62 ï Status-Angst. 
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Kenntnis nehmen und wo im Gegenteil die klare Erkennbarkeit durch internet¿bliche 

Symbole wie Herzen, Emojis, Smileys, Tags etc. erschwert wird.  

 

vi. Anforderungen an die Kennzeichnung des kommerziellen Charakters 

Damit kommt der Frage der Kennzeichnung regelmªÇig zentrale Bedeutung f¿r die 

Zulªssigkeit des Influencer Marketings zu. Insofern gibt es bei Ä 5a Abs. 6 UWG keine 

eindeutigen Vorgaben. Anders als im Pressebereich, wo in Zweifelsfªllen die 

Kennzeichnung mit ĂAnzeigeñ vorgeschrieben ist, bestehen jedenfalls theoretisch 

mehrere Mºglichkeiten der Kennzeichnung von kommerziellen Botschaften im 

Rahmen eines Influencer-Blogs. 

 

Fest steht lediglich, dass diese Kennzeichnung so eindeutig sein muss, dass eine 

Irref¿hrung ¿ber den kommerziellen Charakter ausgeschlossen ist, was sich wiederum 

nach der allgemein im Irref¿hrungsrecht maÇgeblichen situationsbedingten 

Erwartungshaltung der fraglichen Zielgruppe beurteilt. Aus den oben genannten 

Gr¿nden gilt auch hier, dass die Aufklªrung umso deutlicher ausfallen muss, je mehr 

der kommerzielle Charakter durch den Gesamteindruck einer privaten Darstellung, 

Mitteilung etc. ¿berspielt wird.306 

 

Die gegenwªrtige Rechtslage, jedenfalls f¿r Ä 5a Abs. 6 UWG, hat das OLG Celle307 

in seinem Urteil vom 8.6.2017 wie folgt umrissen. 

 

ĂWie der kommerzielle Zweck einer geschªftlichen Handlung kenntlich zu ma-

chen ist, hängt von den Umständen des Einzelfalls und des verwendeten Kom-

munikationsmittels ab. Der Hinweis muss jedoch so deutlich erfolgen, dass aus 

der Sicht eines durchschnittlichen Mitglieds der jeweils angesprochenen oder be-

troffenen Verbraucherkreise kein Zweifel am Vorliegen eines kommerziellen 

Zwecks besteht (Köhler/Bornkamm/Köhler, a.a.O., § 5 a UWG, Rdnr. 7.27). Der 

kommerzielle Zweck muss auf den ersten Blick hervortreten (Seichter in: Ull-

mann, jurisPK-UWG, 4. Aufl., Ä 5 a UWG, Rdnr. 141).ñ 

 

An die in den ĂFAQsñ der Landesmedienanstalten vorgeschlagenen Kennzeichnun-

gen, die zum damaligen Zeitpunkt auch die Kennzeichnung mit #ad vorschlugen, sah 

sich das OLG Celle bei der wettbewerbsrechtlichen Beurteilung nicht gebunden. Zu 

diesem (nicht entscheidungserheblichen) Punkt führte das Gericht aus: 

 

ĂDer Senat lªsst offen, ob die von der Arbeitsgemeinschaft der Landesmedien-

anstalten unter anderem empfohlene Verwendung des Hashtags Ă#adñ grund-

sätzlich geeignet ist, einen Beitrag bei Instagram oder ähnlichen sozialen Medien 

                                            
306  Vgl. dazu Henning-Bodewig, WRP 2017, 1451; P. Lehmann, WRP 2017, 772 und 

http://meedia.de/2017/07/10/werbung-statt-sponsored-by-wie-social-media-star-caro-daur-ihre-produktwerbung-

kennzeichnen-sollte/.  
307 OLG Celle, 8.6.2017, Az. 13 U 53/17, WRP 2017, 1236 ï Schleichwerbung in sozialen Medien. 
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als Werbung zu kennzeichnen. Das Ergebnis der von dem Verfügungskläger vor-

gelegten Meinungsumfrage kºnnte Zweifel wecken, ob das Hashtag Ă#adñ aus-

reichend bekannt ist, um aus der Sicht eines durchschnittlichen Verbrauchers als 

eindeutiger Hinweis auf Werbung verstanden zu werden. Der Senat verkennt al-

lerdings nicht, dass aus der Meinungsumfrage nicht erkennbar ist, welcher Teil 

der Befragten Instagram oder ähnliche soziale Medien überhaupt nutzt; diejeni-

gen Personen, die nach Behauptung des Verfügungsklägers in erster Linie Ziel-

gruppe der streitgegenständlichen Werbung sind, Kinder und Jugendliche ab 13 

Jahren, sind bei der Umfrage nicht berücksichtigt worden. 

 

Eine ausreichende Kennzeichnung des kommerziellen Zwecks des streitgegen-

stªndlichen Beitrags fehlt aber jedenfalls deshalb, weil das Hashtag Ă#adñ inner-

halb des Beitrags nicht deutlich und nicht auf den ersten Blick erkennbar ist.ñ 

 

Seit Mitte 2017 empfehlen die ĂFAQsñ ï offenbar als Reaktion auf das Urteil des OLG 

Celle ï nur noch die Kennzeichnung als Werbung oder Anzeige (siehe oben, II.2.). 

 

g. Irreführung über die Präferenz des Produktes durch den In-

fluencer; § 5 Abs. 1 UWG 

 

Ein anderer Ansatzpunkt f¿r die Beurteilung des Influencer Marketings ist bislang kaum 

beachtet worden: die eventuelle Irref¿hrung ¿ber die tatsªchliche Benutzung (und 

Prªferenz) des angepriesenen Produktes durch den Influencer. Dieser Aspekt ist unter 

dem Stichwort ĂProminentenwerbung/Testimonialwerbungñ bekannt.308 

 

Treten Prominente in einer klar als Werbung zu erkennenden Promotion auf, zum 

Beispiel George Clooney in der Kaffeewerbung, so geht der verstªndige 

Durchschnittsverbraucher bereits wegen des erkennbaren Werbeformats nicht davon 

aus, dass der Prominente das fragliche Produkt nun tatsªchlich selbst benutzt oder 

schªtzt. Eventuelle Fehlvorstellungen sind jedenfalls nicht geeignet, die Fªhigkeit des 

Verbrauchers zu einer informierten Entscheidung zu beeintrªchtigen. 

 

Anders kann es aussehen, wenn der Prominente besondere Sachkunde f¿r sich in 

Anspruch nimmt und die ĂEmpfehlungñ deshalb f¿r die angesprochenen Adressaten 

einen entscheidenden Kaufaspekt darstellt, so unvern¿nftig dies im Einzelfall auch 

sein mag. Genau dies trifft auf die Influencer zu, die in der Regel ihre Fans davon zu 

¿berzeugen suchen, dass die Produkte, die sie empfehlen, von ihnen auch in ihrem 

tªglichen Leben benutzt und geschªtzt werden. Sie gelten insofern als ĂFachmannñ f¿r 

bestimmte Produkteigenschaften und rufen bei ihrer Zielgruppe die 

Verbrauchererwartung hervor, dass sie voll hinter der Produktqualitªt stehen. Hierauf 

ist das ganze Geschªftsmodell zugeschnitten. 

 

                                            
308 Vgl. Henning-Bodewig in: Greipl/M¿nker, 100 Jahre Wettbewerbszentrale, 2012, S. 125. 
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h. Unzulässige Beeinflussung der Zielgruppe, § 4a UWG, Nr. 28 

UWG-Anhang 

 

Wie festgestellt, handelt es sich bei den ĂFollowernñ der Influencer hªufig um eine 

junge Zielgruppe. Sie gilt beim Influencer Marketing als besonders attraktiv, da sie 

infolge der ihr zur Verf¿gung stehenden Geldbetrªge ein beachtliches wirtschaftliches 

Potenzial hat und zudem besonders leicht zu beeinflussen ist. 

 

Der besonderen Beeinflussbarkeit von jungen Verbrauchern gerade auch im 

Internet309 trªgt das UWG an mehreren Stellen Rechnung. 

 

- Im Rahmen der Irref¿hrungsvorschriften, etwa bei der Bestimmung der 

Erwartungshaltung an ein (dem Gesamteindruck nach privates) Verhalten in den 

Social Media ist, Ăwenn sich die geschªftliche Handlung an eine bestimmte 

Gruppe von Verbrauchern wendet, auf ein durchschnittliches Mitglied dieser 

Gruppe abzustellen. Geschªftliche Handlungen, die f¿r den Unternehmer 

vorhersehbar das wirtschaftliche Verhalten nur einer eindeutig identifizierbaren 

Gruppe von Verbrauchern wesentlich beeinflussen, die aufgrund von geistigen 

oder kºrperlichen Beeintrªchtigungen, Alter oder Leichtglªubigkeit im Hinblick auf 

Waren oder Dienstleistungen besonders schutzbed¿rftig sind, sind aus der Sicht 

eines durchschnittlichen Mitglieds dieser Gruppe zu beurteilenñ (Ä 3 Abs. 4 

UWG). 

 

- Daneben bestehen jedoch auch explizite Verbote, nªmlich in Nr. 28 des UWG-

Anhangs, der ¿ber Ä 3 Abs. 3 UWG ein sog. per se-Verbot begr¿ndet. Danach ist 

Ădie in eine Werbung einbezogene unmittelbare Aufforderung an Kinder, selbst 

die beworbene Ware zu erwerben oder die beworbene Dienstleistung in 

Anspruch zu nehmen oder ihre Eltern oder andere Erwachsene dazu zu 

veranlassenñ stets verboten. Als Grundtatbestand hierf¿r enthªlt Ä 4a UWG ein 

Verbot aggressiver geschªftlicher Handlungen, das in Abs. 1 Nr. 2 auch die 

Ăunzulªssige Beeinflussungñ erfasst.  

 

- Weiter kºnnen ¿ber Ä 3a UWG bestimmte Vorschriften des Jugendmedienschutz-

Staatsvertrags (JMStV), zum Beispiel das Verbot der werbemªÇigen Ausnutzung 

des Vertrauens von Kindern, in das UWG einbezogen werden. Die ÄÄ 6 Abs. 2 

Nr. 3, 6 Abs. 3 JMStV normieren ein Trennungsgebot und gehen mit dem 

allgemeinen Trennungsgebot des Ä 5 Abs. 5 JMStV f¿r Telemedien einher. 

Hiernach muss Werbung, deren Inhalt geeignet ist, die Entwicklung von Kindern 

und Jugendlichen zu beeintrªchtigen, getrennt sein von sich an Kinder und 

                                            
309  So soll nach der Studie ĂKinder und Online Werbungñ der Landesanstalt f¿r Medien NRW und des 

Bundesministeriums f¿r Familie, Senioren, Kinder und Jugend die Hªlfte der 100 Lieblingswebseiten der Kinder 

Werbung oder werbliche Botschaften enthalten. ĂKinder erkennen dabei Online-Werbung hªufig nicht: 82 % der 

befragten Kinder waren nicht in der Lage, Werbesegmente und sonstige Elemente einer Website zweifelsfrei zu 

unterscheidenñ. Zitat aus Gerecke, NJW 2015, 3185. 
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Jugendliche richtenden Programmen. Diese Vorschrift erstreckt sich auch auf 

diejenigen Fªlle, in denen sich die Werbung nicht explizit an Kinder oder 

Jugendliche richtet, gleichwohl aber auch Kinder und Jugendliche einbezieht.  

 

- Aber auch der RStV enthªlt Vorschriften zum Schutz von Kindern, z.B. sind 

Produktplatzierungen in Kindersendungen verboten und derartige Sendungen 

d¿rfen nicht durch Werbung oder Teleshopping-Spots unterbrochen werden, was 

nach Ä 44 RStV in den Werberichtlinien/TV konkretisiert wird. 

 

Sªmtliche dieser Vorschriften dienen dem Schutz von Kindern, zum Teil auch 

Jugendlichen, und sind auch und gerade auf die Werbung im Internet ï einem Medium, 

das zu Unterhaltungszwecken von sehr vielen Kindern und Jugendlichen genutzt wird 

ï anwendbar. Ihre Voraussetzungen sind jedoch schwierig zu erf¿llen. 

 

-  So erfordert das per se-Verbot in Nr. 28 des UWG-Anhangs eine unmittelbare 

Aufforderung an Kinder, die im Sinne eines Appells gezielt angesprochen 

werden m¿ssen. Dass die Werbung sich auch an Kinder richtet, gen¿gt nicht.310 

Auch wenn es in der neueren Rechtsprechung Tendenzen zu einer strikteren 

Beurteilung gibt,311 werden die Voraussetzungen dieses Tatbestandes zumeist 

nur in Ausnahmefªllen bejaht. 

 

- Bei Ä 4 a UWG ist das Merkmal der Ăunzulªssigen Beeinflussungñ in Abs. 3 so 

definiert, dass der Unternehmer eine ĂMachtpositionñ gegen¿ber dem 

Verbraucher in einer Weise ausnutzt, die Ădie Fªhigkeit des Verbrauchers oder 

sonstigen Marktteilnehmers zu einer informierten Entscheidung wesentlich 

einschrªnktñ. Auch das wird von der Rechtsprechung nur in Ausnahmefªllen 

bejaht. Die konkrete Handlung muss jedenfalls geeignet sein, die 

Unerfahrenheit auszunutzen, was nicht vorliegt, wenn Kinder und Jugendliche 

ausreichend Kenntnis des Marktes haben und die Werthaltigkeit des Angebots 

einschªtzen kºnnen312 - nach der Rechtsprechung selbst dann, wenn es sich 

um Sammelaktionen, die die Spielleidenschaft der Kinder fºrdern, handelt.313 

Es gibt jedenfalls keinen allgemeinen Grundsatz, der derartige Praktiken 

gegen¿ber Kindern verbietet.314  

 

Einigen die besondere Situation von Kindern und Jugendlichen ber¿cksichtigenden 

Entscheidungen stehen jedenfalls Urteile gegen¿ber, wonach jeder Internetnutzer, 

auch im Kindesalter, von Anfang an sofort daran gewºhnt werde, dass es etwa 

Trennungen von Ăeigentlichenñ Inhalten im optischen Zentrum eines Internetauftritts 

und Bannerwerbung in dessen Randbereichen gebe. ĂAuch Gemeinsamkeiten 

                                            
310 BGH, 12.12.2013, Az. I ZR 193/12, NJW 2014, 2279 ï Goldbªrenbarren. 
311 BGH, 17.7.2013, Az. I ZR 34/12, GRUR 2014, 298 ï Runes of Magic; vgl. zu diesem Problemkreis Gerecke, 

NJW 2015, 3185; Alexander in: M¿KoUWG, 2014, UWG-Anhang Nr. 28. 
312 Vgl. BGH, 22.9.2005, Az. I ZR 28/03, GRUR 2006, 161 ï Zeitschrift mit Sonnenbrille. 
313 BGH, 17.7.2008, Az. I ZR 160/05, GRUR 2009, 71 ï Sammelaktionen f¿r Schokoriegel. 
314 Vgl.Gerecke, NJW 2015, 3185, 3189. 
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zwischen Werbeteil und inhaltlichem Teil (hier etwa: Animation und interaktives Spiel) 

ist den wirtschaftlichen Prinzipien von kostenfreien Internetangeboten immanent und 

gehºrt spªtestens seit Einf¿hrung des Suchmaschinenmarketings (Keyword-

advertising) zum Alltag, den Kinder nat¿rlich erst kennenlernen m¿ssen, aber eben 

auch ï davon geht der Senat aus ï sehr schnell kennen lernen und sich daran 

gewºhnenñ.315 Wie Gerecke316 feststellt: ĂDie Gerichte entschieden zuletzt erstaunlich 

hªufig zu Gunsten der Werbewirtschaft.ñ 

 

i. Rechtsdurchsetzung 

(1) Unterschiedliche Rechtsgrundlagen ï unterschiedliche Rechtsdurchset-

zung 

Wie oben ausgef¿hrt, bestehen Rechtsgrundlagen zur Beurteilung des Influencer 

Marketings sowohl im Medienrecht (TMG und RStV) als auch im Lauterkeitsrecht 

(UWG). Die Beurteilung erfolgt dabei, wie sich gezeigt hat, weitgehend unter 

denselben Blickwinkeln, auch wenn die jeweiligen Ansªtze unterschiedlich sein 

mºgen. Im Wesentlichen geht es darum, dass Werbung und Content entweder klar 

voneinander getrennt sind oder aber, dass eine nicht als kommerzielle Kommunikation 

erkennbare geschªftliche Handlung hinreichend gekennzeichnet wird. 

 

Unterschiedlich ist demgegen¿ber die Durchsetzung. Sie erfolgt auf der 

medienrechtlichen Grundlage im Wesentlichen durch die Landesmedienanstalten, 

also auf ºffentlich-rechtlichem Wege, im UWG im Wesentlichen auf zivilrechtlichem 

Wege, vor allem durch Unterlassungsanspr¿che. 

 

(2) Medienrecht 

 

Das Influencer Marketing unterliegt in medienrechtlicher Hinsicht einerseits Ä 6 Abs. 1 

Nr. 1 TMG, andererseits Ä 58 RStV i.V.m. Ä 7 RStV. 

 

Ä 6 Abs. 1 Nr. 1 TMG, der die klare Erkennbarkeit jeder kommerziellen Kommunikation 

bei Telemedien-Angeboten vorschreibt, ist nicht nach Ä 16 Abs. 1 als 

Ordnungswidrigkeit verfolgbar. Diese Vorschrift bezieht sich nur auf Ä 6 Abs. 2 Satz 1 

TMG, d.h. auf kommerzielle Kommunikationen, die per elektronischer Post versandt 

werden. Die Zustªndigkeiten zur Durchsetzung bestimmen sich nach der jeweiligen 

Landesgesetzgebung. In den meisten Lªndern sind die Landesmedienanstalten auch 

f¿r Telemediendienste zustªndig. Die Sanktionierung erfolgt daher im Wesentlichen 

auf der Grundlage des RStV, d.h. dessen Werbevorschriften (ÄÄ 7, 58). Erfasst sind 

                                            
315  KG Berlin, 24.1.2012, Az. 5 W 10/12, BeckRS 2012, 09835; dazu Jªger, GRUR-Prax, 2017, 372 und 

Himmelsbach, GRUR-Prax 2013, 78, 81. 
316 Gerecke, NJW 2015, 3185. 
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damit nicht nur YouTube-Videos, die am ehesten rundfunkªhnlich sind, sondern auch 

Auftritte bei Facebook oder Instagram. So ist zum Beispiel die Medienanstalt 

Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH) nach Ä 59 Abs. 2 RStV in Verbindung mit Ä 38 

Abs. 6 Satz 1 Medienstaatsvertrag Hamburg/Schleswig-Holstein zustªndig f¿r alle 

Telemedienangebote in ihrem Einzugsgebiet und beurteilt Influencer Marketing 

(gleichg¿ltig auf welchem Wege) auf der Grundlage von Ä 58 RStV. 

 

Nach Ä 59 Abs. 3 Satz 1 RStV trifft die nach Ä 59 Abs. 2 RStV zustªndige 

Aufsichtsbehºrde die zur Beseitigung des VerstoÇes erforderlichen MaÇnahmen. Sie 

kann gemªÇ Ä 59 Abs. 3 Satz 2 RStV insbesondere Angebote untersagen und deren 

Sperrung anordnen. Als mildeste Mittel kommen eine fºrmliche Beanstandung und die 

Aufforderung zur Unterlassung in Betracht. WerbeverstºÇe nach Ä 58 Abs. 3 RStV, 

also bei Telemedien wie insb. YouTube, kºnnen zudem eine Ordnungswidrigkeit nach 

Ä 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15-23 RStV darstellen und nach Ä 29 Abs. 2 RStV mit einer 

GeldbuÇe von bis zu 500.000 ú (Ä 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 und 16) geahndet werden. 

Bei kommerziellen Blogs und Posts auf Instagram, Twitter etc. erºffnet der RStV selbst 

zwar keine Mºglichkeit der BuÇgeldverhªngung, jedoch kann u.U. im Wege des 

Verwaltungszwangsverfahrens die ï mit einem Zwangsgeld bewehrte ï Beseitigung 

von VerstºÇen, die nach Bestandskraft der Beanstandung andauern, erreicht 

werden.316a 

 

Grundsªtzlich muss ein VerstoÇ gegen die rundfunkrechtlichen Bestimmungen positiv 

nachgewiesen werden. F¿r das Vorliegen von unzulªssiger Werbung werden jedoch 

zumeist Indizien herangezogen. Produktplatzierungen d¿rfen jedenfalls keine 

Aufforderungen zum Kauf enthalten und das Produkt nicht zu stark herausstellen, was 

auch in Fallgruppen wie in-game-advertising und Musikvideoclips zu beachten ist. Als 

Kriterien, die zur Beurteilung der Dominanz des Werbezwecks herangezogen werden 

kºnnen, gelten insb. Hªufigkeit, Dauer und Art der Darstellung.317  

Obwohl den Landesmedienanstalten in diesem Bereich die sehr weitgehenden 

Ermittlungsbefugnisse nach ÄÄ 22 ff. RStV nicht zustehen,318 haben sie weitgehende 

und flexible Aufklªrungsmºglichkeiten. So ¿berpr¿fen sie etwa stichprobenartig 

Auftritte in den sozialen Medien, insbesondere auch die der Influencer.319 Werden sie 

auf ein unzulªssiges Werbeangebot in den sozialen Medien aufmerksam (oder 

aufmerksam gemacht) so wird in der Regel der fragliche Influencer ï unter Hinweis auf 

mºgliche medienrechtlichen Folgen - um eine Stellungnahme und gegebenenfalls 

Nachbesserung gebeten. Danach erfolgt u.U. eine fºrmliche Anhºrung, an deren Ende 

eine Beanstandung und ggf. eine Untersuchung sowie ein BuÇgeldverfahren oder 

                                            
316a Vgl. die Pressemiteilung der MA HSH vom 14.12.2017 und das dort erwªhnte Vorgehen gegen die Bloggerin 

Lina Mallon. 
317 Vgl. VG Hannover, 18.2.2016, Az. 7 A 13293/14, ZUM-RD 2016, 624. 
318  Die ÄÄ 22 f. RStV finden sich im 3. Abschnitt des RStV ¿ber den privaten Rundfunk, also nicht bei den 

Vorschriften f¿r Telemedien im IV. Abschnitt. Im Bereich der Telemedien sind zudem auch nicht in allen 

Bundeslªndern die Landesmedienanstalten, die in Ä 22 RStV genannt werden, die zustªndige Aufsichtsbehºrde. 
319 Pressemitteilung der MA HSH vom 12. September 2017 ï ĂSchleichwerbung auf YouTube und Instagram: MA 

HSH -Pr¿fung von Influenzern f¿hrt zu zahlreichen Nachbesserungen!ñ 
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Zwangsgeld stehen kann. 320 Der Betroffene kann Widerspruch dagegen einlegen. 

 

Im ¦brigen sehen auch die Landespressegesetze die Verhªngung von BuÇgeldern 

vor, die hºchstens 1000 ú (Bayern) oder 50.000 ú (Mecklenburg-Vorpommern) 

betragen. In der Praxis haben sie jedoch keine eigenstªndige Bedeutung erlangt.321  

(3) UWG 

Wie in A.I.2. ausf¿hrlich erºrtert, erfolgt die Durchsetzung des UWG in erster Linie auf 

zivilrechtlichem Wege. Zwar besteht in Ä 16 UWG die Mºglichkeit von strafrechtlichen 

Sanktionen f¿r bestimmte Formen der irref¿hrenden Werbung. Die tatbestandlichen 

Voraussetzungen (Anschein eines besonders g¿nstigen Angebots, unwahre Angaben, 

die irref¿hren etc.), vor allem aber das subjektive Merkmal der Absicht haben jedoch 

dazu gef¿hrt, dass Ä 16 UWG in der Praxis kaum angewendet wird. Eine strafrechtliche 

Sanktionierung des Influencer Marketings, das sich ï aus der Sicht des Strafrechts ï 

von zahlreichen anderen Irref¿hrungsfªllen nicht durch einen besonderen 

ĂUnrechtsgehaltñ auszeichnet, ist daher theoretisch mºglich, praktisch aber 

unwahrscheinlich. 

 

Die zivilrechtlichen Rechtsfolgen eines VerstoÇes gegen die Irref¿hrungsvorschriften 

bestehen beim Influencer Marketing daher gemªÇ ÄÄ 8 ff. UWG vor allem im 

Unterlassungs- und Beseitigungsanspruch; nur in Ausnahmefªllen im Anspruch auf 

Schadensersatz (Ä 9 UWG) und dem Anspruch auf Gewinnabschºpfung (Ä 10 UWG).  

 

Die Voraussetzungen der Rechtsverletzung sind nachzuweisen oder beim 

einstweiligen Rechtsschutz glaubhaft zu machen. In der Praxis erfolgt dies gerade bei 

der zentralen Frage der Ăgeschªftlichen Handlungñ oder des kommerziellen Charakters 

der Prªsentationhªufig im Wege von Indizien. Auskunftsanspr¿che bestehen hingegen 

nur in sehr engem MaÇe (dazu ausf¿hrlich in Teil A.I.2.d.(6)). Ansonsten gibt es beim 

Influencer Marketing folgende Besonderheiten: 

 

- Der Unternehmer, in dessen Auftrag der Influencer tªtig wird, handelt als Tªter, 

da er den WettbewerbsverstoÇ kausal und zurechenbar verwirklicht hat.322 

Dabei ist irrelevant, ob er von einer hinreichenden Kennzeichnung durch den 

Influencer ausgegangen ist. Wer einen Dritten, der den Anschein eines privaten 

Handelns in den Social Media erweckt, zu Absatzzwecken einsetzt, hat nicht 

nur f¿r den Inhalt der Werbung, sondern auch f¿r deren klare Erkennbarkeit 

Sorge zu tragen.323 

                                            
320 So wurde der Widerspruch von FlyingUwe zur¿ckgewiesen, der BuÇgeldbescheid jedoch aufgehoben ï vgl. die 

Pressemitteilung der MA HSH, https://www.ma-hsh.de/infothek/pressemitteilung/medienrat-der-ma-hsh-

beschliesst-geldbusse-in-hoehe-von-10-500-euro-gegen-youtuber-flying-uwe-wegen-fehlender-

werbekennzeichnung.html. 
321 Jªger, GRUR-Prax. 2017, 372. 
322 Zur Haftung des Auftraggebers vgl. statt aller Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 7. Auf. 2016, Ä 8 Rn. 115. 
323 OLG Celle, 8.6.2017, Az. 13 U 53/17, WRP 2017, 1236 bzgl. der Haftung des Auftraggebers (Rossmann) des 

Influencers. 
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- Aber auch der Influencer ist Anspruchsschuldner und passivlegitimiert. Er trªgt 

durch seine Prªsentation adªquat kausal zum RechtsverstoÇ bei. Anders als 

bei der ¿blichen Werbung mit Prominenten, deren Passivlegitimation nur 

ausnahmsweise in Betracht kommt, verantwortet der Influencer erkennbar 

selbst den fraglichen Social Media-Auftritt. Ihm obliegt damit auch die korrekte 

Kennzeichnung von werblichen Elementen.324 

 

j. Zusammenfassung und Bewertung: Bestehen Enforcement-

Defizite? 

(1) Ausreichende materiell-rechtliche Grundlagen im UWG und Medienrecht 

 

Es bestehen ausreichende materiell-rechtliche Grundlagen zur Beurteilung des 

Influencer Marketings. Diese finden sich sowohl im UWG als auch im Medienrecht. 

 

- Im UWG enthªlt Ä 5 Abs. 2 UWG ein weitgefasstes, medien¿bergreifendes 

Verbot der Irref¿hrung. Tªuschungen ¿ber den kommerziellen Charakter von 

geschªftlichen Handlungen sind zudem ausdr¿cklich in Ä 5a Abs. 6 UWG 

verboten; ergªnzend greift das per se-Verbot in Nr. 11 des UWG-Anhangs ein. 

Sofern beim Influencer Marketing eine besonders schutzbed¿rftige Zielgruppe 

angesprochen wird, kommt auch Ä 4a Abs. 1 Nr. 3 UWG (unzulªssige 

Beeinflussung) und das per se-Verbot in Nr. 28 des Anhangs (unmittelbare 

Kaufappelle an Kinder) in Betracht. 

 

- Im Medienrecht gebietet Ä 6 Abs. 1 Nr. 1 TMG f¿r alle Internetaktivitªten die 

klare Erkennbarkeit jeder kommerziellen Kommunikation. Der RStV enthªlt in 

den ÄÄ 7, 58 RStV ein Trennungsgebot von Werbung und Programm und ein 

Kennzeichnungsgebot von Werbung. Die Abgrenzung zwischen TMG und RStV 

ist kompliziert und z.T. unklar, jedoch steht fest, dass die buÇgeldbewehrten 

Regelungen im RStV jedenfalls f¿r YouTube-Videos gelten; dar¿ber hinaus 

kºnnen die meisten Landesmedienanstalten unzulªssige Influencer-Tªtigkeiten 

in anderen Social-Media-Kanªlen (z.B. Instagram, Snapchat, Twitter) 

kontrollieren, beanstanden, untersagen und evtl. ¿ber ein 

Verwaltungszwangsverfahren mittels Zwangsgeld durchsetzen. 

 

- Eine Verbindung zwischen Medienrecht und Wettbewerbsrecht besteht 

insofern, als die Kennzeichnungs- und Trennungsvorschriften des RStV und des 

TMG Marktverhaltensregelungen sind und ¿ber den Rechtsbruchtatbestand (Ä 

3a UWG) dem UWG unterstellt werden kºnnen.  

 

                                            
324 P. Lehmann, WRP 2016, 774. 
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Sªmtliche dieser Rechtsgrundlagen sind weitgehend problemlos auf das Influencer 

Marketing anwendbar. Die mit ihnen verbundenen Rechtsfragen zªhlen auch nicht zu 

den Randgebieten des UWG oder des Medienrechts, sondern werden im Gegenteil in 

beiden Gebieten intensiv erºrtert. So gehºrt insb. die Verhinderung von Tªuschungen 

¿ber den kommerziellen Charakter zu den Kernanliegen des deutschen 

Irref¿hrungsrechts. Dahinter steht der Gedanke, dass objektiv oder privat 

erscheinende, jedoch in Wahrheit kommerzielle Mitteilungen die Interessen der 

Verbraucher an einer adªquaten Entscheidungsfindung signifikant verletzten. Zugleich 

liegt eine Behinderung von Mitbewerbern vor, deren (offene) Marketingbem¿hungen 

indirekt als weniger glaubw¿rdig abgetan werden. Beides zusammen hat zu einer 

traditionell strengen Beurteilung der Schleichwerbung im UWG gef¿hrt.  

 

(2) Hinreichende Rechtssicherheit durch Anwendung allgemeiner Beurtei-

lungsgrundsätze 

Das Influencer Marketing ist in wettbewerbsrechtlicher Hinsicht nichts Neues: es ist ein 

Unterfall der Schleichwerbung, bezogen auf das neue Medium des Internets. Zentrale 

Frage ist die klare Erkennbarkeit kommerzieller Kommunikation, die sich in allen Fªllen 

nach der Erwartungshaltung des verstªndigen Durchschnittsverbrauchers der 

angesprochenen Zielgruppe beurteilt. Im Grundsatz besteht bei allen Content und 

Werbung aufweisenden Medien dieselbe Vermutung, nªmlich dass der redaktionelle 

Teil objektiv im Sinne von unbezahlten Stellungnahmen etc. ist. Dies gilt insbesondere 

dann, wenn eine Trennung spezialgesetzlich vorgeschrieben ist, was nicht nur auf die 

Presse und das Fernsehen, sondern auch auf das Internet (TMG) zutrifft. 

 

Zur Schleichwerbung in den Medien besteht eine umfangreiche Rechtsprechung der 

Zivilgerichte, die von einer intensiven Diskussion in der Literatur begleitet wird. Die 

Strenge der Rechtsprechung korreliert dabei mit der Art des jeweiligen Mediums und 

den spezifischen Erwartungen der Nutzer an dieses. Im Bereich der Presse ist das 

Trennungs- und Kennzeichnungsgebot seit Jahrzehnten in den 

Landespressegesetzen verankert und wird aus medienpolitischen Gr¿nden f¿r 

¿berragend wichtig angesehen; entsprechend streng ist die Rechtsprechung. Gleiches 

galt urspr¿nglich auch f¿r den Fernseh-Bereich, wo jedoch nach Aufkommen privater 

Fernsehanbieter und vor dem Hintergrund des europªischen Rechts (Richtlinie 

Audiovisuelle Mediendienste) zum Teil liberalere MaÇstªbe gelten. Im Kinobereich 

schlieÇlich hat die Rechtsprechung von vornherein einen sehr groÇz¿gigen MaÇstab 

angelegt, da hier die Finanzierung von Kinofilmen durch Sponsoren etc. allgemein in 

Rechnung gestellt wird. 

 

Es besteht kein Zweifel, dass diese abgestufte Beurteilung im Grundsatz auch f¿r den 

Internet-Bereich gilt, mit dem sich die Rechtsprechung bereits unter verschiedenen 

Gesichtspunkten ï von der Bannerwerbung bis zum Keyword Advertising ï befasst 

hat. Auch in der Entscheidung des OLG Celle vom 8.6.2017, die speziell zum 

Influencer Marketing erging, erfolgte die ¦bertragung der f¿r andere Medien 
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entwickelten Grundsªtze ohne erkennbare Probleme. Internetspezifische 

Besonderheiten, etwa bez¿glich der Wahrnehmung der durch zahlreiche Facetten 

geprªgten Ăunruhigenñ Aufmachung von Internetseiten, bed¿rfen mºglicherweise noch 

der weiteren Anpassung, aber auch insofern bestehen, wie die Entscheidung des OLG 

Celle zeigt, keine grundsªtzlichen rechtlichen Schwierigkeiten. 

 

Hinzu kommt, dass der RStV Werbung- und Trennungsgebote enthªlt, die durch sog. 

normkonkretisierenden Bestimmungen, nªmlich die Werberichtlinien/TV der 

Landesmedienanstalten, prªzisiert wurden. Diese wurden wiederum 2016 durch 

spezielle Hinweise f¿r Social Media, also insbesondere Influencer-Aktivitªten, ergªnzt. 

Die medienrechtlichen Leitlinien f¿r Influencer sind zwar f¿r die Zivilgerichte bei ÄÄ 5, 

5a UWG nicht bindend, geben jedoch wertvolle Anhaltspunkte zur Auslegung. 

 

(3) Vorteile und Probleme des zivilrechtlichen Ansatzes beim Influencer Mar-

keting 

Der Schwerpunkt der wettbewerbsrechtlichen Beurteilung des Influencer Marketings 

liegt, wie erºrtert, bei Ä 5a Abs. 6 UWG, wonach es als irref¿hrend gilt, wenn der 

kommerzielle Charakter einer geschªftlichen Handlung verschleiert wird. Das 

zivilrechtliche Enforcement beim Influencer Marketing steht dabei regelmªÇig vor 

folgenden Fragen: 

 

- Wie kann der kommerzielle Charakter der fraglichen Botschaft 

nachgewiesen oder (im Eilverfahren) glaubhaft gemacht werden? Im 

Regelfall wird daf¿r der Nachweis der auftragsgemªÇen und gegen Entgelt 

erfolgten Prªsentation erforderlich sein. 

 

- Welche Erwartungen bestehen bei der Zielgruppe in Bezug auf die 

Objektivitªt und Neutralitªt der fraglichen Botschaft? Im Regelfall wird es 

erforderlich sein, dass die angesprochene Zielgruppe (die Follower) den 

werblichen Charakter nicht eindeutig erkennen kann. 

 

- Wie kann eine Aufklªrung erfolgen, so dass eindeutige Erkennbarkeit des 

kommerziellen Charakters der Botschaft sichergestellt ist? 

 

Sieht man diese drei Hauptprobleme einer gerichtlichen Durchsetzung vor dem 

Hintergrund des zivilrechtlichen Instrumentariums des UWG, so ist die Frage der 

Verbrauchererwartung (und damit der eindeutigen Erkennbarkeit des kommerziellen 

Charakters) eine typische des Zivilrechts. Gleiches gilt f¿r die Frage, welche 

Aufklªrung im konkreten Fall geeignet ist, um bei der Zielgruppe eine Irref¿hrung ¿ber 

den kommerziellen Charakter entfallen zu lassen. Es handelt sich im Wesentlichen um 

die Anwendung des vom Unionsrecht geprªgten Verbraucherleitbilds, das ï soweit es 

B2C-Sachverhalte betrifft ï zentral f¿r das gesamte UWG ist. In Anbetracht des groÇen 

Know-hows der Zivilgerichte in diesem Bereich ist nicht ersichtlich, wie zusªtzliche 
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behºrdliche Befugnisse zur besseren Durchsetzung beitragen kºnnten. 

 

Problematisch f¿r die zivilrechtliche Rechtsdurchsetzung kann demgegen¿ber der 

Nachweis des kommerziellen Charakters der fraglichen Botschaft sein, der in der 

Regel auf den Nachweis der Annahme geldwerter Leistungen hinauslªuft. Denn es 

reicht nicht aus, dass populªre Influencer ï was allgemein bekannt ist ï aus ihren 

urspr¿nglich rein privaten Social-Media-Aktivitªten einen ĂBerufñ, ein kommerziell 

geprªgtes Geschªftsmodell machen. Dies muss im konkreten Fall nachgewiesen oder 

(zumindest durch Indizien) glaubhaft gemacht werden kºnnen. 

 

Andererseits ist zu bedenken, dass der werbliche Charakter beim Influencer Marketing 

hªufig leichter als in vergleichbaren Fªllen in anderen Medien erkennbar ist. Die 

Besonderheiten des Internets, insb. die K¿rze der Beitrªge, erschweren eine 

Verschleierung des kommerziellen Charakters, der nicht selten relativ Ăplumpñ zu Tage 

tritt und in den einschlªgigen Internetkreisen zumeist auch rasch diskutiert wird. 

Ermittlungsbefugnisse einer Behºrde kºnnten hier zwar zu einer noch besseren 

Aufklªrung ¿ber eventuelle Geldstrºme beitragen. Dies ist jedoch gegen eventuelle 

Nachteile abzuwªgen. So ist zu bedenken, dass die rechtliche Beurteilung der 

Internetaktivitªten der Influencer untrennbar mit der zivilrechtlichen Beurteilung der 

Schleichwerbung in anderen Medien verwoben ist, so dass bei behºrdlichen 

Kompetenzen (nur) f¿r die Influencer-Tªtigkeiten die Gefahr einer indirekten Stºrung 

des fein austarierten Gleichgewichts der zivilrechtlichen Beurteilung, insb. im 

Pressebereich, best¿nde. Eine allgemein auf Schleichwerbung in allen Medien 

bezogene Kompetenz des BKartA wªre jedoch in Anbetracht der ¿berzeugenden 

zivilrechtlichen Erfassung der Schleichwerbung gerade in der Presse nicht angebracht. 

 

(4) Befriedigende Rechtsdurchsetzung 

Bislang sind nur wenige Entscheidungen im Zivilrecht und im Medienrecht bekannt 

geworden, die sich explizit mit dem Influencer Marketing beschªftigten. Hieraus lªsst 

sich jedoch nicht der Schluss ziehen, das wettbewerbsrechtliche oder 

medienrechtliche Enforcement w¿rde versagen. Gerade im Wettbewerbsrecht zªhlen 

zum Enforcement auch die Abmahnungen (UWG) und die Beanstandungen der 

Landesmedienanstalten (RStV). Beide Durchsetzungsinstrumente werden beim 

Influencer Marketing auch eingesetzt. So wurden auf wettbewerbsrechtlicher Basis 

bereits mehrere Influencer abgemahnt und insbesondere die MA HSH ¿berpr¿ft in 

ihrem Bereich Social Media-Angebote auf WerbeverstºÇe. Dass diese Abmahnungen, 

Beanstandungen etc. nur relativ selten zu Gerichtentscheidungen f¿hren, liegt vor 

allem daran, dass die meisten der Abgemahnten eine g¿tliche Einigung vorziehen.  

 

(5) Zusammenwirken von private und public enforcement 

Die rechtliche Beurteilung des Influencer Marketings ist durch die Zweigleisigkeit der 
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einschlªgigen Rechtsgrundlagen und damit auch des Durchsetzungsinstrumentariums 

geprªgt.  

 

Die ºffentlich-rechtliche Rechtsdurchsetzung ¿ber den RStV gilt hªufig als 

Ăschwerfªlligerñ als die zivilrechtliche Rechtsdurchsetzung ¿ber das UWG mit seinem 

flexiblen, kosteng¿nstigen und raschen Unterlassungsanspruch, dessen 

Durchsetzung zumeist eine Abmahnung vorausgeht. Auch die Sanktionierung von 

VerstºÇen gegen die Trennungs- und Kennzeichnungsgebote im RStV erfolgt daher in 

der Praxis hªufig ¿ber das UWG, entweder ¿ber den Rechtsbruchtatbestand oder 

unmittelbar auf der Grundlage des Irref¿hrungsrechts. Beim Influencer Marketing 

scheint jedoch insofern eine Besonderheit zu bestehen, als dass die 

Landesmedienanstalten in diesem Bereich durchaus aktiv sind. Sie ¿berpr¿fen 

offenbar von sich aus einschlªgige Influencer-Auftritte und haben mehrere Influencer 

(zumeist erfolgreich) zur Kennzeichnung aufgefordert.  

 

Von einem nur Ăpunktuellen Vorgehenñ lieÇe sich daher nur dann sprechen, wenn man 

allein die Gerichtsverfahren ber¿cksichtigte; bei Einbeziehung von Abmahnung und 

Beanstandung erfolgt durchaus eine weitreichende Kontrolle.  

 

(6) Bedeutung von Guidelines 

Von besonderem Interesse m¿ssen zudem die flankierenden Aktivitªten der 

Landesmedienanstalten durch Guidelines erscheinen. Diese haben 2016 auf das neue 

Phªnomen des Influencer Marketing reagiert, indem sie die sog Werberichtlinien/TV 

von 2012, denen Ănormkonkretisierender Charakterñ zukommt, durch einen Katalog 

von Frequently Asked Questions (FAQs) zu Fragen der Kennzeichnung in allen Social 

Media prªzisiert haben. Diese FAQs wurden Mitte 2017 ¿berarbeitet und gezielt mit 

den betroffenen Kreisen diskutiert. Offenbar haben sie dazu gef¿hrt, dass nunmehr 

deutlich ºfter eine korrekte Kennzeichnung erfolgt. Die Landesmedienanstalten sehen 

daher zu Recht einen wesentlichen Teil ihrer Aufgabe in der breitenwirksamen 

Aufklªrung und der Prªvention. 

 

Dass konkrete Ausf¿hrungsvorschriften Rechtssicherheit gerade bei neuen 

Geschªftsmodellen wie dem Influencer Marketing zu schaffen vermºgen, zeigt sich 

auch am Beispiel anderer Staaten. So hat 2017 in den USA die FTC ihre ĂGuides 

Concerning The Use of Endorsement and Testimonials in Advertisingñ eindringlich 

Influencern ins Gedªchtnis gerufen und diese zur angemessenen Kennzeichnung von 

Werbung aufgefordert. In GroÇbritannien hat die Competition and Markets Authority 

(CMA) zusammen mit der International Consumer Protection and Enforcement 

Network (ICPEN) mehrere in dieselbe Richtung gehende Guidelines verºffentlicht. 

Auch die franzºsische Autorit® de Regulation Professionelle de la Publicite (ARPP) hat 

2017 Guidelines zum Influencer Marketing publiziert. 

 

Eine ĂUnterf¿tterungñ des zivilrechtlichen Enforcement mit Guidelines ï vorzugsweise 
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solchen von Stellen, die mit ºffentlich-rechtlichem Durchsetzungsinstrumentarium 

ausgestattet sind ï scheint daher eine sinnvolle MaÇnahme zu sein.  

 

(7) Mehrwert durch Kompetenzen des BKartA? 

In Anbetracht des effizienten Durchsetzungsinstrumentariums des UWG, seiner 

Flexibilitªt und Schnelligkeit, dem groÇen Know-how der Zivilgerichte im Bereich der 

Schleichwerbung und der bereits jetzt bestehenden Mºglichkeit, VerstºÇe auf 

ºffentlich-rechtlichem Wege, nªmlich ¿ber die Landesrundfunkanstalten, zu 

sanktionieren, besteht kein Bedarf f¿r ergªnzende Kompetenzen des BKartA. Sowohl 

die Zivilgerichte als auch die Landesmedienanstalten sind weitaus vertrauter mit der 

Materie der Schleichwerbung im Internet als es das BKartA mit seinem ganz anderen 

Ansatz wªre. 

 

 

2. Manipulierte Kundenbewertungen  

 

Kundenbewertungen sind ein wichtiger Faktor vieler Vergleichs- und 

Bewertungssportale, ohne dass sich ihre Bedeutung hierauf beschrªnkte. So finden 

sich Kundenbewertungen hªufig auch auf Websites von Unternehmen. Der besseren 

Verstªndlichkeit wegen wird dieser ĂGrundfallñ der Kundenbewertung hier gesondert 

dargestellt. 

 

a. Definition und Problem 

Kundenbewertungen gelten als effizientes Mittel f¿r Unternehmen, die eigenen 

Angaben in ihrer AuÇendarstellung, z.B. der Werbung ï die von Verbrauchern nicht 

selten als Selbstanpreisung relativiert wird ï durch Ăobjektiveñ Empfehlungen von 

Privatpersonen, die das fragliche Produkt selbst benutzt haben, glaubhafter zu 

machen. Kundenbewertungen, ĂDankschreibenñ ec. finden sich deshalb seit langem in 

der Printwerbung, haben jedoch erst durch das Internet ¿berragende Bedeutung 

erlangt. So enthalten viele Websites von Unternehmen und Dienstleistungsanbietern 

Statements, die Erfahrungen von Abnehmern mit dem fraglichen Produkt, der 

Dienstleistung oder dem Unternehmen wiedergeben. Sie sind weiter ein wichtiger 

Bestandteil vieler Vergleichs- und Bewertungsplattformen, die immer mehr 

Verbraucher bei wirtschaftlichen Entscheidungen heranziehen (s. Case Study 

Vergleichsportale/Rankings, A.III.3.), bilden jedoch innerhalb dieser eine eigene 

Fallgruppe.  

 

Ein GroÇteil dieser Kundenbewertungen ist genuin und stellt eine echte 

Entscheidungshilfe dar. Gerade im Internet findet sich jedoch auch ein nicht 

unerheblicher Anteil ï angeblich 20-30 % - von manipulierten Belobigungen; bei 
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Amazon soll jede f¿nfte Bewertung ein ĂFakeñ sein.325 Die Manipulation ist dabei auf 

verschiedene Weise mºglich, etwa indem Anbieter (oder ihre Angestellten) selbst ihre 

eigenen Produkte und Leistungen zielgerichtet positiv bewerten ï meist hinter 

Pseudonymen oder anonym (sog. Stealth-Marketing) oder indem sie positive 

Bewertungen von Dritten kaufen, mitunter von hierauf spezialisierten Agenturen (sog. 

Astroturfing). ¦ber Agenturen werden in den sozialen Netzwerken offenbar auch 

automatische Nutzerprofile erstellt und angemeldet, um mittels positiver, betont 

Ăprivaterñ Statements den Anschein einer unabhªngigen MeinungsªuÇerung zu 

erzeugen.326 

 

Eine Manipulation von Kundenbewertungen kann jedoch auch dann vorliegen, wenn 

die auf der Website des Unternehmens eingestellten Bewertungen genuin sind, 

negative Bewertungen jedoch unterdr¿ckt werden und dadurch insgesamt der falsche 

Eindruck einer durchgªngig positiven (oder doch positiveren) Bewertung 

hervorgerufen wird. Letzteres ist insbesondere dann mºglich, wenn eine einprªgsame 

Kurzfassung auf einer vorgegebenen Skala der Kundenzufriedenheit erfolgt, die dann 

plakativ in Symbole (z.B. Sterne) umgesetzt wird.  

 

Aus Verbrauchersicht sind alle diese Formen der Ăgefaktenñ oder unrichtigen 

Produktbewertung ein Problem. Denn f¿r Verbraucher stellen Kundenbewertungen 

eine wichtige Informationsquelle im Vorfeld einer Kaufentscheidung dar, die ergªnzend 

zu Testberichten, persºnlichen Empfehlungen und der Werbung des Unternehmens 

tritt. 327  Manipulierte Produktbewertungen sind daher geeignet, die 

Entscheidungsgrundlage des Verbrauchers signifikant zu verfªlschen. Die 

Auswirkungen sind besonders gravierend, weil Kundenbewertungen hªufig zugleich 

ein Parameter von Rankings auf Vergleichsportalen sind und auch diese ï sofern hierin 

manipulierte Bewertungen einflieÇen ï insgesamt verfªlschen. Sie werden daher nicht 

nur in Deutschland328 als eines der ungelºsten Probleme des Verbraucherschutzes 

angesehen.329  Sie verletzen jedoch auch die Interessen der Unternehmen, deren 

Angebote wegen der Manipulationen ihrer Mitbewerber mºglicherweise nicht zum 

Zuge kommen. 

 

                                            
325  Zu Amazon vgl. http://www.stern.de/wirtschatt/news/amazon--jede-fuenfte-bewertung-soll-ein-fake-sein---so-

schuetzen-sie-sich-7610734.html; aus der Literatur etwa Heermann, WRP 2014, 509; Ahrens/Richter, WRP 2011, 

814. Vgl. auch den Jahresbericht der Wettbewerbszentrale von 2016, 55 sowie HTTP://EC. 

Europa.eu/consumer/sweeps/index_en.html. 
326 Inzwischen soll es einen regelrechten Markt f¿r die Manipulation von online-Bewertungen geben, vgl. SZ vom 

4.9.2017, S. 20 (ĂSterne, die niemand verdient hatñ). 
327  Am meisten Vertrauen bringt der Verbraucher ihm persºnlich bekannten Personen entgegen sowie 

Warentestberichten. Aber auch Vergleichsportale ï in denen Kundenbewertung ein wichtiger Faktor sind ï 

genieÇen hohes Vertrauen. So halten 68 % der Nutzer Vergleichsportale wie Verivox.de oder check24.de f¿r 

vertrauensw¿rdig, vgl. https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Verbraucher-vertrauen-in-Finanzfragen-

auf-Online-Portale.html. 
328  Zur Situation in GroÇbritannien vgl. etwa https://www.gov.uk/government/news/international-effort-to-tackle-

misleading-online-reviews. 
329 Vgl. etwa Micklitz in: Micklitz/Reisch/Joost/Zander-Hayat, Verbraucherrecht 2.0 - Verbraucher in der digitalen 

Welt, 2017, S.26; Zu Kundenbewertungen auf ebay Hoeren, CR 2005, 498. 

https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=m_sm1eQ3n_15T1oaca5czhIjM2tUqsuwLOoKZ-CAEDQNi4y-2djUCA..&URL=https%3a%2f%2fwww.gov.uk%2fgovernment%2fnews%2finternational-effort-to-tackle-misleading-online-reviews
https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=m_sm1eQ3n_15T1oaca5czhIjM2tUqsuwLOoKZ-CAEDQNi4y-2djUCA..&URL=https%3a%2f%2fwww.gov.uk%2fgovernment%2fnews%2finternational-effort-to-tackle-misleading-online-reviews
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b. Beurteilungsgrundlagen 

 

Die Beurteilung von manipulierten Kundenbewertungen erfolgt im deutschen Recht vor 

allem auf der Grundlage des UWG, d.h. auf der Grundlage von Ä 3 Abs. 3 UWG i.V.m. 

Nr. 11 und Nr. 23 des UWG-Anhangs; Ä 5 Abs.1 und 2 UWG; Ä 5a Abs. 6 UWG; Ä 6 

TMG i.V.m. Ä 3a UWG. 

 

c. Beurteilung nach UWG 

(1) Vorliegen einer geschäftlichen Handlung, § 2 Nr. 1 UWG 

Wie jede Anwendung des UWG setzt auch die Beurteilung von manipulierten 

Produktbewertungen zunªchst voraus, dass es um eine geschªftliche Handlung im 

Sinne von Ä 2 Nr. 1 UWG geht. Erforderlich ist also ein Verhalten zugunsten des 

eigenen oder eines fremden Unternehmens, das objektiv mit der Absatzfºrderung 

zusammenhªngt. 

 

Beim Unternehmen, das auf seine Website Kundenbewertungen bez¿glich seines 

eigenen Angebots einstellt ï seien diese nun genuin oder gefªlscht ï, sind diese 

Voraussetzungen stets erf¿llt. Derartige Praktiken bestªrken das Vertrauen der 

potentiellen Abnehmer in das Produkt und dienen daher objektiv der 

Absatzfºrderung.330  Die Situation entspricht also gerade nicht der eines 

Plattformbetreibers, der mºglicherweise lediglich den Austausch von Meinungen 

bewerkstelligt und ansonsten neutral ist;331 vielmehr wird hier zugunsten des eigenen 

Unternehmens und des eigenen Absatzerfolgs gehandelt. 

 

Kundenbewertungen im Netz stammen zumeist von Privatpersonen. Auch 

Privatpersonen kºnnen dem UWG unterliegen, wenn sie eine geschªftliche Handlung 

vornehmen332 . Da dies aber eher die Ausnahme ist, spricht auch bei 

Kundenbewertungen zunªchst einmal eine Vermutung f¿r ein rein privates und nicht 

geschªftliches Handeln. Diese Vermutung verkehrt sich allerdings in das Gegenteil, 

wenn Indizien daf¿r vorliegen, dass die Privatperson bewusst fremden Wettbewerb 

fºrdert. Wie allgemein ist eine Annahme von Geld oder erheblichen geldwerten 

Leistungen im Gegenzug f¿r eine positive Bewertung das wichtigste Indiz f¿r das 

Vorliegen einer geschªftlichen Handlung333  (und zugleich einer Ăkommerziellen 

Kommunikationñ im Sinne von Ä 6 TMG). 

 

Zweifelsfªlle ergeben sich etwa dann, wenn die Privatperson tatsªchlich das fragliche 

Produkt benutzt oder die Dienstleistung in Anspruch genommen, jedoch gewisse 

                                            
330 Vgl. statt aller Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 2 Nr. 1 Rn. 2 ff. 
331 Dazu ausf¿hrlich die Case Study Vergleichsportale/Rankings, A.III.3. 
332 Ausf¿hrlich Henning-Bodewig, GRUR 2013, 26; Henning-Bodewig, WRP 2017, 1415; B¿scher, GRUR 2017, 

433. 
333 Ausf¿hrlich dazu die Case Study Influencer Marketing A.III.1. 
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geldwerte Leistungen erhalten hat. Als i.d.R. unbedenklich kann ein lediglich 

mittelbarer Vorteil angesehen werden, z.B. wenn ĂGoogle Mapsñ f¿r besonders 

sorgfªltige Restaurantbewertungen Punkte vergibt, die einen Ălocal guideñ zu (nicht mit 

dem bewerteten Unternehmen zusammenhªngenden) Vorteilen berechtigen.334 

Setzen die bewerteten Unternehmen hingegen selbst Anreize, etwa indem dem Gast 

eines Restaurants ein Abendessen oder Getrªnke in der Hoffnung auf eine positive 

Bewertung spendiert oder aber Produkte kostenlos zum Testen zur Verf¿gung gestellt 

werden, so wird es stark auf die Umstªnde des Einzelfalles ankommen. Eine Rolle 

kann spielen, wie wertvoll die Zuwendung ist und wie deutlich die Erwartungshaltung 

in Bezug auf eine positive Bewertung zum Ausdruck gebracht wird. Wie bei den 

Influencern (dazu unter A.III.1.) lªsst sich allgemein nur sagen: Je hºher der Wert des 

ĂGeschenksñ ist und je stªrker die Erwartungshaltung in Richtung auf eine 

Verpflichtung geht, desto mehr spricht f¿r das Vorliegen einer geschªftlichen Handlung.  

 

Wird aus den Bewertungen ein Geschªftsmodell gemacht, auch wenn dieses einer 

urspr¿nglich rein privaten Tªtigkeit entspringt, so ist jedenfalls von einer geschªftlichen 

Handlung auszugehen. Personen oder Agenturen, die fingierte Bewertungen 

verfassen und Unternehmen zum Zwecke der Einstellung auf deren Website anbieten, 

sind zumeist selbst Unternehmer i.S.v. Ä 2 Nr. 6 UWG. Auch wenn sie z.B. Ăfakeñ Blogs 

erstellen, gefªlschten Eintrªge bei Wikipedia machen etc., fºrdern sie deshalb sowohl 

den eigenen Absatz als auch den ihres Auftraggebers. 

 

Auch die Betreiber von Online-Plattformen, auf die Kundenbewertungen eingestellt 

werden, handeln im geschªftlichen Verkehr, wenn sie hierdurch ihr eigenes 

Geschªftsmodell fºrdern.335 Auf diese Problematik wird im Rahmen der Case Study 

Vergleichssportale noch ausf¿hrlich eingegangen werden - im Folgenden geht es 

ausschlieÇlich um Kundenbewertungen, die auf die Website des Unternehmens selbst 

einstellt sind. 

 

(2) Gefälschte Kundenbewertungen 

i. Tarnung als Information, Nr. 11 des UWG-Anhangs i.V.m. § 3 Abs. 3 UWG 

Nr. 11 des UWG-Anhangs enthªlt ein sog. per se-Verbot, d.h. einen Tatbestand, 

dessen Erf¿llung gemªÇ Ä 3 Abs. 3 UWG stets unzulªssig ist. Danach ist unlauter der 

vom Unternehmer finanzierte Einsatz redaktioneller Inhalte zu Zwecken der 

Verkaufsfºrderung, ohne dass sich dieser Zusammenhang aus dem Inhalt oder aus 

der Art der optischen oder akustischen Darstellung eindeutig ergibt. 

 

Dieser kurz Ăals Information getarnte Werbungñ bezeichnete Tatbestand setzt das 

                                            
334  Zu google maps und local guides vgl. https://maps.google.com/localguides; 

https://maps.google.com/localguides/howto?scrollTo=points; https://support.google.com/local-

guides/answer/6225851?hl=de. 
335 Vgl. dazu etwa B¿scher, GRUR 2017, 43 und die Case Study Vergleichsportale A III 3. 

https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=ym22v4hDo1mgAnHgXxn618NaV4OjLZpXMFrYRCLCW4YnIGZRCmvVCA..&URL=https%3a%2f%2fsupport.google.com%2flocal-guides%2fanswer%2f6225851%3fhl%3dde
https://webmail.ip.mpg.de/owa/redir.aspx?C=ym22v4hDo1mgAnHgXxn618NaV4OjLZpXMFrYRCLCW4YnIGZRCmvVCA..&URL=https%3a%2f%2fsupport.google.com%2flocal-guides%2fanswer%2f6225851%3fhl%3dde
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Vorliegen eines redaktionellen Inhalts voraus. Er ist also vor allem auf die Medien 

(Presse, Rundfunk, Tele-Mediendienste) zugeschnitten und erfasst Internetbeitrªge 

nur dann, wenn diese einen zumindest redaktionsªhnlichen Charakter aufweisen. Aus 

der Sicht eines Durchschnittsadressaten muss also eine objektive, neutrale 

Berichterstattung, die von einer Redaktion aufbereitet wurde, vorliegen. Nach 

allgemeiner Meinung erf¿llen Kundenbewertungen diese Voraussetzung nicht.336 

 

Eine analoge Anwendung scheidet wegen des Charakters als per se-Verbot aus. 

 

ii. Auftreten als Verbraucher, Nr. 23 des UWG-Anhangs i.V.m. § 3 Abs. 3 UWG 

 

Nr. 23 des UWG-Anhangs verbietet die Ăunwahre Angabe oder das Erwecken des 

unzutreffenden Eindrucks, der Unternehmer sei Verbraucher oder nicht f¿r Zwecke 

seines Geschªfts, Handels, Gewerbes oder Berufs tªtigñ. 

 

Untersagt ist also die Verschleierung unternehmerischen Handels, wobei der Zweck 

im Schutz vor der Irref¿hrung ¿ber den gewerblichen Charakter eines Angebots liegt. 

Obgleich Nr. 23 damit auf den ersten Blick wie zugeschnitten zu sein scheint auf 

fingierte Kundenbewertungen, d.h. Statements, die fªlschlicherweise den Anschein 

erwecken, von einem Verbraucher zu stammen, ist die Subsumtion von gekauften 

Produktbewertungen im Internet (ĂAstroturfingñ) hierunter umstritten. In den Leitlinien 

zu Umsetzung der Richtlinie 2005/29/EG wird die Anwendung von Ziffer 22 der 

Richtlinie (die Nr. 23 des UWG-Anhangs entspricht) zwar uneingeschrªnkt bejaht337: 

in der deutschen Literatur hingegen ¿berwiegend verneint.338 Zur¿ckzuf¿hren ist dies 

darauf, dass Ziffer 22 der UGP-Richtlinie keineswegs eindeutig ist, sondern - wie auch 

andere Tatbestªnde der Ăschwarzen Listenñ - verschiedene Interpretationen zulªsst. 

So ist offen, ob die Anwendung auf ĂAngeboteñ beschrªnkt ist und ob dieses Merkmal 

bei gefªlschten Kundenbewertungen vorliegt. Da die per se-Tatbestªnde des UWG-

Anhangs keiner Analogie zugªnglich sind, hªngt die Anwendung von Nr. 23 des UWG-

Anhangs von dieser Frage ab. 

 

                                            
336 Vgl. OLG Hamburg, 16.11.2011, Az. 5 U 58/11, WRP 2012, 476; Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Nr. 11 

UWG-Anhang i.V.m. Ä 3 Abs. 3 Rn. 32; Heermann, WRP 2014, 509. Ob die mit dem Richtlinienvorschlag vom 

11.4.2018, COM (2018) 185 endg. angestrebte  nderung von Nr. 11 der Richtlinie 2005/29/EG eine 

Interpretationsªnderung mit sich bringen w¿rde, ist unklar. 
337  Leitlinien zur Umsetzung/Anwendung der Richtlinie 2005/29/EG ¿ber unlautere Geschªftspraktiken vom 

25.5..2016; COM (2016), S. 158: ĂWenn ein dritter Gewerbetreibender gefªlschte Bewertungen im Namen von 

Verbrauchern verºffentlicht (oder Bewertungsagenturen f¿r den elektronischen Handel damit beauftragt), verstºÇt 

er gegen Anhang I 22 der Richtlinie (verbotenes fªlschliches Auftreten als Verbraucher). Entsprechend m¿ssen alle 

Bewertungen, die ein Gewerbetreibender als von Verbrauchern bereitgestellte Informationen darstellt, tatsªchliche 

Meinungen, Feststellungen, Ansichten oder Erfahrungen echter Verbraucher seinñ. 
338 Vgl. etwa Frank in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Nr. 23 UWG-Anhang i.V.m. Ä 3 Abs. 3 

Rn. 1 ff.; Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Nr. 23 UWG-Anhang i.V.m. Ä 3 Abs. 3 Rn. 64; Alexander in: 

Micklitz/Rott, M¿KoUWG, 2014, Nr. 23 Anhang-UWG i.V.m. Ä 3 Abs. 3 Rn. 1 ff. und die dort angegebene Literatur; 

a.A. z.B. Ahrens/Richter, WRP 2011, 814. 
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Im Ergebnis hat dieser Auslegungsstreit jedoch kaum praktische Konsequenzen. Eine 

Reduzierung des Rechtsschutzes erfolgt auch dann nicht, wenn man Nr. 23 des UWG-

Anhangs f¿r unanwendbar hªlt. Die Tatbestªnde des UWG-Anhangs sind 

Prªzisierungen der ÄÄ 4a, 5, 5a UWG, also der allgemeinen Verbote der irref¿hrenden 

und aggressiven Geschªftspraktiken. Wie die nachfolgenden Ausf¿hrungen zeigen, ist 

das Problem der fingierten Produktbewertungen jedoch ohne erkennbare Probleme 

¿ber diese Grundtatbestªnde, insbesondere ¿ber Ä 5a Absatz 6 UWG, erfassbar. Der 

einzige Unterschied besteht darin, dass ein VerstoÇ gegen die per se-Tatbestªnde 

Ăohne weiteresñ unlauter ist, wªhrend bei den Grundtatbestªnden Auswirkungen auf 

das Entscheidungsverhalten der Verbraucher hinzukommen m¿ssen. Diese sind bei 

gefªlschten Kundenbewertungen jedoch in aller Regel gegeben. 

 

iii. Irreführung über den kommerziellen Charakter, § 5a Abs. 6 UWG 

 

Nach allgemeiner Auffassung unterfallen angeblich von Privatpersonen stammende 

Kundenbewertungen, die jedoch in Wahrheit entweder vom Unternehmen selbst 

erstellt oder aber in dessen Auftrag durch Dritte gefertigt wurden ï jedenfalls nicht von 

der Person herr¿hren, die sie angeblich unabhªngig verfasst hat ï dem 

Irref¿hrungsverbot nach Ä 5a Abs. 6 UWG.339  Diese Vorschrift verbietet alle 

geschªftlichen Handlungen, die den kommerziellen Zweck nicht kenntlich machen, 

sofern sich dieser nicht unmittelbar aus den Umstªnden ergibt und die 

Nichtkenntlichmachung geeignet ist, den Verbraucher zu einer geschªftlichen 

Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hªtte.340 

 

(a) Erwartungshaltung an Kundenbewertungen 

 

Entscheidend f¿r die Anwendung von Ä 5a Abs. 6 UWG ist, dass der Eindruck eines 

nichtkommerziellen Handelns erweckt wird, wªhrend in Wahrheit eine geschªftliche 

Handlung vorliegt. Ob dies der Fall ist, hªngt wiederum davon ab, welche Erwartungen 

der Nutzer hat, wenn er ĂKundenbewertungenñ etc. auf der Website eines 

Unternehmens (zum Beispiel eines Hotels) oder auf einer Plattform (z.B. Amazon, 

TripAdvisor) vorfindet. Auszugehen ist dabei vom europªischen Leitbild eines 

durchschnittlich informieren und verstªndigen, situationsbedingt aufmerksamen 

Verbrauchers der angesprochenen Verkehrskreise.341  Eine groÇe Rolle spielt 

regelmªÇig, in welchem Kontext sich die Kundenbewertung konkret findet, 

insbesondere ob der Eindruck, es handele sich um einen Ăechtenñ Erfahrungsbericht 

                                            
339 Vgl. Heermann, WRP 2014, 509; Ahrens/Richter, WRP 2011, 814; Lichtnecker, GRUR 2013, 135; Sosnitza in: 

Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 5a Rn. 134. 
340  Hierunter fallen alle Fªlle der Verschleierung des kommerziellen Charakters, zB bei wissenschaftlichen 

Gutachten; Streitfªlle im Zusammenhang mit den Medien haben allerdings die meisten Entscheidungen 

hervorgerufen; vgl. Frank in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 5a, Rn. 237 ff. 
341 Dieses sog. europªische Verbraucherleitbild liegt der stªndigen Rechtsprechung des BGH seit der Entscheidung 

BGH, 20.10.1999, Az. I ZR 167/97, GRUR 2000, 619 ï Orient-Teppiche zugrunde; vgl. etwa Sosnitza in: 

Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 5, Rn. 112 ff. 
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durch zusªtzliche Umstªnde verstªrkt wird. So hat das OLG D¿sseldorf342  z.B. die 

Angabe Ăgarantiert echte Kundenbewertungenñ auf einer Website als irref¿hrend 

angesehen, da eine Verlinkung zu einem Bewertungsportal, auf dem positive 

Bewertungen gegen¿ber neutralen und negativen Bewertungen bevorzugt wurden, 

erfolgt war. 

 

Vereinzelt wird in der Literatur343 das Vorliegen einer generellen Verbrauchererwartung 

an die ĂEchtheitñ von Kundenbewertungen bezweifelt, im Wesentlichen mit dem 

Argument, dass der verstªndige Verbraucher einen gewissen Prozentsatz 

manipulierter Bewertungen in Rechnung stelle und auf bestimmte, regelmªÇig in 

Fªlschungen zu findende Umstªnde (¿bertriebene Lobpreisungen, wenig 

differenzierende Bemerkungen) ohnehin mit Skepsis reagiere. 

 

Ganz ¿berwiegend wird jedoch davon ausgegangen, dass ï sofern nicht eine 

eindeutige Klarstellung erfolgt - als ĂKundenbewertungñ bezeichnete Statements vom 

Durchschnittsadressaten auch so aufgefasst werden, nªmlich als echte 

Erfahrungsberichte von Kªufern des Produkts oder Nutzern der Dienstleistung, 

jedenfalls nicht als bezahlte Statements.344  Auch unter Zugrundelegung der 

Rechtsprechung zur Verschleierung von Provisionen bei Vergleichsplattformen (s. 

dazu Case Study Vergleichsportale) d¿rfte kein Zweifel bestehen, dass die Ausgabe 

kommerzieller Statements als Kundenbewertung etc. irref¿hrend im Sinne von Ä 5a 

Abs. 6 UWG ist. Denn hierdurch soll zumindest indirekt der Verbraucher zum 

Vertragsschluss mit dem positiv bewerteten Unternehmen animiert werden; dass der 

Bewertende f¿r sich selbst keinen Vertragsschluss anstrebt, spielt insofern keine Rolle. 

 

Auszugehen ist also davon, dass das abstrakte Wissen, dass ein nicht unerheblicher 

Teil der Kundenbewertungen gefªlscht sein kºnnte, nicht eine Irref¿hrung im konkreten 

Fall verhindert, zumal auch Ăechteñ Bewertungen mitunter simplifizierend und 

anpreisend (ĂgroÇartigñ, etc.) sein kºnnen. Dies gilt nat¿rlich erst recht, wenn 

zusªtzliche Umstªnde die Verbraucherwartung in Richtung Echtheit lenken, d.h. wenn 

diese etwa als Ăunsere Kunden sagen éñ bezeichnet werden. 

 

Eine Verbraucherwartung besteht daher zumindest insofern, als dass als 

ĂKundenbewertungñ bezeichnete  uÇerungen nicht vom Anbieter oder seinen 

Angestellten selbst, von daf¿r beauftragten Dritten oder von einer zwar tatsªchlich 

¿ber einschlªgige Produkterfahrungen verf¿genden, jedoch f¿r die Bewertung 

bezahlten Privatperson stammen. Auf der Grenze mºgen Sachverhaltskonstellationen 

liegen, in denen dem Bewertenden gewisse ĂAnreizeñ zur Erstellung der Bewertung 

gegeben werden. Im Wesentlichen wird es sich um Sachverhaltskonstellationen 

handeln, bei denen schon keine auf der Hand liegenden Indizien f¿r eine geschªftliche 

Handlung bestehen (s. oben), etwa wenn nur sehr mittelbare Vorteile eingerªumt 

                                            
342 OLG, 19.02.2013, Az. I-20 U 55/12, MMR 2013, 95 - Irref¿hrende Kundenbewertungen auf Bewertungsportal. 
343 Vgl. dazu etwa Heermann, WRP 2014, 509, 513; Ahrens/Richter, WRP 2011, 814. 
344 Dazu etwa Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 5a Rn. 3.34 ff. 
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werden. In derartigen Fªllen ist auch die Verbraucherwartung anhand der Umstªnde 

des Einzelfalles sorgfªltig zu pr¿fen.345 

 

(b)  Umstªnde, die den kommerziellen Charakter unmittelbar erkennen lassen 

 

Ä 5a Abs. 6 UWG schreibt nicht vor, welche Umstªnde genau vorliegen m¿ssen, damit 

der verstªndige Durchschnittsadressat erkennen kann, dass es sich um eine 

kommerzielle Kommunikation und nicht um eine echte Kundenbewertung handelt. Da 

gerade Internetseiten hªufig verwirrend viele parallele Angaben aufweisen, denen der 

Nutzer selten groÇe Aufmerksamkeit widmet, sind die Anforderungen an eine deutliche 

Kennzeichnung hoch. Relativierungen (etwa versteckte Hinweise darauf, dass 

Angestellte das Produkt bewertet haben) sind jedenfalls dann nicht ausreichend, wenn 

zuvor die Erwartung an die Echtheit durch blickfangmªÇig hervorgehobene 

¦berschriften in eine bestimmte Richtung gelenkt wird.346 Dies gilt umso mehr, wenn 

die Bewertungen in vereinfachter Form auf einer Skala zusammengefasst und durch 

Symbole (ĂSterneñ etc.) blickfangmªÇig herausgestellt werden.  

 

(c)  Relevanz f¿r das Verbraucherverhalten 

 

Kundenbewertungen sind f¿r die Entscheidungsfindung der Verbraucher von 

erheblicher Bedeutung.347  Sie sind daher geeignet, den Verbraucher zu einer 

Konsumentscheidung zu veranlassen, die er anderenfalls nicht getroffen hªtte.348 

 

iv. Kennzeichnung als kommerzielle Kommunikation gemäß § 6 TMG i.V.m. § 3a 

UWG 

Kommerzielle Kommunikationen im Internet sind gemªÇ Ä 6 TMG eindeutig als solche 

zu kennzeichnen. Erwecken Kundenbewertungen den Eindruck einer persºnlichen, 

unabhªngigen Einschªtzung, wªhrend sie in Wahrheit vom Unternehmen selbst oder 

daf¿r bezahlten Dritten (oder Kunden) stammen, liegt nicht nur ein VerstoÇ gegen das 

UWG, sondern auch gegen das TMG vor. Auch versteckte Hinweise wie #ad oder 

#sponsored, die auf eine Bezahlung hinweisen kºnnten, reichen zur eindeutigen 

Kennzeichnung nicht aus.349 Dies gilt insbesondere dann, wenn Begleitumstªnde ï 

wie zum Beispiel die Einordnung unter der Rubrik ĂKundenbewertungenñ - den 

Charakter der Unabhªngigkeit vom Unternehmen betonen. Die Anforderungen an 

Missverstªndnisse ausschlieÇende Hinweise sind also hoch und unterscheiden sich 

                                            
345  Die Leitlinien zur Umsetzung/Anwendung der Richtlinie 205/29/EG ¿ber unlautere Geschªftspraktiken vom 

25.4.2016, COM (2016) legen (beim Influencer Marketing) auch hier einen strengen MaÇstab an. Erwªhnt wird 

etwa ein kostenloser Urlaub durch Reiseveranstalter f¿r Blogger als Gegenleistung f¿r positive Bewertung (S. 162). 
346  Die rechtliche Bewertung erfolgt hier in etwa wie bei der sog. Blickfangwerbung; dazu etwa Sosnitza in: 

Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 5 Rn. 133 ff. 
347 Ausf¿hrlich (zur Situation in GroÇbritannien) etwa https://www.gov.uk/government/news/international-effort-to-

tackle-misleading-online-reviews. 
348 Relativierend Heermann, WRP 2014, 509; Ahrens/Richter, WRP 2011, 814. 
349 Die Situation ist hier vergleichbar mit dem sog. Influencer Marketing; ausf¿hrlich dazu unter A.III.1.  



3Ȣ ρρρ 

 

nicht von denen des Ä 5a Abs. 6 UWG. 

 

Ä 6 TMG stellt nach allgemeiner Auffassung eine sogenannte Marktverhaltensregel dar, 

die den Interessen der Verbraucher dient.350  Ein VerstoÇ hiergegen ist daher 

grundsªtzlich ¿ber Ä 3a UWG in das UWG einbezogen. In Anbetracht der Verbreitung 

von Kundenbewertungen gerade im Internet und ihrer Bedeutung f¿r die 

Entscheidungsfindung der Verbraucher liegt stets eine erhebliche Beeintrªchtigung 

des Marktes vor. 

 

v. Unterdrücken negativer Bewertungen, § 5 Abs. 1 und 2 UWG 

 

Ein verzerrtes Bild von Kundenbewertungen kann nicht nur dann entstehen, wenn 

angebliche Kundenbewertungen vom Unternehmen selbst oder daf¿r bezahlten 

Dritten stammen, sondern auch dann, wenn zwar Ăechteñ positive Bewertungen auf die 

Website des Unternehmens eingestellt werden, nicht jedoch negative Bewertungen. 

Eine derartige Auswahl von Bewertungen vermag jedenfalls dann eine Irref¿hrung des 

Verbrauchers darzustellen, wenn (angeblich) aus allen Bewertungen ein Durchschnitt 

ermittelt wird und dieser wiederum anhand von ĂSternenñ etc. dargestellt ist oder aber 

wenn die Bewertungen (in ihrer Gesamtheit) in die Rankings und Empfehlungen auf 

Vergleichsportalen einflieÇen. 

 

Zwar wird wohl bez¿glich der Reihenfolge und optischen Gestaltung von positiven 

Bewertungen auf der Website eines Unternehmens keine absolute Objektivitªt 

erwartet; insofern d¿rfte unterstellt werden, dass die Stimmen von besonders 

zufriedenen Nutzern hervorgehoben werden. Gleiches gilt, wenn es sich erkennbar um 

eine Auswahl positiver Statements handelt. Erweckt die Liste der Kundenbewertungen 

jedoch den Eindruck der Vollstªndigkeit, so kann die Nichtber¿cksichtigung kritischer 

Stimmen einen irref¿hrenden Gesamteindruck ergeben, da die Verbraucher dann zu 

Unrecht von einer insgesamt positiven Einschªtzung ausgehen. Das OLG 

D¿sseldorf351  hat dies sogar dann bejaht, wenn mit Ăgarantiert echten 

Kundenmeinungenñ geworben wird, die (genuinen) positiven Bewertungen aber sofort 

freigeschaltet werden, wªhrend neutrale und negative Bewertungen erst nach einer 

intensiven Pr¿fung auf rechtswidrige oder anstºÇige Inhalte (mit Mºglichkeit der 

Lºschung und danach einem eventuell stattfindenden Schlichtungsverfahren) 

eingestellt werden. Nach Ansicht des Gerichts bewirkt bereits diese Verzºgerung ein 

verzerrtes Bewertungsbild. 

 

                                            
350 Dazu unter A.I.1.c. 
351  OLG D¿sseldorf, 19.02.2013, Az. I-20 U 55/12, MMR 2013, 595 - Irref¿hrende Kundenbewertungen auf 

Bewertungsportal. Es ging um einen VerstoÇ gegen Ä 11 I Nr. 11 HWG, nach dem Werbung f¿r Heilmittel mit 

 uÇerungen Dritter unzulªssig ist, wenn diese missbrªuchlich, irref¿hrend oder abstoÇend ist. 
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(3) Prüfungspflichten bezüglich Kundenbewertungen 

 

Bei Vergleichs- und Bewertungsportalen (dazu unter A.III.3.) ist hªufig umstritten, ob 

es zur Verantwortung des Plattformbetreibers zªhlt, von Dritten stammende 

Kundenbewertungen auf ihre Richtigkeit hin zu ¿berpr¿fen und gegebenenfalls von 

der Onlineplattform zu entfernen. Diese mittelbare Verantwortung wirft komplizierte 

rechtliche Fragen auf. Bei Kundenbewertungen, die ein Unternehmer auf seine 

Website aufnimmt, stellen sich Fragen einer zumutbaren Pr¿fungspflicht dagegen 

nicht. Denn anders als ein Plattformbetreiber ist derjenige, der zu Zwecken der 

Absatzfºrderung  uÇerungen Dritter (Dankesschreiben, Kundenbewertungen) in 

seinen AuÇenaufritt einbezieht, grundsªtzlich f¿r deren Inhalt verantwortlich, d.h. er 

macht sich diese  uÇerungen bei seiner geschªftlichen Prªsentation Ăzu eigenñ352 . 

Werden in einer Kundenbewertung also zum Beispiel die Eigenschaften des Produktes 

wahrheitswidrig beschrieben, so ist dies so zu sehen, als habe der Unternehmer selbst 

dieser Angabe gemacht. 

 

Eine mittelbare Pr¿fungspflicht kºnnte daher nur bez¿glich des Aspekts, ob die positive 

Bewertung tatsªchlich von einem Kunden stammt, der das Produkt benutzt hat, 

bestehen. Diese Sachverhaltskonstellation d¿rfte nach der Lebenserfahrung jedoch 

bei reinen Kundenbewertungen (ohne Vergleichscharakter) vernachlªssigbar sein. 

 

d. Zusammenfassung und Bewertung: Bestehen Enforcement-

Defizite? 

(1) Rechtsgrundlagen 

Ein Unternehmer ist nicht verpflichtet, auf seine Website Kundenbewertungen 

einzustellen. Tut er dies jedoch, so m¿ssen diese Statements Ăechtñ sein, d.h. 

tatsªchlich von Personen, die das Produkt benutzt haben, stammen. Handelt es sich 

um erfundene oder vom Unternehmer beeinflusste positive Bewertungen, so wird 

hierin regelmªÇig eine Irref¿hrung nach Ä 5a Abs. 6 UWG und Ä 5 Abs. 1 UWG liegen. 

Ob dies auch gilt, wenn der Unternehmer auf seine Website (genuine) positive 

Bewertungen einstellt, negative aber nicht aufnimmt, hªngt von den Umstªnden des 

Einzelfalls ab. Jedenfalls dann, wenn durch die Prªsentation der Kundenbewertungen 

der Eindruck erweckt wird, es lªgen ausschlieÇlich positive Bewertungen vor ï 

insbesondere wenn hieraus plakative Kurzbewertungen, zum Beispiel in Form von 

Sternen, erstellt werden ï kann auch das Unterdr¿cken negativer Bewertungen 

(Reklamationen etc.) irref¿hrend sein. 

 

Es besteht kein Grund zur Annahme, dass die Rechtsgrundlagen im UWG f¿r die 

Beurteilung beider Varianten der manipulierten Kundenbewertung nicht ausreichten. 

Die Irref¿hrungsvorschriften des UWG sind medien¿bergreifend und die Ä5, 5a UWG 

                                            
352 Sosnitza in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 5 Rn. 207. 
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erfassen ohne erkennbare Probleme auch Sachverhalte wie Kundenbewertungen im 

Internet. Es handelt sich dabei um hªufig im Irref¿hrungsrecht zu findende 

Rechtsfragen, mit denen die Zivilrechte besonders vertraut sind.  

(2) Rechtsanwendung 

Es liegen bislang relativ wenige Entscheidungen zu Ăgefaktenñ positiven 

Kundenbewertungen vor; die bisherigen Entscheidungen im Bereich der 

Kundenbewertungen fokussieren vielmehr auf das Problem der Verantwortung des 

Plattformbetreibers f¿r negative, herabsetzende Bewertungen353( dazu unter A.III.3.). 

Nennenswerte Schwierigkeiten bei der Rechtsanwendung lassen sich jedoch nicht 

erkennen. Zwar werden in der Literatur vereinzelt Zweifel angemeldet, ob in Anbetracht 

der erheblichen Anzahl von gefªlschten Kundenbewertungen im Internet noch eine 

generelle Verbrauchererwartung an deren Objektivitªt, Neutralitªt, Authentizitªt 

besteht. Ganz ¿berwiegend wird dies jedoch bejaht, was auch der Rechtsprechung zu 

Manipulationen bei Bewertungsportalen entspricht.  

 

Das zur Verf¿gung stehende Sanktionsinstrumentarium des UWG, insb. der im 

einstweiligen Verf¿gungsverfahren durchsetzbare Unterlassungsanspruch, die 

weitreichende Regelung der Aktiv- und Passivlegitimation sind grundsªtzlich auch zur 

Unterbindung von UWG-VerstºÇen im Zusammenhang mit Kundenbewertungen 

geeignet und entsprechen den Bed¿rfnissen der Praxis. 

(3) Ermittlungsschwierigkeiten 

Die Rechtsdurchsetzung de lege lata wird jedoch dadurch erschwert, dass bei 

manchen Kundenbewertungen zwar der Verdacht einer Manipulation naheliegen mag 

(zum Beispiel bei wenig spezifizierenden und werbemªÇig lobpreisenden 

Bewertungen), der f¿r eine Unterlassung erforderliche Nachweis- oder die f¿r eine 

einstweilige Verf¿gung erforderliche Glaubhaftmachung ï jedoch wegen mangelnder 

Kenntnisse der hªufig in der Sphªre des Unternehmens liegenden genauen Umstªnde 

nicht mºglich ist (ausf¿hrlich dazu unter A.I.2.d.(6)). Anders als beim Influencer 

Marketing, bei dem die durch die Social Media bedingte Art und Weise der Darstellung 

nicht selten bereits eine hinreichende Indizwirkung f¿r das Vorliegen einer 

kommerziellen Kommunikation entfalten d¿rfte, sind Ăechteñ und 

Ăgefakteñ Kundenbewertungen allein aufgrund der Wortwahl etc. nicht trennscharf 

voneinander abzugrenzen. Manipulierte Bewertungen lassen sich daher nur schwer 

aufdecken. Aus diesem Grunde d¿rften ĂAnspr¿che gegen das Unternehmen, auf 

dessen Seiten sich Kundenbewertungen, bei denen der Verdacht einer Manipulation 

bestehen kºnnte, befinden, hªufig am Fehlen eines Auskunftsanspruchs scheiternñ 354. 

Hinzu kommt, dass Agenturen, die Kundenbewertungen hªufig in groÇem Umfang 

erstellen, wegen stªndig wechselnder Szenarien kaum fassbar sind. 

                                            
353 Vgl. Case Study Vergleichsportale/Rankings (A III 3.e.). 
354 Micklitz in: Micklitz/Reisch/Joost/Zander-Hayat, Verbraucherrecht 2.0 - Verbraucher in der digitalen Welt, 2017, 

S.26. 
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Zwar soll es mittlerweile verschiedene Arten von Software geben, die bis zu 90 % aller 

gefªlschten Kundenbewertungen zu identifizieren vermºgen.355 Sie werden offenbar 

von Plattformbetreibern wie Amazon gezielt eingesetzt, um gegen Drittanbieter, die 

ihre Bewertung (hªufig in Form von ĂSternenñ) durch manipulierte Kundenbewertungen 

beeinflussen wollen, vorzugehen.356 Derartige Computerprogramme wªren jedenfalls 

theoretisch auch f¿r Klªger wie etwa die Wettbewerbszentrale oder 

Verbraucherverbªnde einsetzbar. Ob die dabei gewonnenen Erkenntnisse freilich zum 

Nachweis oder zur Glaubhaftmachung, dass die Kundenbewertung im konkreten Fall 

tatsªchlich gefªlscht ist, ausreichen, ist fraglich; hierzu wird es nªhere Angaben 

bez¿glich der Person des Bewertenden, der Verbindung zum Bewerteten, evtl. 

Geldstrºme etc. bed¿rfen. Im ¦brigen sind Zweifel an der Ausgereiftheit derartige 

Software angebracht. So hat 2017 ein britischer Journalist ein fiktives Restaurant (ĂThe 

Shedñ) mit Hilfe von gefªlschten enthusiastischen Bewertungen an die Spitze aller 

Londoner Lokale auf der Liste der britischen Touristikwebsite TripAdvisor gebracht.357 

TripAdvisor wies jede Verantwortung zur¿ck, da man eine Spezialtechnologie einsetze, 

die 90 % aller falschen Bewertungen herausfiltere (was bei den fast 100 Bewertungen, 

die der Journalist ¿ber Bekannte f¿r ĂThe Shedñ schreiben lieÇ, offenbar nicht 

funktionierte). 

(4) Vorteile von Befugnissen des BKartA 

Aus Verbrauchersicht ist die nur sporadische Aufdeckung und rechtliche Unterbindung 

von manipulierten Kundenbewertungen bedenklich. Ein erheblicher Teil der 

Verbraucher sieht in ihnen eine echte Entscheidungsgrundlage, so dass bei 

geschªtzten 20-30 % gefªlschten Kundenbewertungen im Netz die reale Gefahr von 

Fehlentscheidungen besteht. Zugleich wird eine f¿r Verbraucher wichtige 

Informationsquelle insgesamt entwertet. Zu ber¿cksichtigen ist weiter, dass auch die 

Interessen der Mitbewerber, deren Angebote durch derartige Manipulationen 

mºglicherweise nicht zum Zuge kommen, verletzt werden. 

 

Bei gefªlschten Kundenbewertungen im Internet handelt es sich zudem nicht um 

einzelne Ă¦beltªterñ (wie fr¿her in den Printmedien), sondern um ein massenhaftes 

Problem, das internetspezifische Z¿ge aufweist. Eine Bekªmpfung mit Hilfe des 

zivilrechtlichen Instrumentariums des UWG ï insb. des schnellen, flexiblen 

Unterlassungsanspruchs - wªre an sich zwar das geeignete Enforcement-Instrument, 

scheitert in der Praxis aber offenbar hªufig an Ermittlungsschwierigkeiten. Hierf¿r 

spricht die relativ geringe Anzahl von einschlªgigen Entscheidungen (und wohl auch 

Abmahnungen) im Verhªltnis zu der Zahl der geschªtzten Ăgefaktenñ Bewertungen im 

Netz. 

                                            
355 Vgl. den Artikel in de SZ von 4.9.2017, S. 20 (ñSterne, die niemand verdient hatñ). 
356 So soll Amazon 2015 gegen 1000 Fake-Bewertungsschreiber geklagt haben und Anfang 2017 zehntausende 

Bewertungen gelºscht haben; vgl. http://www.stern.de/wirtschaft/news/amazon--jede-fuenfte-bewertung-soll-ein-

fake-sein---so-schuetzen-sie-sich-7610734.html. 
357 Vgl. SZ vom 8.12.2017, S. 1 (ĂRasierschaum an Ketchupñ). 
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Ermittlungsbefugnisse einer ºffentlich-rechtlichen Stelle kºnnten daher zur besseren 

Rechtsdurchsetzung und damit zu einem hºheren Verbraucherschutzniveau beitragen. 

Befugnisse gerade des BKartA in diesem Bereich hªtten zudem den Vorteil, auf 

Sektoruntersuchungen im digitalen Bereich, z.B. zu Vergleichsportalen, aufbauen zu 

kºnnen. Negative Auswirkungen auf die zivilrechtliche Bekªmpfung der 

Schleichwerbung in anderen Medien wªren in Anbetracht des Umstandes, dass es bei 

Kundenbewertungen heute fast ausschlieÇlich um Internetsachverhalte geht, nicht zu 

bef¿rchten. 

 

3. Vergleichsportale / Rankings 

 

Diese Case Study ist in Zusammenhang mit der Case Study ĂManipulierte 

Kundenbewertungenñ zu lesen. 

a. Definition und Problem 

Obwohl Vergleiche von Produkten und Dienstleistungen und darauf aufbauende 

Ergebnislisten und Bewertungen (Rankings) bereits des lªngeren bekannt sind ï z.B. 

durch die Testberichte der Stiftung Warentest und die von Zeitschriftenverlagen 

erstellten Listen ¿ber die Ăbesten  rzteñ (Krankenhªuser, Rechtsanwªlte)358 - haben 

sie erst mit Aufkommen des Internets massenhafte Bedeutung erlangt. Typischerweise 

werden dabei mit Suchmaschinen nach bestimmten Algorithmen im Internet 

verf¿gbare Informationen ermittelt. Bei Vergleichsportalen werden danach auf der 

Grundlage bestimmter Parameter (hªufig Preis und Kundenzufriedenheit) Produkte 

und Dienstleistungen miteinander in Beziehung gesetzt und daraus Ranglisten 

gebildet und/oder ĂEmpfehlungenñ gegeben. 

 

Beispielhaft sei hier das Geschªftsmodell von jameda.de (ĂDeutschlands grºÇtes 

 rzte- Empfehlungsportalñ) wiedergegeben, welches vom Landgericht M¿nchen I359 

wie folgt zusammengefasst wurde: 

 

ĂAuf ihrer Internetseite erstellt die Beklagte anhand von Patientenbewertungen 

Arztlisten, sortiert nach Fachrichtungen. Die Eingabe von Suchparametern 

ermºglicht dem Nutzer der Internetseite dabei eine gezielte Suche, bei der die 

Sortierung der Ergebnisse anhand der Kriterien Relevanz, Entfernung, nur Ăguteñ 

und ĂAnzahl Bewertungenñ, Umkreissuche oder eine Kombination dieser 

                                            
358 Aus der Rechtsprechung zu Ranglisten in der Presse vgl. etwa BGH, 9.2.2006, Az. I ZR 124/03, GRUR 2006, 

875 ï Rechtsanwalts-Ranglisten; BGH, 30.4.1997, Az. I ZR 196/94, GRUR 1997, 912 ï Die Besten I; 

zusammenfassend Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 6 Rn. 23; Dreyer in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, 

UWG, 2016, Ä 5a III Rn. 19 ff.; Zu Vergleichsportalen im Internet ausf¿hrlich Wilkat, Bewertungsportale im Internet, 

2013; B¿scher, GRUR 2017, 433; Franz, WRP 2018, 20; Petruzzelli, MMR 2017, 800; Klinger/Kuhlmann, GRUR-

Prax 2012, 34; Ballhausen/Roggenkamp, K&R 2008, 403; Gounalakis/Klein, NJW 210, 566; Braun/Gºrke, WRP 

2017, 383. 
359  LG M¿nchen I, 18.3.2015, Az. 37 O 19579/14, MMR 2016, 257 ï jameda.de; zu jameda vgl. auch BGH, 

20.2.2018, Az. VI ZR 30/17, MMR 2018, 403012. 
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Kriterien erfolgt. Gibt der Nutzer keine Suchparameter ein und nutzt er nur die 

auf der Startseite angegebenen Parameter Ăwasñ und Ăwoñ, wird die Ergebnisliste 

anhand einer Kombination der Kriterien Note und Bewertung zusammengestellt.ñ 

 

Es gibt mittlerweile die unterschiedlichsten Geschªftsmodelle in diesem Bereich, deren 

Struktur und Bedeutung erheblich voneinander abweichen kºnnen.360 Ganz allgemein 

lassen sich jedoch Ăneutraleñ Vergleichsportale von solchen unterscheiden, bei denen 

der Online-Betreiber selbst auf dem jeweiligen Markt tªtig ist oder den bewerteten 

Unternehmen Werbemºglichkeiten zur Verf¿gung stellt; weiter Portale mit oder ohne 

direkte Buchungsmºglichkeit etc. 

 

Einige dieser Vergleichs- und Bewertungsportale genieÇen in den Augen der 

Verbraucher erhebliches Vertrauen; nach einer Forsa-Umfrage von 2017 soll jeder 

zweite Verbraucher sie im Vorfeld einer geschªftlichen Entscheidung herangezogen 

haben.361  Entsprechend kritisch werden Praktiken, die die Transparenz und 

Objektivitªt von Vergleichs- und Bewertungsportalen verfªlschen, gesehen. Sie gelten 

wegen ihrer groÇen Verbreitung im Internet als eines der vordringlichsten Probleme 

des Verbraucherschutzes.362 

b. Beanstandete Praktiken 

Im Zusammenhang mit Vergleichs- und Bewertungsportalen werden unterschiedliche 

Praktiken genannt, die die Objektivitªt, Transparenz und Korrektheit der durch sie 

vermittelten Ergebnisse beeintrªchtigen. 

 

Beanstandet wird aus Verbrauchersicht vor allem, dass in Suchmaschinen teilweise 

Ergebnislisten angezeigt werden, die von Zahlungen an den Betreiber der 

Suchmaschine beeinflusst sind363: 

 

- Bei Ăkostenpflichtigen Platzierungenñ zahlen Unternehmen f¿r ein besseres 

Ranking in Ergebnislisten, damit die Rangfolge nicht von den definierten 

Relevanzkriterien abhªngt und sie bevorzugt ber¿cksichtigt werden. 

- Bei Ăkostenpflichtigen Ber¿cksichtigungenñ zahlen Unternehmen daf¿r, dass 

sie ¿berhaupt in Ergebnislisten aufgenommen werden, was sonst nicht der 

Fall wªre. 

 

Bez¿glich des bereits erwªhnten Geschªftsmodells von jameda.de stellte das LG 

                                            
360 Dazu etwa B¿scher, GRUR 2017, 433; vgl. auch die Leitlinien der Kommission zur Umsetzung/Anwendung der 

Richtlinie ¿ber unlautere Geschªftspraktiken vom 25.5.2016, COM (2016), S. 136 ff. 
361 Studie im Auftrag des vzbv vom 23.6.2017; zitiert im Positionspapier des vzbv ĂVergleichs- und Buchungsportale 

m¿ssen transparenter werdenñ vom 23.6.2017. 68 % der Nutzer halten Vergleichsportale wie Verivox.de oder 

check24.de f¿r vertrauensw¿rdig, vgl. https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Verbraucher-vertrauen-in-

Finanzfragen-auf-Online-Portale.html. 
362 Vgl. vzbv vom 23.6.2017, ĂVergleichs- und Buchungsportale m¿ssen transparenter werdenñ; S. 55; Micklitz, in: 

Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 7. 
363 Vgl. das Positionspapier des vzbz sowie die Leitlinien der Kommission zur Umsetzung/Anwendung der Richtlinie 

2005/29/EG ¿ber unlautere Geschªftspraktiken vom 2.5.2016, COM (2016), S. 149. 
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M¿nchen I364 insofern etwa fest: 

 

ĂDie Beklagte bietet  rzten den Erwerb von ĂPremium-Paketenñ unterschiedlicher 

Kategorien an. Zu den Premium-Paketen Gold und Platin kºnnen  rzte die 

kostenpflichtige Zusatzoption Ătop-Platzierung Fachgebieteñ buchen. Diese 

Zusatzoption ermºglicht den  rzten, sich mit ihren Tªtigkeitsschwerpunkten bzw. 

Fachgebieten ¿ber allen anderen  rzten in der Ergebnisliste der Beklagten zu 

prªsentieren.ñ 

 

Beanstandet wird weiter, dass der Eindruck der Vollstªndigkeit erweckt wird, wªhrend 

es sich in Wahrheit um eine begrenzte Auswahl handelt, die zudem hªufig von den 

Interessen des Plattformbetreibers beeinflusst ist. So kann z.B. die Aufnahme in die 

Vergleichsliste davon abhªngen, ob die Unternehmen bei Geschªftsabschluss mit 

einem Nutzer zur Zahlung einer Provision an den Plattformbetreiber bereit sind (wie 

z.B. bei Ăcheck24ñ im Bereich der Versicherungsleistungen). Es kann jedoch auch sein, 

dass bestimmte Unternehmen nicht mit Portalen zusammenarbeiten, z.B. im 

Versicherungsmarkt die groÇen Anbieter Allianz, HUK Coburg oder R+V.365 

 

Ein weiterer Kritikpunkt sind Kundenbewertungen. Rankings nennen als einen der 

maÇgeblichen Parameter oft die ĂKundenzufriedenheitñ und nehmen zu diesem Zweck 

eine algorithmengesteuerte Auswertung der im Netz zu findenden 

Kundenbewertungen vor.366  

 

Hinzu kommen verschiedene andere unlautere oder bedenkliche Praktiken, die in ihrer 

Vielfªltigkeit hier nur angerissen werden kºnnen. So hat etwa die italienische Autorit¨ 

Garante della Concorrenza e del Mercato (AGCM)367 in den Listen des italienischen 

Hotelbewertungsportals TripAdvisor einen erheblichen Prozentsatz von Hotels, die 

schon lªngere Zeit nicht mehr existierten oder andere, bei denen Angaben eklatant 

nicht mit der Wahrheit ¿bereinstimmten, ermittelt. Oder es werden willk¿rliche 

Klassifizierungssysteme (z.B. Sterne bei Restaurants und Hotels) vergeben.368 

Generell hat die EU-Kommission bei einer im Oktober 2016 koordinierten 

Untersuchung von 352 Preisvergleichs- und Reisebuchungsportalen in der EU 

festgestellt, dass auf 235 Portalen die Preisangaben nicht zuverlªssig waren; in einem 

Drittel der Fªlle entsprach der zuerst angezeigte Preis nicht dem Endpreis oder die 

                                            
364 LG M¿nchen I, 18.3.2015, Az. 37 O 19579/14, MMR 2016, 257. Am 20.02.2018 hat der BGH, 20.2.2018, Az. VI 

ZR 30/17, MMR-Aktuell 2018, 403012 erneut indirekt ¿ber das dem Bewertungsportal jameda.de zugrundeliegende 

Geschªftsmodell entschieden. Es ging um die (erfolgreiche) Klage einer Zahnªrztin auf Lºschung aus dem Portal. 
365  https://de.finance.yahoo.com/nachrichten/wie-vergleichsportale-wie-check24-und-verivox-die-verbraucher-

tauschen-122437003.html. Diese Problematik wird sich noch verschªrfen, da nach dem Urteil des BGH vom 

20.02.2018, AZ. VI ZR 30/17 Unternehmen unter bestimmten Bedingungen verlangen kºnnen, nicht in 

Vergleichsportale aufgenommen zu werden.  
366  Die wiederum zu geschªtzt 20-30 % Ăgefakedñ sein sollen; ausf¿hrlich hierzu die Case Study 

Kundenbewertungen (A.III.2.). 
367 Die AGCM hat mit Entscheidung vom 19.12.2014 die TripAdvisor LLC wegen mehrerer VerstºÇe gegen Art. 20, 

21, 22 des Codice del Consumo zu einer GeldbuÇe von 500.000 ú verurteilt. ƴ:  
368 Vgl. dazu die Ausf¿hrungen unter A.III.3.d.(6). 
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Preisberechnung war unklar; es waren Sonderangebote nicht wirklich verf¿gbar, etc.369 

c. Untersuchte Praktiken 

Im Folgenden sollen folgende hªufig genannte Problemfelder untersucht werden: 

 

- Vollstªndigkeit von Vergleichen  

- Ăgekaufteñ Ber¿cksichtigung in Vergleichen 

- Ăgekaufteñ Ergebnisse in Rankings 

- Ber¿cksichtigung manipulierter Kundenbewertungen 

- Irref¿hrungen ¿ber Klassifizierungssysteme 

 

Generell geht es jedoch auch um die den Betreibern der jeweiligen online-Plattform 

obliegenden Sorgfaltspflichten. 

d. Beurteilung nach dem UWG 

Eine spezialgesetzliche Regelung gibt es bislang nur f¿r den Versicherungsvertrieb.370 

Die Beurteilung in allen anderen Fªllen erfolgt daher vor allem auf der Grundlage des 

UWG, also insb. auf der Grundlage von Ä 4 Nr. 2 UWG (Herabsetzung), den 

Irref¿hrungsverboten in Ä 5 Abs. 1 UWG und Ä 5a Abs. 6 UWG; den 

Kennzeichnungsvorschriften f¿r kommerzielle Kommunikationen in Ä 6 TMG i.V.m. Ä 

3a UWG und ï was noch ungeklªrt ist ï mºglicherweise auch nach den Vorschriften 

¿ber die vergleichende Werbung in Ä 6 UWG. Daneben sind aber auch Vorschriften 

des BGB, insb. Ä 823 BGB, heranzuziehen. 

 

Rechtliche Auseinandersetzungen um Vergleichsportale sind zwischen verschiedenen 

Parteien denkbar, z.B. kºnnen Konkurrenten von auf unlautere Weise positiv 

bewerteten Unternehmen gegen diese oder den Plattformbetreiber klagen bzw. die 

aktivlegitimierten Verbraucher- oder Wirtschaftsverbªnde und die IHK gegen die 

Irref¿hrung der Verbraucher vorgehen; der negativ Bewertete kann auf Unterlassung 

der Verºffentlichung durch das Online-Portal klagen etc. 

(1) Geschäftliche Handlung, § 2 Nr. 1 UWG 

Wie jede Anwendung des UWG setzt auch die Beurteilung der vorgenannten Praktiken 

eine geschªftliche Handlung voraus, d.h. ein Verhalten zugunsten des eigenen oder 

fremden Unternehmens, das objektiv mit der Fºrderung des Absatzes 

zusammenhªngt. 

 

                                            
369 Vgl. EU-Kommission, Irreführende Angaben in Buchungsportalen, MMR-Aktuell 2017, 388855: http://ec.eu-
ropa.eu/consumers/consumer_evidence/market_studies/comparison_tools/index_en.htm; vgl. weiter 
http://www.marktwaechter.de/sites/default/files/downloads/untersuchung_preisvergleichsportale_0.pdf; 
https://www.test.de/Flugbuchungsportale-Besser-buchen-bei-der-Airline-5049529-0/. 
370 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) ¿ber den Versicherungsvertrieb vom 20.7.2017, Bundesgesetzblatt 

2017/I Nr.52 vom 28.7,2017, S.2789. Vgl. auch Der Spiegel 2017, 72. ĂEin neues Gesetz f¿r den 

Versicherungsvertrieb, auch f¿r Vergleichsportale gilt ab Februar 2018. Den Verzicht auf Beratung muss der Kunde 

demnach in Textform, beispielsweise per E-Mail, erklªren.ñ 
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Ob diese Voraussetzung beim Betreiber der Vergleichs- oder Bewertungs-Plattform 

vorliegt, um dessen Haftung es hªufig geht, hªngt nicht zuletzt von der Art des 

jeweiligen Geschªftsmodells ab. Handelt es sich um ein Ăneutralesñ Portal, bei dem 

kein Einfluss auf die Auswahl, den Inhalt genommen wird, so wird vertreten, dass keine 

geschªftliche Handlung vorliegt.371  Anders ist es hingegen jedoch jedenfalls dann, 

wenn wirtschaftliche Interessen verfolgt werden oder sich etwa Kundenbewertungen 

Ăzu eigenñ gemacht werden. Da die meisten der eingangs genannten 

Geschªftsmodelle mit Werbung verbunden sind und damit allein durch das 

Bereithalten einer Werbemºglichkeit den eigenen Wettbewerb des Plattformbetreibers 

sowie den seiner Werbekunden fºrdern, wird daher hªufig eine objektiv mit der 

Absatzfºrderung zusammenhªngende Tªtigkeit zu bejahen sein.372 Dies gilt erst recht, 

wenn der Plattformbetreiber dar¿ber hinaus (z.B. durch Provisionen bei ¿ber das 

Onlineportal erfolgenden Geschªftsabschl¿ssen) kommerzielle Interessen verfolgt ï 

auch in diesem Fall fºrdert er sowohl den eigenen Wettbewerb als auch den der 

Anbieter.373 

(2) Irreführung über die Vollständigkeit von Vergleichen, § 5 Abs. 1 UWG 

Vergleichsportale erwecken hªufig den Eindruck, es handele sich um eine weitgehend 

vollstªndige Erfassung aller am Markt tªtigen Anbieter des fraglichen Produkts oder 

der Dienstleistung, mithin um eine aussagekrªftige Markt¿bersicht. Dieser Eindruck 

wird mitunter noch durch Claims (wie Ăcheck24-wir checken allesñ) betont. 

 

Ist der Vergleich nicht vollstªndig, so kann hierin eine Irref¿hrung nach Ä 5 Abs. 1 Satz 

2 Nr. 1 UWG liegen, der unwahre oder irref¿hrende Angaben ¿ber die Beschaffenheit 

der angebotenen Leistung untersagt. Daneben greift jedoch auch Ä 5a Abs. 2 UWG 

ein, wonach der Unternehmer alle f¿r den Verbraucher wesentlichen Informationen zur 

Verf¿gung stellen muss.  

 

Ob bei Vergleichen, die objektiv nicht alle (wichtigen) Anbieter erfassen, letztlich eine 

Irref¿hrung vorliegt, hªngt jedoch vor allem davon ab, welche Erwartungen der 

durchschnittliche Ăverstªndigeñ Nutzer im konkreten Fall an die Vollstªndigkeit von 

Vergleichslisten hat. 

 

Im Regelfall wird der Verbraucher bei einer groÇen Anzahl von Anbietern nicht davon 

ausgehen, dass alle Anbieter l¿ckenlos erfasst werden. Wohl jedoch erwartet er, dass 

                                            
371  Vgl. etwa Franz, WRP 2018, 20; zu dieser Frage auch B¿scher, GRUR 2017, 433, 436; Sosnitza in: 

Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 2 Rn. 33; OLG D¿sseldorf, 18.6.2013, Az. I-20 U 145/12, GRUR-RR 2013, 433. In 

der UGP-Richtlinie erfolgt diese Diskussion anhand des dort verwendeten Begriffs des Gewerbetreibenden; vgl. die 

Leitlinien zur Umsetzung/Anwendung von 2016, S. 151. 
372  Vgl. z.B. LG M¿nchen, 18.3.2015, Az. 37 = 19579/14, WRP 2015, 781 ï Premium Partner: ĂDurch dieses 

Anzeigengeschªft wird neben dem eigenen Wettbewerb der Bekl. als ĂDeutschlands grºÇtes Arzt 

Empfehlungsportalñ auch der Wettbewerb der Anzeigenkunden gefºrdert.ñ 
373 Vgl. auch BGH, 5.2.2015, Az. I ZR 240/12, GRUR 2015, 485 ï Kinderhochst¿hle III; EuGH, 12.7.2011, Rs. C-

324/09, GRUR 2011, 1025 ï LôOr®al/ebay; B¿scher, GRUR 2017, 433, 438. Auch in den Leilinien zur Auslegung 

der UGP-Richtlinie, S. 151 wird hier allgemein von Werbung gesprochen. 
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die wichtigsten Anbieter einbezogen sind und ï sofern dies nicht der Fall ist ï er 

unmissverstªndlich auf die Begrenztheit der Auswahl hingewiesen wird. Dies gilt erst 

recht, wenn durch begleitende Claims der Eindruck der Vollstªndigkeit unterstrichen 

wird. Wie der BGH374  in einem Urteil von 2017 feststellte: ĂAus der Sicht des 

Verbrauchers bezieht ein Preisvergleichsportal seine Aussagekraft gerade aus dem 

Umstand, dass eine mºglichst groÇe Anzahl von Anbietern, die ihre Waren oder 

Dienstleistungen im Internet vermarkten, in den Preisvergleich einbezogen wirdñ. 

 

Eine vom Betreiber der Vergleichsplattform vorgenommene Auswahl der Anbieter, 

auch wenn sie nicht reprªsentativ f¿r den jeweiligen Markt ist, macht das fragliche 

Vergleichsportal also nicht zwangslªufig unlauter. Die Beschrªnkung der Auswahl 

muss dann freilich unmissverstªndlich klargestellt werden und sie ¿berspielende, die 

Vollstªndigkeit betonende Werbeslogans sind bereits als solche irref¿hrend. Anders 

als bei der vergleichenden Werbung, bei der der Verbraucher erkennt, dass der 

Vergleich ausschlieÇlich Werbezwecken dient - und der Vergleichende folglich nicht 

verpflichtet ist, ein umfassendes Bild der Vor- und Nachteile seines Angebots im 

Verhªltnis zu allen Konkurrenzangeboten zu zeichnen375  - sind Vergleichs- und 

Bewertungsportale tendenziell auf eine umfassende Markt¿bersicht angelegt. 

(3) Irreführung durch Provision für die Berücksichtigung in Vergleichen, § 5 

Abs. 1; § 5a Abs. 2 UWG 

Werden Anbieter nur gegen (im weitgefassten Sinne) Entgelt in Ergebnislisten 

aufgenommen, so ist dies ï unabhªngig davon, ob bereits die zu geringe Reichweite 

des Vergleichs zu beanstanden wªre - irref¿hrend im Sinne von Ä 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 

1 UWG, wenn die angesprochenen Verkehrskreise der irrigen Vorstellung unterliegen, 

die Einbeziehung der Anbieter erfolge auf der Grundlage der als maÇgeblich 

angegebenen Kriterien und nicht etwa deshalb, weil die Anbieter daf¿r bezahlt haben.  

 

Der durchschnittliche, verstªndige Nutzer eines Vergleichsportals, das sich an die 

breite ¥ffentlichkeit richtet, ist jedenfalls ohne unmissverstªndliche Aufklªrung auch 

bei Anwendung einer situationsangemessenen Aufmerksamkeit nicht in der Lage, ein 

von wirtschaftlichen Interessen des Plattformbetreibers beeinflusstes Geschªftsmodell 

zu durchschauen. So hat der BGH mit Urteil vom 27.4.2017376 entschieden, dass der 

Betreiber eines Preisvergleichs irref¿hrend handele, wenn er nicht eindeutig darauf 

hinweise, dass nur diejenigen Anbieter ber¿cksichtigt werden, welche sich bei 

erfolgreichem Vertragsschluss zur Zahlung einer Provision verpflichtet hatten. Dies 

stelle eine Ăwesentliche Informationñ im Sinne von Ä 5a Abs. 2 UWG dar, die f¿r das 

geschªftliche Verhalten des Verbrauchers ï dem es auf einen schnellen ¦berblick ¿ber 

die markt¿blichen Preise ankomme ï von erheblichen Gewicht sei. Das Argument der 

                                            
374 BGH, 4.4.2017, Az. VI ZR 123/16, GRUR 2017, 844 ï klinikbewertungen.de mit Anm. Hofmann; NJW 2017, 

2029 mit Anm. Lampmann; MMR 2017, 526 mit Anm. Becker. 
375 Ob Vergleiche zugunsten Dritter als vergleichende Wrebung i.S.v. Ä 6 UWG anzusehen sind, ist in der Literatur 

umstritten; siehe statt aller Sack in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 6 UWG, Rn. 59 ff. 
376 B¿scher, GRUR 2017, 433. 
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Beklagten, dass derjenige, der einen kostenlosen Service auf einer Website in 

Anspruch nehme, auch wisse, dass derartige Vergleiche weder vollstªndig noch 

unabhªngig seien, wurde vom BGH als unzutreffend zur¿ckgewiesen.  

 

Allein die Tatsache, dass die Aufnahme in einem Vergleich von der Zahlung von 

Provisionen an den Plattformbetreiber abhªngt, macht, sofern nicht eine eindeutige 

Aufklªrung hier¿ber erfolgt, den Vergleich also irref¿hrend.377 

(4) Irreführung durch bezahlte Platzierung in Rankings, § 5 Abs. 1 UWG 

Wªhrend Nutzer bei reinen Suchmaschinen der Reihenfolge der Trefferliste in der 

Regel keine entscheidende Bedeutung beimessen,378 geht er bei Vergleichsportalen, 

bei denen Bewertungen vorgenommen und/oder ¿ber Ergebnislisten ĂEmpfehlungenñ 

ausgesprochen werden, von einer Zusammenstellung der Ergebnislisten nach den 

angegebenen Kriterien aus. Bei einem  rztevergleichsportal erwartet der 

durchschnittliche Nutzer jedenfalls nicht, dass der an oberster Stelle des jeweiligen 

Rankings gef¿hrte Arzt derjenige ist, welcher eine sog. Ătop-Platzierungñ entgeltlich 

erworben hat. Vielmehr geht ein verstªndiger Verbraucher davon aus, dass der an der 

obersten Stelle der Ergebnisliste aufgef¿hrte Arzt derjenige ist, welcher nach den f¿r 

die Ergebnisliste genannten Parameter als am besten bewertet wurde. Oder wie das 

LG M¿nchen I379 zusammenfassend feststellte: 

 

ĂEmpfehlungen werden von Nutzern nicht nur ernst genommen, sondern 

allgemein auch hºher bewertet als zum Beispiel die eigenen  uÇerungen des 

Werbenden (vgl. Bornkamm Ä 5 Rdn. 2.163). In solchen Konstellationen stellt der 

Kauf eines Listenplatzes, der sich auf die Reihenfolge der Ergebnisliste auswirkt, 

eine Irref¿hrung nach Ä 5 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 UWG dar. Eine Irref¿hrung 

liegt auch vor, wenn der Umstand, dass f¿r die Platzierung ein Entgelt bezahlt 

wurde, nicht kenntlich gemacht wird, sofern der verstªndige Verbraucher ohne 

ausdr¿ckliche Kennzeichnung nicht weiÇ, dass die Ergebnislisten entsprechend 

manipuliert wurden.ñ 

 

Auch die Kommission betont in ihren Leitlinien zur Auslegung der Richtlinie 

2005/29/EG ¿ber unlautere Geschªftspraktiken:380 

 

ĂSolange Verbraucher nicht anderweitig informiert werden, gehen sie in der Regel 

davon aus, dass die ĂTrefferñ entsprechend der Relevanz ihrer jeweiligen 

Suchkriterien angezeigt werden und dass die Ergebnisse nicht davon abhªngen, 

                                            
377 Vgl. auch OLG M¿nchen, 6.4.2017, Az. 29 U 3139/16, MMR 2017, 773. 
378 Vgl. etwa Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 5 Rn. 10/53; Frank in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, 

UWG, 2016, Einl. H Rn. 26; Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 4 Rn. 10.34a. 
379 LG M¿nchen I, 18.3.2015, Az. 37 O 19570/14, MMR 2016, 257 ï jameda.de; ebenso etwa LG Berlin, 25.8.2011, 

Az. 16 O 418/11, MMR 2012, 683 bez¿glich einer online Plattform zur Vermittlung von Hotels, deren Ranking durch 

die Zahlung hºherer Provisionen beeinflusst war.  
380 Leitlinien zur Umsetzung/Anwendung der Richtlinie 2105/29/EG ¿ber unlautere Geschªftspraktiken 2.5.2016. 

COM (2016), S. 149. 
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ob Gewerbetreibende Zahlungen geleistet habenñ.  

(5) Irreführung durch manipulierte Kundenbewertungen; § 5a Abs.6 UWG; § 

6 TMG; § 4 Nr.1 und 2 UWG 

Wie bereits unter A.III.2. ausgef¿hrt, sind positive ĂKundenbewertungenñ, die jedoch in 

Wahrheit vom Unternehmen oder seinen Angestellten stammen, von Agenturen 

gekauft oder von (tatsªchlichen) Kunden gegen Entgelt erstellt wurden, in aller Regel 

eine Irref¿hrung nach Ä 5a Abs. 6 UWG. Gleiches gilt f¿r das Unterdr¿cken negativer 

Bewertungen, wenn der Gesamteindruck eine durchgªngig positive (oder zumindest 

positivere) Bewertung erweckt.  

 

Bei Ergebnis- und Bewertungslisten kommt hinzu, dass nicht nur die sich auf das 

jeweilige eigene Angebot beziehenden Bewertungen manipuliert sein kºnnen, sondern 

auch Ăgefakteñ Negativbewertungen ¿ber konkurrierende Anbieter platziert werden 

kºnnen. Auch derartige Manipulationen verfªlschen die vom Verbraucher erwartete 

Richtigkeit der Ergebnisliste und sind eine Irref¿hrung ¿ber das eigene (auf diese 

Weise besser zum Zuge gelangende) Angebot. Sie kºnnen je nach Sachlage zudem 

eine Herabsetzung oder Verleumdung des Konkurrenten darstellen, die auf der 

Grundlage von Ä 4 Nr. 1 oder 2 UWG oder Ä 823 BGB Abs. 1 (Allgemeines 

Persºnlichkeitsrecht) beurteilt werden kann (dazu noch unten). 

(6) Irreführung durch Klassifizierungssysteme etc., § 5 Abs. 1 UWG 

Kundenbewertungen erfolgen nicht selten auf einer bestimmten Skala der 

Zufriedenheit mit dem Produkt oder der Dienstleistung, etwa einer Bewertungsskala 

von 1-5, aus der dann plakative Symbole (bei Amazon etwa bis zu 5 Sterne) gebildet 

werden. Solange die jeweilige Bewertungsgrundlage und die Anzahl der Bewertungen 

eindeutig kommuniziert werden, bestehen hiergegen keine Bedenken. Anders kann es 

sein, wenn es f¿r die fragliche Leistung bereits ein etabliertes, neutrales 

Bewertungssystem gibt. So wird insbesondere die Qualitªt von Hotels i.d.R. nach 

Sternen beurteilt, die einen der entscheidenden Faktoren f¿r oder gegen die Buchung 

eines Hotels darstellen. In Deutschland werden derartige Sterne vor allem vom 

Deutschen Hotel- und Gaststªttenverband (DEHOGA) auf einer Skala von bis zu 5 

Sternen vergeben. Eine allgemein verbindliche Klassifizierung ausschlieÇlich durch die 

DEHOGA besteht zwar nicht, d.h. Anbieter kºnnen verschiedene 

Klassifizierungssysteme verwenden - wegen der groÇen Bekanntheit der von der 

DEHOGA vergebenen Sterne kann eine abweichende Vergabe von Sternen auf 

Hotelbewertungsportalen jedoch eine Irref¿hrung der Verbraucher darstellen.  

 

So haben etwa die OLG N¿rnberg und Celle381  die Verwendung eines eigenen 

Klassifizierungssystems durch ein Hotelbuchungsportal als irref¿hrend nach Ä 5 Abs. 

1 Satz 2 Nr. 1 UWG angesehen. Nach dem Gesamteindruck gehe der verstªndige 

                                            
381 OLG N¿rnberg, 19.4.2016, Az. 3 U 1974/15, MMR 2016, 527; OLG Celle, 30.1.2018, Az. 13 U 106/17, WRP 

2018, 587; zu dieser Problematik auch Stenzel, GRUR-Prax 2015, 291. 
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Durchschnittsadressat zumindest bei waagerecht angeordneten f¿nfzackigen Sternen 

davon aus, dass die Sternevergabe auf der Klassifizierung einer neutralen, nach 

transparenten und objektiven Kriterien vorgehenden Klassifizierungsstelle beruhe. 

Ohne eindeutige Aufklªrung dar¿ber, dass es sich um ein abweichendes 

Bewertungsverfahren handele, das insbesondere auf Selbsteinschªtzungen der 

Hotels und vereinzelten Kontrollbesuchen beruhe, werde eine relevante 

Verbrauchererwartung enttªuscht und der Verbraucher irregef¿hrt. 

 

Da Sterne zugleich G¿tezeichen darstellen kºnnen, kommt u.U. auch ein VerstoÇ 

gegen Nr. 2 des Anhangs zum UWG i.V.m. Ä 3 Abs. 3 UWG in Betracht; dieser per se-

Tatbestand deckt sich inhaltlich im Wesentlichen mit Ä 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 UWG. 

(7) Anforderungen an eine die Irreführung ausschließende Kennzeichnung 

Eine Irref¿hrung durch die vorstehend erºrterten Praktiken liegt dann nicht vor, wenn 

der Nutzer dieser Portale hinreichend dar¿ber aufgeklªrt wird, dass es sich nicht um 

eine vollstªndige Markt¿bersicht handelt, dass die Ber¿cksichtigung in dieser oder die 

Platzierung in Rankings von Zahlungen oder Provisionen abhªngt; dass 

Produktbewertungen nicht von Ăechtenñ Kunden stammen oder dass man ein eigenes, 

un¿bliches Klassifizierungssystem verwendet. Wird ¿ber diese Aspekte 

unmissverstªndlich aufgeklªrt, so entfªllt sowohl eine Irref¿hrung ¿ber das eigene 

Angebot (Ä 5 Abs. 1 UWG) als auch der Vorwurf des Vorenthaltens einer wesentlichen 

Information (Ä 5a Abs. 2 UWG) oder die Unlauterkeit wegen der Verschleierung des 

kommerziellen Charakters (Ä5a Abs. 6 UWG; Ä 6 TMG i.V.m. Ä 3a UWG). 

 

Damit kommt der Frage, welche Anforderungen an eine eindeutige Aufklªrung zu 

stellen sind, entscheidende Bedeutung zu. Abzustellen ist auch hier auf das 

europªische Leitbild des verstªndigen Durchschnittsadressaten, der als angemessen 

aufmerksam, kritisch und erfahren gilt, wobei aber auch den Besonderheiten des 

Kommunikationsmittels Internet sowie der konkreten Situation, in der sich der Nutzer 

befindet, Rechnung zu tragen ist.382 

 

Die Rechtsprechung hat sich, was die Aufklªrung bez¿glich der vorstehend erºrterten 

Praktiken betrifft, streng gezeigt. In fast allen bekannt gewordenen Fªllen wurde eine 

hinreichende Aufklªrung verneint. So muss nach Auffassung des LG M¿nchen I383 eine 

Internetseite so gestaltet sein, dass ein verstªndiger Verbraucher ohne weitere 

Nachforschungen eventuelle Abweichungen sofort, d.h. nicht erst nach der 

analysierenden Lekt¿re des gesamten Internetauftritts, erkennt. Die Nutzer eines 

Preisvergleichsportals (wie etwa Ăcheck24ñ) m¿ssen beim ersten Geschªftskontakt 

un¿bersehbar darauf hingewiesen werden, dass nicht nur Preise verglichen werden, 

                                            
382 Zum sog. europªischen Verbraucherleitbild und seine Anwendung im UWG vgl. Dreyer, Ä 5 B Rn. 13 ff.; Glºckner, 

Einl. B Rn. Ä1 ff.; 54 ff.; beide in Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016.  
383 LG M¿nchen I, 18.3.2016, Az. 37 O 19570/14, MMR 2016, 257 ï jameda.de; vgl. auch den Bericht in Der Spiegel 

29/2017, S. 74 (ĂVorgetªuschte Transparenzñ). 
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sondern als online-Versicherungsmakler auch Provisionen kassiert werden.384 

Informationen ¿ber die Maklertªtigkeit an untergeordneter Stelle ï nach denen die 

Besucher der Website suchen m¿ssen - gen¿gen nicht. Ein Hinweis ¿ber die 

teilnehmenden Versicherungen eines Vergleichs am Ende der Seite im winzigen 

Schriftzug - der erst nach einem weiteren Klick und einem erneuten Scrollen bis zum 

Seitenende die Informationen ¿ber die teilnehmenden Versicherungen enthªlt ï 

vermag die Verbrauchererwartung an die Vollstªndigkeit eines Vergleichs nicht zu 

entkrªften. Bei bezahlten Platzierungen in einer Ergebnisliste hat eine eindeutige 

Trennung von den ¿brigen Ergebnissen und eine klare Kennzeichnung als Werbung 

zu erfolgen ï eine Kennzeichnung als ĂPremium-Partnerñ ist selbst dann ungen¿gend, 

wenn sie graphisch hervorgehoben wird und sich statt einer Nummer zur 

Kennzeichnung der jeweiligen Position in der Ergebnisliste ein Sternchen findet.385 

Suchmaschinenanzeigen gegen Entgelt m¿ssen in der Regel rªumlich getrennt in 

einem eigenen Teil des Bildschirms unter einer eigenen ¦berschrift oder in einer 

eigenen Rubrik angezeigt werden - werden neben redaktionellen Berichten auch 

Anzeigen verºffentlicht, die diesen in der Aufmachung (Gestaltung, Farbgebung und 

¦berschriften) gleichen, hat besonders deutlich eine Kennzeichnung als Anzeige zu 

erfolgen.386  

 

Auch wenn mitunter bei Internetsachverhalten an die Kennzeichnung von Werbung ein 

groÇz¿gigerer MaÇstab als etwa bei den Printmedien angelegt wird,387  werden bei 

Vergleichs- und Bewertungsportalen, die von der Verbrauchererwartung abweichende 

Besonderheiten aufweisen, hohe Anforderungen an die Aufklªrung gestellt.388 

 

e. Prüfungspflichten des Plattformbetreibers, § 3 Abs. 1, 2 UWG, 

4 Nr. 2 UWG, § 823 BGB 

Hat der Betreiber des Vergleichs- oder Bewertungsportals selbst die beanstandete 

Handlung vorgenommen, also etwa Provisionen f¿r die Ber¿cksichtigung von 

Anbietern oder deren Platzierung im Ranking gefordert, bestehen keine Zweifel an 

seiner Passivlegitimation. Er ist selbst Tªter. Die rechtliche Beurteilung erfolgt dann 

auf der Grundlage der vorgenannten Vorschriften, also insb. der 

Irref¿hrungstatbestªnde des UWG. Die Frage, ob die konkrete Irref¿hrung auch gegen 

die Generalklausel verstºÇt, d.h. eine Verletzung von Sorgfaltspflichten i.S.v. Ä 3 Abs. 

1 oder 2 UWG darstellt, spielt dabei keine Rolle; dies wird bei der Verwirklichung eines 

der gesetzlich geregelten Tatbestªnde im UWG, die nach ihrer Systematik die 

Generalklausel prªzisieren, unterstellt. 

                                            
384 BGH v. 27.4.2017, Az. I ZR 55/16 GRUR 2017, 1265; zur Werbung in Printmedien BGH v. 2.10.2012, Az. I ZP 

82/11, GRUR 2013, 638, 644; allgemein zur Werbung im Internet OLG M¿nchen, 27.3.2014, Az. 6 U 3183/13, beck-

rs 2014, 16644. 
385 LG M¿nchen I, 18.3.2016, Az. 37 O 19570/14, MMR 2016, 257 ï jameda.de; vgl. auch LG Berlin, 25.8.2011, Az. 

16 O 418/11, MMR 2012, 683. 
386 OLG M¿nchen, 17.9.2009, Az. 29 U 3337/09, NJOZ 2010, 1135. 
387 Vgl. etwa LG M¿nchen I, 18.3.2016, Az. 37 O 19570/14, MMR 2016, 257 ï jameda.de. 
388 OLG M¿nchen, 6.4.2017, Az. 29 U 3139/16, MMR 2017, 773. 
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Rechtlich schwieriger ist es, wenn der Plattformbetreiber letztlich f¿r Angaben Dritter 

zur Verantwortung gezogen werden soll, z.B. weil diese irref¿hrend, herabsetzend 

oder gefªlscht sind. Eine generelle Zurechnung des Verhaltens der Anbieter ¿ber Ä 8 

Abs. 2 UWG scheidet zwar aus. Verfolgt der Plattformbetreiber jedoch eigene 

wirtschaftliche Interessen, so kommt eine Haftung wegen der ihm selbst obliegenden 

Sorgfaltspflichten, die sich in der Regel in Pr¿fungspflichten konkretisieren, in Betracht. 

Von zentraler Bedeutung ist dabei die Frage, welche Pr¿fungspflichten dem 

Plattformbetreiber Ăzumutbarñ sind. 

 

Die Rechtslage ist insofern komplex und im Fluss.389 Gerade in den letzten Jahren hat 

es jedoch einige wegweisende hºchstrichterliche Entscheidungen gegeben, die sich 

mit den Pr¿fungspflichten des Plattformbetreibers bei (angeblich falschen, 

herabsetzenden) negativen Kundenbewertungen beschªftigen. Sie setzen jedoch 

nicht unmittelbar bei den dem Betreiber obliegenden Sorgfaltspflichten an, sondern 

erºrtern diese im Rahmen von auf verschiedene Rechtsgrundlagen gest¿tzten 

Unterlassungsklagen, z.B. auf der Grundlage von Ä 4 Nr. 2 UWG (Herabsetzung) oder 

Ä 823 BGB Abs. 1 (Verletzung des Allgemeinen Persºnlichkeitsrechts). Obgleich die 

Generalklausel in Ä 3 Abs. 2 UWG im B2C-Verhªltnis ausdr¿cklich alle geschªftliche 

Handlungen verbietet, die Ănicht der unternehmerischen Sorgfalt entsprechenñ und das 

wirtschaftliche Entscheidungsverhalten des Verbrauchers wesentlich beeinflussen 

kºnnen ï was an sich ihre Anwendung nahelegen w¿rde - wurde sie, soweit bekannt, 

bislang in diesem Bereich nicht direkt heranzogen.390 Zur¿ckzuf¿hren ist dies vor allem 

auf die dem UWG immanente Systematik, insb. das Zusammenspiel von 

Einzeltatbestªnden/Generalklausel, aus der nach ganz h.M. folgt, dass sich der 

VerstoÇ gegen die Sorgfaltspflichten in den Einzeltatbestªnden des UWG weitgehend 

abschlieÇend manifestiert.391  Auch wegen der Besonderheiten des das UWG 

dominierenden Unterlassungsanspruchs, dessen Geltendmachung prªzise, 

vollstreckungsfªhige Antrªge in Bezug auf das beanstandete Verhalten erfordert, 

werden die mit einer Vergleichs- oder Bewertungsplattform zusammenhªngenden 

Sorgfaltspflichten de lege lata daher nur punktuell, d.h. im Rahmen von auf die 

Irref¿hrung, Herabsetzung, Verletzung des APR oder der IP-Rechte392 abstellenden 

Klagen ¿berpr¿ft. 

 

Trotz unterschiedlicher rechtlicher Ansatzpunkte geht es dabei vor allem um eine 

                                            
389 Ausf¿hrlich zu den Pr¿fungspflichten Wilkat, Bewertungsportale im Internet, 2013, S. 262 ff.; Leistner, WRP 

2008, 533; Spindler, WRP 2003, 1.; B¿scher, GRUR 2017, 433. Die Entscheidung des BGH vom 20.2.2018, Az. VI 

ZR 30/17 konnte hier nicht mehr ber¿cksichigt werden. 
390  Eine originªre Anwendung der Generalklausel ist bei der Verletzung von Sorgfaltspflichten zwar durchaus 

mºglich ï z.B. hat der BGH in der Entscheidung ĂJugendgefªhrdende Medien bei Ebayñ, 12.7.2007, Az. I ZR 18/04. 

GRUR 2007, 890 hierin eine eigene Fallgruppe unlauterer geschªftlicher Praktiken gesehen. Sie kommt in der 

Praxis jedoch kaum vor. Gleiches gilt aber auch f¿r das Unionsrecht, wo der EuGH bislang die Generalklausel in 

Art. 5 UGP-RL kaum direkt angewendet hat; vgl. Sosnitza in: FS Kºhler, 2014, S. 685 ff. 
391 Dazu statt aller Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 3 Rn. 3.16 ff. 
392 Zu den IP-Rechten vgl. etwa Ohly, WRP 2018, 131. 
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Interessenabwªgung.393 Einerseits hat der Plattformbetreiber mit der Einstellung der 

Kundenbewertung eine gewisse Gefahrenquelle f¿r die Verletzung der Rechte 

geschaffen und die eigentlich Verantwortlichen, die (hªufig anonymen) Verfasser der 

Statements, kºnnen selten zur Rechenschaft gezogen werden. Andererseits will man 

das jeweilige Geschªftsmodell ï auch im Interesse der Verbraucher ï nicht durch 

¿bertriebene Anforderungen Ăkaputtmachenñ. Diese mitunter schwierige 

Interessenabwªgung gelangt zum Beispiel in dem Urteil des BGH vom 1.3.2016394 im 

zweiten Leitsatz zum Ausdruck: 

 

ĂDer vom Betreiber eines Arztbewertungsportals verlangte Pr¿fungsaufwand darf 

dem Betrieb des Portals weder wirtschaftlich gefªhrden noch unverhªltnismªÇig 

erschweren, hat aber zu ber¿cksichtigen, dass eine gewissenhafte Pr¿fung der 

Beanstandungen von betroffenen  rzten durch den Portalbetreiber eine 

entscheidende Voraussetzung daf¿r ist, dass die Persºnlichkeitsrechte der 

(anonym oder pseudonym) bewerteten  rzte beim Portalbetrieb hinreichend 

gesch¿tzt sind.ñ 

 

Als unzumutbar werden zum Beispiel proaktive Pr¿fungspflichten im Hinblick auf den 

Wahrheitsgehalt von Kundenbewertungen etc. angesehen, d.h. dem Diensteanbieter 

ist nicht zuzumuten, jede einzelne von ihnen auf rechtsverletzende Inhalte zu 

untersuchen.395 Anders sieht es freilich aus, wenn der Onlinebetreiber seine neutrale 

Position verlªsst und selbst aktiv wird. Dies ist zwar noch nicht beim Einsatz eines 

prªventiven Filtersystems zur Einhaltung diverser Grundregeln einer fairen Bewertung 

gegeben396  und allein das Einstellen einer falschen oder ehrenr¿hrigen 

Nutzerbewertung begr¿ndet nicht die Haftung des Portalbetreibers.397 Anders sieht es 

allerdings aus, wenn der Portalbetreiber dar¿ber hinaus eine inhaltlich-redaktionelle 

¦berpr¿fung der auf seinem Portal eingestellten Nutzerbewertungen auf 

Vollstªndigkeit und Richtigkeit hin vornimmt.398 

 

Ansonsten besteht eine Haftung des Portalbetreibers f¿r rechtswidrige Handlungen 

Dritter nur dann, wenn der Portalbetreiber konkrete Anhaltspunkte f¿r eine 

Rechtsverletzung hat, gleichwohl jedoch keine zumutbaren MaÇnahmen ergreift, um 

den Sachverhalt aufzuklªren und gegebenenfalls die Lºschung zu veranlassen. Der 

Portalbetreiber hat dabei ein sog. Ănotice and take downñ-Verfahren einzuhalten,399 

                                            
393 So grundlegend BGH, 12.7.2007, Az. I ZR 18/04, GRUR 2007, 890 ï Jugendgefªhrdende Medien bei eBay; zu 

den Sorgfaltspflichten Podszun in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG , 2016, Ä 3 Rn. 192 ff. 
394 BGH, 19.3.2015, Az. I ZR 94/13, NJW 2015, 3443. 
395  Glºckner, WRP 2017, 1170, 1173 unter Verweis auf BGH, 15.8.2013, Az. I ZR 80/12, WRP 2013, 1348 - 

Filehostingsdienst. 
396 BGH, 19.3.2015, Az. I ZR 94/13, GRUR 2015, 1129 ï Hotelbewertungsportal. Vgl. auch Hofmann, Anm. zu BGH, 

4.4.2017, Az. VI ZR 123/16, GRUR 2017, 844, 849 ï klinikbewertungen.de: ĂDie RechtmªÇigkeit fremder Inhalte 

kann ein Plattform Betreiber ex ante schlichtweg nicht garantieren. Proaktive ¦berwachungspflichten haben das 

Potenzial, sozial unerw¿nschte Geschªftsmodelle im Keim zu ersticken. Die unternehmerische Freiheit wªre 

unzumutbar beeintrªchtigt.ñ 
397 BGH, 19.3.2015, Az. I ZR 94/13, GRUR 2015, 1129 ï Hotelbewertungsportal. 
398 BGH, 4.4.2017, Az. VI ZR 123/16, GRUR 2017, 844 ï klinikbewertungen.de mit Anm. Hofmann. 
399 BGH, 1.3.2016, Az. VI ZR 35/15, GRUR Prax 2016, 199 ï  rztebewertung III. 
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das eine sekundªre Darlegungslast nach sich zieht. Der Betreiber muss jedenfalls 

nach Kenntnisnahme einer schl¿ssigen Rechtsverletzung alle MaÇnahmen ergreifen, 

um diese zu unterbinden und hat mit allen technisch und wirtschaftlich zumutbaren 

MaÇnahmen Sorge daf¿r zu tragen, dass k¿nftige ªhnliche Rechtsverletzungen 

unterbleiben. 

 

Die auf unterschiedliche Rechtsgrundlagen gest¿tzten Entscheidungen zur 

Verantwortung des Portalbetreibers f¿r rechtswidrige  uÇerungen Dritter lassen eine 

zunehmende Verschªrfung der dem Plattformbetreiber bezgl. des Wahrheitsgehalts 

obliegenden Sorgfaltspflichten erkennen.400  Dies zeigen folgende hºchstrichterliche 

Urteile der letzten Jahre: 

 

- In BGH 19.3.2015401 ging es um eine negative Hotelbewertung (Unterlassen 

von geschªftsschªdigenden Tatsachenbehauptungen wie die Verwanzung 

der Betten etc.) auf der Rechtsgrundlage von Ä 4 Nr. 8 UWG a.F. (jetzt Ä 4 

Nr. 2 UWG). Diese Vorschrift erfordert ein ĂZu-Eigen-Machenñ einer 

herabsetzenden Tatsachenbehauptung, was vor dem Hintergrund von Ä 10 

Satz 1 TMG, der eine Privilegierung f¿r fremde Informationen enthªlt, 

einschrªnkend auszulegen ist. Nach Auffassung des BGH macht sich der 

Betreiber eines Hotelbewertungsportals bei erkennbar von Dritten in das 

Portal eingestellte  uÇerungen diese nicht im Sinne des Ä 4 Nr. 8 als 

Tatsachenbehauptung zu eigen, wenn er die  uÇerungen nicht inhaltlich-

redaktionell aufbereitet und ihren Wahrheitsgehalt ¿berpr¿ft, sondern 

lediglich einen automatischen Wortfilter gegen die zur Identifizierung von 

formalen Beleidigungen oder von Hotelbetreibern abgegebenen 

Eigenbewertungen einsetzt. 

- Die Entscheidung des BGH vom 1. Mªrz 2016402  betraf gleichfalls eine 

negative Kundenbewertung, diesmal im Hinblick auf die Leistung eines 

Zahnarztes. Dieser bestritt jeden Kontakt mit dem Bewertenden und 

verlangte die Lºschung wegen Verletzung des allgemeinen 

Persºnlichkeitsrechts nach ÄÄ 823, 1004 BGB. Der BGH sah es als 

Verletzung der dem Plattformbetreiber obliegenden sekundªren 

Darlegungslast an, wenn dieser lediglich eine formale Pr¿fung vornimmt, den 

Bewertenden zur Stellungnahme auffordert, aber Informationen nicht 

weiterleitet.403 

- In der Entscheidung des BGH 27.4.2017404 , ging es um eine negative 

Bewertung einer Privatklinik auf dem Bewertungsportal 

www.klinikbewertungen.de. Die von dem Betreiber der Klinik auf die ÄÄ 823 

Abs. 1, 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB gest¿tzte Klage war erfolgreich, weil der 

                                            
400 Wienen, MMR-Aktuell 2016, 377549. 
401 BGH, 19.3.2015, Az. I ZR 94/13, GRUR 2015, 1129 ï Hotelbewertungsportal; zur Frage der Anwendbarkeit des 

TMG ausf¿hrlich (verneinend) Wilkat, Bewertungsportale im Internet, 2013, S. 262. 
402 BGH, 1.3.2016, Az. VI ZR 35/15, GRUR Prax. 2016,199 -  rztebewertung III. 
403 Dazu Kuhlmann, GRUR Prax 2016, 199. 
404 BGH, 4.4.2017, Az. VI ZR 123/16, GRUR 2017, 844 ï klinikbewertungen.de mit Anm. von Hofmann. 
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Portalbetreiber die Kritik inhaltlich ¿berpr¿ft und dann - ohne R¿cksprache ï 

selbststªndig abgeªndert hatte. Damit machte er sich nach Auffassung des 

BGH die fraglichen  uÇerungen zu eigen, d.h. er war nicht mehr neutral, 

sondern selbst Tªter (unmittelbarer Stºrer). 

 

f. Auswirkungen auf das Entscheidungsverhalten der Verbrau-

cher 

In Anbetracht der Verbreitung von Bewertungsportalen und ihrer Bedeutung f¿r das 

Entscheidungsverhalten der Verbraucher, kann kein Zweifel daran bestehen, dass die 

untersuchten Praktiken geeignet sind, Ăden Verbraucher zu einer geschªftlichen 

Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hªtteñ (so Ä 5a Abs. 2 

Nr. 2; im selben Sinne Ä 5a Abs. 6 UWG und Ä 3 Abs. 2 UWG). 

 

g. Zusammenfassung und Bewertung: Bestehen Enforcement-

Defizite? 

(1) Ausreichende materiell-rechtliche Beurteilungsgrundlagen 

Die zur Verf¿gung stehenden materiell-rechtlichen Grundlagen reichen aus, um die 

untersuchten Formen der Manipulationen von Vergleichsportalen, Bewertungslisten 

etc. zu erfassen. Es handelt sich ¿berwiegend um Irref¿hrungsfªlle, die auf der 

Grundlage von Ä 5 Abs. 1 UWG (Irref¿hrung ¿ber das eigene Angebot); Ä 5a Abs. 2 

UWG (Vorenthalten wesentlicher Informationen); Ä 5a Abs. 6 UWG 

(Nichtkenntlichmachung kommerzieller Kommunikationen) und Ä 6 TMG 

(Kennzeichnung kommerzieller Kommunikationen) i.V.m. Ä 3a UWG beurteilt werden 

kºnnen. Daneben kann Ä 4 Nr. 2 UWG (Herabsetzung) eingreifen. Hinzu kommt die 

Beurteilung auf der Grundlage des Deliktsrechts, Ä 823 Abs. 1 BGB, unter dem 

Gesichtspunkt des Allgemeinen Persºnlichkeitsrechts (APR). 

 

Die auf diesen Grundlagen in den letzten Jahren ergangenen Entscheidungen lassen 

keine Probleme bei der Beurteilung von Vergleichsportalen und Rankings im Internet 

erkennen. Dies gilt nicht nur f¿r Sachverhalte wie die von Provisionszahlungen 

abhªngige Aufnahme von Anbietern in einen Preisvergleich oder die fehlende 

Offenlegung von Provisionen bei ¿ber das Portal erfolgenden Geschªftsabschl¿ssen, 

sondern auch f¿r gekaufte Platzierungen in Rankings, gefªlschte positive 

Bewertungen des eigenen Produkts oder gezielte negative Bewertungen von 

Konkurrenzprodukten.  

Die hierzu ergangene Rechtsprechung des BGH und der Instanzgerichte zeigt dabei 

eine klare, verbraucherfreundliche Linie. Bez¿glich der im Irref¿hrungsrecht zentralen 

Frage, welches Verkehrsverstªndnis im konkreten Fall besteht, wurde dem Argument, 

der Ăverstªndige Verbraucherñ wisse heute sehr wohl, dass sich f¿r ihn kostenlose 

Dienstleistungen im Internet (wie Vergleichsportale) ¿ber Zahlungen von Anbietern 

finanzierten, eine klare Absage erteilt. Ganz im Gegenteil erwarte der durchschnittliche 
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Nutzer von Bewertungsportalen, dass diese die wichtigsten Anbieter einbeziehen (d.h. 

einen im Wesentlichen vollstªndigen Markt¿berblick ermºglichen), dass sie Ăneutralñ 

sind (d.h. dass weder die Aufnahme noch die Platzierung innerhalb eines Rankings 

von Geldzahlungen abhªngt); dass der Plattform-Betreiber nicht mit den Bewerteten 

geschªftlich verbunden ist (z.B. f¿r Geschªftsabschl¿sse Provisionen erhªlt), dass in 

die Ergebnisliste einbezogene Kundenbewertungen Ăechtñ sind und dass keine 

un¿blichen Klassifizierungssysteme (z.B. selbstbestimmte Sterne bei Hotelleistungen) 

Verwendung finden. 

 

Stimmen diese Erwartungen nicht mit der Realitªt ¿berein, so ist hier¿ber eindeutig 

und unmissverstªndlich aufzuklªren. Eine Aufklªrung hat bereits beim ersten Kontakt 

zu erfolgen und ist so zu gestalten, dass ein durchschnittlich aufmerksamer Nutzer ï 

unter Ber¿cksichtigung der Besonderheiten des Internets - eventuelle Abweichungen 

sofort und unschwer (d.h. nicht erst durch Aktionen seinerseits) erkennen kann. 

 

Die Einschªtzung des vzbv405 , dass gesetzliche Rahmenbedingungen erforderlich 

seien, Ădamit Verbraucher hier den Durchblick behalten kºnnenñ, trifft in dieser 

Allgemeinheit daher wohl nicht zu. Der Vorschlag, im TMG eine spezialgesetzliche 

Regelung einzuf¿hren, wonach 

 

ĂBetreiber von Buchungs- und Vergleichsportalen ¿ber Vergleichsmethoden, 

Ranking und Finanzierung des Portals umfassend und leicht verstªndlich 

informieren m¿ssen. Insbesondere die Kriterien, nach denen das Ranking erfolgt, 

m¿ssen an prominenter Stelle leicht zugªnglich auf der Plattform bereitgestellt 

werden.ñ, 

 

w¿rde die bisherige Rechtsprechung zum UWG in etwa gesetzlich verankern, jedoch 

nicht ¿ber diese hinausgehen. Eine zusammenfassende Wiedergabe der von der 

Rechtsprechung entwickelten Grundsªtze liefe zudem Gefahr, zu 

Abgrenzungsschwierigkeiten mit den weiter anwendbaren Rechtsgrundlagen im UWG 

zu f¿hren.  

 

Etwas anderes wªre es, wenn es um die Zulªssigkeit des Geschªftsmodells der 

Betreiber von Vergleichs- und Bewertungsportalen als solches ginge oder etwa um ein 

generelles Verbot von Provisionszahlungen.406 

                                            
405  Positionspapier vom 23.6.2017 www.vzbv.de/sites/default/.../17-06-

23_vzbv_positionspapier_vergleichsportale.pdf. In dieselbe Richtung wie der Vorschlag des vzbv geht der 

Richtlinienvorschlag vom 11.4.2018, COM (2018) 185 endg., der  nderungen der RL 2005/29/EG und 2011/83/EU 

z.B. auch bez¿glich der Bezahlung von Rankings etc. vorsieht. Diese Vorschlªge gehen auf den sog. New Deal for 

Consumers vom 11.4.2018 zur¿ck, auf dessen Inhalt in diesem Gutachten nicht mehr eingegangen werden konnte. 
406 Das vzbv-Positionspapier fordert ein Provisionsverbot f¿r bestimmte Angebote; hierzu benºtigte man in der Tat 

eine eigene Rechtsgrundlage.  
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(2) Die Beurteilung der dem Plattformbetreiber obliegenden Sorgfaltspflich-

ten 

Auch f¿r die Beurteilung der Frage, welche Sorgfaltspflichten den Plattformbetreiber 

bez¿glich unzutreffender Angaben in den Angeboten Dritter treffen, bestehen 

ausreichende Rechtsgrundlagen im UWG und im BGB. Auffallend ist hier jedoch, dass 

der Problemkreis der Ăzumutbaren Pr¿fungspflichtenñ nur punktuell erhellt wird. Ihre 

¦berpr¿fung erfolgte bisher im Rahmen von auf Ä 4 Nr. 2 UWG (Herabsetzung) und Ä 

823 Abs. 1 BGB (Verletzung des APR) gest¿tzten Unterlassungsklagen und damit 

innerhalb der jeweiligen anspruchsspezifischen Voraussetzungen. Die Generalklausel 

in Ä 3 UWG, die im B2C-Verhªltnis sogar ausdr¿cklich auf die Verletzung von 

Sorgfaltspflichten abstellt (Ä 3 Abs. 2 UWG), wird aus dogmatischen ¦berlegungen 

zum Verhªltnis Generalklausel / Einzeltatbestªnde nur hºchst selten herangezogen; 

ihre Handbarmachung mit Hilfe des das UWG dominierenden 

Unterlassungsanspruchs erscheint zudem schwierig. Eine ¦berpr¿fung von 

Sorgfaltspflichten als Aspekt des Verschuldens wªre zwar im Rahmen des 

Schadensersatzanspruchs nach Ä 9 UWG naheliegend, scheitert in der Praxis jedoch 

an den generellen Schwierigkeiten des Nachweises von Verschulden und Kausalitªt 

zwischen Verletzung der Sorgfaltspflicht und Schaden (und der nicht selten fehlenden 

Wettbewerbereigenschaft). 

 

Ob dieser Ansatz der Bedeutung von Sorgfaltspflichten im Zusammenhang mit 

Vergleichen und Bewertungsportalen gerecht wird, ist offen. Den Plattform-Betreiber 

treffen im Hinblick auf sein jeweiliges Geschªftsmodell unterschiedliche 

Sorgfaltspflichten gegen¿ber dem Nutzer, dem Anbieter, dem Bewerteten etc. Eine nur 

punktuelle Erºrterung einzelner dieser Sorgfaltspflichten im Rahmen von auf 

verschiedene Rechtsgrundlagen verteilte Unterlassungsklagen, die auf den Vorwurf 

der Irref¿hrung, der Herabsetzung, der Verletzung des APR oder IP-Rechte beruhen, 

vermag langfristig - sozusagen mosaikfºrmig - durchaus wertungsmªÇig in dieselbe 

Richtung zu gehen und zu einem sich immer mehr verfeinernden Katalog der dem 

Betreiber obliegenden Pr¿fungspflichten f¿hren.407  Sie betrifft jedoch immer nur 

konkrete Einzelfragen, die zudem in ihrem jeweiligen spezifischen und tatsªchlichen 

Kontext, zumeist im Rahmen einer von der jeweiligen Rechtsgrundlage bestimmten 

Interessenabwªgung, zu sehen sind. 

 

(3) Grenzen der zivilrechtlichen Durchsetzung; Ermittlungsschwierigkeiten 

Die Rechtsdurchsetzung de lege lata wird vor allem dadurch erschwert, dass bei 

manchen Vergleichs- und Bewertungsportalen zwar der Verdacht einer Manipulation 

naheliegen mag, der f¿r eine Zivilklage erforderliche Nachweis ï oder die f¿r eine 

einstweilige Verf¿gung erforderliche Glaubhaftmachung ï jedoch wegen mangelnder 

Kenntnisse der wahren Umstªnde nicht mºglich ist. Der das UWG beherrschende 

                                            
407 Vgl. Hofmann, Anm. zu BGH, 4.4.2017, Az. VI ZR 123/16, GRUR 2017, 844 ï klinikbewertungen.de; Hofmann, 

ZUM 2017, 102. 
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Unterlassungsanspruch ist nicht mit einem generellen Anspruch auf Auskunft 

unterf¿ttert und die wenigen Sachverhaltskonstellationen, in denen die 

Rechtsprechung Auskunftsanspr¿che zulªsst, sind eng begrenzt (dazu ausf¿hrlich 

unter A.I.2.d.(6)). Insbesondere Informationen ¿ber Interna des Geschªftsmodells, die 

eingesetzten Algorithmen etc. sind f¿r AuÇenstehende kaum ermittelbar. 

 

In den von der Rechtsprechung bisher entschiedenen Fªllen waren die 

entscheidungsrelevanten tatsªchlichen Umstªnde wohl zumeist unstreitig, so dass 

sich die Entscheidungen auf die rechtlichen Aspekte konzentrieren konnten. Auffallend 

ist jedoch die relativ geringe Anzahl von einschlªgigen Entscheidungen im Verhªltnis 

zu den (geschªtzten) Missstªnden.408 Es liegt daher die Vermutung nahe, dass mit 

dem im UWG zentralen Unterlassungsanspruch nur ausnahmsweise gut belegbare 

Praktiken angegriffen werden, obwohl ï wie auch die Entscheidung der italienischen 

Autorit¨ Garante della Concorrenza e del Marcato bez¿glich der italienischen 

Vergleichs- und Bewertungsplattform TripAdvisor erkennen lªsst ï hªufig der Verdacht 

auf das Vorliegen einer ganze Reihe weiterer bedenklicher Praktiken besteht. Diese 

z.T. sehr unterschiedlichen Praktiken, die das jeweilige Geschªftsmodell 

mitbestimmen, in ihren Interdependenzen zu erfassen, lªsst das zivilrechtliche 

Durchsetzungsinstrumentarium an seine Grenzen stoÇen. 

 

Zu bedenken ist auch, dass sich internetbasierte Geschªftsmodelle in ihren 

Modalitªten schnell ªndern, so dass der zivilrechtliche Ansatz mit seinem dreistufigen 

Gerichtszug zeitlich eine gewisse Verzºgerung bei der Eliminierung unlauterer 

Praktiken bedeuten kºnnte. Zwar haben mittlerweile sowohl der BGH als auch die 

Instanzgerichte eine eindeutige Bewertungslinie bez¿glich der Vollstªndigkeit von 

Vergleichen und der Provisionszahlung (f¿r die Ber¿cksichtigung und Platzierung im 

Vergleich) entwickelt und es ist zu erwarten, dass diese Rechtsprechung in 

entsprechender Strenge fortgesetzt und eine faktische Bindungswirkung auch f¿r 

andere Betreiber entfaltet. Gleichwohl erºffnen die zivilprozessualen Mºglichkeiten in 

gewissem MaÇe eine Verhinderung von Entscheidungen durch ein Anerkenntnis etc. 

Sie f¿hren dazu, dass bei Abmahnungen, die besonders schnell und effizient auf neue 

Phªnomene reagieren kºnnen, durch eine Unterlassungserklªrung ein gerichtliches 

Verfahren (und damit ein Reputationsschaden) verhindert wird. 

(4) Vorteile von Befugnissen des BKartA? 

In Anbetracht der groÇen Verbreitung von Vergleichs- und Bewertungsportalen im 

Internet und ihrer ebenso groÇen Bedeutung f¿r eine informierte Entscheidung des 

Verbrauchers, ist der Schutz des Verbrauchers vor Praktiken, die seinen berechtigten 

Erwartungen an die Objektivitªt und Neutralitªt derartiger Portale zuwiderlaufen, von 

erheblicher Bedeutung. Zudem ber¿hren Irref¿hrungen in diesem Bereich nicht nur die 

Interessen der Verbraucher an einer unverfªlschten Entscheidungsgrundlage, sondern 

auch die Interessen von Anbietern, die infolge unlauterer Praktiken ihrer Konkurrenten 

                                            
408 Siehe die Case Study Manipulierte Kundenbewertungen (A III 2). 
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nicht zum Zuge gelangen. Das geltende Recht stellt zwar ausreichende materiell-

rechtliche Grundlagen zur Beurteilung unlauterer Praktiken im Zusammenhang mit 

Vergleichs- und Bewertungsportalen zur Verf¿gung, jedoch handelt es sich dabei um 

Einzelfallentscheidungen, bei denen die fragliche Praktik (zumeist eine Irref¿hrung) f¿r 

den Klªger nachweisbar war. Weitaus hªufiger sind die Klªger jedoch nicht in der Lage, 

bestimmte das Geschªftsmodell ausmachende Faktoren (etwa bei einem 

algorithmengesteuerten Ranking, bei wirtschaftlichen Verflechtungen) hinreichend zu 

belegen. Man ist dann auf Zufallsfunde oder im Wesentlichen unstreitige Umstªnde 

angewiesen. Diese punktuelle Rechtsdurchsetzung ist vor dem Hintergrund der 

bekanntgewordenen Missstªnde (etwa bei geschªtzten 20-30 % gefªlschten 

Kundenbewertungen, die in den Vergleich einflieÇen) unbefriedigend und kºnnte 

langfristig dazu f¿hren, dass eine f¿r Verbraucher wichtige Informationsquelle 

insgesamt entwertet wird. 

 

Von Seiten der Plattformbetreiber wird hªufig eingewendet, dass es keiner 

zusªtzlichen Regelungen oder Durchsetzungsinstrumente bed¿rfe, da bereits der 

Einsatz von Algorithmen f¿r eine hinreichende Kontrolle sorge. Derartige Software 

wªre theoretisch auch f¿r zivilrechtliche Klªger einsetzbar, kºnnte erste Anhaltspunkte 

geben, w¿rde jedoch kaum den Anforderungen an den Nachweis oder die 

Glaubhaftmachung im Zivilprozess gen¿gen. Dass hierauf im ¦brigen wenig Verlass 

ist, zeigt der im Dezember 2017 in GroÇbritannien bekannt gewordene TripAdvisor-

Fall (ĂThe Shedñ). 409  

 

Ergªnzende Ermittlungsbefugnisse einer ºffentlich-rechtlichen Stelle wªren geeignet, 

die Defizite der zivilrechtlichen Durchsetzung abzumildern. Originªre Befugnisse 

gerade des BKartA wªren zudem nicht an die spezifische UWG-Systematik gebunden, 

d.h. kºnnten z.B. eine Gesamtbeurteilung aller dem Plattformbetreiber obliegenden 

Sorgfaltspflichten vornehmen. Sie kºnnten damit sinnvoll an die dem BKartA nach Ä 

32 c Abs. 5 GWB im Verbraucherschutz zustehende Mºglichkeit der 

Sektoruntersuchung ankn¿pfen und auf dieser aufbauen ï bezeichnenderweise betrifft 

die erste vom BKartA 2017 initiierte Sektoruntersuchung Online-Vergleichsportale. 

 

Negative Auswirkungen auf den offline Bereich und seine gefestigte zivilrechtliche 

Rechtsprechung (etwa zu Bewertungslisten in den Printmedien) sind nicht zu 

bef¿rchten, da bei Online-Portalen substanzielle Unterschiede insb. im Hinblick auf 

algorithmengesteuerte Ergebnisse und Rankings bestehen. 

 

4. Entgeltklauseln 

Im Folgenden sollen etwaige Defizite bei der zivilrechtlichen 

Verbraucherrechtsdurchsetzung im Bereich des AGB-Rechts anhand einer 

Nahaufnahme untersucht werden. Als Praxisbeispiel dient dabei die Inhaltskontrolle 

von Entgeltklauseln. 

                                            
409 Vgl. SZ vom 8.12.2017, S. 1 und die Case Study Manipulierte Kundenbewertungen. 



3Ȣ ρσσ 

 

 

a. Einleitung 

 

Unter dem Begriff der Entgeltklauseln sollen hier solche Vertragsklauseln verstanden 

werden, die eine Preisvereinbarung f¿r eine Nebenleistung enthalten.410  In der 

Judikatur finden sich vor allem Entscheidungen zu Entgeltklauseln in der Bank- und 

Kreditwirtschaft, bei Versicherungen sowie in Vertrªgen ¿ber 

Telekommunikationsdienstleistungen.411  F¿r Aufmerksamkeit sorgten j¿ngst u.a. die 

Entscheidungen des BGH zu vorformulierten Bearbeitungsentgelten in 

Kreditvertrªgen,412 Geb¿hren f¿r die geduldete ¦berziehung eines Girokontos413 und 

der Berechnung von 0,10 EUR durch eine Sparkasse f¿r jede per SMS ¿bermittelte 

Transaktionsnummer (ĂsmsTANñ) f¿r das Online-Banking.414 Weitere Beispiele aus der 

Rechtsprechung betreffen Deaktivierungsgeb¿hren f¿r die Stilllegung eines 

Telefonanschlusses,415  Geb¿hren f¿r die ¦bersendung einer Papierrechnung bei 

einem Mobilfunkvertrag416 sowie eine ĂServicegeb¿hrñ in Hºhe von 2,50 EUR f¿r den 

elektronischen Versand eines Tickets zum Selbstausdrucken durch einen Online-

Tickethªndler.417 

 

Eine verwandte Problematik, die hier ebenfalls betrachtet werden soll, betrifft 

Fallgestaltungen, in denen es in den AGB des Unternehmens an einer Entgeltklausel 

fehlt, in der Praxis aber trotzdem aufgrund einer internen Anweisung ein unzulªssiges 

Entgelt erhoben wird.418 Ebenfalls ªhnlich gelagert sind Fªlle, in denen das gezahlte 

Entgelt gegen sonstige Vorschriften des Verbraucherrechts verstºÇt. Als Beispiel 

dienen etwa Fracht-, Liefer- oder Versandkosten, auf die der Verbraucher entgegen ÄÄ 

312a Abs. 2 S. 2, 312e BGB nicht vor Vertragsschluss hingewiesen wurde. Weitere 

Beispiele sind Ä 312a Abs. 3 S. 2 BGB, der die Vereinbarung von Zusatzentgelten per 

Voreinstellung (pre-ticked box) verbietet,419 oder das Verbot ¿berhºhter Entgelte f¿r 

die Nutzung von Zahlungsmitteln (ĂSurchargingñ)420 in Ä 312a Abs. 4 Nr. 2 BGB. Hinzu 

gekommen ist seit dem 13.1.2018 der neu eingef¿gte Ä 270a BGB. Durch die neue 

Vorschrift, die der Umsetzung von Art. 62 Abs. 4 der RL 2015/2366/EU dient, wird die 

Erhebung von Zusatzentgelten f¿r die Nutzung der gebrªuchlichsten 

Zahlungsmethoden (SEPA-Basislastschrift, SEPA-Firmenlastschrift, SEPA-

                                            
410 Zschieschak in: Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 2018, Ä 307 BGB Entgeltklausel Rn. 1. 
411 Siehe den ¦berblick bei Kropf/Habl, BKR 2015, 316 ff. und Hofauer, BKR 2015, 397 ff. 
412 BGH, 13.5.2014, Az. XI ZR 05/12, NJW 2014, 2420. 
413 BGH, 25.10.2016, Az. XI ZR 9/15, NJW 2017, 1018; siehe dazu Weber, BKR 2017, 106 ff. 
414 BGH, 25.7.2017, Az. XI ZR 260/15, NJW 2017, 3222. 
415 BGH, 18.4.2002, Az. III ZR 199/01, NJW 2002, 2386. 
416 BGH, 9.10.2014, Az. III ZR 32/14, NJW 2015, 328. 
417 OLG Bremen, 15.6.2017, Az. 5 U 16/16, MMR 2017, 834.  
418 LG Leipzig, 10.12.2015, Az. 05 O 1239/15, VuR 2016, 109, 110; siehe jetzt auch OLG Dresden, 10.4.2018, Az. 

14 U 82/16, WM 2018, 1304. 
419 Dazu nªher Busch in: Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 2018, Ä 312a BGB Rn. 19 ff. 
420  Siehe etwa LG Aschaffenburg, 13.7.2016, Az. 1 HK O 66/15, MMR 2017, 201 zu ¿berhºhten 

Kreditkartengeb¿hren bei Flugbuchung. Die Berufung ist beim OLG Bamberg unter dem Az. 3 U 152/16 anhªngig. 
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¦berweisung, Zahlungskarte) gªnzlich untersagt.421 

 

Zu klªren ist, inwieweit die Instrumente des individuellen und kollektiven 

Rechtsschutzes, namentlich die Verbandsklagen nach UWG und UKlaG, eine effektive 

Sanktionierung ermºglichen.422  Materiell-rechtliche Fragen zur Zulªssigkeit von 

Entgeltklauseln und zur Abgrenzung von Preis- und Preisnebenabreden, die 

Gegenstand einer inzwischen sehr fein ausdifferenzierten Rechtsprechung sind,423 

sollen hier nicht vertieft werden. Der Fokus liegt vielmehr auf der Rechtsdurchsetzung. 

Nach einem kurzen ¦berblick ¿ber die in Bezug auf Entgeltklauseln wichtigsten 

Instrumente der Rechtsdurchsetzung soll auf zwei Fragen nªher eingegangen werden: 

(1) Inwieweit gewªhren UWG und UKlaG bei rechtswidrigen Entgeltklauseln einen 

Anspruch auf R¿ckerstattung unrechtmªÇig erhobener Entgelte? (2) Welche 

Breitenwirkung entfalten Unterlassungsurteile gegen¿ber einzelnen Unternehmen bei 

branchenweit verwendeten Klauseln? 

 

b. Instrumentarium der Rechtsdurchsetzung 

(1) Individuelle Verbraucheransprüche 

Ist die Entgeltklausel wegen eines VerstoÇes gegen ÄÄ 307 ff. BGB unwirksam, steht 

den Kunden ein Bereicherungsanspruch aus Ä 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB zu. Gleiches 

gilt, bei einem VerstoÇ gegen Ä 312a Abs. 3 BGB. Eine entsprechende Vereinbarung 

¿ber ein Zusatzentgelt wird nicht Bestandteil des Vertrages, der im ¦brigen aber 

wirksam bleibt. Hat der Verbraucher bereits gezahlt, so kann er auch hier die geleistete 

Zahlung gem. Ä 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB kondizieren. Das UWG sieht demgegen¿ber 

keine Individualanspr¿che einzelner Verbraucher vor. Zwar wurde im Rahmen der 

UWG-Reform 2004 erºrtert, ob auch Verbrauchern ein Klagerecht eingerªumt werden 

sollte, letztlich wurde dieser Ansatz jedoch wegen der Abgrenzungsprobleme zu den 

im BGB geregelten Anspr¿chen der Verbraucher nicht weiterverfolgt.424 

 

Soweit von Verbrauchern unrechtmªÇige Entgelte erhoben wurden, f¿hrt dies 

typischerweise zu sogenannten Streuschªden, die einen groÇen Personenkreis 

betreffen, deren Hºhe aber so gering ist, dass der einzelne Verbraucher einen ihm 

zustehenden R¿ckzahlungsanspruch nicht im Wege der Individualklage verfolgt (sog. 

rationales Desinteresse).425 Bei derartigen Streuschªden verzichten viele Verbraucher 

                                            
421 Siehe auch Busch in: Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 2018, Ä 312a BGB Rn. 25.  
422 Siehe dazu auch bereits Abschnitt A.I.2. 
423  Entgeltklauseln unterliegen der Inhaltskontrolle, soweit es sich dabei um Preisnebenabreden handelt. 

Ausgenommen von einer Inhaltskontrolle sind gemªÇ Ä 307 Abs. 3 BGB Fªlle in: denen das Entgelt f¿r eine rechtlich 

nicht geregelte Zusatzleistung zu zahlen ist oder bei denen mit der Klausel der Hauptpreis nur nªher 

aufgeschl¿sselt wird, vgl. Zschieschak in: Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 2018, Ä 307 BGB 

Entgeltklausel Rn. 1.; umfassend dazu Graf von Westphalen/Th¿sing, Vertragsrecht und AGB-Klauselwerke, 2017, 

Teil ĂVertragsrechtñ, Stichwort ĂPreis ï Preisnebenabredeñ; Eckelt in: Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 

2018, Ä 307 BGB Rn. 178 ff. 
424 Vgl. dazu die Ausf¿hrungen in Abschnitt A.I.2. 
425 Siehe dazu unten Abschnitt A.IV. 
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aufgrund hoher Prozessrisiken und mangelnder Konfliktroutine auf eine gerichtliche 

Durchsetzung ihrer Forderungen.426 Einige Stimmen in der Literatur gehen davon aus, 

dass Anspruchsberechtigte bei einer Schadenshºhe bis zu ca. 25 EUR von einer 

klageweisen Durchsetzung Abstand nehmen427 Andere setzen diese Schwelle bei ca. 

100 EUR an.428  Bei grenz¿berschreitenden Fªllen d¿rfte die Schwelle sogar noch 

deutlich hºher liegen. Empirische Erhebungen zu dieser Frage bestehen kaum. Nach 

einer Umfrage der Europªischen Kommission verzichten ca. 50 Prozent der 

europªischen Verbraucher aufgrund des Prozessrisikos und hoher Verfahrenskosten 

auf die klageweise Durchsetzung, wenn der Anspruch den Betrag von 200 EUR nicht 

¿berschreitet.429 

 

Die Anspr¿che einzelner Verbraucher kºnnen bereits de lege lata nach Ä 79 Abs. 2 Nr. 

3 ZPO im Wege einer Einziehungsklage von Verbraucherverbªnden auf der Grundlage 

einer Abtretung oder Prozessstandschaft eingeklagt werden. Wie die Befragung der 

Stakeholder im Rahmen der vorliegenden Studie ergeben hat, spielt diese 

Verfahrensart in der Praxis jedoch eine sehr geringe Rolle, da das 

Einziehungsverfahren f¿r die Verbªnde einen erheblichen organisatorischen und 

finanziellen Aufwand erfordert und daher unpraktikabel ist. 

 

(2) Kollektive Rechtsdurchsetzung 

i. UKlaG 

Die Unwirksamkeit von Entgeltklauseln gem. ÄÄ 307 ff. BGB kann auch im Rahmen 

eines abstrakten Klauselkontrollverfahrens ¿berpr¿ft werden, das von den in Ä 3 

UKlaG genannten Stellen eingeleitet werden kann. Hierzu zªhlen in erster Linie die 

Verbraucherverbªnde (Ä 3 Abs. 1 Nr. 1 UKlaG), die Wirtschafts- und Berufsverbªnde 

(Ä 3 Abs. 1 Nr. 2 UKlaG), die Industrie- und Handelskammern sowie die 

Handwerkskammern (Ä 3 Abs. 1 Nr. 3 UKlaG). Den anspruchsberechtigten Stellen 

steht gem. Ä 1 UKlaG ein Unterlassungsanspruch gegen den Verwender oder 

Empfehler von Bestimmungen in AGB zu, die nach den ÄÄ 307-309 BGB unwirksam 

sind. Gegen den Empfehler unwirksamer AGB besteht auch ein Widerrufsanspruch. 

Bei VerstºÇen gegen andere verbraucherrechtliche Vorschriften, die Entgeltverbote 

enthalten (etwa Ä 312a Abs. 3 S. 2 BGB) kommt ein Unterlass- und 

Beseitigungsanspruch nach Ä 2 Abs. 1 UKlaG in Betracht. Der Umstand, dass Ä 312a 

BGB nicht in Ä 2 Abs. 2 UKlaG genannt wird, ist angesichts des nicht abschlieÇenden 

Charakters des Beispielkatalogs (Ăinsbesondereñ) insoweit unerheblich.430  F¿r 

                                            
426 Vgl. die Nachweise bei Brºnneke in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 

2017, S. 127, 135 ff. 
427 Poelzig, Normdurchsetzung durch Privatrecht, 2012, S. 41 m.w.N. 
428 Singbartl/Zintl, VuR 2016, 14, 16. 
429  Europªische Kommission, Gr¿nbuch ¿ber kollektive Rechtsdurchsetzungsverfahren f¿r Verbraucher, 

27.11.2008, KOM(2008) 794 endg., S. 4. Liegt der Streitwert unter 1.000 EUR verzichten nach der Studie der 

Kommission immerhin noch 20 Prozent der Verbraucher auf eine klageweise Geltendmachung des Anspruchs. 
430  OLG Dresden, 12.1.2016, Az. 14 U 1425/15, BeckRS 2016, 1474 Rn. 33; Busch in: 
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VerstºÇe gegen die Entgeltverbote aus Ä 312a Abs. 4 Nr. 2 und Ä 270a BGB gilt im 

Wesentlichen dasselbe.431 

 

ii. UWG 

Die Mitbewerber des Klauselverwenders zªhlen nicht zu den nach Ä 3 UKlaG 

Anspruchsberechtigten. Zu einer Anspruchsberechtigung der Mitbewerber gelangt der 

BGH auf dem Umweg ¿ber Ä 3a UWG, der als Transformationsnorm 

auÇerwettbewerbsrechtlichen Vorschriften lauterkeitsrechtliche Wirkung verleiht.432 

Wªhrend die Einbeziehung der ÄÄ 307 ff. BGB als Marktverhaltensregelungen ¿ber Ä 

3a UWG fr¿her umstritten war,433 gehen heute sowohl die Rechtsprechung434 als auch 

die ¿berwiegende Literatur435 davon aus, dass auch bei VerstºÇen gegen das AGB-

Recht ¿ber Ä 3a UWG ein Unterlassungsanspruch gem. Ä 8 UWG besteht. Mit der 

Einbeziehung des AGB-Rechts ¿ber Ä 3a UWG gibt die Rechtsprechung damit 

zugleich den Verbraucherverbªnden das ĂArsenal des UWGñ436 an die Hand. Dies ist 

insbesondere mit Blick auf den Beseitigungsanspruch Ä 8 Abs. 1 Alt. 1 UWG von 

Bedeutung.  

 

Auch bei VerstºÇen gegen Ä 312a Abs. 3, 4 BGB und Ä 270a BGB kann sich ein 

Unterlassungsanspruch aus Ä 8 Abs. 1 UWG i.V.m. ÄÄ 3, 3a UWG ergeben, da es sich 

bei den genannten Regelungen um gesetzliche Vorschriften handelt, die auch dazu 

bestimmt sind, das Marktverhalten im Interesse der Marktteilnehmer zu regeln. 437 Ob 

ein VerstoÇ gegen diese Vorschriften auch geeignet ist, die Interessen von 

Verbrauchern, Mitbewerbern oder sonstigen Marktteilnehmern sp¿rbar zu 

beeintrªchtigen, ist eine Frage des Einzelfalls, die aufgrund der mit einem solchen 

VerstoÇ im Massengeschªft verbundenen Interessen der Verbraucher allerdings 

regelmªÇig zu bejahen sein d¿rfte. Dar¿ber hinaus kann ein VerstoÇ gegen ÄÄ 3, 3a 

UWG auch einen Anspruch auf Gewinnabschºpfung gem. Ä 10 UWG nach sich ziehen, 

dem allerdings wegen seiner strikten Voraussetzungen in der Praxis nur geringe 

Bedeutung zukommt.438 

 

                                            
Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 2018, Ä 312a BGB Rn. 22. 
431 Foerster in: Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 2018, Ä 270a BGB Rn. 71. 
432 Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 1; siehe dazu auch die Ausf¿hrungen in den Abschnitten A.I.1 und 

A.I.2. 
433 Siehe zum fr¿heren Meinungsstand Kºhler, NJW 2008, 177 ff.; Armgardt, WRP 2009, 122 ff.; T¿ngler/Ruess, 

WRP 2009, 1336 ff. 
434 Grundlegend BGH, 31.5.2012, Az. I ZR 45/11, GRUR 2012, 949, Rn. 45 ff. ï Missbrªuchliche Vertragsstrafe. 
435  Kºhler, in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen/Kºhler, UWG, 2018, Ä 3a Rn. 1.284; v. Jagow, in: Harte-

Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 71; kritisch Ohly in: Ohly/Sosnitza, UWG, 2016, Ä 3a Rn. 

78a, der darauf verweist, dass das UKlaG eine in sich geschlossene Regelung enthalte. 
436 Micklitz/Rott, in: M¿KoZPO, 2017, Ä 1 UKlaG Rn. 8. 
437 Siehe etwa Foerster, in: Gsell/Kr¿ger/Lorenz/Reymann, BeckOGK, 2018, Ä 270a BGB Rn. 71. 
438 Siehe dazu auch unten Abschnitt A.V.4.b. 
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c. Rückerstattung im Wege eines Folgenbeseitigungsanspruchs? 

(1) § 1 UKlaG 

Ä 1 UKlaG gewªhrt Verbªnden und Kammern einen Abwehranspruch gegen 

unwirksame AGB. Eine Verbands-Schadensersatzklage, wie sie auf dem 62. DJT 

diskutiert wurde, gewªhrt das UKlaG nicht.439  Zweck des Ä 1 UKlaG ist es, den 

Rechtsverkehr von sachlich unangemessenen Vertragsbedingungen freizuhalten und 

daf¿r zu sorgen, dass die Kunden nicht von nach den ÄÄ 307 ff. BGB unwirksamen 

Klauseln betroffen und davon abgehalten werden, ihre Rechte hinreichend 

wahrzunehmen.440 Dementsprechend richtet sich der Unterlassungsanspruch in erster 

Linie darauf, dass die unwirksame Klausel in k¿nftigen Vertrªgen nicht mehr verwendet 

wird. Umstritten war, inwieweit der Anspruch aus Ä 1 UKlaG auch bereits 

abgeschlossene, aber noch nicht vollstªndig abgewickelte Vertrªge betrifft. 

Rechtsprechung441 und Literatur442 gehen inzwischen zu Recht davon aus, dass der 

Verwender sich auch bei der Abwicklung von Altvertrªgen nicht auf die beanstandete 

Klausel berufen darf. Eine R¿ckabwicklung bereits geschlossener Vertrªge kann 

jedoch nicht auf Ä 1 UKlaG gest¿tzt werden.443 

 

Der Anspruch auf Unterlassung einer k¿nftigen Verwendung erschºpft sich nicht in der 

Forderung nach bloÇer Untªtigkeit. Wie der BGH betont, kann die Unterlassung der 

Verwendung bei einem fortwirkenden Stºrungszustand auch ein Handeln zur 

Beseitigung der aus den unangemessenen Vertragsbedingungen resultierenden 

Umstªnde gebieten.444 Dementsprechend kann der Unternehmer verpflichtet sein, die 

ausgehªngten AGB zu ªndern oder die AGB auf seiner Website zu korrigieren. 

Umstritten ist, ob auch die Pflicht zur Beseitigung des Stºrungszustandes auch eine 

ĂR¿ckrufpflichtñ umfasst. So wird teilweise vertreten, dass der Verwender von AGB, die 

in einem Katalog enthalten sind, den Katalog zur¿ckrufen oder den Empfªngern eine 

Berichtigung zukommen lassen muss, soweit ihm dies rechtlich mºglich und 

wirtschaftlich zumutbar ist.445 

 

Ebenfalls umstritten ist die Frage, ob der Verwender verpflichtet ist, seine 

                                            
439 Vgl. Micklitz/Rott, in: M¿KoZPO, 2017, Ä 1 UKlaG Rn. 4; Witt in: Ulmer/Brandner/Hensen, AGB-Recht, 2016, Ä 1 

UKlaG, Rn. 35. 
440 BGH, 10.12.2013, Az. X ZR 24/13, NJW 2014, 1168, 1170, Rn. 45; Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, 

UWG, 2018, Ä 1 UKlaG Rn. 1. 
441 BGH, 9.10.2014, Az. III ZR 32/14, NJW 2015, 328, 329, Rn. 18; BGH, 10.12.2013, Az. X ZR 24/13, NJW 2014, 

1168, 1170, Rn.45; BGH, 6.12.2012, Az. III ZR 173/12, NJW 2013, 593f, Rn.1. 
442 Siehe nur Witt in: Ulmer/Brandner/Hensen, AGB-Recht, 2016, Ä 1 UKlaG, Rn. 34. 
443 BGH, 12.12.2007, Az. IV ZR 30/06, NJW 2008, 1160 1162 Rn. 17. 
444  BGH, 10.12.2013, Az. X ZR 24/13, NJW 2014, 1168, 1170, Rn. 45 m.w.N.; Kºhler in: 

Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 1 UKlaG Rn. 12. 
445 So Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 1 UKlaG Rn. 12; Micklitz/Rott in: M¿KoZPO/ 2017, 

Ä 1 UKlaG Rn. 37; dagegen Witt in: Ulmer/Brandner/Hensen, AGB-Recht, 2016, Ä 1 UKlaG, Rn. 35. Ebenfalls strittig 

ist, ob eine Herausgabe bzw. Vernichtung vorhandener AGB-Formular verlangt werden kann; daf¿r Micklitz/Rott in: 

M¿KoZPO, 2017, UKlaG Ä 1 Rn. 37; dagegen Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, 2018, Ä 1 UKlaG Rn. 12; 

Gr¿neberg, in: Palandt, BGB, 2017, Ä 1 UKlaG Rn. 7; vgl. auch Hofmann, NJW 2018, 1290 zum R¿ckruf 

rechtsverletzender Produkte. 
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Vertragspartner, ¿ber die Unwirksamkeit der AGB zu unterrichten. F¿r eine solche 

Aufklªrungspflicht spricht, dass ein Kunde andernfalls im falschen Glauben an die 

Wirksamkeit der AGB davon abgehalten werden kºnnte, die ihm zustehenden 

gesetzlichen Rechte, etwa die R¿ckforderung unberechtigter Zahlungen nach Ä 812 

Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB, geltend zu machen. Wªhrend Teile der Literatur446 eine solche 

auf Ä 1 UKlaG gest¿tzte Aufklªrungspflicht bejahen, lehnt der BGH447 dies ab. 

 

Teile der Literatur vertreten demgegen¿ber die Ansicht, dass eine ausdehnende, auch 

die Pflicht zur Unterrichtung der Verbraucher ¿ber die Unwirksamkeit von AGB 

umfassende Auslegung des Ä 1 UKlaG unionsrechtlich geboten ist. Zur Begr¿ndung 

wird u.a. auf Art. 7 Abs. 1 der Klauselrichtlinie (93/13/EWG) verwiesen, der von den 

Mitgliedstaaten verlangt, Ăangemessene und effektive Mittelñ bereit zu stellen, damit 

der Verwendung missbrªuchlicher Klauseln Ăein Ende gesetzt wirdñ.448  Nach 

Auffassung des BGH gen¿gt dagegen der in Ä 1 UKlaG gewªhrte 

Unterlassungsanspruch den Anforderungen des Unionsrechts.449  Die Einrªumung 

eines dar¿ber hinausgehenden (Folgen-)Beseitigungsanspruchs verlange das 

Unionsrecht nicht. Die Begr¿ndung des BGH, es handele sich dabei um Ăeine Frage 

der den Mitgliedstaaten ¿berlassenen rechtstechnischen Umsetzung des 

Gesichtspunkts der Unverbindlichkeitñ450 missbrªuchlicher Klauseln, ¿berzeugt nicht 

wirklich. Letztlich kann Frage, ob zur Durchsetzung der Richtlinie 93/13/EWG ein 

Folgenbeseitigungsanspruch zu gewªhren ist, nur der EuGH klªren. Insoweit ist es 

bedauerlich, dass der BGH in seiner Entscheidung vom 14.12.2017 auf eine Vorlage 

an den EuGH verzichtet hat. 

 

(2) § 2 UKlaG 

Auch Ä 2 Abs. 1 S. 1 UKlaG gewªhrt zunªchst nur einen Unterlassungsanspruch. Seit 

der zum 24.2.2016 in Kraft getretenen Neufassung451 von Ä 2 UKlaG besteht dar¿ber 

hinaus ein ebenfalls verschuldensunabhªngiger Beseitigungsanspruch. Dieser setzt 

das Bestehen eines rechtswidrigen fortdauernden Stºrungszustandes und die 

Zumutbarkeit der verlangten BeseitigungsmaÇnahme voraus.452  Hierdurch soll 

insbesondere bei VerstºÇen gegen datenschutzrechtliche Vorschriften der betreffende 

                                            
446 Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 1 UKlaG Rn. 12. 
447 BGH, 14.12.2017, Az. I ZR 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 23; BGH, 6.12.2012, Az. III ZR 173/12, NJW 2013, 

593, 595, Rn. 22; ebenso Gr¿neberg, in: Palandt, BGB, 2017, Ä 1 UKlaG Rn. 7; Witt in: Ulmer/Brandner/Hensen, 

AGB-Recht, 2016, Ä 1 UKlaG, Rn. 35. 
448 Micklitz/Rott, in: M¿KoZPO, 2017, Ä 1 UKlaG Rn. 6. F¿r eine erweiternde Auslegung von Ä 1 UKlaG auch Klocke, 

VuR 2013, 203, 205 f.; differenzierend Meller-Hannich, JZ 2018, 629, 630: Im Einzelfall kºnne es f¿r die 

Befriedigung eines titulierten Unterlassungsanspruchs erforderlich sein, dass auch Beseitigungshandlungen 

vorgenommen werden.  
449 BGH, 14.12.2017, Az. I ZR 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 35. 
450 BGH, 14.12.2017, Az. I ZR 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 67. 
451  Gesetz zur Verbesserung der zivilrechtlichen Durchsetzung von verbrauchersch¿tzenden Vorschriften des 

Datenschutzrechts v. 17.2.2016 (BGBl. I 233). 
452  Siehe dazu bereits oben Abschnitt A.I.; vgl. auch Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 2 

UKlaG Rn. 41. 
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Unternehmer zur Lºschung von rechtswidrig gespeicherten Daten gezwungen werden 

kºnnen. Der Gesetzgeber hat die Erweiterung der Verbandsklage nach Ä 2 UKlaG auf 

Beseitigungsanspr¿che jedoch nicht auf den engen Bereich des Datenschutzrechts 

begrenzt. Vielmehr kºnnen auch sonstige VerstºÇe gegen Verbraucherschutzgesetze 

i.S.d. Ä 2 UKlaG Ankn¿pfungspunkt f¿r einen Beseitigungsanspruch bilden.453  Die 

Literatur sieht in dem neu gefassten Ä 2 Abs. 1 S. 1 UKlaG ein erhebliches Potential, 

die Sanktionswirkung der Verbandsklage auch ¿ber das (Verbraucher-) 

Datenschutzrecht hinaus zu verstªrken.454  Zur Beseitigung einer fortdauernden 

Stºrung kºnne ein Unternehmen etwa verpflichtet werden, seine von einem 

RechtsverstoÇ betroffenen Kunden von sich aus ¿ber die Rechtslage aufzuklªren.455 

Teilweise wird auch die Auffassung vertreten, dass aus Ä 2 Abs. 1 S. 1 UKlaG die 

Verpflichtung zur Einrichtung eines Beschwerdemanagementsystems zur Abwicklung 

konkreter RechtsverstºÇe denkbar ist oder sogar eine Pflicht zur konkreten 

Verurteilung des Unternehmens zur R¿ckzahlung rechtswidrig vereinnahmter Betrªge 

an die betroffenen Kunden.456 Inwieweit auf Ä 2 Abs. 1 S. 1 UKlaG n.F. tatsªchlich 

Zahlungsanspr¿che gest¿tzt werden kºnnen, bedarf allerdings noch der gerichtlichen 

Klªrung. 

(3) § 8 UWG 

 uÇerst umstritten ist die Frage, inwieweit bei AGB-VerstºÇen im Verfahren nach Ä 8 

Abs. 1 UWG ein Folgenbeseitigungsanspruch geltend gemacht werden kann und ob 

dieser auch auf eine R¿ckzahlung unrechtmªÇig erhobener Entgelte gerichtet werden 

kann. Die Frage der Folgenbeseitigungsanspr¿che nach UWG wurde bereits in 

Abschnitt A.I.2. ausf¿hrlich erºrtert und soll an dieser Stelle noch einmal durch 

konkrete weitere Beispiele aus der Rechtsprechung zu AGB-VerstºÇen prªzisiert 

werden. Die Vorfrage, ob das UKlaG gegen¿ber dem UWG eine vorrangige 

Sonderregelung bildet und dessen Anwendungen eventuell ausschlieÇt, d¿rfte dabei 

mittlerweile als geklªrt gelten. Rechtsprechung und Literatur gehen inzwischen davon 

aus, dass UKlaG und UWG nebeneinander anwendbar sein kºnnen.457 

 

i. ĂR¿ckholungñ irref¿hrender Angaben 

Ankn¿pfungspunkte f¿r einen lauterkeitsrechtlichen Folgenbeseitigungsanspruch 

sehen Teile der Literatur insbesondere im Flexstrom-Urteil458 des Kammergerichts aus 

dem Jahr 2013. Die Entscheidung betraf einen Stromanbieter, der mit einem 

Informationsschreiben seine Kunden ¿ber eine Preiserhºhung informierte und 

                                            
453 Halfmeier, NJW 2016, 1126, 1128; Micklitz/Rott in: M¿KoZPO, 2017, Ä 2 UKlaG Rn. 56. 
454 Halfmeier, NJW 2016, 1126, 1128. 
455 Kºhler in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, UKlaG Ä 2 Rn. 41 (mit Verweis auf KG, 27.3.2013, Az. 5 

U 112/11, BeckRS 2013, 09271). 
456 Halfmeier, NJW 2016, 1126, 1128. 
457 BGH, 14.12.2017, Az. I 184/15, GRUR 2018, 423; OLG Kºln, 30.3.2017, Az. 6 U 249/06, NJW 2007, 3647; 

Bunte, ZIP 2016, 956, 959; Singbartl/Zintl, VuR 2016, 14, 17; Kºhler, NJW 2008, 177; Meller-Hannich, JZ 2018, 

629, 631. 
458 KG, 27.3.2013, Az. 5 U 112/11, BeckRS 2013, 09271; siehe dazu Reich, VuR 2014, 247 ff. 
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gleichzeitig eine K¿ndigungsmºglichkeit einrªumte. Das Kammergericht wertete 

dieses Schreiben als Irref¿hrung gem. Ä 5 UWG und verpflichtete den Stromanbieter, 

seine Kunden schriftlich auf die Unwirksamkeit der Preiserhºhung hinzuweisen und 

¿ber mºglicherweise bestehende R¿ckerstattungsanspr¿che f¿r bereits geleistete 

Zahlungen zu informieren. Bemerkenswert ist dabei insbesondere, dass das Gericht 

im Zusammenhang mit der Frage, ob es im Vergleich zu einem Informationsschreiben 

mildere Mittel zur Beseitigung des fortdauernden Stºrungszustandes gibt, ausdr¿cklich 

die Mºglichkeit einer R¿ckzahlungsanordnung erwªgt. Wºrtlich heiÇt es in der 

Entscheidung des Kammergerichts: ĂDie Beklagte kºnnte die fortdauernde Stºrung 

allerdings auch heute noch dadurch vollstªndig beheben, dass sie allen betroffenen 

Kunden von sich aus den vereinnahmten ¿berhºhten Preis (aus der unwirksamen 

Preiserhºhung) zur¿ckzahlt.ñ459 Diese Formulierung wurde von Teilen der Literatur als 

Hinweis darauf verstanden, dass auch eine R¿ckzahlungspflicht auf Ä 8 Abs. 1 UWG 

gest¿tzt werden kºnnte.460  Diesen Schritt geht das Kammergericht jedoch nicht, 

sondern beschrªnkt sich darauf, eine Beseitigung der fortdauernden Stºrung durch 

ĂR¿ckholungñ der Irref¿hrung aus dem Markt anzuordnen. Den im Ergebnis 

zugesprochenen Anspruch auf Versendung des Informationsschreibens bezeichnet 

das Kammergericht als ĂFolgenbeseitigungsanspruchñ (richtigerweise handelt es sich 

wohl um einen schlichten Beseitigungsanspruch461) und st¿tzt diesen auf Ä 8 Abs. 1 S. 

1 Alt. 1, Ä 3 i.V.m. 5 Abs. 1 S. 1, 2 Nr. 2 UWG.462  

 

Die Ausf¿hrungen des Kammergerichts im Flexstrom-Urteil hat das LG Stuttgart463 im 

Jahr 2014 in einem Fall aufgegriffen, der die Ersetzung (unwirksamer) Klauseln in 

einem Versicherungsvertrag im Wege des Klauselersetzungsverfahrens gem. Ä 164 

VVG betraf. Das Landgericht sah auch die neuen Klauseln als unwirksam an. Das 

Informationsschreiben des Versicherungsunternehmens, mit dem die Kunden auf die 

Ersetzung der (unwirksamen) Klauseln durch neue (unwirksame) Klauseln informiert 

werden sollten, wertete das Gericht als irref¿hrende Handlung nach Ä 5 Abs. 1 UWG. 

 hnlich wie zuvor das Kammergericht leitete das Landgericht sodann aus Ä 8 UWG 

einen Folgenbeseitigungsanspruch her, der auf eine Aufklªrung der Verbraucher zielt 

und verpflichtete das Versicherungsunternehmen, seine Kunden schriftlich ¿ber die 

Unwirksamkeit der Klauseln zu informieren. Die Entscheidung des Landgerichts wurde 

zwischenzeitlich in der Berufungsinstanz durch das OLG Stuttgart464 aufgehoben, das 

einen auf Aufklªrung gerichteten Folgenbeseitigungsanspruch des klagenden 

Verbraucherverbandes weder aus UKlaG noch aus UWG als begr¿ndet ansah. 

 

Der BGH hat in seinem Urteil vom 14.12.2017 nunmehr die Streitfrage entschieden.465 

Einerseits stellt er klar, dass Ä 1 UKlaG den gem. Ä 3 Abs. 1 UKlaG 

                                            
459 KG, 27.3.2013, Az. 5 U 112/11, BeckRS 2013, 09271. 
460 So etwa Reich, VuR 2014, 247. 
461 Podszun in: Schmidt-Kessel/Str¿nck/Kramme, Im Namen der Verbraucher, 2015, 207, 214. 
462 Siehe auch LG Berlin, 6.7.2016, Az. 15 O 314/15, MMR 2016, 824, 826.  
463 LG Stuttgart, 7.8.2014, Az. 11 O 298/13, VuR 2015, 30. 
464 OLG Stuttgart, 7.8.2015, Az. 2 U 107/14, BeckRS 2016, 03602, Rn. 194 ff. 
465 BGH, 14.12.2017, Az. I 184/15, GRUR 2018, 423; siehe dazu Meller-Hannich, JZ 2018, 629. 
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anspruchsberechtigten Stellen gegen den Klauselverwender nur einen 

Unterlassungsanspruch, jedoch keinen Beseitigungsanspruch gewªhrt. Auf Ä 1 UKlaG 

kann daher eine Verpflichtung des Unternehmens, zur Information seiner Kunden ¿ber 

die Unwirksamkeit der AGB nicht gest¿tzt werden.466  Ein entsprechender 

Beseitigungsanspruch kann sich jedoch nach Auffassung des BGH aus Ä 8 Abs. 1 S. 

1 UWG ergeben. Dieser wird nicht unter dem Gesichtspunkt der Spezialitªt von Ä 1 

UKlaG und dessen eingeschrªnkter Rechtsfolgenregelung verdrªngt.467  In den 

Entscheidungsgr¿nden nimmt der BGH explizit Bezug auf den durch das Gesetz zur 

Verbesserung der zivilrechtlichen Durchsetzung von verbrauchersch¿tzenden 

Vorschriften des Datenschutzrechts vom 17.2.2016 in Ä 2 Abs. 1 UKlaG eingef¿gten 

Anspruch auf Beseitigung.468  Mit dieser Neuregelung habe der Gesetzgeber das 

Bed¿rfnis nach einem den Verbraucherverbªnden zustehenden 

Folgenbeseitigungsanspruch anerkannt, das f¿r alle verbrauchersch¿tzenden 

Vorschriften gleichermaÇen gelte Ăund damit auch f¿r den Regelungsbereich des Ä 1 

UKlaGñ469 ï also auch f¿r den Bereich der AGB-Kontrolle. 

 

ii. Rückerstattung unrechtmäßiger Zahlungen? 

Die Auswirkungen der Entscheidung vom 14.12.2017 lassen sich noch nicht 

abschlieÇend bewerten. Zwar hat der BGH anerkannt, dass auch im Bereich der AGB-

Kontrolle ein auf Ä 8 Abs. 1 UWG gest¿tzter (Folgen-)Beseitigungsanspruch in 

Betracht kommt. Wie weit dieser Anspruch reicht, bedarf jedoch noch der Klªrung 

durch die Rechtsprechung. Dabei ist zu beachten, dass der Beseitigungsanspruch 

unter dem Vorbehalt der VerhªltnismªÇigkeit steht.470  Eine Beseitigung wird nur 

geschuldet, wenn sie geeignet und erforderlich ist, um den widerrechtlichen 

Stºrungszustand zu beseitigen, und wenn sie dar¿ber hinaus im engeren Sinne 

verhªltnismªÇig und dem Stºrer zumutbar ist.471  

 

Offen ist insbesondere die Frage, ob auf Ä 8 Abs. 1 UWG auch ein Anspruch auf 

R¿ckerstattung unrechtmªÇiger Zahlungen gest¿tzt werden kann. In diese Richtung 

weist eine Entscheidung des LG Leipzig472  aus dem Jahr 2015, die nicht bei einer 

(Folgen-)Beseitigung durch Information stehen bleibt, sondern eine R¿ckzahlung 

bereits eingezogene Betrªge anordnet. Beklagte in dem Verfahren war eine 

Genossenschaftsbank, die im Zusammenhang mit Kontopfªndungen von ihren 

Kunden eine Aufwandspauschale in Hºhe von 30 EUR pro PfªndungsmaÇnahme 

erhob. Diese Aufwandspauschale war nicht in den AGB geregelt, die Erhebung der 

                                            
466 BGH, 14.12.2017, Az. I 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 23. 
467 BGH, 14.12.2017, Az. I 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 42 f. 
468 BGH, 14.12.2017, Az. I 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 49. 
469 BGH, 14.12.2017, Az. I 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 50. 
470 Dies betont auch BGH, 14.12.2017, Az. I 184/15, GRUR 2018, 423, Rn. 70; siehe auch Hofmann, NJW 2018, 

1290, 1292 zur Begrenzung des Unterlassungsanspruchs aufgrund von VerhªltnismªÇigkeits¿berlegungen. 
471 Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 Rn. 1.222. 
472 LG Leipzig, 10.12.2015, Az. 05 O 1239/15, VuR 2016, 109; zustimmend Rott, VuR 2016, 112 f.; Maier, VuR 

2016, 225 f.; ablehnend Bunte, EWiR 2016, 161 f.; siehe jetzt auch OLG Dresden, 10.4.2018, Az. 14 U 82/16. 
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Pauschale entsprach aber der gªngigen Geschªftspraxis der Bank. Unter Verweis auf 

das in Ä 306a BGB geregelte Umgehungsverbot hielt das LG Leipzig das AGB-Recht 

f¿r anwendbar, da die stereotype faktische Berechnung der Pauschale als Ămindestens 

gleichwertigñ mit der Vereinbarung eines unzulªssigen Entgelts sei. Die Erhebung der 

Pauschale hielt das Gericht f¿r unangemessen i.S.d. Ä 307 Abs. 1 BGB und f¿hrte zur 

Begr¿ndung aus, dass die Auskunftspflicht der Bank als Drittschuldner gem. Ä 840 Abs. 

1 ZPO einer im Interesse der Allgemeinheit liegenden funktionsfªhigen 

Forderungsvollstreckung diene. Ihre Erf¿llung kºnne daher nicht dem Bankkunden als 

Forderungsschuldner berechnet werden. Als Konsequenz bejaht das LG Leipzig einen 

Anspruch aus Ä 8 Abs. 1 i.V.m. Ä 3 Abs. 1, 4 Nr. 11 UWG a.F. und verpflichtet die Bank, 

die durch die Einforderung der Entgelte eingetretene Stºrung, die in der Berechnung 

der unzulªssig erhobenen Geb¿hr besteht, durch R¿ckzahlung an die Kunden zu 

beseitigen. Ferner wird die Bank verpflichtet, die betroffenen Kunden in einem 

Schreiben dar¿ber zu informieren, dass die Erhebung der Geb¿hr unrechtmªÇig 

erfolgt ist und entsprechend belastete Betrªge zur¿ckerstattet werden. 

 

Wie bereits in Abschnitt A.I.2.e. ausgef¿hrt, ist das Urteil des LG Leipzig in der Literatur 

auf ein geteiltes Echo gestoÇen. Von einigen Stimmen wird kritisiert, dass ein auf Ä 8 

Abs. 1 UWG gest¿tzter Zahlungsanspruch nicht in das System des UWG passe.473 

Zur Begr¿ndung wird darauf verwiesen, dass Schadensersatz- und 

Gewinnabschºpfungsanspr¿che in ÄÄ 9, 10 UWG, anders als der 

Folgenbeseitigungsanspruch aus Ä 8 Abs. 1 UWG, verschuldensabhªngig seien.474 

Auch widerspreche ein solcher R¿ckzahlungsanspruch der gesetzgeberischen 

Grundentscheidung, nach der das UWG den betroffenen Verbrauchern keine 

Individualanspr¿che zuerkennt. Von anderer Seite wird die Entscheidung des LG 

dagegen als Ăgeradezu revolutionªreñ Weiterentwicklung der mit dem Flexstrom-Urteil 

begonnenen Rechtsprechung begr¿Çt.475 Zugleich wird darauf hingewiesen, dass eine 

R¿ckf¿hrung der Unrechtsgewinne auch unionsrechtlich geboten sei, um den Ăeffet 

utileñ der Klauselrichtlinie (93/13/EWG) zu gewªhrleisten.476  Im Ergebnis bleibt 

festzuhalten, dass angesichts des gespaltenen Meinungsbildes und der bislang 

fehlenden hºchstrichterlichen Rechtsprechung derzeit nicht sicher davon 

ausgegangen werden kann, dass ein R¿ckzahlungsanspruch im Wege eines 

Folgenbeseitigung geltend gemacht werden kann. 

 

d. Breitenwirkung von Unterlassungsurteilen 

Die Effektivitªt der Ä 1, 2 UKlaG und Ä 8 UWG als Instrumente zur Durchsetzung des 

Verbraucherrechts hªngt nicht nur davon ab, welchen Inhalt die auf diese Vorschriften 

gest¿tzten Anspr¿che haben. Ein entscheidender Faktor ist auch, inwieweit die von 

den anspruchsberechtigten Stellen erwirkten Urteile eine Breitenwirkung entfalten. 

                                            
473 Bunte, ZIP 2016, 956; Bornkamm in: Kºhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, 2018, Ä 8 UWG Rn. 1.108. 
474 Bunte, ZIP 2016, 956, 960. 
475 Rott, VuR 2016, 112. Einen auf Ä 8 UWG gest¿tzten R¿ckzahlungsanspruch bef¿rwortet auch Meller-Hannich, 

JZ 2018, 629, 632. 
476 Rott, VuR 2016, 112, 113. 
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Dieser Aspekt ist insbesondere dann von erheblicher Relevanz, wenn es sich bei der 

Verwendung einer rechtswidrigen Entgeltklausel nicht um einen Einzelfall handelt, 

sondern ªhnlich gelagerte RechtsverstºÇe in einer ganzen Branche auftreten.477 

 

In rechtlicher Hinsicht ist die Breitenwirkung von Unterlassungsurteilen nach Ä 1, 2 

UKlaG und Ä 8 UWG dadurch begrenzt, dass der Unterlassungstitel nur inter partes 

wirkt. Zugunsten der Vertragspartner des verurteilten Klauselverwenders f¿hrt zwar Ä 

11 Abs. 1 UKlaG zu einer gewissen Rechtskrafterweiterung.478  Eine 

Rechtskrafterstreckung auf andere Unternehmen, die inhaltsgleiche Klauseln 

verwenden, existiert jedoch weder im UKlaG noch im UWG.479  Werden bestimmte 

Klauseln in einer ganzen Branche verwendet, kann dies dazu f¿hren, dass die 

Verbªnde eine Vielzahl von Parallelprozessen f¿hren m¿ssen.480 

 

Ob sich dieses Problem im Rahmen des Zivilprozessrechts de lege ferenda lºsen lªsst, 

erscheint eher zweifelhaft. Die Einf¿hrung einer erga-omnes-Wirkung von 

Unterlassungsurteilen lieÇe sich kaum mit der verfassungsrechtlichen Garantie des 

rechtlichen Gehºrs (Art. 103 Abs. 1 GG) und dem unionsrechtlichen Grundsatz des 

fairen Verfahrens (Art. 47 EuGRCh) vereinbaren.481 Ob ein ºffentliches Register, in das 

nach polnischem Vorbild f¿r unzulªssig erklªrte Klauseln mit erga-omnes-Wirkung 

eingetragen werden (sog. schwarze Liste),482  den Anforderungen des deutschen 

Verfassungsrechts gen¿gen w¿rde, ist ebenfalls zweifelhaft.483  Als rechtskonforme 

Alternative kªme mºglicherweise eine behºrdliche Allgemeinverf¿gung in Betracht, 

durch die im Nachgang zu einem Unterlassungsurteil eine bestimmte Klausel mit erga-

omnes-Wirkung f¿r nichtig erklªrt wird.484 Die verfassungsrechtlichen Anforderungen 

an ein faires Verfahren lieÇen sich in diesem Fall durch die Gewªhrung von 

Rechtsschutz gegen die Allgemeinverf¿gung sicherstellen.  

 

Zu ber¿cksichtigen ist allerdings auch, dass insbesondere hºchstrichterliche 

Entscheidungen mitunter eine nicht unerhebliche faktische Breitenwirkung entfalten 

und Unternehmen dazu veranlassen verbraucherrechtswidrige Praktiken zu beenden, 

um Abmahnungen und Unterlassungsklagen zu vermeiden. Insoweit besteht ein 

gewisser rechtsfaktischer Anpassungsdruck. Die rechtsºkonomische Literatur weist in 

diesem Zusammenhang jedoch auf die beschrªnkte Abschreckungswirkung von 

                                            
477 Siehe dazu auch Abschnitt A.I.2. 
478 In der Praxis ist Ä 11 UKlaG offenbar bedeutungslos, vgl. Witt in: Ulmer/Brandner/Hensen, AGB-Recht, 2016, Ä 

11 UKlaG Rn. 14; Micklitz/Rott in: M¿KoZPO, 2017, Ä 11 UKlaG Rn. 2. Dies d¿rfte zum einen an der rationalen 

Apathie vieler Verbraucher liegen, die auf die Geltendmachung geringer Forderungen im Wege einer follow-on-

Klage verzichten. Zum anderen d¿rften die Forderungen in vielen Fªllen bereits verjªhrt sein. 
479 Fritzsche in: M¿KoUWG, 2014, Ä 8 Rn. 103.  
480 Brºnneke in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 127,166. 
481 Vgl. Stadler/Klºpfer, VuR 2012, 343 ff.; Tonner/Halfmeier/Tamm, EU-Verbraucherrecht auf dem Pr¿fstand, 2017, 

S. 174 f. 
482 Siehe dazu EuGH, 21.12.2016, Rs. C-119/15, EuZW 2017, 191 - Biuro podr·Ũy Partner. 
483 So auch Stadler, VuR 2017, 123, 126 f. 
484 Siehe dazu Brºnneke in: Schulte-Nºlke/BMJV, Neue Wege zur Durchsetzung des Verbraucherrechts, 2017, S. 

127,166 ff. 



3Ȣ ρττ 

 

Unterlassungsanspr¿chen hin.485  Hier kºnnte allerdings die sich in der j¿ngsten 

Rechtsprechung abzeichnende Tendenz zur Anerkennung von 

Folgenbeseitigungsanspr¿chen eine gewisse Stªrkung der Breitenwirkung 

herbeif¿hren. So lieÇe sich etwa bei der im Rahmen des Beseitigungsanspruchs 

erforderlichen VerhªltnismªÇigkeitspr¿fung ber¿cksichtigen, ob ein Unternehmer 

hartnªckig eine hºchstrichterliche Rechtsprechung ignoriert und weiterhin Klauseln 

verwendet, die bei einem anderen Verwender durch den BGH f¿r unwirksam erklªrt 

wurden. Droht in einem solchen Fall nicht nur ein Unterlassungsanspruch, sondern 

dar¿ber hinaus eine Verpflichtung, die eigenen Kunden ¿ber die Unwirksamkeit der 

AGB zu informieren oder gar eine Pflicht, vereinnahmte Zahlungen zur¿ckzuerstatten, 

kºnnte dies die Breitenwirkung der hºchstrichterlichen Rechtsprechung erheblich 

stªrken.486 

 

e. Zusammenfassung und Bewertung: Bestehen Enforcement-

Defizite? 

 

Die Auswertung von Rechtsprechung und Literatur zu unrechtmªÇig erhobenen 

Entgelten im Rahmen von Verbrauchervertrªgen, lªsst erkennen, dass das 

Enforcement in diesem Bereich im Wesentlichen mit den Instrumenten der kollektiven 

Rechtsdurchsetzung erfolgt. Individualanspr¿che der Verbraucher scheitern 

regelmªÇig bereits am rationalen Desinteresse der Geschªdigten. Die Wirksamkeit der 

kollektiven Rechtsdurchsetzung hªngt insbesondere von zwei Faktoren ab: (1) der 

sachlichen Reichweite der auf UKlaG und UWG gest¿tzten Anspr¿che und (2) der 

Breitenwirkung der im Verbandsprozess erstrittenen Urteile. In beiden Bereichen 

zeigen sich dabei Defizite.  

 

Dies gilt zunªchst f¿r die Mºglichkeit, im Rahmen eines auf UKlaG und UWG 

gest¿tzten Verfahrens einen Anspruch auf Aufklªrung ¿ber die Unwirksamkeit der AGB 

oder sogar R¿ckerstattung unrechtmªÇig erhobener Entgelte geltend zu machen. 

Wªhrend Teile der Literatur eine auf Ä 1 UKlaG gest¿tzte Aufklªrungspflicht ¿ber die 

Unwirksamkeit der AGB unter Hinweis auf unionsrechtliche Vorgaben bejahen, lehnt 

der BGH dies ab. Wie weit ein auf Ä 8 UWG gest¿tzter Folgenbeseitigungsanspruch 

reicht, ist ebenfalls umstritten. In der j¿ngsten Rechtsprechung zeichnet sich eine 

gewisse Tendenz zur Ausweitung von Folgenbeseitigungsanpr¿chen an. So hat der 

BGH unlªngst einen Anspruch auf Information der Kunden ¿ber die Unwirksamkeit von 

AGB bejaht und damit ein bislang bestehendes Durchsetzungsdefizit beseitigt. Noch 

nicht hºchstrichterlich geklªrt ist dagegen die Frage, ob Ä 8 UWG auch einen Anspruch 

auf R¿ckerstattung unrechtmªÇiger Zahlungen gewªhrt. Hier besteht nach wie vor 

eine Rechtsschutzl¿cke. 

 

Hinzu kommt, dass die von den anspruchsberechtigten Stellen erstrittenen Urteile nur 

                                            
485 Siehe dazu bereits Abschnitt A.II. 
486 Micklitz/Rott in: M¿KoZPO, 2017, Ä 1 UKlaG Rn. 9. 
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inter partes wirken. Werden bestimmte Klauseln in einer ganzen Branche verwendet, 

kann dies dazu f¿hren, dass die Verbªnde eine Vielzahl von Parallelprozessen f¿hren 

m¿ssen. Zwar entfalten hºchstrichterliche Urteile zumeist eine nicht zu 

unterschªtzende faktische Breitenwirkung. Dieser Effekt setzt jedoch erst mit der 

hºchstrichterlichen Klªrung einer umstrittenen Rechtsfrage ein. 

 

Die aufgezeigten Durchsetzungsdefizite kºnnten auf unterschiedliche Weise 

kompensiert werden. Ob die j¿ngst beschlossene Einf¿hrung einer 

Musterfeststellungsklage487  die beschriebenen Rechtsschutzl¿cken vollstªndig zu 

schlieÇen vermag, ist eher zweifelhaft (vgl. Abschnitt A.V.3.a). Als mºgliche Alternative 

kommt eventuell die Einf¿hrung behºrdlicher R¿ckerstattungsanordnungen in Betracht. 

 

5. Zusammenfassung 

 

Die vier exemplarisch untersuchten Sachverhaltskonstellationen zeigen, dass die 

zivilrechtliche Rechtsdurchsetzung ï zu der auch das Abmahnverfahren zªhlt ï zwar 

in allen Bereichen auf Schwierigkeiten stoÇen kann, jedoch in sehr unterschiedlichem 

AusmaÇ und unter verschiedenen Blickwinkeln. Wªhrend es beim Influencer 

Marketing zu keinen aus Verbrauchersicht besorgniserregenden Defiziten im 

Enforcement zu kommen scheint, f¿hren die Ermittlungsschwierigkeiten bei 

Kundenbewertungen im Internet und Vergleichsportalen/Rankings dazu, dass es trotz 

des Verdachts auf gravierende Missstªnden nicht zu einer angemessenen 

Durchsetzung kommt, weil sich der VerstoÇ nicht in einer f¿r eine zivilrechtliche Klage 

notwendigen Weise nachweisen oder glaubhaft machen lªsst. Bei den Entgeltklauseln 

scheitern Individualanspr¿che regelmªÇig am rationalen Desinteresse der 

Verbraucher. Die Wirksamkeit der kollektiven Rechtsdurchsetzung hªngt 

insbesondere davon ab, inwieweit UWG und UKlaG bei rechtswidrigen Entgeltklauseln 

einen Anspruch auf R¿ckerstattung unrechtmªÇig erhobener Entgelte gewªhren. 

Bislang zeigt sich die Rechtsprechung in dieser Frage eher zur¿ckhaltend. In j¿ngster 

Zeit zeichnet jedoch eine gewisse Tendenz zur Anerkennung entsprechender 

Folgenbeseitigungsanspr¿che ab.  

 

a. Influencer Marketing 

 

Kennzeichnend f¿r das sog. Influencer Marketing ist ein Mix von zivilrechtlichen 

Sanktionen ¿ber das UWG und ºffentlich-rechtlichen Sanktionen ¿ber den 

Rundfunkstaatsvertrag. 

 

In rechtlicher Hinsicht ist das Influencer Marketing aus beider Sicht nichts Neues, 

sondern ein Unterfall der altbekannten Schleichwerbung in den Medien. Zentrale 

                                            
487 Siehe dazu das Gesetz zur Einf¿hrung einer zivilprozessualen Musterfeststellungsklage vom 12.7.2018, BGBl. 

I S. 1151, auf das im Rahmen des Gutachtens nicht nªher eingegangen werden konnte. 
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Frage ist die klare Erkennbarkeit kommerzieller Kommunikationen, die sich nach der 

Erwartungshaltung des verstªndigen Durchschnittsverbrauchers der angesprochenen 

Zielgruppe beurteilt. Zu ihrer Ermittlung und Bewertung besteht gerade bei den 

Zivilgerichten besondere Sachkunde, die sich in einer ¿berzeugenden gefestigten 

Rechtsprechung niederschlªgt. 

 

Die dabei f¿r die Schleichwerbung in der Presse, Rundfunk und Kinospielfilme 

entwickelten Grundsªtze lassen sich ohne erkennbare Schwierigkeiten auf das 

Influencer Marketing ¿bertragen. Der Nachweis, dass es sich um eine kommerzielle 

(d.h. regelmªÇig bezahlte) Mitteilung handelt, ist nicht schwieriger zu erbringen als in 

den anderen Medien. Im Gegenteil erschweren beim Influencer Marketing die 

Besonderheiten des Internets, etwa die K¿rze der Posts, Blogs etc., eine 

Verschleierung des kommerziellen Charakters, so dass nicht selten allein die Art und 

Weise der Prªsentation hinreichende Indizwirkung zu entfalten vermag. 

Ermittlungsbefugnisse einer Behºrde wie des BKartA erscheinen daher nicht zwingend 

geboten; zudem best¿nde das Problem, dass ein behºrdliches Vorgehen gegen die 

Schleichwerbung in Online-Medien mºglicherweise das fein austarierte 

Beurteilungssystem bei anderen Medien, insbesondere der Presse - das seit fast 

einem Jahrhundert zu einer umfangreichen gefestigten Rechtsprechung der 

Zivilgerichte gef¿hrt hat - beeintrªchtigen kºnnte. 

 

Hinzu kommt, dass das Influencer Marketing zunehmend auch in den Fokus der 

Landesmedienanstalten gerªt. Sie haben auf dieses neue Phªnomen mit flexiblen 

Guidelines reagiert, die das Verbot der Vermischung von Werbung und Content im 

TMG und RStV in einer f¿r die Betroffenen verstªndlichen Weise prªzisieren. Daneben 

wurden aber auch Ăauffªlligeñ Influencer zur adªquaten Kennzeichnung aufgefordert 

und in Einzelfªllen auch mit einem BuÇgeld bzw. Zwangsgeld belegt. 

 

Sowohl bei der Durchsetzung der Irref¿hrungsvorschriften des UWG als auch bei der 

Durchsetzung des Gebots der klaren Trennung von Content und Werbung im TMG und 

RStV zeigt sich, dass die Frage der befriedigenden Durchsetzung nicht allein an der 

Anzahl von Klagen gemessen werden kann. Gerade beim Influencer Marketing erfolgt 

offenbar ein Enforcement ¿ber eine nicht unerhebliche Anzahl von Abmahnungen und 

Beanstandungen, auf die die Betroffenen ¿berwiegend in zufriedenstellender Weise 

zu reagieren scheinen. Ergªnzende ºffentlich-rechtliche Befugnisse sind vor diesem 

Hintergrund beim Influencer Marketing nicht erforderlich. 

 

b. Manipulierte Kundenbewertungen 

 

Anders sieht es hingegen mit Kundenbewertungen im Internet aus. Ein erheblicher 

Anteil von ihnen (20-30%) soll gefªlscht sein, teilweise in groÇem Stil durch hierauf 

spezialisierte Agenturen. Zwar bestehen auch hier ausreichende Rechtsgrundlagen im 

UWG und es geht hªufig um Fragen des Irref¿hrungsrechts, mit denen die Zivilgerichte 

besonders vertraut sind. 
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Gleichwohl erscheint die Rechtsanwendung unbefriedigend. Ausschlaggebend hierf¿r 

sind Ermittlungsschwierigkeiten, da bei manchen Kundenbewertungen zwar der 

Verdacht einer Manipulation naheliegt, der f¿r eine Zivilklage erforderliche Nachweis ï 

oder die f¿r eine einstweilige Verf¿gung erforderliche Glaubhaftmachung ï jedoch 

nicht mºglich ist. Anders als beim Influencer Marketing, bei dem die durch die Social 

Media bedingte Art und Weise der Darstellung bereits hªufig eine Indizwirkung f¿r das 

Vorliegen einer kommerziellen Kommunikation entfaltet, sind echte von manipulierten 

Kundenbewertungen allein aufgrund der Wortwahl etc. nicht voneinander zu 

unterscheiden. F¿r eine Unterlassungsklage m¿ssten folglich weitere Umstªnde 

vorgetragen werden, deren Kenntnis sich regelmªÇig dem Zivilrechtsklªger, der ¿ber 

keinen wirksamen Auskunftsanspruch verf¿gt, entzieht. Hinzu kommt, dass die 

Agenturen, von denen sie hªufig stammen, wegen stªndig wechselnder 

Internetaktivitªten nur schwer ermittelbar sind. 

 

Aus Verbrauchersicht bedeutet das nur sporadische Aufdecken und rechtliche 

Unterbinden von manipulierten Kundenbewertungen die ernst zu nehmende Gefahr 

der Verfªlschung einer wichtigen Entscheidungsgrundlage. Aber auch die Interessen 

der Mitbewerber, deren Angebote durch derartige Manipulationen mºglicherweise 

nicht zum Zuge kommen, werden verletzt. Anders als fr¿her in den Printmedien, in 

denen gleichfalls Bewertungen von Unternehmen vorkamen, geht es auch nicht um 

einzelne ¦beltªter, sondern um ein massenhaftes Problem mit internetspezifischen 

Z¿gen. Eine Bekªmpfung mithilfe des zivilrechtlichen Instrumentariums des UWG ï 

insbesondere des schnellen flexiblen Unterlassungsanspruchs ï scheitert in der Praxis 

daher hªufig an Ermittlungsschwierigkeiten, die auch ein Enforcement ¿ber 

Abmahnungen ausschlieÇen. 

 

Ermittlungsbefugnisse einer ºffentlich-rechtlichen Stelle kºnnten daher zur besseren 

Rechtsdurchsetzung und damit zu einem hºheren Verbraucherschutzniveau beitragen. 

Befugnisse gerade des Bundeskartellamts hªtten zudem den Vorteil, auf 

Sektoruntersuchungen im digitalen Bereich aufbauen zu kºnnen. Negative 

Auswirkungen auf die Bekªmpfung der Schleichwerbung in anderen Medien und eine 

Stºrung der dort von den Zivilgerichten entwickelten Grundsªtze wªren in Anbetracht 

des Umstandes, dass es bei Kundenbewertungen heute fast ausschlieÇlich um 

Internetsachverhalte geht, nicht zu bef¿rchten. 

 

c. Vergleichsportale/ Rankings 

 

Die bei manipulierten Kundenbewertungen bestehenden Ermittlungsschwierigkeiten 

potenzieren sich bei Vergleichs- und Bewertungsportalen, die f¿r Verbraucher eine 

besonders wichtige Entscheidungsgrundlage darstellen. Da bei Vergleichsportalen auf 

der Grundlage bestimmter Parameter (hªufig Preis und Kundenzufriedenheit) 

Produkte und Dienstleistungen miteinander in Beziehung gesetzt werden, was 

wiederum die Basis f¿r Ranglisten oder Empfehlungen bildet, geht es, anders als beim 
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Influencer Marketing und bei Kundenbewertungen auf der Website von Unternehmen, 

nicht nur um das Problem der Verschleierung des kommerziellen Charakters, sondern 

um eine ganze Palette von bedenklichen Praktiken, die von klaren Irref¿hrungsfªllen 

¿ber Transparenzprobleme beim Einsatz von Algorithmen reichen. 

 

Zwar bestehen zur Beurteilung sªmtlicher dieser Aspekte ausreichende rechtliche 

Grundlagen im UWG, insbesondere in den Irref¿hrungsvorschriften, daneben auch im 

BGB (bez¿glich der Pr¿fungspflichten des Plattformbetreibers bei negativen 

Bewertungen). Auf dieser Grundlage hat es gerade in letzter Zeit einige 

richtungsweisende Urteile des BGH und der Instanzgerichte gegeben, die nichts an 

Deutlichkeit zu w¿nschen ¿briglassen. Dabei handelt es sich jedoch um 

Einzelfallentscheidungen, bei denen die fragliche Praktik (zumeist eine Irref¿hrung) f¿r 

den Klªger wohl deshalb nachweisbar war, weil der fragliche Umstand, z.B. eine 

Provisionsforderung, bekannt war und es vor allem um die Frage einer hinreichenden 

Aufklªrung ging. Weitaus hªufiger sind die Klªger, auch die Verbªnde, jedoch nicht in 

der Lage, bestimmte den WettbewerbsverstoÇ ausmachende Umstªnde ï etwa die 

Parameter eines algorithmengesteuerten Rankings, komplizierte wirtschaftliche 

Verflechtungen ï zu belegen. Da auch der Gesamtauftritt des Bewertungsportals im 

Regelfall keine offenkundigen R¿ckschl¿sse auf WettbewerbsverstºÇe zulªsst, ist 

man dann auf ĂZufallsfundeñ angewiesen. 

 

Diese nur punktuelle Rechtsdurchsetzung ist vor dem Hintergrund des Umfangs der 

bekannt gewordenen Missstªnde unbefriedigend und kºnnte langfristig dazu f¿hren, 

dass eine f¿r Verbraucher wichtige Informationsquelle insgesamt entwertet wird und 

gesetzestreue Mitbewerber benachteiligt werden. Es liegt jedenfalls die Vermutung 

nahe, dass mit dem im UWG zentralen Unterlassungsanspruch in der Regel nur 

einzelne, gut belegbare Praktiken oder ĂZufallsfundeñ angegriffen werden. Ergªnzende 

Ermittlungsbefugnisse einer ºffentlich-rechtlichen Stelle kºnnten diese Defizite 

ausgleichen, wobei originªre Befugnisse des Bundeskartellamts, die zum Beispiel auf 

Sektoruntersuchungen aufbauen kºnnten, auch zu einer Art Gesamtbeurteilung des 

Geschªftsmodells f¿hren kºnnten. Negative Auswirkungen auf den Offline-Bereich und 

seine gefestigte zivilrechtliche Rechtsprechung sind nicht zu bef¿rchten, da es sich 

insbesondere im Hinblick auf algorithmenbasierte Geschªftsmodelle ï um ein 

internetspezifisches Problem handelt. 

 

d. Entgeltklauseln 

Die Geltendmachung bereicherungsrechtlicher Individualanspr¿che scheitert bei 

unzulªssigen Entgeltklauseln regelmªÇig an der rationalen Apathie der geschªdigten 

Verbraucher. Von zentraler Bedeutung ist daher die auf UWG und UKlaG gest¿tzte 

kollektive Rechtsdurchsetzung. Die Wirksamkeit dieser Durchsetzungsinstrumente 

hªngt dabei insbesondere davon ab, inwieweit sie einen Anspruch auf Aufklªrung ¿ber 

die Unwirksamkeit der AGB oder sogar R¿ckerstattung unrechtmªÇig erhobener 

Entgelte im Wege eines Folgenbeseitigungsanspruchs gewªhren. Ein wichtiger Faktor 

ist auch die (begrenzte) Breitenwirkung der im Verbandsprozess erstrittenen Urteile. 
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Wªhrend Teile der Literatur eine auf Ä 1 UKlaG gest¿tzte Aufklªrungspflicht ¿ber die 

Unwirksamkeit der AGB bejahen, lehnt der BGH dies ab. Umstritten ist auch die Frage, 

wie weit bei AGB-VerstºÇen ein auf Ä 8 UWG gest¿tzter Folgenbeseitigungsanspruch 

reicht. Wªhrend der BGH in seiner j¿ngsten Rechtsprechung einen Anspruch auf 

Information der Kunden ¿ber die Unwirksamkeit der AGB bejaht, ist bislang noch nicht 

hºchstrichterlich geklªrt, ob auf Ä 8 UWG auch ein Anspruch auf R¿ckerstattung 

unrechtmªÇiger Zahlungen gest¿tzt werden kann. Ob die dadurch entstehenden 

Defizite bei der Rechtsdurchsetzung durch die Einf¿hrung einer zivilprozessualen 

Musterfeststellungsklage kompensiert werden kºnnen, ist eher zweifelhaft. Eine 

mºgliche Alternative kºnnten behºrdliche R¿ckerstattungsanordnungen bieten. 
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IV. Auswertung der Stakeholderbefragung 

 

1. Methodik 

Zur weiteren empirischen Absicherung des im Rahmen der Case Studies ermittelten 

Befundes wurde im August 2017 eine Stakeholderbefragung zu mºglichen Defiziten 

bei der Verbraucherrechtsdurchsetzung durchgef¿hrt, die durch eine explorative 

Vorstudie methodisch vorbereitet wurde. Die Vorstudie diente insbesondere dazu, um 

Hypothesen f¿r eine fragebogengest¿tzte Erhebung zu bilden. Dies war erforderlich, 

da bislang empirische Erkenntnisse zu Defiziten bei der 

Verbraucherrechtsdurchsetzung, an welche die Befragung hªtte ankn¿pfen kºnnen, 

weitgehend fehlen.488  Im Rahmen der explorativen Vorstudie wurde sowohl die 

vorhandene Literatur zu Defiziten der Verbraucherrechtsdurchsetzung als auch die 

gerichtliche Praxis ausgewertet. Abgerundet wurde das so gewonnene Bild durch 

qualitative Interviews mit einzelnen Experten (u.a. Richter, Rechtsanwªlte, Vertreter 

des vzbv, der Wettbewerbszentrale und der DIHK). Diese Gesprªche dienten 

insbesondere dazu, die Fragestellungen der Umfrage passgenauer auszurichten und 

die im Rahmen der fragebogengest¿tzten Erhebung geªuÇerten Einschªtzungen 

besser einordnen zu kºnnen. 

 

Auf Grundlage der explorativen Vorstudie wurde im August 2017 der als Anlage 1 

beigef¿gte Fragebogen auf elektronischem Wege an insgesamt 49 Organisationen 

(Unternehmens- und Verbraucherverbªnde, Industrie- und Handelskammern, 

Verbraucherzentralen etc.) versandt. Ausgef¿llte Fragebºgen wurden von 9 

Unternehmensverbªnde und 7 Verbraucherverbªnden bzw. Verbraucherzentralen 

zur¿ckgesandt. Ein Unternehmensverband reichte eine frei formulierte Stellungnahme 

ein, die lediglich auf ausgewªhlte Punkte aus dem Fragebogen Bezug nahm. Der 

R¿cklauf in Hºhe von 35% ist im Vergleich mit anderen Stakeholderbefragungen zu 

vergleichbaren Themen als gut zu betrachten.489 Die Vertreter von Unternehmens- und 

Verbraucherinteressen sind unter den zur¿ckgesandten Fragebºgen etwa 

gleichgewichtig reprªsentiert. 

 

 

                                            
488  Siehe etwa Schmidt-Kessel u.a., Wo gibt es verwertbare Daten zu Verbraucherstreitigkeiten? in: 

Micklitz/Reisch/Joost/Zander-Hayat, Verbraucherrecht 2.0 ï Verbraucher in der digitalen Welt, 2017, S. 303 (ĂDie 

rechtstatsªchliche respective statistische Erfassung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten ist ein zentrales 

wissenschaftliches Desiderat, f¿r das freilich weitgehend das Zahlenmaterial fehlt.ñ). Dies scheint im ¦brigen nicht 

nur f¿r Deutschland zu gelten. Vgl. aus rechtsvergleichender Sicht zur empirischen Forschung im Bereich des 

Verbraucherschutzes etwa Meili in: Cane/Kritzer, The Oxford Handbook of Empirical Legal Research, 2010, 176 

(177): (Ămuch remains to be exploredñ). 
489 Siehe etwa Meller-Hannich/Hºland, Evaluierung der Effektivitªt kollektiver Rechtsschutzinstrumente, 2010, S. 

49. 
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2. Grundlagen der fragebogengestützten Erhebung 

 

Bevor die Ergebnisse der fragebogenst¿tzten Erhebung vorgestellt werden, soll 

zunªchst stichpunktartig skizziert werden, welche Kritikpunkte von Seiten der 

Verbraucherverbªnde vorgebracht werden und welche Aspekte von den im Rahmen 

der explorativen Vorstudie befragten Experten genannt wurden. 

 

a. Kritik an der Rechtsdurchsetzung aus Verbraucherschützer-

sicht 

 

Zu den im Rahmen der Vorgesprªche genannten Kritikpunkte aus 

Verbrauchersch¿tzersicht, die hier nur knapp referiert werden sollen, gehºrt u.a. die 

fehlende Aktivlegitimation des individuellen Verbrauchers im UWG. Die dem 

Verbraucher aus dem BGB zustehenden Anspr¿che werden als ungen¿gend 

angesehen, zumal es kein allgemeines Vertragslºsungsrecht wegen unlauteren 

Wettbewerbs gebe; der Ansatz der h.M., wonach das UWG dem kollektiven 

Verbraucherschutz (wahrgenommen vor allem durch die Verbraucherschutzverbªnde) 

diene, entspreche nicht modernem Verbraucherschutzdenken. 

 

Ein weiterer von Verbrauchersch¿tzerseite geªuÇerter Kritikpunkt ist die Regelung der 

Gewinnabschºpfung in Ä 10 UWG. Dieser Anspruch sollte nach dem Willen des 

Gesetzgebers von 2004 gerade Streuschªden der Verbraucher effektiv begegnen. 

Obwohl die Verbraucherverbªnde f¿r diesen Anspruch aktivlegitimiert sind, werden die 

Anspruchsvoraussetzungen (insbesondere der Nachweis des vorsªtzlichen Handelns, 

die Ermittlung des Mehrerlºses) und der Umstand, dass die eingezogenen Betrªge 

nicht, auch nicht indirekt, der Verbraucherfºrderung zukommen, als Ursache daf¿r 

gesehen, dass dieser Anspruch in der Praxis nicht die erhoffte Bedeutung f¿r den 

Verbraucherschutz erlangt hat.  

 

Von Verbrauchersch¿tzerseite wird weiter ein Ausbau des kollektiven Rechtsschutzes 

f¿r notwendig gehalten, um bestimmte Nachteile der bisherigen Rechtsdurchsetzung 

auszugleichen.490  GroÇe Erwartungen sind mit der Einf¿hrung einer 

Musterfeststellungsklage verbunden. Gefordert wird eine kollektive Entschªdigung von 

Verbrauchern; dabei m¿sse die vorhandene Verbandsklage enger mit den 

individuellen Anspr¿chen der Verbraucher verbunden werden. Verbraucher w¿rden 

von einer Musterfeststellungsklage stark profitieren durch eine Verjªhrungshemmung 

durch Anmeldung im Klageregister, eine Bindungswirkung des Musterurteils, ggf. 

gerichtliche Vergleiche ¿ber Geldzahlungen an Verbraucher und ein z¿giges Verfahren 

mºglich ohne Belastung mit Einzelfªllen. 

 

                                            
490  Siehe dazu insbesondere VZBV, Verbraucherrechte durchsetzen ï L¿cken im kollektiven Rechtsschutz 

schlieÇen, September 2017, https://www.vzbv.de/sites/default/files/downloads/2017/09/20/17-09-

20_kurzpapier_musterfeststellungsklage.pdf. 
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Als Beispielsfälle werden in diesem Zusammenhang u.a. der Fall des Berliner Energie-

Unternehmens GASAG genannt, das 2005 und 2006 eine Preisanpassungsklausel 

verwendete, die der Bundesgerichtshof für unwirksam erklärte. Betroffen waren die 

Verträge von etwa 300.000 Kunden. Da es in Deutschland kein Verfahren mit Wirkung 

für alle Betroffenen gibt, musste sich die Verbraucherzentrale Berlin die Forderungen 

einzeln abtreten lassen. Wegen des bürokratischen Aufwands war das nur für 194 Be-

troffene möglich. 

 

Ebenfalls genannt wird die Klage der Verbraucherzentrale Hamburg vor dem Landge-

richt Stuttgart gegen die Allianz Lebensversicherungs-AG wegen Vertragsklauseln zur 

Berechnung des Rückkaufwertes von Lebensversicherungen. Nach Schätzungen der 

Verbraucherzentrale summierten sich die Rückzahlungsansprüche allein gegen das 

Versicherungsunternehmen auf insgesamt 1,3 bis 4 Milliarden Euro. Für das Verfahren 

hatten knapp 80 Verbraucher ihre Ansprüche an die Verbraucherzentrale abgetreten. 

Die Klage führte zu zwei Rückzahlungen in Höhe von 74.000 Euro und 40.000 Euro, 

einschließlich Zinsen ï aber nur an die knapp 80 Verbraucher. Millionen andere Ge-

schädigte gingen leer aus.  

 

Hinzugekommen ist in jüngster Zeit eine generelle Kritik an dem fast ausschließlich 

Ăprivate enforcementñ des UWG, die vor allem mit der digitalen Entwicklung und ihren 

Folgen im Zusammenhang steht. Beklagt werden Ermittlungsschwierigkeiten sowohl 

in Bezug auf die Sachverhaltsaufklärung als auch auf die Person des Rechtsverletzers 

bei neuen Geschäftsmodellen, die die Digitalisierung hervorgebracht hat. In diesem 

Zusammenhang werden insbesondere folgende Themen genannt:491 

 

- Schleichwerbung, insbesondere in neuen Medien (Blogs, YouTube),  

- Provisionen für Rankings bei Suchmaschinen und Portalen, 

- Intransparenz von Algorithmen, 

-  Pseudo-Rabatte, 

 - Fake Online-Shops.  

 

b. Häufig genannte Kritikpunkte im Rahmen der Vorstudie 

In Gesprªchen wurden von allen befragten Experten die Vorteile des private 

enforcement und dessen Effizienz betont. Es wurde jedoch auch auf bestimmte 

Sachverhaltenskonstellationen hingewiesen, in denen der zivilrechtliche 

Regelungsansatz an seine Grenzen stoÇen kºnnte. Genannt wurden folgende 

Probleme der zivilrechtlichen Rechtsdurchsetzung: 

 

- Ermittlungsschwierigkeiten bez¿glich des f¿r den WettbewerbsverstoÇ 

Verantwortlichen (und damit der Mºglichkeiten, ihn tatsªchlich zur 

Verantwortung zu ziehen) sowie bei der Aufklªrung des Sachverhalts bei 

                                            
491  Siehe dazu die Stellungnahme des VZBV zum Gr¿nbbuch Digitale Plattformen vom 26.9.2016, S. 23 f., 

https://www.vzbv.de/sites/default/files/16-09-22_vzbv_stellungnahme_gruenbuch_digitale_plattformen.pdf. 
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Zahlungsstrºmen, Provisionen bei Bewertungsportalen etc. Beklagt wurde 

durchgªngig das Desinteresse einiger Staatsanwaltschaften auch bei 

eindeutigen Fªllen der Wirtschaftskriminalitªt, z.B. fake online shops, 

Adressbuchschwindel etc. und das wohl auf Interessenkonflikte 

zur¿ckzuf¿hrende Zºgern der verwaltungsrechtlichen Durchsetzung, z.B. 

einiger Landratsªmter bei der Gewerbeuntersagung; 

- die inter partes-Wirkung der f¿r das UWG zentralen Unterlassungsverf¿gung; 

in bestimmten Fªllen sei eine ĂAllgemeinverbindlicherklªrungñ sinnvoll (vor 

allem bei AGB; nicht hingegen im UWG, wo bereits kleine  nderungen des zu 

beurteilenden Sachverhalts bedeutsam seien); 

- der fehlende Ausgleich von Verbraucherschªden und generell der Ausgleich 

von Schªden. Ä 10 UWG sei in der Praxis nicht befriedigend; es fehlten 

entweder rechtliche Mºglichkeiten (wie R¿ckerstattung) und /oder 

Durchsetzungsanreize. 

 

Besondere Schwierigkeiten best¿nden auch bei groÇer Intransparenz bestimmter 

Branchen, etwa durch Sales Promotion (Rabatte, Zugaben, Werbegeschenke, 

Kopplungsgeschªfte, Sponsoring, Gewinnspiele, Preisrªtsel und den aus mehreren 

dieser Elemente zusammengesetzten Kundenbindungssystemen). Diese w¿rden 

nach Aufhebung von ZugabeVO und RabattG und der wenig kohªrenten 

Rechtsprechung des EuGH ¿berhandnehmen und Angebote/Marketing extrem 

undurchschaubar machen (ein Beispiel sei die Mºbelbranche, bei der eine 

Untersuchung der Wettbewerbszentrale zahlreiche VerstºÇe ergab). Genannt wurden 

in diesem Zusammenhang: 

 

- bewusst oder unbewusst undurchsichtigen Preisgestaltungen, insbesondere 

in Verbindung mit neuen Geschªftsmodellen wie Onlineshops, personalisierte 

Preise, dynamische Preise; 

- neue Formen der Verschleierung des kommerziellen Charakters, z.B. bei 

Influencer Marketing oder Online-Bewertungsportalen; Affiliate Marketing; 

- zu kurz komme der Verbraucherschutz mitunter auch bei Belªstigungen (cold 

calling, Spam) und bei Gewinnspielen. 

 

Kritisiert wurden von allen Befragten aber auch die unabgestimmten, inkohªrenten 

Informationspflichten des europªischen Rechts, die die Verbraucher ¿berforderten 

(Ăinformation overloadñ), Unternehmen zu stark belasteten und insgesamt zu stªndigen 

Streitigkeiten f¿hrten. 
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3. Ergebnisse der fragebogengestützten Erhebung 

 

a. Aufgreifen von Fällen (Fragen 1 bis 5) 

 

Die Angaben zur Zahl der Fªlle, die von den Verbªnden pro Jahr gepr¿ft werden, 

variieren stark. Das Spektrum reicht von Ăca. 50ñ bis zu Ă11.000 bis 15.000ñ (Frage 1). 

Auch die von den Verbªnden ergriffenen MaÇnahmen decken ein weites Spektrum ab 

(Frage 2). Als hªufigster Grund daf¿r, dass ein Fall nicht weiterverfolgt wird, wird der 

Umstand genannt, dass kein VerstoÇ gegen eine Rechtsnorm ersichtlich ist oder 

(etwas weniger hªufig), dass der VerstoÇ nur geringf¿gig erscheint bzw. die weiteren 

Ermittlungen zu aufwªndig oder zu wenig aussichtsreich wªren (Frage 3).  

 

 

b. Sachverhaltsermittlung (Fragen 6 bis 10) 

 

Eine Reihe von Verbªnden gibt an, dass sie gelegentlich oder hªufig von der weiteren 

Verfolgung von Fªllen absehen, weil sie Schwierigkeiten bei Ermittlung oder Nachweis 

des Sachverhaltes sehen (Frage 6). Am hªufigsten ergeben sich Ermittlungs- und 

Beweisschwierigkeiten bei der Ermittlung von Tªtern (insbesondere bei Fªllen mit 

Auslandsbezug) und beim Nachweis des Verhaltens (Frage 7). Von Seiten der 

Verbraucherverbªnde wurde die Intransparenz von Geschªftsmodellen und 

Finanzstrºmen als hªufiger Grund von Ermittlungsschwierigkeiten hervorgehoben. 

 

Tabelle 1: Ermittlungs- und Beweisprobleme in spezifischen Konstellationen 

(Skala: 1 (¿berhaupt nicht) bis 5 (sehr gravierend), Durchschnittswert, n=Hªufigkeit) 

 

Sachverhaltskonstellation Unternehmensverbªnde Verbraucherverbªnde 

Schleichwerbung in user 

generated content 

2,3 (n=3) 3,5 (n=4) 

Nutzung von 

Verbraucherdaten ohne 

Einwilligung 

2,3 (n=3) 4,5 (n=6) 

Mangelnde Neutralitªt einer 

Produktbewertungsplattform 

3 (n=2) 4,3 (n=6) 

Fehlerhafte oder 

irref¿hrende Preisangaben 

im Internet 

3 (n=3) 2,7 (n=6) 

Fehlerhafte oder 

irref¿hrende Preisangaben 

im traditionellen Handel 

2 (n=3) 2,3 (n=6) 

Nicht ausreichende 

Bevorratung bei 

1,7 (n=3) 4,3 (n=6) 
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Lockangeboten im Online-

Handel 

Nicht ausreichende 

Bevorratung bei 

Lockangeboten im Offline-

Handel 

2 (n=3) 3,25 (n=6) 

Fake Online-Shops 4,7 (n=3) 4,2 (n=6) 

 

 

Auf die Frage nach besonders intransparenten Geschªftspraktiken und -modellen 

werden u.a. folgende Beispiele genannt (Frage 9): 

 

¶ Preisherabsetzungen (insbes. im Mºbelhandel) 

¶ Preiswerbung ohne Hinweis auf Zusatzkosten (insbes. Preisgestaltung von 

Fluggesellschaften, Online-Reisevermittlern und Dating-Portalen) 

¶ Teleshoppingangebote 

¶ Verkaufsfºrderungssysteme, Multi-Level-Marketing, Schneeballsysteme 

¶ Geistheiler-Gewerbe, Heilpraktikerwesen, Scoring und Kreditinformationen,  

¶ Vermittlungsportale (insbes. f¿r Konzertkarten und Veranstaltungstickets) 

¶ Bewertungsportale, gefªlschte Testseiten 

¶ Transparenz bei einigen Portalen im Hinblick auf Anbieter, Vertragspartner, 

Vermittler, Provisionszahlungen 

¶ Lockwerbeangebote (z.B. ĂBlack Fridaysñ),  

¶ Tarnung eines gewerblichen als privates Angebot (einschlieÇlich Umgehung 

von Haftung und Informationspflichten) 

¶ Einwilligungserklªrungen in die Datenverarbeitung (insbes. Datenerhebung aus 

Kfz durch Telematikdienstangebot der Kfz-Hersteller) 

¶ Irref¿hrende Bewerbung von Produkten mit angeblichen Umweltvorteilen 

¶ Verkauf von Gerªten und Pkw an Endverbraucher, die gesundheitssch¿tzende 

Grenzwerte nicht einhalten 

¶ Online-Kreditvermittlungen Ăohne Schufañ 

¶ Angebote im Bereich des grauen Kapitalmarktes 

 

c. Verfahren (Fragen 11 bis 17) 

 

Die Erfolgsquote in Fªllen, in denen MaÇnahmen gegen RechtsverstºÇe ergriffen 

werden, ist nach der ¿bereinstimmenden Selbsteinschªtzung der befragten Verbªnde 

recht hoch. Die Angaben reichen von 70% bis 99% (Frage 11). Schl¿sselt man die 

Angaben zur Erfolgsquote nach unterschiedlichen MaÇnahmen auf, variieren sie 

dagegen stark (Frage 12). Wªhrend einzelne Verbªnde bereits durch Gesprªche mit 

den jeweiligen Unternehmen gute Erfolge erzielen, f¿hrt bei anderen Verbªnden diese 

MaÇnahme nur selten zum Erfolg. Eine besonders hohe Erfolgsquote erzielen die 

Verbªnde bei Antrªgen auf einstweilige Verf¿gung (85% bis 99%) und im 
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Klageverfahren (80% bis 99%). Ebenfalls hoch ist die Erfolgsquote bei der 

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen (80% bis 99%). Als typische Gr¿nde f¿r ein 

Scheitern der MaÇnahmen im Vollstreckungsverfahren werden am hªufigsten genannt, 

dass die Tªter ihr Verhalten in anderer Form fortsetzen und dass die Tªter nicht 

greifbar sind (Frage 15). 

 

Die Verbªnde geben an, dass sie sehr hªufig (2x genannt), hªufig (4x genannt) oder 

gelegentlich (2x genannt) Verfahren wegen gleichartiger VerstºÇe f¿hren (Frage 16). 

Dabei handelt es sich hªufig (8x genannt) um Verfahren, bei denen die Rechtslage 

bereits geklªrt war. Zur Frage, f¿r wie erforderlich die Bindungswirkung gerichtlicher 

Entscheidungen gegen¿ber Dritten eingeschªtzt wird (z.B. durch eine 

Allgemeinverbindlicherklªrung), gehen die Ansichten weit auseinander (Frage 16). 

Wªhrend die Verbraucherverbªnde eine solche Drittwirkung ¿berwiegend bef¿rworten, 

sehen die Wirtschaftsverbªnde dies eher kritisch und ªuÇern teilweise 

verfassungsrechtliche Bedenken. Auch von Seiten der Verbraucherverbªnde wird 

betont, dass bei einem solchen Modell das Grundrecht auf rechtliches Gehºr gewahrt 

werden m¿sse. 

 

d. Einzelne Ansprüche (Fragen 18 bis 25) 

 

Die klagebefugten Verbªnde geben an, dass sie im Jahr 2016 am hªufigsten 

Anspr¿che nach Ä 8 UWG geltend gemacht haben (Frage 18). Als typische 

Schwierigkeiten bei dieser Anspruchsgrundlage werden u.a. Umgehungspraktiken und 

die nicht ausreichende Signalwirkung der erstrittenen Entscheidungen auf dem Markt 

genannt. Bei der Frage, ob einzelne Verbraucher hinreichend von der Entscheidung 

profitieren gehen die Meinungen auseinander. Von Seiten der Verbraucherverbªnde 

wird dies verneint, und darauf verwiesen, dass die Einf¿hrung eines 

Folgenbeseitigungsanspruchs im Nachgang zum REFIT-Prozess auf europªischer 

Ebene diskutiert wird. Von Seiten der Wirtschaftsverbªnde wird dagegen betont, dass 

jeder einzelne Verbraucher von der Durchsetzung des Unterlassungsanspruchs aus Ä 

8 UWG profitiert. 

 

Verfahren nach ÄÄ 9, 10 UWG wurden von den befragten Verbªnden im Jahr 2016 

kaum durchgef¿hrt (Fragen 19 und 20). Als typisches Problem bei Ä 10 UWG wird von 

mehreren Verbªnden genannt, dass ein vorsªtzliches Verhalten nur schwer 

nachzuweisen sei. Teilweise wird auch darauf verwiesen, dass Ermittlung und 

Nachweis des kausal erzielten Gewinnes nur schwer mºglich seien. Andere Verbªnde 

weisen darauf hin, dass Ä 10 UWG gerade f¿r schwerwiegende Fªlle eingef¿hrt 

worden sei, in denen der Nachweis des Vorsatzes kein Problem sei. Bei 

betr¿gerischen Fªllen scheitere jedoch in der Regel die Durchsetzung des 

Gewinnabschºpfungsanspruchs. Als problematisch wird ferner die Abf¿hrung der 

abgeschºpften Gewinne an den Staatshaushalt genannt. 

 

Eine Reihe von Verbªnden hat im Jahr 2016 auch Verfahren nach ÄÄ 1, 2 UKlaG 
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durchgef¿hrt (Fragen 21 und 22). Die Zahl der Verfahren ist allerdings deutlich geringer 

als bei Ä 8 UWG. Als typische Schwierigkeiten werden hier ebenfalls 

Umgehungspraktiken genannt. Als Problem bei ÄÄ 1, 2 UKlaG wird genannt, dass die 

erstrittenen Urteile keine Rechtswirkungen f¿r andere Unternehmen entfalten, die 

inhaltsgleiche AGB verwenden. Kritisiert wird ferner, dass die Unterlassungsklagen 

keine Folgen f¿r die Vergangenheit entfalten. Verbraucher, die durch die unzulªssige 

AGB geschªdigt worden sind, kºnnten sich bei Schadensersatzklagen nicht auf das 

Urteil berufen. AuÇerdem seien etwaige Schadensersatzanspr¿che bis zu einem 

letztinstanzlichen Urteil im Unterlassungs-klageverfahren meist schon verjªhrt. 

 

Die Zahl der Verfahren nach Ä 4a UKlaG und Ä 79 Abs. 2 ZPO ist nach Angaben der 

befragten Verbªnde gering (Fragen 23 und 24). Als Problem bei Ä 79 Abs. 2 ZPO wird 

genannt, dass das Verfahren einen erheblichen organisatorischen und finanziellen 

Aufwand erfordert, impraktikabel sei und keine Bindungswirkung gegen¿ber Dritten 

entfalte. 

 

e. Verstöße gegen Verbraucherrecht (Fragen 26 bis 28) 

 

Unter den verschiedenen Schutzrichtungen des Verbrauchrechts ist nach 

¿bereinstimmender Ansicht der Verbªnde die wirksame Abstellung konkreter VerstºÇe 

besonders wichtig (Frage 26). Dieses Ziel wird nach ebenfalls weitgehend 

¿bereinstimmender Ansicht gut erreicht. Hinsichtlich der anderen Schutzzwecke 

gehen die Auffassungen dagegen auseinander, wie Tabelle 2 zeigt.  

 

Tabelle 2: Schutzrichtungen des Verbraucherrechts 

(Skala: 1 (sehr gering) bis 5 (sehr hoch), Durchschnittswert, n=Hªufigkeit) 

 

Schutzzweck Bedeutung des 

Schutzzwecks 

Zielerreichung durch 

das bestehende 

Durchsetzungsregime 

Wirksame Abstellung des 

konkreten VerstoÇes 

4,4 (n=16) 4,2 (n=16) 

Prªvention k¿nftiger 

VerstºÇe 

4,7 (n=16) 3,9 (n=15) 

Ausgleich konkreter 

Verbraucherschªden 

3,5 (n= 16) 2,6 (n=10) 

Funktionieren der 

Marktwirtschaft durch 

informierte 

Verbraucherentscheidungen 

4, 1 (n=16) 3,5 (n=15) 

Vermeidung von Ăchilling 

effectsñ f¿r 

unternehmerisches Handeln 

3,2 (n=13) 2,4 (n=11) 

 


















































































































































































































































































































































